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Vorwort zur Reihe 


„Der Krieg ist nichts als die Fortsetzung der politischen Bestrebungen mit 
veränderten Mitteln. [...] Durch diesen Grundsatz wird die ganze Kriegsge¬ 
schichte verständlich, ohne ihn ist alles voll der größten Absurdität.“ Mit 
diesen Sätzen umriß Carl von Clausewitz im Jahre 1827 sein Verständnis 
vom Krieg als historisches Phänomen. Er wandte sich damit gegen die zu sei¬ 
ner Zeit und leider auch später weit verbreitete Auffassung, wonach die Ge¬ 
schichte der Kriege in erster Linie aus militärischen Operationen, aus Logi¬ 
stik, Gefechten und Schlachten, aus den Prinzipien von Strategie und Taktik 
bestünde. Für Clausewitz war Krieg hingegen immer und zu jeder Zeit ein 
Ausfluß der Politik, die ihn hervorbrachte. Krieg kann demnach nur aus den 
jeweiligen politischen Verhältnissen heraus verstanden werden, besitzt er 
doch allenfalls eine eigene Grammatik, niemals jedoch eine eigene Logik. 

Dieser Einschätzung des Verhältnisses von Krieg und Politik fühlt sich 
Krieg in der Geschichte grundsätzlich verpflichtet. Die Fierausgeber legen al¬ 
so Wert darauf, bei der Untersuchung der Geschichte der Kriege den Blick¬ 
winkel nicht durch eine sogenannte militärimmanente Betrachtungsweise 
verengen zu lassen. Doch hat seit den Zeiten Clausewitz’ der Begriff des Po¬ 
litischen eine erhebliche Ausweitung erfahren. Die moderne Historiographie 
beschäftigt sich nicht mehr nur mit Außen- und mit Innenpolitik, sondern 
auch mit der Geschichte von Gesellschaft, Wirtschaft und Technik, mit Kul¬ 
tur- und Mentalitätsgeschichte und, nicht zuletzt, mit der Geschichte der Be¬ 
ziehungen zwischen den Geschlechtern. All die diesen unterschiedlichen Ge¬ 
bieten eigenen Aspekte haben die Geschichte der Kriege maßgeblich 
mitbestimmt. Die moderne historiographische Beschäftigung mit dem Phä¬ 
nomen Krieg kann deshalb nicht umhin, sich die methodologische Vielfalt 
der gegenwärtigen Geschichtswissenschaft zunutze zu machen. In diesem 
Sinne ist Krieg in der Geschichte offen für die unterschiedlichsten Ansätze in 
der Auseinandersetzung mit dem historischen Sujet. 

Diese methodologische Offenheit bedeutet jedoch auch, daß Krieg im en¬ 
geren Sinne nicht das alleinige Thema der Reihe sein kann. Die Vorbereitung 
und nachträgliche „Verarbeitung“ von Kriegen gehören genauso dazu wie 
der gesamte Komplex von Militär und Gesellschaft. Von der Mentalitäts¬ 
und Kulturgeschichte militärischer Gewaltanwendung bis hin zur Alltagsge¬ 
schichte von Soldaten und Zivilpersonen sollen alle Bereiche einer modernen 
Militärgeschichte zu Wort kommen. Krieg in der Geschichte beinhaltet dem¬ 
nach auch Militär und Gesellschaft im Frieden. 

Geschichte in unserem Verständnis umfaßt den gesamten Bereich vergan¬ 
gener Realität, soweit sie sich mit den Mitteln der Geschichtswissenschaft er¬ 
fassen läßt. In diesem Sinne ist Krieg in der Geschichte (abgekürzte Zitier¬ 
weise: KRiG) grundsätzlich für Studien zu allen historischen Epochen offen, 
vom Altertum bis unmittelbar an den Rand der Gegenwart. Darüber hinaus 
ist Geschichte für uns nicht nur die vergangene Realität des sogenannten 
Abendlandes. Krieg in der Geschichte bezieht sich deshalb auf Vorgänge und 
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Vorwort zur Reihe 


Zusammenhänge in allen historischen Epochen und auf allen Kontinental. 
In dieser methodologischen und thematischen Offenheit hoffen wir den spe¬ 
zifischen Charakter unserer Reihe zu gewinnen. 

Stig Förster Bernhard R. Kroener Bernd Wegter 



Vorwort 


Der vorliegende Band versammelt die Beiträge einer 1996 an der Universität 
der Bundeswehr Hamburg veranstalteten Ringvorlesung. Sie wurden für den 
Druck gründlich überarbeitet und um einige Aufsätze zur vorneuzeitlichen 
sowie zur allerjüngsten Geschichte ergänzt. Leitgedanke war dabei nicht, 
einer spezifisch historisch orientierten ( und leider noch kaum existenten) 
Kriegsursachenforschung das dringend erforderliche theoretische Funda¬ 
ment zu verschaffen; vielmehr geht es Autoren und Herausgebern darum, ei¬ 
nen breiteren Kreis interessierter Nichtspezialisten in ein Thema einzu¬ 
führen, das Menschen seit Jahrtausenden beschäftigt und das auch über 
unsere Gegenwart hinaus virulent bleiben wird: Wie Kriege entstehen. 

Die Beiträge führen von der griechischen und römischen Antike über das 
Mittelalter durch alle großen europäischen oder von Europa ausgehenden 
Kriege der Neuzeit bis zum Balkankonflikt am Ende des 20. Jahrhunderts. 
Ihr Ziel ist es, die Vielfalt historischer Konstellationen, die zu Kriegen ge¬ 
führt haben, anschaulich vor Augen zu führen, die Spielräume der jeweils 
handelnden Staaten, Herrscher, Staatsmänner und Militärs auszuloten und zu 
bewerten sowie die Möglichkeiten und Grenzen eines Vergleichs zwischen 
verschiedenen Kriegen und ihren Ursachen sichtbar zu machen. 

Wenn dies wenigstens in Ansätzen gelungen sein sollte, so gebührt das Ver¬ 
dienst hierfür in erster Linie den Autoren, darüber hinaus aber auch all je¬ 
nen, die diesen Band überhaupt erst möglich machten: der Universitätsver- 
waltung, die unsere Ringvorlesung in jeder Hinsicht förderte, dem Verlag 
und seinem Lektor, Michael Werner, die den Band in ihr Programm aufnah- 
men, sowie nicht zuletzt Anne Paul, die sich der Gestaltung der Texte an¬ 
nahm. Kristiina Ringert und Judith Ketelsen halfen uns beim Korrekturle¬ 
sen. Ihnen allen gilt unser herzlicher Dank. 


Hamburg, im Winter 1999 auf 2000 


Bernd Wegner 



Einführung: 

Was kann Historische 
Kriegsursachenforschung leisten? 


von 

BERND WEGNER 

Kriege „brechen“ nicht „aus“ wie Vulkane - eher schon wie Seuchen oder, 
besser noch, wie wilde Tiere aus ihrem Gehege. Entgegen dem, was der all¬ 
gemeine Wortgebrauch suggeriert, sind „Kriegsausbrüche“ das Ergebnis 
meist langer und komplexer Entwicklungsprozesse und Ereignisketten, die 
systematisch zu untersuchen nicht zuletzt dem Historiker wohl anstehen 
dürfte. Um so augenfälliger ist, daß eine spezifisch historisch orientierte 
Kriegsursachenforschung als wissenschaftliche Teildisziplin zumindest in 
Deutschland bis heute nicht existiert. Lassen wir die fast endlose Liste jener 
Autoren Revue passieren, die sich in den vergangenen Jahrhunderten mit 
dem Wesen ,des‘ Krieges und seinen Verursachungsfaktoren beschäftigt ha¬ 
ben, so fällt auf, daß sich vergleichsweise wenige Historiker darunter finden. 
Nicht, daß diese über Kriege und deren Vorgeschichte nichts zu sagen ge¬ 
wußt hätten, doch - der vermeintlichen Natur ihres Berufes folgend - kon¬ 
zentrierten sie ihre Interessen meist weniger auf die Frage nach der Entste¬ 
hung von Krieg im allgemeinen als auf jene nach der Genese einzelner 
Kriege. Angefangen von Thukydides* Darstellung des Peloponnesischen 
Krieges 1 bis hin zu jüngsten Analysen der Indochinakriege 2 oder des Jugos¬ 
lawienkonflikts 3 unserer Tage reiht sich so eine unabsehbare Kette miteinan¬ 
der unverbundener Detailstudien, die ungeachtet aller Gelehrsamkeit der na¬ 
heliegenden Frage, ob und ggf. welche strukturell ähnlichen Prozesse im 
Vorfeld dieser und anderer Kriege zu beobachten sind, kaum Aufmerksam¬ 
keit schenken. Hierauf zu antworten haben die Historiker, sieht man von 
einigen neueren angelsächsischen Ansätzen ab 4 , in der Regel anderen über¬ 
lassen - den Theologen, Philosophen und Schriftstellern in älterer, den So¬ 
zialwissenschaftlern und Friedensforschern in jüngerer Zeit. 

Solche Enthaltsamkeit ist um so bemerkenswerter, als es sich bei der 
Kriegsursachenforschung, wie sie sich in den vergangenen Jahrzehnten zu¬ 
nehmend auch in Deutschland entfaltet hat, weniger um eine festgefügte aka¬ 
demische Disziplin als vielmehr um ein transdisziplinäres Projekt handelt, 


1 Thukvdides, Geschichte des Peloponnesischen Krieges, hrsg. und übersetzt von Georg 
P. Landmann. München 1973. 

1 Vgl. Antony Short, The Origins of the Vietnam War, Harlow 1994, sowie zuletzt, den aktuel¬ 
len Forschungsstand zusammenfassend, Marc Frey, Geschichte des Vietnamkriegs. Die Tragö¬ 
die in Asien und das Ende des amerikanischen Traums, München 1998. 

1 Siehe hierzu die im Beitrag von Wolfgang Höpken bzw. im Literaturverzeichnis nachgewiese¬ 
nen Arbeiten von Calic, Sundhaussen u. a. 

4 So etwa Jeremy Black, Why Wars Happen, London 1998. 
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dessen Hauptcharakteristika gerade seine Vielfalt methodischer Ansätze und 
seine beträchtliche methodologische Offenheit (daraus resultierend freilich 
auch eine bisweilen überbordende Theoriediskussion) sind. Was also macht 
es Historikern so offenkundig schwer, an diesem Projekt mitzuwirken, - und 
täten sie es, worin könnte dann ihr spezifischer Beitrag bestehen? 

*** 

Beginnen wir mit dem Offenkundigen: Die sozialwissenschaftliche Kriegsur 
Sachenforschung war und ist, wie die Friedensforschung insgesamt, in vielfälti¬ 
ger Weise mit <a«/?erwissenschaftlichen Bedürfnissen und Hoffnungen, insbe¬ 
sondere der Sehnsucht nach Frieden und der Überzeugung seiner 
Herstellbarkeit, verknüpft. Nicht zufällig scheinen seit jeher literarische, philo¬ 
sophische und fachwissenschaftliche Schriften über die Ursprünge von Krieg 
vorzugsweise das Produkt unmittelbarer Kriegserfahrung oder diesbezüglicher 
Bedrohungsvorstellungen gewesen zu sein. Dies gilt für die meist im Zusam¬ 
menhang internationaler Friedenskongresse publizierten Flug- und Denk¬ 
schriften, Pamphlete und gelehrten Abhandlungen der frühen Neuzeit 5 ebenso 
wie für die Anfänge der modernen wissenschaftlichen Kriegsursachenfor¬ 
schung, für welche die Erfahrung des Ersten Weltkrieges als der „Urkatastro- 
phe“ unseres Jahrhunderts gleichsam zum Geburtshelfer wurde. Für Quincy 
Wright zum Beispiel, jenen Pionier der neuen Forschungsrichtung, der 1942 
sein bahnbrechendes (von deutschen Historikern freilich erst in den letzten 
Jahren zaghaft rezipiertes) Werk „A Study of War“ veröffentlichte 6 , war die 
Hoffnung, einen Beitrag zur Beseitigung von Krieg leisten zu können, zeitle¬ 
bens die wohl wichtigste Triebkraft seiner wissenschaftlichen Bemühungen. 
Dieser Optimismus erscheint auch zwei Generationen später ungebrochen. So 
etwa formulierte noch unlängst Klaus-Jürgen Gantzel - unter breiter Zustim¬ 
mung der Fachkollegen - das von ihm und seiner Hamburger „Arbeitsgemein¬ 
schaft Kriegsursachenforschung“ vertretene Erkenntnisinteresse dahingehend, 
„mittels erfahrungswissenschaftlich vergleichender, gesellschaftstheoretisch 
orientierter Kriegsursachenforschung einen Beitrag zu leisten zur Überwin¬ 
dung des Krieges als Mittel organisierten kollektiven Konfliktaustrags.“ 7 
Unter heuristischen Gesichtspunkten ist ein derartiges Erkenntnisinteres¬ 
se, wenngleich moralisch unanfechtbar und angesichts der Friedlosigkeit un¬ 
serer Welt naheliegend, für den Historiker nicht unproblematisch. Die so be¬ 
triebene Forschung ist nämlich - über die jeder Wissenschaft eigene 
Zeitgebundenheit hinaus - in zweifacher Weise gegenwartsfixiert. Zum einen 
gilt ihr Interesse bevorzugt solchen historischen Erscheinungen, die eine 
hochgradige strukturelle Ähnlichkeit mit gegenwärtigen (bzw. in Zukunft er¬ 
warteten) Konfliktlagen aufweisen, während es in eben dem Maße schwin- 

5 Vgl. näheres bei Claudius R. Fischbach, Kneg und Frieden in der Französischen Aufklärung, 
Münster 1990, sowie bei Heinz Duchhardt (Hrsg.), Städte und Friedenskongresse, Köln 1999 

6 Quincy Wright, A Study of War, Chicago 1942 (Neuauflage 1971). 

7 Klaus J. Gantzel, Kriegsursachen - Tendenzen und Perspektiven. In: Ethik und Sozial wissen - 
schäften. Streitforum für Erwägungskultur (= EuS) 8, 1997, S. 257, sowie die im gleichen Heft 
abgedruckten Stellungnahmen dazu. 



Einführung 


11 


det, in dem solche Ähnlichkeit nicht auszumachen ist. Für den Historiker in¬ 
dessen ist es oftmals gerade das Fremde und Andersartige, sich den gewohn¬ 
ten Kategorien Entziehende, das ihn am Studium historischer Konfliktkon¬ 
stellationen reizt. Zum anderen tendiert eine Kriegsursachenforschung, die 
vor allem systematisches Wissen zur Kriegsverhinderung bereitzustellen 
sucht, naturgemäß dazu, in ihrer Analyse historischer Fallbeispiele aussch¬ 
ließlich jene Erscheinungen und Mechanismen herauszuarbeiten, deren Be¬ 
seitigung, Eindämmung oder Kontrolle heute (oder morgen) helfen könnte, 
Krieg vermeiden. 

Ob eine derartige Fixierung auf gegenwartsrelevante Aspekte der Kriegs¬ 
genese einer histonographisch angemessenen Interpretation vergangener 
Kriegsausbruchsszenarien förderlich ist, dürfte unter Historikern (nicht zu¬ 
letzt unter den Autoren dieses Bandes!) zumindest umstritten sein. Die Ver¬ 
suche einer .angewandten Geschichte* im Zeitalter des .Kalten Krieges* liefern 
jedenfalls Anhaltspunkte dafür, daß mit dem Bemühen, der Vergangenheit ge¬ 
eignete Lektionen abzugewinnen, bisweilen gerade jene historisch bemer¬ 
kenswerten Seiten eines Untersuchungsgegenstandes aus dem Blick geraten 
können, die sich in das Bild jeweils aktueller Konfliktkonstellationen nicht 
einpassen. 8 Vor diesem Hintergrund wäre zu fragen, ob eine dezidiert ,frie- 
denspraxeologisch* orientierte Kriegsursachenforschung nicht prinzipiell die 
gleichen Schwächen und Risiken birgt, wie sie aus anderen Versuchen, sich 
der Geschichte als Lehrmeisterin für das Morgen zu nähern, bekannt sind. 9 

Ungeachtet aller Skepsis gegenüber dem Erkenntniswert einer allzu sehr 
anwendungsbezogenen Kriegsursachenforschung ist jedoch zu betonen, daß 
deren konstitutive Grundannahme heute kaum mehr strittig sein dürfte - die 
seit der Aufklärung immer wieder nachdrücklich vertretene (freilich auch oft 
genug bekämpfte) Überzeugung nämlich, daß Krieg nicht als historischer 
Normalzustand, sondern als erklärungsbedürftiger Sonderfall sozialen bzw. 
zwischenstaatlichen Verhaltens zu verstehen sei. 

Diese Auffassung war lange Zeit alles andere als selbstverständlich. Über 
Jahrhunderte hinweg ist Krieg offenbar von den allermeisten Menschen als 
unabänderliches, gleichsam naturhaftes Verhängnis begriffen und demgemäß 
immer wieder als dritter der .apokalyptischen Reiter* (neben Hunger und 
Pest) versinnbildlicht worden. Für Thomas Hobbes stellte das „bellum om- 
nium contra omnes“, der Krieg aller gegen alle, einen (allerdings nicht un¬ 
abänderlichen!) Naturzustand auf der Ebene sowohl der Individuen als auch 
der Staaten dar 10 ; der englische Philosoph steht damit in einer bis in die An- 


* Interessantes Anschauungsmaterial dazu liefern Richard E. Neustadt u. Ernest R. May, Thin- 
king in Time. The Uscs of History for Decision-Makcrs, New York 1986. 

9 So etwa aus der Militärgeschichte, die sich in Deutschland erst in den letzten Jahrzehnten ge¬ 
genüber (militärischen) Verwertungsinteressen zu emanzipieren vermochte. Vgl. hierzu die 
Aufsatze von Rainer Wohlfeil und Klaus Maier in: Militargeschichtliche Mitteilungen 2/1993, 
ferner den Sammelband von Thomas Kühne u. Benjamin Ziemann (Hrsg.), Was ist Militärge¬ 
schichte? Paderborn 2000 (Krieg in der Geschichte, Band 6). 

10 Thomas Hobbes, Leviathan oder Stoff, Form und Gewalt eines kirchlichen und bürgerlichen 
Staates, hrsg. und eingeleitet von Iring Fetschcr. Frankfurt/M. 1989, Erster Teil, 13. Kapitel. 
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tike zurückweisenden Denktradition, die nicht den Krieg als Friedensbruck 
{ruptura pacis), sondern den Frieden als Unterbrechung des kriegerischer. 
Normalzustandes begriff: „Die Zeit aber, in der kein Krieg herrscht, heißt 
Frieden.“ 11 

Neuere empirische Studien scheinen diesen Satz auf den ersten Blick inso¬ 
fern zu bestätigen, als sie uns nachdrücklich darauf hinweisen, daß - mit 
Ausnahme des neunzehnten - wohl in jedem anderen Jahrhundert der eu¬ 
ropäischen Neuzeit die Zahl der Kriegsjahre jene der Friedensjahre über¬ 
troffen habe. So etwa soll Schweden in den drei Jahrhunderten zwischen 
1521 und 1814 nicht weniger als 48 Kriege geführt und dabei insgesamt 154 
Jahre im Krieg (gegenüber 139 im Frieden) verbracht haben; nicht viel anders 
stand es um die anderen größeren Mächte Europas, die während des 16. und 
17. Jahrhunderts offenbar um die 60 Prozent der Zeit im Kriegszustand ver¬ 
brachten. 12 

Gleichwohl sollten diese Befunde nicht überinterpretiert werden: Daß 
Krieg fast immer irgendwo in Europa an der Tagesordnung war, heißt kei¬ 
neswegs, daß jeder Mensch ständig von ihm betroffen war. Ganz im Gegen¬ 
teil hat sich gezeigt, daß Kriege nach Geographie, Dauer und Intensität kei¬ 
neswegs gleichmäßig verteilt waren, daß es vielmehr immer wieder - und mit 
zunehmender Konsolidierung des europäischen Staatensystems sogar in 
wachsendem Maße - Räume und Zeitphasen relativer Friedfertigkeit gege¬ 
ben hat. 13 Dies stützt die schon in der älteren Forschung formulierte Annah¬ 
me, daß Kriege im neuzeitlichen Europa bei sehr vielen Anlässen hätten aus¬ 
brechen können, es tatsächlich aber nur in einem Bruchteil der Fälle taten. 13 
Der Verkehr der Mächte untereinander spielte sich mithin überwiegend in 
mehr oder weniger friedfertigen Formen ab. Die Forschung täte mithin gut 
daran, die von ihr analysierten Kriegsausbrüche nur als Spezialfälle einer un¬ 
gleich größeren Zahl möglicher anderer Krisenentwicklungen zu betrachten, 
d. h. bei aller Konzentration auf das Phänomen „Krieg“ nicht jene zahlrei¬ 
chen Konfliktszenarien aus dem Blick zu verlieren, aus denen sich wider Er¬ 
warten keine gewaltsame Auseinandersetzung entwickelte. 15 

Eine weitere Schwierigkeit, die Historiker mit sozialwissenschaftlich ori¬ 
entierter Kriegsursachenforschung gemeinhin haben, ist deren Neigung zu 
ausufernder Theorie- und Modellbildung und der im Zusammenhang damit 
beanspruchte Erklärungswert. Viele Historiker bezweifeln demgegenüber 

11 Ebd. 

12 Angaben nach Johannes Burkhardt, Der Dreißig)ahrige Krieg, Frankfurt/M. 1992, S. 9; 
vgl. auch ders.. Die Friedlosigkeit der Frühen Neuzeit. Grundlegung einer Theorie der Belli- 
zität Europas. In: Zeitschrift für Historische Forschung 24, 1997, S. 509-574, hier S. 510 f. 

15 Detaillierte empirische Untersuchungen hierzu bietet Jack S. Levy, War in the Modern Great 
Power System, 1495-1975, Lexington 1983. 

14 Vgl. zusammenfassend Michael Nicholson, Konfliktanalyse. Einführung in Probleme und Me¬ 
thoden, Düsseldorf 1973, S. 63. 

15 Vgl. als Beispiel hierzu im vorliegenden Band Wilfried Loths Beitrag zum Problem des .Kalten 
Krieges', ferner den wichtigen, seiner Fragestellung nach langst überfälligen Band von Jost 
Dülffer u. a. , Vermiedene Kriege. Deeskalation von Konflikten der Großmächte zwischen 
Krimkrieg und Erstem Weltkrieg (1856-1914), München 1997. 
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wenn nicht die Möglichkeit, so doch die Zweckmäßigkeit weitreichender 
Generalisierungen. Dabei kann die radikale historistische Version dieser Hal¬ 
tung, wonach Generalisierungen allein darum Unsinn seien, weil alle histori¬ 
schen Geschehnisse einzigartig und somit einander unvergleichbar seien, hier 
getrost außer Betracht bleiben. Sie erscheint nicht allein wissenschaftstheo¬ 
retisch fragwürdig 16 (insofern die These der unvergleichlichen Einzigartig¬ 
keit ihrerseits eine Generalisierung darstellt, die eben den Vergleich vor¬ 
aussetzt, dessen Möglichkeit sie negiert), sondern darf auch wissen¬ 
schaftspraktisch als erledigt gelten. Wer eine Erhebung deutscher Bauern im 
16. Jahrhundert und gewaltsame Dekolonisierungsprozesse in Südostasien in 
unserem Jahrhundert unter demselben Oberbegriff (als .Indochinakrzeg* hier 
und .Bauernkrfeg* da) subsumiert wie den Weltenbrand der Jahre 1939 bis 
1945 oder den sog. .Fußballkrieg* von 1969 zwischen Honduras und El Sal¬ 
vador, der trifft allein durch seine Benennung der Dinge eine Generalisie¬ 
rung, deren unerhörte Abstraktionsleistung lediglich durch die Selbstver¬ 
ständlichkeit des Wortgebrauchs verschleiert wird. 

Nicht nur die Möglichkeit, auch die Fruchtbarkeit generalisierender Be¬ 
trachtungen wird, wie Klaus J. Gantzeis Beitrag zum vorliegenden Band ein¬ 
drucksvoll demonstriert, kaum grundsätzlich zu bestreiten sein. Wer die Ur¬ 
sachen z. B. eines Selbstmordes verstehen wolle, so wurde zurecht betont 17 , 
werde sich wohl oder übel mit Charakter und Leidenshintergrund des Le¬ 
bensmüden eingehend beschäftigen müssen, ja vielleicht als Hinterbliebener 
oder Biograph gerade darin sein ganz besonderes Interesse sehen. Doch ob¬ 
wohl jeder Freitod ein einmaliges Ereignis sei, verspreche eine allgemeine 
Untersuchung etwa über Selbstmorde in Deutschland doch fruchtbare Er¬ 
gebnisse. So könne vielleicht gezeigt werden, daß die Selbstmordanfälligkeit 
bei Obdachlosen wesentlich ausgeprägter sei als in der Gesamtbevölkerung. 
Auch wenn dies nicht unbedingt bedeute, daß Wohnungslosigkeit zum 
Selbstmord verleite, sei mit diesem Befund, ob er nun im Einzelfall zutreffe 
oder nicht, doch eine Erkenntnis gewonnen, die bei der Ermittlung mögli¬ 
cher Selbstmordursachen als Anhaltspunkt dienen könne. 

Grundsätzlich ähnliche Argumente lassen sich zugunsten der Analyse von 
allgemeinen Kriegsursachen ins Feld führen: Gewiß sind die Ursachen aller 
Kriege verschieden, und doch spricht vieles dafür, daß sich mittels systema¬ 
tischen Vergleichs Gemeinsamkeiten zwischen ihnen ausmachen lassen. 
Wenn wir über Obst reden wollen, so meinte J. David Singer einmal treffend, 
dann sei es „durchaus sinnvoll, Apfel und Apfelsinen zu vergleichen.“ 18 
Die prinzipielle Vergleichbarkeit der historischen Phänomene sagt freilich 
noch nichts über den heuristischen Wert jener generalisierenden Erklärun¬ 
gen, wie sie uns in zahllosen sozialwissenschaftlichen Studien zur Kriegsur- 

14 Zu dem hier nicht näher zu erörternden wissenschaftstheoretischen Gründen vgl. Josef Me¬ 
ran, Theorien in der Geschichtswissenschaft. Die Diskussion über die Wissenschaftlichkeit der 
Geschichte, Göttingen 1985, hier v. a. S. 101 ff. u. S. 107 ff. 

17 So Nicholson, Konfliktanalyse, S. 48. 

11 J. David Singer, Internationale Kriege der Neuzeit: Von Vermutungen zu Erklärungen. In: Kri¬ 
tische Friedensforschung, hrsg. v. Dieter Senghaas. Frankfurt/M. 2 1972, S. 277-312, hier S. 279. 
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Sachenforschung angeboten werden. Gerade hier setzt indes die Skepsis des 
Historikers an, für den es gemeinhin eher die Verschiedenheit der Kriege als 
deren Ähnlichkeit ist, die ihr Studium lohnenswert macht. Die bislang vor¬ 
gelegten Ergebnisse der internationalen Forschung erscheinen in mancher 
Hinsicht durchaus geeignet, derartige Zweifel zu nähren. Die Einsicht, daß 
Staaten mit gemeinsamer Grenze sich in der Geschichte häufiger mit Krieg 
überzogen als solche, die auf verschiedenen Seiten der Weltkugel liegen, wird 
einen Historiker jedenfalls ebenso wenig beeindrucken wie die Erkenntnis, 
daß Großmächte - insbesondere während ihrer Aufstiegs- und Niedergangs¬ 
phasen - eher zu Kriegen neigen als Kleinstaaten. 19 Weit weniger trivial, frei¬ 
lich auch ungleich umstrittener, erscheinen hingegen Hypothesen wie die, 
derzufolge entwickelte Demokratien mit breiter politischer Partizipation 
keine Kriege gegeneinander führten. 20 Allerdings wird der Historiker ange¬ 
sichts augenfälliger historischer Gegenbeispiele - man denke etwa an den 
Kriegszustand zwischen Großbritannien und Finnland im Zweiten Welt¬ 
krieg! - wohl auch hier zögern, von einer „Gesetzmäßigkeit“ der internatio¬ 
nalen Politik zu sprechen. 21 

Aus historiographischer Sicht gleichfalls bemerkenswert dürfte die von 
Kalevi Holsti am Beispiel von 177 kriegerischen Konflikten des 17. bis 
20. Jahrhunderts entwickelte These sein, wonach die Kriegsgründe im 
19. und 20. Jahrhundert einen im Vergleich zur Frühen Neuzeit zunehmend 
abstrakten Charakter gewonnen hätten 22 Seine Beobachtung, daß dynasti¬ 
sche Interessen und Territorialfragen (mit Ausnahme sog. „strategischer Ter¬ 
ritorien“), aber auch Wirtschafts- und Handelsinteressen seit Ende der Na- 
poleonischen Kriege ihre Bedeutung als primär kriegsauslösende Motive 
zugunsten diffuserer nationaler und ideologischer Ambitionen eingebüßt 
hätten, gibt zu der Frage Anlaß, ob das internationale System nicht mittler¬ 
weile einen Reifegrad erreicht hat, der es erlaubt, Interessengegensätze be¬ 
stimmter Kategorien unterhalb der Kriegsschwelle auszutragen. 

Die meisten nicht-trivialen Befunde und Erklärungshypothesen der so¬ 
zialwissenschaftlichen Kriegsursachenforschung sind, so scheint es, noch im¬ 
mer umstritten (was nicht notwendigerweise gegen sie spricht!); dies gilt 

19 Eine Fundgrube derartig trivialer .Erkenntnisse' ist z. B. die voluminöse, mit eindrucksvollem 
methodischen und statistischen Aufwand gearbeitete Studie von Michael Haas, International 
Conflict, Indianapolis 1974. 

20 Zum Stand der mittlerweile breit ausgeuferten Debatte vgl. zuletzt die unterschiedlichen Posi¬ 
tionen von Chr. Layne, D. E. Spiro u. J. M. Owen in: International Security 19, 1994; Edward 
D. Mansfield u. Jack Snyder, Democratization and War. In: Foreign Affairs 74, 1995, S. 79-97; 
Erich Wecdc, Economic Development, Social Order and World Politics, Boulder 1996 (hier 
Kap. 7); sowie Martin Sherman, Despots, Democrats and the Dctcrminants of International 
Conflict, London 1998. 

21 Vgl. demgegenüber Jack S. Levy, Domestic Politics and War. In: The Origin and Prevention 
of Major Wars, hrsg. v. Robert I. Rotberg u. Theodore K. Rabb. Cambridge 1989, S. 88: „ ... in 
general wars invoiving all or nearly all of the great powers, democratic States have never fought 
on opposite sides. This abscnce of war between dcmocracies comes as close as anything we ha¬ 
ve to an cmpirical law in international relations.“ 

22 Kalevi J. Holsti, Peace and War. Armed Conflicts and International Order 1648-1989, Cam¬ 
bridge 1991. 
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z. B. für die Frage, ob Rüstungswettläufe oder Bündnissysteme die Kriegs¬ 
gefahr erhöhen, ebenso wie für die nach der stabilisierenden (bzw. destabili¬ 
sierenden) Wirkung internationaler Gleichgewichts- bzw. Hegemonialord- 
nungen oder jene nach der Gewichtung von innen- und außenpolitischen 
Kriegsgründen. Wo sich aber Statistiker und Soziologen, Politikwissen¬ 
schaftler und Friedensforscher einander widersprechen, wird das Feld frei 
für historische Untersuchungen. Dabei könnte der Historiker zumindest ei¬ 
nen Vorteil für sich geltend machen: Die Bedeutung individuellen oder grup¬ 
penspezifischen Handelns, oft genug ausschlaggebend für die Frage, ob es 
denn nun zum Krieg kam oder nicht, verschwindet für ihn nicht hinter me¬ 
thodischen Operationalisierungszwängen. Ob, konkret gesprochen, ein Rü¬ 
stungswettlauf zum Krieg führt oder nicht, hängt eben nicht allein von den 
für Rüstungswettläufe allgemein charakteristischen Dynamisierungstenden¬ 
zen ab, sondern auch von den im Einzelfall gegebenen Intentionen und 
Handlungen der politischen Akteure, die sich auf ihn einlassen. Diese Inten¬ 
tionen und Handlungen aber bleiben unberücksichtigt, wo „Rüstungswett¬ 
lauf“ zu einer rein kategorialen oder bloß statistischen Größe gerinnt. 23 

Wir sind damit bei einem für die Argumentation des Historikers entschei¬ 
denden Punkt: generalisierende Hypothesen erklären allenfalls, was plausi¬ 
blerweise erwartet werden kann, nicht aber, was wirklich geschieht. Der 
Hinweis auf regennasse Straßen und die abgefahrenen Reifen meines Autos 
macht verständlich, warum es zum Unfall kommen konnte , nicht aber war¬ 
um er tatsächlich passierte, nachdem ich unter ganz ähnlichen Bedingungen 
bis dato stets unfallfrei gefahren war. Ganz analog vermag die Kriegsursa¬ 
chenforschung zu erklären, warum unter bestimmten kulturellen, politischen 
und sozialen Gegebenheiten Versuche kriegerischer Konfliktlösungen wahr¬ 
scheinlicher sind als unter andersgelagerten Umständen, sie versagt aber ge¬ 
genüber der Frage, warum unter ansonsten ähnlichen Rahmenbedingungen 
der Krieg manchmal gesucht, oft aber auch vermieden wird. 

Die hier erkennbar werdende Erklärungslücke könnten Historiker viel¬ 
leicht eher als andere Wissenschaftler füllen und so ihren spezifischen Beitrag 
zum Projekt einer transdisziplinären Kriegsursachenforschung leisten. Dieser 
Beitrag würde, allgemein gesprochen, wohl vornehmlich darin bestehen, das 
Spannungsfeld zwischen den allgemeinen Handlungsbedingungen und dem 
tatsächlichen Verhalten der Akteure zu vermessen. Dabei könnte sich erwei¬ 
sen (und einige Beiträge des vorliegenden Bandes legen diese Vermutung na¬ 
he), daß die Beziehung zwischen beiden in stärkerem Maße mterdependent 
ist, als mancher erwarten mag. Daß historisch gewachsene Strukturen - poli¬ 
tische Kultur und Gesellschaftssystem, Machtrelationen und Technologie, 
Ideologie, Religion u. a. m. - das Handeln selbst mächtiger Individuen mehr 
oder weniger stark konditionieren, hat eine allzu lange vom „Männer machen 
Geschichte“- Glauben beherrschte Historiographie in den vergangenen Jahr- 


2J Vgl. auch die im Tenor ähnliche Kritik von Paul M. Kennedy, Arms-races and the Causes of 
War, 1850-1945. In: ders., Strategy and Diplomacy 1870-1945. Eight Studies. London 1983, 
S. 165-177. 
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zehnten - nicht zuletzt unter dem Einfluß sozialwissenschaftlichen Denkens 
- weitgehend verinnerlicht. Die in diesem Zusammenhang zurecht stark ge¬ 
wachsene Aufmerksamkeit gegenüber den ,forces profondes“ der Geschichte 
hat dabei oft den Eindruck entstehen lassen, als sei die durch situative Ent¬ 
scheidungen und Handlungen bestimmte, oft kurzfristig wechselhafte Ereig¬ 
nisgeschichte letztlich nicht mehr als ein leichtes Wellengekräusel an der 
Oberfläche einer von untergründigen Strömungen beherrschten Historie. 

Das Fatale an Bildern wie diesem ist, daß sie den Blick für die Möglichkeit 
verstellen, daß auch kurzfristige (Fehl-) Entscheidungen langfristige Trends 
revidieren, Strukturen beeinflussen und Rahmenbedingungen verändern 
können. Etliche der in diesem Band versammelten Beiträge zeigen dies sehr 
nachdrücklich: So etwa hätte die römische Volksversammlung im Jahre 200 
v. Chr. offenbar ohne weiteres an ihrer ursprünglichen Ablehnung des vom 
Senat beantragten Feldzuges gegen Philipp von Makedonien festhalten und 
so den Krieg vermeiden können. 24 Desgleichen war keineswegs ausgemacht, 
daß die konkurrierenden Ansprüche der verschiedenen europäischen Kandi¬ 
daten auf den verwaisten spanischen Thron im Jahre 1700 in einen der größ¬ 
ten Kriege des anbrechenden Jahrhunderts münden würden. 25 Und selbst der 
uns Zeitgenossen beinahe zwangsläufig anmutende .Kalte Krieg“ war, wenn 
wir Wilfried Loth glauben dürfen 26 , nicht unausweichlich, sondern eher das 
Ergebnis verpaßter Chancen und Gelegenheiten. In all diesen und zahllosen 
anderen Fällen existierten im Rahmen der vorgegebenen Verhältnisse Hand¬ 
lungsalternativen, die verworfen wurden, ohne daß bisher eine generelle Er¬ 
klärung für das jeweilige Entscheidungsverhalten geliefert werden könnte. 27 

Die hier zum Ausdruck kommende Vermutung einer relativen Offenheit 
der Geschichte dürfte wohl von den meisten Historikern geteilt werden, ist 
unter Kriegsursachenforschern allerdings nicht unumstritten. So z. B. haben 
Statistiker aufgrund ihrer Erhebungen geltend gemacht, daß Kriege offenbar 
weit weniger das Resultat mehr oder weniger rationaler Entscheidungen als 
vielmehr langfristiger historischer Bewegungen, ja geradezu von .Gesetz¬ 
mäßigkeiten“ seien, welche erfahrungsgemäß durch politisches Handeln zwar 
verstärkt oder abgeschwächt, nicht aber grundsätzlich durchbrochen werden 
könnten. Die sich daraus ergebenden zyklischen Kriegsbewegungen erwie¬ 
sen sich selbst tiefgreifenden historischen Wandlungsprozessen, d. h. der 
Transformation von politischen Systemen, Gesellschaftsformen und Kultu¬ 
ren gegenüber als bemerkenswert resistent. Die Autoren der wohl ambitio¬ 
niertesten Langzeitstudie im Bereich der quantifizierenden Kriegsursachen¬ 
forschung, des „correlates of war“-Projekts 28 an der Universität Michigan, 


24 Vgl. den Beitrag von L. de Libero im vorliegenden Band. 

25 Vgl. den Beitrag von J. Hattendorf, ebd. 

26 Vgl. den Beitrag von W. Loth, ebd. 

27 Diese Feststellung impliziert nicht die These, die hier angesprochenen Zusammenhänge seien 
einer Theoriebildung prinzipiell unzugänglich. 

28 Zu den Ergebnissen und zur Debatte um dieses Projekt vgl. die Hinweise bei Paul F. Diehl, 
The Correlates of War Project: A Bibliographie Essay, 1961-1991. In: International Studies 
Quarterly 17, 1997, S. 21-33. 



Einführung 


17 


kamen in diesem Zusammenhang gar zu dem Ergebnis, daß die zeitliche Ver¬ 
teilung der Kriegsjahre ziemlich genau jener statistischen Zufallskurve ent¬ 
spreche, wie wir sie aus der Häufigkeitsverteilung von Verkehrsunfällen, 
Morden oder Lottozahlen gewohnt seien. 29 

*** 

Eine der wesentlichen Quellen für Mißverständnisse, (scheinbare oder 
tatsächliche) Widersprüche und Interpretationsunterschiede in der Kriegsur¬ 
sachenforschung liegt in der völlig uneinheitlichen Definition des Untersu¬ 
chungsgegenstandes selbst. Während die einen den Begriff „Krieg“ auf die 
vielfältigsten Formen kollektiver Gewalt angewandt wissen wollen, schrän¬ 
ken ihn andere durch mehr oder minder willkürlich gewählte quantitative 
Merkmale (z. B. Mindestzahlen an Opfern, Streitkräften oder Kampfdauer) 
ein, während wiederum andere historisch angemessene qualitative Kriterien 
(staatliche Beteiligung, zentrale Organisation, Kontinuität von Kampfhand¬ 
lungen u. ä.) zu entwickeln suchen. Tatsächlich dürfte es sich mit dem Krieg 
- analog zu vielen anderen historischen Phänomenen - so verhalten, daß er zu 
unterschiedlichen Zeiten sehr Unterschiedliches bedeutete, sich mithin einer 
dauerhaften Definition gerade aufgrund seiner Historizität entzieht. 

Für jede Kriegsursachenforschung fataler noch dürfte der Umstand sein, 
daß die theoretisch vielleicht noch definierbare Scheidelinie zwischen Frieden 
(Nicht-Krieg) und Krieg empirisch oft kaum auszumachen ist. Der Verweis 
auf Kriegserklärungen, Waffenstillstände und Friedensschlüsse ist jedenfalls 
kaum mehr als ein vager Anhalt. Zahllose Kriege in Vergangenheit und Ge¬ 
genwart kennen weder einen förmlichen Beginn noch ein förmliches Ende. 
Und selbst, wo es derartige Daten gibt, ist nicht selten zweifelhaft, ob sie 
tatsächlich den Beginn bzw. das Ende kollektiver Gewalt markieren. Zurecht 
sind die Eckdaten vieler Kriege immer wieder in Zweifel gezogen worden. So 
wurde der Siebenjährige Krieg von den einen als ,Dritter Schlesischer Krieg' 
dargestellt, von den anderen als Teil eines von 1689 bis 1815 währenden 
„Zweiten Hundertjährigen Krieges“ (zwischen England und Frankreich) iden¬ 
tifiziert. 30 Mit guten Gründen streiten ließe sich auch über die Frage, ob der 
Zweite Weltkrieg tatsächlich im September 1939 begann. Setzte er nicht viel¬ 
mehr bereits mit den deutschen Überfällen auf Österreich und die Tschecho¬ 
slowakei ein, oder mit dem chinesisch-japanischen Krieg 1937? Müssen wir 
angesichts der Vielzahl internationaler Krisen und Kriege in den zwanziger 


w Vgl. Melvin Small u. Joel David Singer, Resort to Arms: International and Civil Wars, 1816- 
1980, Beverly Hills 1982. - Eine kritische Auseinandersetzung mit der statistischen Korrelati¬ 
onsforschung aus theoretischer Sicht bietet Hidemi Suganami, On thc Causes of War, Oxford 
1996 (Kap. 3). 

30 Auch von einem Siebzigjährigen (1740-1815) bzw. Achtzigjährigen Krieg (1730/31-1815) ist in 
diesem Zusammenhang bisweilen die Rede; vgl. den Literaturbericht von H. M. Scott, The 
Second ‘Hundred Years War’, 1689-1815. In: The Historical Journal 35 (1992), S. 443-469. 
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und dreißiger Jahren vielleicht sogar, wie von einigen Historikern vorgeschla¬ 
gen 31 , die Zeit der beiden Weltkriege als zusammenhängende Epoche eines 
.Zweiten Dreißigjährigen Krieges“ definieren? Und läßt sich nicht umgekehrt 
der Dreißigjährige Krieg des 17. Jahrhunderts in eine Folge relativ autonomer 
Konflikte - den böhmisch-pfälzischen, den niedersächsisch-dänischen, den 
schwedischen und den schwedisch-französischen Krieg - auflösen? 

Die hier gestellten Fragen, die sich beliebig vermehren ließen, rufen uns in 
Erinnerung, daß .Krieg“ und .Frieden“ keine festen Aggregatzustände der 
Geschichte sind, sondern aus mehr oder minder großer Distanz zum Ge¬ 
schehen getroffene Zuschreibungen , 32 Angemessener als die Vorstellung, daß 
die Geschichte gleichsam von sich aus in Perioden von Krieg und Frieden 
zerfalle, dürfte daher die Annahme sein, daß wir im raum-zeitlichen Koordi¬ 
natenfeld der Geschichte immer wieder kollektive Gewalt in unterschied¬ 
lichster Form und Verdichtung vorlinden und diesem Tatbestand dadurch 
Rechnung zu tragen versuchen, daß wir - geleitet durch Tradition und Zu¬ 
fall, Ideologie und wissenschaftliche Methodik - Orte relativ hoher Gewalt¬ 
verdichtung als .Krieg“, solche augenscheinlich geringerer Dichte als .Frie¬ 
den“ etikettieren, ohne diese Zuschreibungen im Einzelfall anders als durch 
den Verweis auf Konventionen rechtfertigen zu können. 

Konvention ist denn auch das Auswahlkriterium für die im vorliegenden 
Band behandelten Fallbeispiele, bei denen es sich durchweg um Konflikte 
von extrem hoher Gewaltverdichtung handelt. Im Mittelpunkt steht dabei 
nicht der Krieg an sich , sondern eine spezifische historische Konfiguration 
des Krieges: der zwischenstaatliche Gewaltkonflikt unter den Bedingungen 
der europäischen Neuzeit. Dieser .klassische“ europäische Kriegstypus hatte 
sich mit der Ausbildung moderner Staatswesen zunächst in den Stadtrepu¬ 
bliken der italienischen Renaissance, im Verlaufe des 17. Jahrhunderts dann 
auch im übrigen Europa entfaltet. Seine Grundlagen waren 33 

- die schrittweise Etablierung eines zentralen staatlichen Gewaltmonopols, 

- die Entwicklung der Souveränitätsidee als Basis staatlichen Machtstrebens, 

- die unter dem Schutz staatlicher Ordnung rasch zunehmende gesellschaft¬ 
liche Binnendifferenzierung, die im Zuge wachsender Arbeitsteilung zum 
Stehenden Heer und zur Ausbildung einer professionellen Militärelite 
führte, parallel dazu aber auch immer wieder rüstungstechnologische In¬ 
novationsschübe begünstigte, sowie 

- die Herausbildung eines modernen .internationalen Systems“ im Sinne ei¬ 
nes von Diplomatie und Vertragskultur geprägten und völkerrechtlich ge¬ 
normten zwischenstaatlichen Beziehungsgeflechtes. 


*' So als einer der ersten Ludwig Dchio, Deutschland und die Weltpolitik im 20. Jahrhundert, Mün¬ 
chen 1955, S. 11, der von den beiden Weltkriegen als .zwei Akten desselben Dramas" sprach. 

12 Vgl. zu diesem Problem auch Herfried Münkler, Gewalt und Ordnung. Das Bild des Krieges 
im politischen Denken, Frankfurt/M. 1992, S. 11 ff. 

M Vgl. hierzu prägnant zusammenfassend Michael Howard, Der Krieg in der europäischen Ge¬ 
schichte: Vom Ritterheer zur Atomstreitmacht, München 1981; John R. Haie, War and Society 
in Renaissance Europe, 1450-1620, London 1985; sowie M. S. Anderson, War and Society in 
Europe of the Old Regime 1618-1789, London 1988. 
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Im Zentrum des unter solchen Rahmenbedingungen sich entfaltenden 
Krieges steht der Staat: Er tritt nicht nur als Hauptakteur in Erscheinung, 
sondern bestimmt zugleich die administrativen und institutionellen, wirt¬ 
schaftlichen und technologischen, rechtlichen und ideologischen Rahmen¬ 
bedingungen kriegerischen Handelns. Es kann daher nicht verwundern, daß 
die - meist aus dem Souveränitätsbegriff abgeleitete - bellizistische Disposi¬ 
tion des neuzeitlichen Staates immer wieder in den Mittelpunkt der Kritik 
geraten ist. Es gehöre geradezu „zum Wesen und Geiste der Staatsräson“, so 
schrieb z. B. Friedrich Meinecke 34 , „daß sie sich immer wieder beschmutzen 
muß durch Verletzungen von Sitte und Recht, ja allein schon durch das ihr 
unentbehrlich erscheinende Mittel des Krieges, der trotz aller rechtlichen 
Formen, in die man ihn kleiden mag, den Durchbruch des Naturzustandes 
durch die Normen der Kultur bedeutet. Der Staat muß, so scheint es, sün¬ 
digen.“ 

Die Konsequenzen, die aus solcher Einsicht gezogen wurden und werden, 
sind unterschiedlich. Während die einen, an die großen Hoffnungen der 
Aufklärung anknüpfend, auf eine ,Versittlichung‘ des Staates und eine daraus 
erwachsende Einhegung des Krieges bauen, sehen die anderen in der Über¬ 
windung des Staates als der Quelle allen Übels den einzigen Weg zur dauer¬ 
haften Pazifizierung der Menschheit. 35 Dabei wird freilich verkannt, daß das 
Ende des Staates allenfalls das Ende traditioneller Staaten kriege, nicht aber 
kriegerischer Gewalt im allgemeinen bedeuten würde; jedenfalls spricht 
nichts dafür, daß vor- bzw. nichtstaatlich organisierten Gesellschaften 
(z. B. Stammesgemeinschaften) Krieg grundsätzlich fremd wäre. 36 Überdies 
hat sich, auch dies wäre zu bedenken, der Staat nicht nur als Hort des Krie¬ 
ges, sondern auch als Hüter des Friedens erwiesen; mit seiner Überwindung 
verschwände mithin „nicht nur der Krieg als staatlich ermöglichte Form der 
Konfliktaustragung, sondern auch der Frieden als staatlich garantierter Zu¬ 
stand.“ 37 Nicht zufällig ist der letztgenannte Aspekt gerade in den Jahren 
nach dem Ende des Kalten Krieges und dem Zerfall der bipolaren Weltord¬ 
nung wieder verstärkt in die Diskussion geraten und hat einige Autoren zu 
der These verführt, daß staatliche Instabilität in Zukunft das im globalen 
Rahmen vielleicht sogar größte Kriegsrisiko überhaupt darstelle, einer Stabi¬ 
lisierung der Staatenwelt (unabhängig von Menschenrechten und Gesell¬ 
schaftsordnung!) folglich die höchste Priorität aller Außenpolitik zukommen 
müsse. 38 




33 Friedrich Meinecke, Die Idee der Staatsräson in der neueren Geschichte, Stuttgart 1957, S. 14 

35 Bei aller Differenziertheit doch entschieden in diese Richtung argumentierend: Ekkehart Krip¬ 
pendorff, Staat und Krieg. Die historische Logik politischer Unvernunft, Frankfurt/M. 1985. 

36 Vgl. L. H. Keelev, War before Civilization: The Myth of the Peaceful Savage, Oxford 1996. 

37 So Herfried Münkler, Staat, Krieg und Frieden: Die verwechselte Wechselbeziehung. In: 
Kriegsursachen, hrsg. v. Reiner Steinweg (= Friedensanalysen 21). Frankfurt/M. 1987, S. 135- 
144, hier S. 144; vgl. ferner die Antwort E. Krippendorffs, ebd., S. 145-150. 

38 So Philippe Delmas, The Rosy Future of War, Glencoe 1996. 
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Bernd Wegner_ 

Wer sich mit der Genese eines europäischen Großmachtkonflikts beschäftigt, 
tut etwas anderes, als derjenige, der sich für den Ausbruch von Stammesfeh¬ 
den, für Gewalt in Fußballstadien oder die Exzesse von Skinheads interes¬ 
siert. Entgegen der landläufigen Auffassung, wonach Gewalt jeglicher Art 
sich letztlich auf dieselben Defizite in der Natur des Menschen (oder in den 
ihn prägenden Sozialisationsprozessen) zurückführen lasse, entstehen kom¬ 
plexe Staatenkriege offenbar nach weitgehend eigenen Regeln. Sie unter¬ 
scheiden sich von vielen anderen Formen kollektiver Gewalt u. a. dadurch, 
daß es sich bei ihnen in aller Regel um rational geplante Unternehmungen 
handelt, denen ein grundsätzlich rekonstruierbares (wenngleich im Einzelfall 
vielleicht falsches) Interessenkalkül zugrunde liegt. Die Gründe, die eine 
Staatsführung zum Krieg bewegen, unterscheiden sich mithin ganz wesent¬ 
lich von jenen, die für individuelle Gewaltbereitschaft maßgeblich sind. 39 
Neuzeitliche Kriege sind, wie Michael Howard zurecht betonte 40 , im allge¬ 
meinen nicht geführt worden, weil ihre Urheber besonders aggressive oder 
von animalischen Instinkten geleitete Persönlichkeiten gewesen wären, son¬ 
dern weil sie, ganz im Gegenteil, wägende und kalkulierende Agenten staat¬ 
licher Machtpolitik waren. 

Der vorstehend skizzierte Typus des europäischen Großmachtkrieges war 
und ist also ganz offenkundig ein Phänomen sm generis. Er existierte in die¬ 
ser Form nicht in den Jahrhunderten des Mittelalters (wie Norbert Ohlers 
Beitrag zeigt) und ist im Europa des ausgehenden 20. Jahrhunderts allem An¬ 
schein nach wieder im Schwinden begriffen. Er ist damit Teil eines langen 
und, wie zahlreiche Konflikte der Gegenwart vor allem in der Dritten und 
Vierten Welt zeigen, bis heute anhaltenden 41 Transformationsprozesses kol¬ 
lektiver Gewalt (Dabei ist in letzter Zeit allgemein eine Abnahme traditio¬ 
neller zwischenstaatlicher Kriege erkennbar; so etwa fanden sich unter den 
weltweit insgesamt 90 bewaffneten Konflikten der Jahre 1989 bis 1993 nur 
noch vier Kriege dieses für die europäische Geschichte einst so bestimmen¬ 
den Typs. 42 ). Aus diesem spezifisch historischen Charakter des zwi¬ 
schenstaatlichen Krieges ergibt sich für die Erforschung seiner Ursachen, daß 


59 Die u. a. hieraus resultierenden Zweifel an der Fruchtbarkeit von Aggressionstheorien für die 
Kriegsursachenforschung faßt zusammen: Bernhard Kroener, Aggressives Verhalten und die 
Entstehung von Kriegen - ein fragwürdiger Zusammenhang, ln: Aggressives Verhalten. Neue 
Ergebnisse der psychologischen Forschung, hrsg. v. Amelie Schmidt-Mummendey u. Hans 
D. Schmidt. München 1976, S. 212-239. Vgl. ferner Leonard Berkowitz, Biological Roots: Are 
Humans Inherently Violent? In: Psychological Dimensions of War, hrsg. v. Betty Glad. New- 
bury Park 1990, S. 24-40. Ein gutes Beispiel für die Bescheidenheit einer aggressionstheore¬ 
tisch orientierten Geschichtsschreibung bietet Peter Gay, Kult der Gewalt. Aggression im bür¬ 
gerlichen Zeitalter, München 1996. 

90 Michael Howard, The Causes of Wars. In: ders., The Causes of Wars and other Essays. Lon¬ 
don 1984, S. 7-22, hier S. 15. 

41 Vgl. Martin van Creveld, The Transformation of War, New York 1991; Chris H. Gray, Post¬ 
modern War. The New Politics of Conflict, New York 1996; sowie Barbara Ehrenreich, Blood 
Rites. Origins and History of the Passions of War, New York 1997, hier Kap. 14. 

42 Peter Wallcnstecn u. Karin Axell, Conflict Resolution and the End of the Cold War, 1989-93. 
In: Journal of Peace Research 31, 1994, S. 333-349. 
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letztlich nur solche methodischen Ansätze und Theorien fruchtbar sein kön¬ 
nen, die dieser Historizität des Gegenstandes Rechnung tragen, d. h. die Be¬ 
dingungen, Formen und Folgen politischen und gesellschaftlichen Wandels 
thematisieren. Denn „wo nichts variiert und wo sich nichts wandelt, kann 
man auch nichts beweiskräftig erklären.“ 43 Dies bedeutet zugleich, daß all je¬ 
ne auf anthropologische Konstanten, evolutionsgeschichtliche Dispositionen 
oder andere dauerhafte Determinanten abhebenden Erklärungsansätze, wie 
sie uns z. B. in der Anthropologie, Verhaltensforschung oder Soziobiologie 
so zahlreich begegnen, 44 die spezifisch historische Erklärung vielleicht anzu¬ 
regen, keinesfalls aber zu ersetzen vermögen. 45 

Umgekehrt sollten die historischen Erklärungsansätze nicht mit falschen 
Erwartungen überfrachtet werden. Sie werden uns kaum etwas über das We¬ 
sen kollektiver Gewaltbereitschaft im allgemeinen sagen und wohl auch 
nicht viel über den Krieg als solchen. Nicht, „wie Krieg entsteht“, sondern 
„wie Kriege eines bestimmten Typus entstanden sind“ ist ihre leitende Fra¬ 
gestellung. Für deren Beantwortung bildet eine Analyse der Genese einzel¬ 
ner Kriege, zu welcher der vorliegende Band Materialien bereitstellt, den un¬ 
umgänglichen ersten Schritt. In einem weiteren Schritt wären die so 
gewonnenen Befunde in eine historische Theorie des modernen Staatenkrie¬ 
ges zu integrieren. Trotz einiger neuer Ansätze (vor allem im Bereich der 
Frühen Neuzeit 46 ) scheint die Geschichtswissenschaft freilich gerade vor die¬ 
sem Schritt noch zurückzuschrecken. 


45 So mit erfrischender Deutlichkeit Gantzel, Kriegsursachen, S. 257. 

44 Vgl. beispielhaft Peter Meyer, Evolution und Gewalt. Ansätze zu einer biosoziologischen Syn¬ 
these, Berlin 1981, hier v. a. Kap. 4. Einen guten Überblick über einige neuere Entwicklungen 
gibt Doyne Dawson, The Origins of War: Biological and Anthropological Theories. In: Hi- 
story and Theory. Studies in the Philosophy of History 35, 1996, S. 1-28. 

45 Vgl. in diesem Zusammenhang auch die radikale Kritik derartiger Ansätze aus histonographi- 
scher Sicht bei T. C. W. Blanning, The Origins of the Frcnch Revolutionary Wars, London 
1986, Kap. 1. 

46 Wegweisend v. a. der schon erwähnte Aufsatz von Johannes Burkhardt, Die Friedlosigkeit der 
Frühen Neuzeit, ferner der Sammelband von Bernhard R. Kroener u. Ralf Pröve (Hrsg.), 
Krieg und Frieden. Militär und Gesellschaft in der Frühen Neuzeit, Paderborn 1996. 
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Antike Wege in den Krieg 


von 

LORETANA DE LIBERO 

„Niemand ist so töricht, Krieg dem Frieden vorzuziehen, denn im Frieden begraben 
die Söhne die Väter, im Krieg aber die Väter die Söhne.“ 

Diese kluge Erkenntnis, die aus Herodots .Historien* stammt 1 , hat weder 
Griechen noch Römer davon abgehalten, sich in bewaffnete Konflikte zu 
stürzen. Die Häufigkeit von antiken Kriegen straft Herodots Sentenz Lügen. 
Warum zogen die Athener, die Spartaner, die Römer in den Krieg, warum, 
wenn doch auch sie wußten, daß der Tod in der Schlacht auf sie warten 
konnte? Wurden die Kriege allein aus Beutegier geführt oder aus Vergeltung? 
Spielten Ideale von Ruhm und Ehre oder ein adliges Ethos eine Rolle? Wirk¬ 
te die Innenpolitik auf das Verhalten im außenpolitischen Raum? In welchen 
Dimensionen wurde Krieg gedacht, bevor er beschlossen wurde, ging es nur 
um eine Schafsweide oder gleich um die Weltherrschaft? 

Es ist nicht leicht, exemplarisch über antike Kriegsursachen zu handeln. 
Jeder einzelne Krieg hatte seine ganz besonderen Voraussetzungen, so daß es 
unmöglich erscheint, überhaupt über den Kriegsbeginn in der Antike zu 
sprechen. Allzu komplex, vielfältig und jeweils einzigartig sind die Vorgänge 
rund um einen Krieg. Die unterschiedlichen Bedingungen, Hintergründe, 
Mentalitäten der verschiedenen kriegführenden Gemeinwesen lassen sich, 
wenn überhaupt, nur in ganz grobe Kategorien fassen. Es gibt daher auch 
keine moderne Abhandlung, die allgemein über antike Kriegsursachen infor¬ 
miert. 2 

Neben die Eigenart der einzelnen Kriege tritt zudem das Problem der 
Überlieferung. Der Althistoriker bewegt sich in einem literarischen Trüm- 


1 Hdt. 1, 87. Den Übersetzungen liegen in der Regel die gängigen modernen Ausgaben zugrun¬ 
de. 

1 Ansätze hierzu finden sich bei Amaldo Momigliano, Some Observations on Causes of War in 
Andern Historiography (1954). In: Secondo Contributo alla Storia degli Studi Classici. Rom 
1960, S. 13-44; und Moses I. Finley, Soziale Modelle zur antiken Geschichte II: Krieg und 
Herrschaft. In: HZ 239, 1984, 286-308. Zu einzelnen Aspekten vgl. u. a. Walter Burkert, Krieg 
und Tod in der griechischen Polis. ln: Töten im Krieg, hrsg. v. Heinrich von Stietencron 
u. Jörg Rüpke. München 1995, 179-196; Christian Meier, Die Rolle des Krieges im Klassischen 
Athen. In: HZ 251, 1990, S. 555-605; Hans-Joachim Gehrke, Die Griechen und die Rache. In: 
Saeculum 38, 1987, S. 121-149; Carl Werner Müller, Der schöne Tod des Polisbürgers oder 
.Ehrenvoll ist es, für das Vaterland zu sterben'. In: Gymnasium 96, 1989, S. 317-340; Yvon 
Garlan, Guerre et economie en Grece ancienne, Paris 1989; und John Rieh, Fear, Greed and 
Glory: The Causes of Roman War-Making in the Middle Republic. ln: War and Society in the 
Roman World, hrsg. v. John Rieh und Graham Shipley. London 1995, S. 38-68. Anregend ist 
darüber hinaus die breit angelegte populäre Abhandlung von Cora Stephan, Das Handwerk 
des Krieges, Berlin 1998, S. 51-84, die die Frage, warum Männer in den Krieg ziehen, auch am 
Beispiel des griechischen Hoplitenwesens zu beantworten sucht. 
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merfeld und muß aus den wenigen, zum Teil widersprüchlichen, zum Teil 
tendenziösen Nachrichten das jeweils Wahrscheinlichste herausfiltern. Und 
da der Quellenbefund häufig ambivalent ist, die Kriegsursache ohnehin nicht 
existiert, sondern mannigfache politische, wirtschaftliche und/oder soziale 
Aspekte, Handlungs- und Denkweisen von Einzelnen und Gruppen verant¬ 
wortlich sind, wandert bei der gelehrigen Erkundung der schriftlichen Über¬ 
reste das Unbehagen in der althistorischen Tasche mit. Wie problematisch 
Quellen im einzelnen sein können, zeigen die unendlichen Debatten über 
Ursachen und Anlässe einzelner Kriege in der modernen Literatur seit dem 
19. Jahrhundert - von der leidigen .Kriegsschuldige* einmal gänzlich abge¬ 
sehen. Wieviel ist über den Peloponnesischen oder gar den I. oder II. Put¬ 
schen Krieg geschrieben, wie oft sind die Quellen - Thukydides, Polybios 
oder Livius - abgeklopft, gewendet und strapaziert worden. 

Vor diesem Hintergrund sei cs mir daher erlaubt, mich neben den unzäh¬ 
ligen Gründen, die ja auch nebeneinander auftreten oder einander bedingen 
konnten, auf einen interessanten Gesichtspunkt zu konzentrieren. Es soll 
hier gefragt werden, wie Menschen im klassischen Athen und Rom dazu be¬ 
wegt werden konnten, für den Krieg zu stimmen. Die Volksversammlung 
war ja in der klassischen athenischen Demokratie wie der römischen Oligar¬ 
chie der Ort, wo der Entschluß für eine militärische Auseinandersetzung fiel. 
Stimmberechtigt war, wer sich eine Rüstung leisten konnte, das heißt: der 
landbesitzende männliche Athener oder Römer. 5 Als antiker .Bürger in Uni¬ 
form* hatte er direkten Anteil an der Entscheidung und trug Verantwortung 
für sowie Waffen in den von ihm beschlossenen Krieg. Der Kriegsbeschluß 
wurde also nicht ,von oben* an den einfachen Wehrfähigen vorbei erlassen, 
vielmehr waren diese direkt involviert. Zwei besonders eindrucksvolle Bei¬ 
spiele aus der antiken Geschichte - die Sizilische Expedition Athens und der 
römische Krieg gegen Philipp von Makedonien - sollen in dieser Studie die 
Ereignisse und Entscheidungen auf dem Weg hin zu einem von der Mehrheit 
der Bürger getragenen Krieg veranschaulichen. Es soll darüber hinaus gezeigt 
werden, wie Menschen nicht nur um die Schafsweide vor der eigenen Hau¬ 
stür zu kämpfen gewillt waren. Zu fragen ist, warum sie sich auch für einen 
langen Krieg fern ihrer eigenen Höfe und ihrer eigenen Heimat begeisterten. 

Waren in der archaischen Zeit Griechenlands private Raubzüge adliger 
Abenteurer vorherrschend, wandelte sich mit der zunehmenden .Staatswer¬ 
dung* der hellenischen Gemeinwesen dieses typische Erscheinungsbild des 
Krieges. Der Stadtstaat Athen zum Beispiel tat seinen ersten kriegerischen 
Schritt über attische Grenzen zu Beginn des 5. Jahrhunderts v. Chr., als er 
Schiffe zur Unterstützung ionischer Aufständischer in Kleinasien entsandte 
und mit seiner Beteiligung die dort herrschenden Perser gegen sich auf¬ 
brachte. Nach den glorreich gewonnenen Perserkriegen stieg Athen zum 
Hegemon eines großen Seebundes auf, mit dem es die Ägäis beherrschte. Ge- 

3 In Athen .erkämpften' sich jedoch die landlosen Theten das Stimmrecht in den Perserkriegen 
durch ihren militärischen Einsatz auf den Ruderbänken der Kriegsschiffe. Über die besondere 
Situation informiert eingehend Jochen Bleicken, Die athenische Demokratie, Paderborn * 1995, 
S. 49 f.; und ders.. Wann begann die athenische Demokratie? In: HZ 260, 1995, S. 337-364. 
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gen Ende des Jahrhunderts wagten die Athener schließlich mit ihrer Sizili- 
schen Expedition, dem ersten Anschauungsobjekt meines Beitrags, sogar den 
Griff nach der Weltmacht - ein machtpolitisches Ziel, das ja auch dem 
20. Jahrhundert nicht fremd ist. Diese Sizilische Expedition , die Athen im 
Jahr 415 v. Chr. unternahm, wird uns von einem athenischen Zeitzeugen, 
Thukydides, in seinen .Historien“ zuverlässig überliefert. Neben dieser wert¬ 
vollen zeitgenössischen Quelle können wir noch auf den 400 Jahre später 
schreibenden Diodor mit seiner zum Teil erhaltenen, .Bibliothek“ genannten 
Weltgeschichte zurückgreifen sowie auf den kaiserzeitlichen Plutarch, der 
uns biographische Notizen über die Protagonisten dieser Unternehmung 
übermittelt. Auch Inschriften über die Beschlüsse der Volksversammlung zu 
diesem Thema sind uns, wenn auch leider nur fragmentarisch, erhalten und 
geben einen unmittelbaren Einblick in den Entscheidungsfindungsprozeß 
des athenischen Volkes, des Demos. 4 

Anders als die Athener kannten die Römer im 5. Jahrhundert v. Chr. noch 
das familiäre bellum. Der römische .Privatkrieg“ lebt in späteren Legenden 
weiter, die auch und vor allem von blutigen Tragödien zu berichten wissen: 
So soll das Geschlecht der Fabier im Jahre 472 v. Chr. auf seinem privaten 
Kriegszug gegen das benachbarte Veji am Fluß Cremera in einen Hinterhalt 
geraten und bis auf einen einzigen Mann umgekommen sein. 5 Der römische 
Gemeindestaat erwarb jedoch auch auf kriegerischem Gebiet alsbald das 
Monopol: Das staatliche Aufgebot, die römischen Legionen, nicht Gentil- 
oder Gefolgschaftsverbände, unterwarfen in den folgenden zwei Jahrhun¬ 
derten fast alle Völker Italiens und begründeten mit ihren Siegen die Vor¬ 
herrschaft Roms auf der Halbinsel. Den italischen .Stiefel“ verließen die rö¬ 
mischen Soldaten zum ersten Mal 264 v. Chr., als sie in feindlicher Absicht 
die Landenge von Messina überschritten. Nach zwei gewonnenen Kriegen 
gegen Karthago war Rom bereits gegen Ende des 3. Jahrhunderts v. Chr. die 
unbestrittene Macht im westlichen Mittelmeerraum: Spanien, Sizilien, Sar¬ 
dinien, Korsika gehörten neben Italien nun zum römischen Herrschaftsge¬ 
biet. Im Westen gab es keine Macht, die Rom mehr gefährlich werden konn- 

4 Thuk. 6, 1-8, 1; Diod. 12, 82, 3-13, 33,1; Plut. Nikias 12-30. Alkibiades 17-21. Die entspre¬ 
chenden Inschriften sind bequem zu greifen bei Rüssel Meiggs u. David Lewis, A Selection of 
Greek Historical Inscriptions, Oxford 1 1988, nr. 78. Übersetzungen der Volksbeschlüsse bie¬ 
ten Charles W. Fomara, Archaic Times to the End of the Peloponnesian War, Cambridge 
M998, Nr. 146; und Kai Brodersen, Wolfgang Günther u. Hatto H. Schmitt, Historische Grie¬ 
chische Inschriften, Darmstadt 1, 1992, Nr. 131. An moderner Literatur zum hier referierten 
Thema ist vor allem zu empfehlen Donald Kagan, The Peace of Nicias and the Sicilian Expe¬ 
dition, Ithaca 1981; Silvio Cataldi (Hrsg.), nXoö? f? ZikeMov. Ricerche sulla seconda 
spedizione ateniese in Sicilia, Alessandria 1992; Silvana Cagnazzi (Hrsg.), Tendenze politichc 
ad Atene. L’ espansione in Sicilia dal 458 al 415 a.C. Bari 1990; Umberto Laffi, La spedizione 
ateniese in Sicilia del 415 a.C. ln: RSI 82, 1970, S. 277-307; und Hermann Wentker, Sizilien und 
Athen Heidelberg 1956. 

* Zu den frühen privaten militärischen Unternehmungen sind neuerdings heranzuziehen Dieter 
Timpe, Das Kriegsmonopol des römischen Staates. In: Staat und Staatlichkeit in der frühen rö¬ 
mischen Republik, hrsg. v. Walter Eder. Stuttgart 1990, S. 369-387; und Karl-Wilhelm Weiwei, 
Gefolgschaftsverband oder Gentilaufgebot? Zum Problem eines frührömischen familiäre bel¬ 
lum (Liv. II 48,9). ln: ZRG 110, 1993, S. 60-76. 
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te. Kaum aber war der Hannibalkrieg Vergangenheit, begann mit der Ent¬ 
scheidung zum Krieg gegen den Makedonenkönig Philipp das römische 
Ausgreifen nach dem Osten. Der Weg in den II. Makedonischen Krieg, der 
von 200 bis 197 v. Chr. währen und die griechische Welt grundlegend ver¬ 
ändern sollte, wird das Thema des zweiten Teils meiner Studie sein. Das bel¬ 
lum Phtlippicum, wie die militärische Auseinandersetzung zwischen Rom 
und Makedonien offiziell geheißen hat*, ist uns vor allem, wenn auch zum 
Teil nur fragmentarisch, durch Polybios, der im 2. Jahrhunden v. Chr. auf 
zeitgenössische Quellen zurückgreifen konnte, und in seiner Gänze durch 
den in der frühen Kaiserzeit schreibenden Livius bekannt, der jedoch, be¬ 
dingt durch die Wahl seiner Quellen, nicht immer zuverlässig berichtet und 
in vielen Passagen nicht unumstritten ist. 7 Über das Phänomen des unauf¬ 
haltsamen Aufstiegs Roms vom unbedeutenden Stadtstaat zur Weltmacht 
zerbrechen sich die Althistoriker seit zwei Jahrhunderten den Kopf. Über 
die erfolgreiche Außenpolitik, die Dynamik der Expansion sind - auch un¬ 
ter dem problematischen Begriff des .römischen Imperialismus’- zahlreiche 
Überlegungen angestellt worden, die für die Bewertung des römischen Vor¬ 
gehens von Bedeutung sind und auch in diesem Fall vorgestellt werden sol¬ 
len. 8 


6 CIL I 2 25. Vgl. hierzu auch Veit Rosenberger, Bella et expeditiones. Die antike Terminologie 
der Kriege Roms. Stuttgart 1992, S. 22 f. 

7 Pol. 15, 20-37. 16, 1-42; Liv. 31, 1, 1-38, 35, 8. Zu Polybios ist immer noch der ausführliche 
Artikel von Konrat Ziegler, Polybios. In: RE 21, 2, 1952, S. 1440-1578, heranzuziehen. Eine 
Ehrenrettung des livianischcn Berichtes versucht Valerie M. Warrior, The Initiation of the 
Second Macedonian War. An Explication of Livy Book 31, Stuttgart 1996, gegen Karl-Ernst 
Petzold, Die Eröffnung des Zweiten Römisch-Makedonischen Krieges, Berlin 1940 (ND 
Darmstadt 1968). Für die Geschichte des Zweiten Makedonischen Krieges, insbesondere sei¬ 
nen hier darzustellcnden Anfängen, ist von den neueren Werken insbesondere zuruckzugreifen 
auf Nicholas G. L. Hammond, The Macedonian State. Origins, Institutions, and History, Ox¬ 
ford 1989; ders. mit Frank W. Walbank, A History of Macedonia, Oxford 3, 1988; Erich 
S. Gruen, The Hellenistic World and the Coming of Rome, Berkeley 1984; Werner Dahlheim, 
Gewalt und Herrschaft, Berlin 1977; und ders., Struktur und Entwicklung des römischen Völ¬ 
kerrechts im dritten und zweiten Jahrhundert v. Chr., München 1968. 

* Vgl. zu den verschiedenen Triebkräften römischer Expansion seit 200 v. Chr. die vorzügliche 
Analyse von Jochen Bleicken, Geschichte der Römischen Republik, München 4 1992, S. 152- 
161. Dieter Flach, Der sogenannte römische Imperialismus. In: HZ 222, 1976, S. 1-42, hat sich 
zu Recht gegen die Verwendung des Terminus für antike Verhältnisse ausgesprochen, da die¬ 
ser moderne, vorbelastete Begriff beim Leser bestimmte Assoziationen hervorruft, die mit 
den tatsächlichen Gegebenheiten in der griechisch-römischen Geschichte nicht notwendiger¬ 
weise konform gehen müssen. Seine Auffassung hat sich jedoch nicht durchsetzen können, 
vgl. Jean-Louis Ferrary, Philhellenisme et imperialisme, Rom 1988; William H. Harris 
(Hrsg.), The Imperialism of Mid-Republican Rome, Rom 1984; ders.. War and Imperialism 
in Republican Rome, 327-70 B.C., Oxford 1979; und Peter D. A. Garnsey u. Charles R. 
Whittaker (Hrsg.), Imperialism in the Ancient World, Cambridge 1978. Harris’ Auffassung 
eines aggressiven römischen .Imperialismus', die sich gegen die in der Tradition Theodor 
Mommsens stehende Auffassung eines eher reagierenden Roms richtet, ist nicht unwider¬ 
sprochen geblieben, vgl. u. a. J. A. North, The Development of Roman Imperialism. In: JRS 
71, 1981, S. 1-9; und Adrian N. Sherwin-White, Rome the Agressor? In: JRS 70, 1980, S. 177- 
181. 
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I. 

Kommen wir zunächst zu unserem griechischen Beispiel, der Sizilischen Ex¬ 
pedition: 

Die Zeit nach den siegreichen Perserkriegen war in Hellas, das rund 700 
Staaten zählte, geprägt von dem Dualismus der einstigen Kampfgefährten 
und nunmehrigen Rivalen Athen und Sparta. 9 Athen war zum Hegemon ei¬ 
nes großes Bündnissystems aufgestiegen, dem sogenannten ,Delisch-Atti- 
schen Seehund*, wie ihn die Modernen nennen. 10 Mehr als 200 Gemeinwe¬ 
sen waren in diesem Bund zusammengeschlossen. Mit dem größten Teil der 
Küsten- und Inselstädte der Ägäis und des Hellespont hatte Athen ,ewige* 
Verträge geschlossen, die die unbedingte Heeresfolge oder die Leistung von 
Tributen vorsahen. Ursprünglich als antipersisches Kampfbündnis gegründet 
entwickelte sich diese hegemoniale Symmachie im Laufe des 5. Jahrhunderts 
v. Chr. zu einem reinen Herrschaftsinstrument für athenische Machtpolitik. 
Die Bündner büßten allmählich gegenüber einem immer mächtiger werden¬ 
den Athen ihren äußeren und bald auch ihren inneren Handlungsspielraum 
ein. Verbündete Poleis, Stadtstaaten, die nicht mehr bereit waren, ihren 
Pflichten nachzukommen und ihre Haut für athenische Interessen zu Mark¬ 
te zu tragen, wurden rigoros zum Gehorsam gezwungen. Athen beherrschte 
als stärkste Seemacht Griechenlands mit seinen Kampfschiffen, den Trieren, 
die Ägäis und entfaltete eine rege expansionistische Politik. 

Dem .Attischen Reich* stand der sogenannte ,Peloponnesische Bund* ge¬ 
genüber, ein locker gefügtes System von vorwiegend peloponnesischen Ver¬ 
bündeten, die in Kriegszeiten Sparta als militärische Führungsmacht aner¬ 
kannten, aber im übrigen ihre Entscheidungsfreiheit nicht preisgaben. So 
hatten sie anders als die athenischen Bündner keine unbedingte Heeresfolge 
und auch keine Beiträge zu leisten. Sparta war die unbestrittene Landmacht 
unter den Griechen. 11 Die bestehende Rivalität zwischen diesen beiden He- 


9 Zum antiken griechischen Völkerrecht vgl. Loretana de Libero, Vernichtung oder Vertrag? Be¬ 
merkungen zum Kriegsende in der Antike, ln: Wie Kriege enden, hrsg. v. Bernd Wegner (in 
Vorbereitung). Die 50 Jahre zwischen den Perserkriegen und dem Peloponnesischen Krieg, die 
Pentekontaetie, werden grundlegend behandelt von Georg Busolt, Griechische Geschichte. 
Gotha 3, 1, 1897; Karl Julius Beloch, Griechische Geschichte. Straßburg 2, 1, J 1914; sowie in 
den Artikeln der didaktischer Reduktion verpflichteten Cambridge Ancient History V: The 
Fifth Century B.C., hrsg. v. David M. Lewis u. a., Cambridge J 1992. 

10 Zum Attischen Seebund vgl. vor allem Rüssel Mciggs, The Athenian Empire, Oxford 1972; 
Wolfgang Schüller, Die Herrschaft der Athener im Ersten Attischen Seebund, Berlin 1974; 
ders., Die Stadt als Tyrann. Athens Herrschaft über seine Bundesgenossen, Konstanz 1978; 
Jack M. Baker u. a. (Hrsg.), Studien zum Attischen Seebund, Konstanz 1984; Peter J. Rhodes, 
The Athenian Empire, Oxford 1985; Winfried Schmitz, Wirtschaftliche Prosperität, soziale In¬ 
tegration und die Seebundpolitik Athens, München 1988; und Peter J.Rhodes, The Delian Lea- 
gue to 449 B.C. In: Cambridge Ancient History 5, 2 1992, S. 34-61. 

" Eine neuere Gesamtdarstellung zum Peloponnesischen Bund fehlt, grundlegend daher immer 
noch Konrad Wickert, Der peloponnesische Bund von seiner Entstehung bis zum Ende des 
archidamischen Krieges, Erlangen 1961; ergänzt von Fritz Gschnitzcr, Ein neuer spartanischer 
Staatsvertrag und die Verfassung des Peloponnesischen Bundes, Meisenheim am Glan 1978. 
Zur Rechtsgrundlage des Bundes jetzt Emst Baltrusch, Symmachie und Spondai. Untersu- 
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gemonialmächten beherrschte die griechische Welt und resultierte schließlich 
in einem großen bewaffneten Konflikt: Zwischen 431 und 404 v. Chr. führ¬ 
ten Athener und Spartaner mit Unterbrechungen erbittert Krieg, den Pelo- 
ponnesischen Krieg, der als erster antiker Weltkrieg in die Geschichte einge- 
hen sollte. 12 Da aber alle bereits in den ersten Kriegsjahren kraß vor Augen 
geführt bekommen hatten, was es heißt, in den Krieg zu ziehen, was es heißt, 
den Krieg dem Frieden vorzuziehen, bewog zehn Jahre nach Kriegsausbruch 
wachsende Friedenssehnsucht beide Seiten zu einer Verständigung auf der 
Basis des Status quo ante. Der Nikias-Frieden von 421, benannt nach dem 
athenischen Verhandlungsführer, sollte den Krieg eigentlich für 50 Jahre ban¬ 
nen. 13 Zustandegekommen war aber nur ein »fauler* Friede, der die Spannun¬ 
gen zwischen Athen und Sparta nicht beseitigte, so daß der Krieg im Jahr 413 
v. Chr. erneut offen ausbrach. Uns interessieren hier nicht die Ursachen des 
Peloponnesischen Krieges an sich, sondern nur die Zwischenkriegszeit, 
d. h. die acht Jahre, in denen dieser große Krieg zumindest nominell begra¬ 
ben schien und in denen die Athener auf große Fahrt nach Sizilien gingen. Es 
soll uns interessieren, warum die Athener, die doch nun die Schrecken des 
Krieges kennengelernt hatten, den Frieden verschmähten. Dabei wußten die 
Athener den Frieden an sich durchaus zu schätzen. In den höchsten Tönen 
wurde er etwa von einem Zeitgenossen des Peloponnesischen Krieges, dem 
Tragiker Euripides, gepriesen: „Doch wissen alle Menschen ... daß/viel se¬ 
gensreicher als der Krieg der Friede ist,/er, der den Musen holdgesinnt und 
angenehm,/der Rache Feind ist, der sich freut des blühenden/Nachwuchses, 
freut des Reichtums“ 14 . Aber es schien, als sollte gerade dieser angenehme 
Friede die Athener zum Krieg verführen. 

Die Entbehrungen des Krieges waren auf athenischer Seite vergessen, die 
Wunden vernarbt, die Staatskasse dank der Tribute der Bündner wieder gut 
gefüllt und junge wehrfähige Männer nachgewachsen, als im Winter 416/15 
v. Chr. Gesandte aus der westsizilischen Stadt Segesta in Athen eintrafen. In 
zahlreichen Volksversammlungen baten sie die Athener um Hilfe in ihrem 
Krieg gegen den mit der mächtigen Stadt Syrakus verbündeten Nachbarn Seli- 

chungen zum griechischen Völkerrecht der archaischen und klassischen Zeit (8.-5. Jahrhun¬ 
dert v. Chr.), Berlin 1994, S. 19-30. 

12 Umfassend dargestellt wird der Krieg in seinen einzelnen Phasen von Donald Kagan, The Out- 
break of the Peloponnesian War, New York 1968; ders., The Archidamian War, London 1974; 
ders., The Peace of Nicias, und ders., The Fall of the Athenian Empire, London 1987. An¬ 
sprechend ist darüber hinaus die geschmeidige Schilderung der Ereignisse von Christian Mei¬ 
er, Athen. Ein Neubeginn der Weltgeschichte, Berlin *’1994. 

11 Die den Inhalt des Vertrages wiedergebenden Quellen werden aufgeführt und knapp kom¬ 
mentiert von Hermann Bengtson, Die Staatsvertrage des Altertums. Zweiter Band: Die Ver¬ 
träge der griechisch-römischen Welt von 700 bis 338 v. Chr, München -1975, Nr. 188 (= StV 2, 
188). 

14 Eur. Suppl. 468-491. Zum Friedensgedanken in der griechischen Literatur Dietmar Kienast, 
Der Friedensgedanke in der griechischen Geschichte und das Problem eines allgemeinen Frie¬ 
dens (1985). ln: Kleine Schriften, hrsg. v. Raban von Haehling, Otfried von Vacano u. Ruprecht 
Ziegler. Aalen 1994, S. 123-138; Italo Lana. L’ idea della pace nell’ antichttä, Florenz 1991; Do¬ 
minique Arnould, Guerre et paix dans la poesie greque, New York 1981; und Gerardo Zam- 
paglione, The Idea of Peace in Antiquity, London 1973. 
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nus. ln ihren Ausführungen erinnerten sie vor einem aufmerksamen Publikum 
an das gemeinsame Bündnis zwischen Athen und Segesta. 15 Eindringlich ver¬ 
wiesen sie auf die große Gefahr, die im Falle ihrer Niederlage ein erstarktes 
Syrakusanisches Reich für Athen bedeuten würde: Syrakus könnte es nämlich 
in den Sinn kommen, zusammen mit seinen Stammverwandten, den Sparta¬ 
nern, seine Kräfte mit Athen zu messen. Ihr Begehren suchten die Gesandten 
den Bürgern schließlich durch das Versprechen schmackhaft zu machen, daß 
Segesta allein für die nicht unbedeutenden Kriegskosten aufzukommen geden¬ 
ke. All dies klang überzeugend und auch verlockend in athenischen Öhren. 
Die Athener wurden zu einem Krieg gebeten, der sie nichts kosten würde, ja 
der sprichwörtlich .goldene Westen“ versprach ihnen sogar reiche Beute. Und 
der Gedanke einer Intervention jenseits des Meeres war ihnen durchaus nicht 
fremd, hatten sie sich doch schon - wenn auch erfolglos - in den zwanziger 
Jahren auf Sizilien - militärisch engagiert. 16 Als Folge der dringenden segestäi- 
schen Bitten schickte die Volksversammlung zunächst ihrerseits eine Gesandt¬ 
schaft, die sich über die politischen und vor allem pekuniären Verhältnisse vor 
Ort ein Bild machen sollte. In Segesta angekommen wurden jedoch die Mis- 
sonäre von den Bürgern der Stadt, die in ihrer Bedrängnis nur noch auf den 
athenischen Verbündeten hoffen konnten, aufs Gröbste getäuscht. Thukydi- 
des schreibt im sechsten Buch seiner .Historien“: 

„Sie führten sie zum Tempel der Aphrodite auf dem Eryx und wiesen 
ihnen dort die Weihgeschenke, Schalen, Weinkrüge, Räucherurnen und 
nicht wenig andres Gerät, Silber, das mit wenig Geldwert aufs Auge viel 
größere Wirkung tat, und in allen Häusern gaben sie Festessen für die 
Schiffsmannschaften, wozu sie aus Segesta selbst die Gold- und Silber¬ 
becher zusammensuchten und die aus den benachbarten phönizischen 
und hellenischen Städten ausliehen und bei den Bewirtungen verwende¬ 
ten, als gehörten sie ihnen. Da nun alle fast immer wieder dieselben auf¬ 
stellten und überall so viel zu sehen war, machte es auf die Athener von 
den Trieren den größten Eindruck, und heimgekehrt, verkündeten sie 
überall, welchen Reichtum sie gesehen.“ 17 


IJ Thuk. 6,6,2. 10,2.5. 13,2.18, 1. 21,1. 47. Diod. 12, 83,2 f. erwähnt nur das athenische Bündnis 
mit dem ostsizilischen, Syrakus unterworfenen Leontinoi, um deren Befreiung einige Verbannte 
im Gefolge der segestaischen Gesandtschaft ebenfalls baten, vgl. auch Martin Dreher, La dissolu- 
zione della polis Leontinoi dopo la pace di Gela. In: ASNP 16, 1986, S. 637-660; und Shlomo Ber¬ 
ger, Great and Small Poleis in Sicily: Syracuse and Leontinoi. In: Historia 40, 1991, S. 136 f. Die 
Datierung und der Inhalt des Vertrages zwischen Segesta und Athen, der uns auch in Resten in¬ 
schriftlich erhalten ist (StV 2,139), ist umstritten, vgl. zuletzt Flavio Raviola, Tucidide c Segesu. 
In: Hesperia 5: Studi sulla grecitä di Occidente, hrsg. v. Lorenzo Braccesi. Rom 1995, S. 75-119. 

16 Zur 1. Sizilischen Expedition vgl. im speziellen Brian Bosworth, Athen's First Intervention in 
Sicily. In: C1Q 42, 1992, S. 46-55; Cagnazzi, Tendenze politiche ad Atene, S. 41-70; Carmine 
Ampolo, I contributi alla prima spedizione ateniese in Sicilia (472-424 a. C.). In: PP 42, 1987, 
S. 5-11; Germana Scuccimarra, Note sulla prima spedizione ateniese in Sicilia (427-424 a.C.). 
In: RSA 15, 1985, S. 23-52; und H. D. Westlake, Athenian Aims in Sicily, 427-424 B.C.. In: Hi¬ 
storia 9, 1960, S. 385-402. 

17 Thuk. 6, 46, 3 f.; vgl. Diod. 12, 83, 4 f. Vgl. auch die treffenden Äußerungen von Derek 
J. Mosley, Bericht über die Forschung zur Diplomatie. In: Antike Diplomatie, hrsg. v. Eckart 
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Von geborgtem Gold geblendet sahen die Gesandten, was sie sehen wollten, 
und rieten daheim zum Krieg. Unterstützt wurden ihre Erzählungen von 60 
Talenten ungemünzten Silbers, welches segestäische Gesandte jetzt in Athen 
präsentierten. 60 Talente waren der Monatslohn für die Besatzungen von 60 
Trieren. Die verlockenden Geschichten von gefüllten Staatskassen, von reich 
geschmückten Tempeln, von großer Beute, Land und Vieh verführte die 
Mehrheit der Bürger. Sizilien schien ihnen erneut eine Intervention wert. Die 
Athener beschlossen, 60 Schiffe nach Sizilien zu entsenden, und bestimmten 
drei angesehene und erfahrene Athener - Lamachos, Nikias und Alkibiades - ,s 
zu Oberfeldherren dieses verheißungsvollen Feldzuges. Ihre Aufgabe war 
es, Segesta zu Hilfe zu kommen, und - so Thukydides - „auch sonst in Sizi¬ 
lien zu tun, was ihnen am günstigsten schiene für Athen.“ 19 60 Trieren waren 
eine ansehnliche Flotte, und der Blankoscheck, den die Athener ihren Feld¬ 
herren ausstellten, zeigt, daß es ihnen um mehr ging, als nur um die bloße 
Unterstützung Segestas. Die athenische Flotte sollte auf Eroberungsfahrt ge¬ 
hen. Selbst die Einnahme von Syrakus schien in greifbare Nähe gerückt. Mit 
dem erhofften Beistand sizilischer Städte meinten die Bürger, auch diese Fe¬ 
stung bezwingen zu können. 

Wenige Tage nach diesem Beschluß kam das Volk zusammen, um über die 
Ausrüstung der Unternehmung zu beschließen. Nikias war gegen seinen 
Willen 20 vom Volk zu einem der Strategen dieser Expedition gewählt worden 
und nutzte nun die Gelegenheit, das Volk ein letztes Mal zum Umdenken zu 
bewegen. Er wich von der Tagesordnung ab und stellte das gesamte Vorha¬ 
ben, das für ihn unausgesprochen die Eroberung ganz Siziliens zum Ziel hat¬ 
te, noch einmal zur Debatte. Seine Rede, die uns von Thukydides überliefert 
wird, dürfte er zwar so nicht im Wortlaut, aber sinngemäß gehalten haben. 21 

Athen, so erinnert Nikias seine vom Krieg begeisterten Mitbürger, befinde 
sich in einer prekären Lage, da es mächtige Gegner, Sparta und andere pelo- 
ponnesische Städte, vor der eigenen Haustür habe. Da sollten sie sich doch 
davor hüten, sich unnötig neue Feinde zu machen. Der Friede, der derzeit 
zwischen Athen und Sparta bestehe, sei doch durch die Machenschaften der 
Kriegstreiber beider Seiten kaum mehr den Marmor wert, in den er graviert 
sei. Viele spartanische Bundesgenossen hätten ihn ja noch nicht einmal aner¬ 
kannt. Wie schnell würden sie nach einer athenischen Niederlage im Westen 
die günstige Gelegenheit ergreifen und erneut mit vereinten Kräften und nun 
noch mit sizilischer Unterstützung angreifen. Die Athener hätten sich gera- 

Olshausen. Darmstadt 1979, S. 213: „Genaue Kenntnis der politischen Situation in anderen 
Staaten und grundlegender Einzelangaben über die Ressourcen potentieller Feinde der Bünd¬ 
nispartner waren oft überraschend unzureichend.“ 

'* Über die genannten Personen geben kurz Auskunft: Winfried Schmitz, Lamachos. In: 
DNP 6, 1999, 1076; Gerhard Reineke, Nikias. In: RE 17, 1, 1936, S. 323-333; und Walter 
M. Ellis, Alcibiades, London 1989. 

'* Thuk. 6, 8, 2. 

20 Aller Wahrscheinlichkeit nach konnte ein vom Volk übertragenes Kommando nicht abgelchnt 
werden, so Debra Hamei, Athenian Generals. Military Authority in the Classical Period, Bo¬ 
ston 1998, S. 20-23. 

21 Thuk. 6, 9, 1- 6, 14; vgl. Diod. 12, 83, 5-84, 1; Plut. Nikias 12. 14. Alkibiades 18. 
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de von dem langen Krieg, von der furchtbaren Seuche erholt. Sie sollten bes¬ 
ser daran gehen, das Attische Reich zu konsolidieren, wo Aufständische auf 
der Chalkidike und in Thrakien doch ausreichend Grund für militärische In¬ 
tervention böten, als begierig nach einem neuen Reich im Westen zu greifen. 
Außerdem werde Syrakus, einmal im Besitz der ganzen Insel, Athen sicher¬ 
lich nicht angreifen. Aus Furcht, von Sparta später - nach dem Untergang 
Athens - selbst bedroht und gar vernichtet zu werden, werde es auf ein 
Gleichgewicht der Mächte achten. Ohnehin sei zu bedenken, daß es ange¬ 
sichts der Entfernung und ihrer Vielzahl schwer fallen werde, die Sizilier zu 
beherrschen. Und was die athenischen Verbündeten auf Sizilien angehe, lö¬ 
gen diese geschickt und würden keinen Finger für die eigene Rettung dran¬ 
geben und bei einem athenischen Erfolg doch nur müden Beifall spenden. 
Überdies habe man von ihnen im Gegenzug in eigener Bedrängnis nichts zu 
erwarten. 

Nach einer persönlichen Attacke auf den machtgierigen Mitstrategen Al- 
kibiades ermahnt der thukydideische Nikias das Volk, vor allem die beson¬ 
nenen Alteren, am Schluß seiner Rede noch einmal eindringlich mit folgen¬ 
den Worten: 

„Schäme sich keiner...gegen den Krieg seine Hand zu erheben, auch wenn 
das feig scheint, und überlaßt euch nicht...einer verhängnisvollen Liebe 
zur Ferne, die ihr ja wißt, daß mit Begierde die wenigsten Dinge gera¬ 
ten, mit Besonnenheit die meisten; und um der Vaterstadt willen, die 
jetzt so hoch um ihr Schicksal spielt wie überhaupt noch nie, gebt eure 
Gegenstimmen ab und beschließt, die Sizilier...sollen als Herren im ei¬ 
genen Land sich auch untereinander verständigen; und den Segestern 
insbesondere sagt, sie hätten ja auch ohne Athen ihren Krieg mit Selinus 
zuerst angefacht, sie sollten ihn auch selbst wieder ausblasen!“ 22 

In der Tat mag uns die Haltung dieses Feldherrn, der gegen seinen Krieg 
spricht, ungewöhnlich erscheinen; daß dies damals möglich war, spricht für 
die attische Demokratie, deren Bürger unter dem Eindruck von Demagogen 
doch vielfach auch unbeherrscht reagieren und bisweilen Feldherren - nicht 
nur wegen ihrer Erfolglosigkeit - zum Tode verurteilen konnten. 23 Nikias 
spricht, wohlgemerkt, nicht gegen den Krieg als solchen, er ist kein Moralist 
oder gar Pazifist, aber er spricht immerhin gegen einen Krieg, den er als ver¬ 
derblich für das Gemeinwesen ansieht. Es fragt sich, wie oft es wohl in der 

« Thuk. 6, 13, t f. 

2> Nach den Angaben in der Überlieferung zu urteilen, sind für die Zeit zwischen 431 und 404 
v. Chr. 19 athenische Feldherren vom Volk zum Tode verurteilt und davon neun tatsächlich 
hingerichtet worden. Ein besonders krasses Beispiel ist hier der Arginuscn-Prozeß des Jahres 
406 v. Chr.: Athenische Feldherren, die siegreich die Spartaner in der Seeschlacht bei den Ar- 
ginusen-Inseln geschlagen hatten, wurden vom Volk in einem zweifelhaften Verfahren zum To¬ 
de verurteilt und hingerichtet, weil sie in einem aufkommenden Sturm die schiffbrüchigen Ka¬ 
meraden nicht geborgen hatten; vgl. zum Hergang und zur Rechtslage Bleicken, Die 
athenische Demokratie, S. 417 f. u. S. 659 f. Vgl. allgemein zu der strafrechtlichen Verfolgung 
und der Furcht athenischer Feldherren vor einer Bestrafung, von der auch Nikias nicht frei 
war. Hamei, Athenian Generals, S. 118-157. 
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späteren Geschichte vorgekommen sein mag, daß ein Militär aufgestanden 
und sich offen gegen den Austrag von Feindseligkeiten ausgesprochen hat. 
Sicher hätte sich so mancher einen solch mutigen Feldherrn gerade in unse¬ 
rem Jahrhundert gewünscht. Geradezu modern mutet die Maxime des Ni- 
kias an, Sizilien den Siziliern zu überlassen. Dieses Prinzip der Nichteinmi¬ 
schung, die in der anglo-amerikanischen Forschung gerne auch als ,antike 
Monroe-Doktrin“ bezeichnet wird 24 , war bereits auf dem Kongreß von Gela 
im Jahre 424 v. Chr. gefordert worden. Dieser Kongreß war der Versuch si- 
zilischer Staaten, ihre Probleme - mit wenig Erfolg, wie wir am Hilfegesuch 
der Segester sehen - selbst zu lösen. Athen, das damals ja kräftig mitgemischt 
hatte, wurde damit zu seinem Ärger aus Sizilien hinauskomplimentiert. Ni- 
kias macht sich diese Auffassung nun zu eigen und vertrat in seiner Rede ei¬ 
nen isolationistischen Standpunkt, daß nämlich zum Wohle des Staates die 
Athener sich jetzt erst um ihre eigenen Probleme, um den Bestand ihres 
Bündnissystems zu kümmern und sich nicht in waghalsige Abenteuer zu 
stürzen hätten. Er fordert, das Bestehende zu wahren, er rät zur Mäßigung, 
er warnt vor Anmaßung und Überheblichkeit. 

Doch leider hatte sich die wagemutige Vorstellung, ganz Sizilien mit all 
seinen Schätzen und Ressourcen zu erobern, in diesen Tagen bereits in allzu 
vielen athenischen Köpfen festgesetzt. Der Krieg fern von Athen wurde da¬ 
her ohne große Bedenken begeistert willkommen geheißen. Plutarch gibt in 
seiner Biographie des Alkibiades die Stimmung in Athen anschaulich wieder: 

„Die jungen Leute, die sich an Hoffnungen berauschten,...hörten den äl¬ 
teren Leuten zu, die viel Merkwürdiges von dem Kriegsschauplatz zu 
erzählen wußten, so daß viele in den Ringschulcn und auf den Ruhe¬ 
bänken saßen und den Umriß der Insel, und wie Libyen und Karthago 
dazu gelegen seien, in den Sand zeichneten.“ 25 

Zwischenrufe während der Rede des Nikias zeigen, daß seine Argumente, 
von denen er einige auch während der ersten Volksversammlung, über die 
Thukydides nur knapp berichtet, vorgetragen haben dürfte, die Mehrheit 
nicht beeindruckten. Es gab zwar Stimmen gegen den Feldzug, aber die mei¬ 
sten Redner sprachen sich unter dem Beifall der übrigen dafür aus, den Be¬ 
schluß nicht umzustürzen. Alkibiades wiederum konnte die Angriffe auf sei¬ 
ne Person nicht auf sich sitzen und auch die vorgebrachten Bedenken gegen 
einen Krieg, den er vorbehaltlos forderte, nicht unkommentiert im Raum 
stehen lassen. Laut Thukydides hoffte er, daß ihm dieser Feldzug, den er 


24 So etwa Kagan, The Peace of Nicias, S. 160. 

2> Plut. Alkibiades 17; vgl. auch Plut. Nikias 12: „...Alkibiades, der, bevor überhaupt eine Volks¬ 
versammlung stattfand, die Menge durch Worte und Vorspiegelungen so betört hatte, daß die 
jungen Leute auf den Turnplätzen, die Alten in den Werkstätten und auf den öffentlichen Ru¬ 
hebänken beisammen saßen und den Plan von Sizilien und des die Insel umgebenden Meeres, 
die Häfen und die Örtlichkeiten, die auf der Afrika zugekehrten Seite der Insel liegen, in den 
Sand zeichneten; denn sie betrachteten Sizilien nicht als Preis des Kampfes, sondern als das 
Sprungbrett, von dem aus sic die Karthager bekämpfen und zugleich Afrika und das Meer 
diesseits der Säulen des Herakles in ihre Gewalt bringen wollten.“ 
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wohl gerne allein angeführt hätte, 26 Ruhm, Ansehen und vor allem reiche 
Beute einbringen wurde. Seine Pläne sollen gar über die Eroberung Siziliens 
hinausgegangen sein. 27 

Zunächst wehrt Alkibiades in seiner Antwortrede 28 die Angriffe des Ni- 
kias gegen seine Person ab: Alles, was er getan habe, und seien es extrava¬ 
gante Wagenrennen in Olympia gewesen, sei auch zum Ruhme und Nutzen 
des Staates gewesen. Anschließend zerstreut er die Befürchtungen vor einer 
möglichen sizilisch-spartanischen Koalition gegen Athen durch eine einsei¬ 
tige, übertriebene Schilderung der sizilischen Verhältnisse: Sizilien sei nun 
wirklich nicht das Problem, da die Poleis dort untereinander verfeindet und 
sich selbst im Innern nicht einig seien. Auch die Bewaffnung lasse zu wün¬ 
schen übrig. Und die Nichtgriechen Siziliens würden sich begeistert an ei¬ 
nem Kampf gegen Syrakus beteiligen. Mögen auch die Spartaner - wie sie es 
im letzten Krieg getan hatten - in Attika einfallen, sie würden dennoch - wie 
zuvor - nichts erreichen. Athen werde trotz der Sizilien-Expedition nicht in 
Gefahr und nicht schutzlos sein, noch gäbe es ja die Reserveflotte, die es mit 
den Peloponnesiern problemlos aufnehmen könne. Alkibiades betont die 
Verpflichtungen des Reiches gegenüber seinen Verbündeten. Nur so sei 
Athen zu dem geworden, was es heute sei. Außerdem hätten die Verträge mit 
den Siziliern den Sinn, nicht Athen im östlichen Mittelmeerraum Hilfe zu 
bringen, sondern die Feinde im Westen in Schach zu halten. Überdies müsse 
Athen expandieren, um den Feinden zuvorzukommen. Untätigkeit führe 
zum Untergang: „weil man doch dem Mächtigeren nicht nur wehrt, wenn er 
angreift, sondern, damit er nicht angreift, ihm zuvorkommt.“ 29 Die Pelo- 
ponnesier würden sie mit ihrer Expedition einschüchtern, Hellas selbst 
durch die im Westen gewonnene Macht beherrschen oder zumindest das 
mächtige Syrakus schwächen, so daß es keine Gefahr mehr für Athen und 
seine Bündner darstelle. 

Die Macht des Stärkeren, der sich beständig beweisen und üben müsse, um 
nicht in angenehmer Untätigkeit faul und damit verwundbar zu werden, der 
Präventivkrieg, in dem Athen dem Feind in seiner aggressiven Expansion zu¬ 
vorkommt, die Herrschaft über ganz Hellas - all dies waren plakative For¬ 
meln, die die Athener emotional ansprachen. Sie begannen sich an dem Ge¬ 
danken zu berauschen, Herren der Welt zu werden. Und ,Welt‘ bedeutete für 
sie der gesamte Mittelmeerraum: das karthagische Reich, die italische Hal¬ 
binsel, die Peloponnes, ganz Hellas. 30 Die unbegrenzte Expansion, die Alki¬ 
biades forderte, die aggressive Politik, die auch den Erstschlag legitimierte, 

21 Aus den Fragmenten über die Debatte in der ersten Volksversammlung (siehe Anm. 4) läßt 
sich noch ersehen, daß es darum ging, ob ein oder mehrere Feldherren für das Unternehmen 
gewählt werden sollten. Vgl. hierzu noch Kagan, The Peace of Nicias, S. 169 ff. 

27 Thuk. 6, 15, 2. 90, 2; Plut. Alkibiades 17. Vgl. hierzu auch Antonios Rengakos, Form und 
Wandel des Machtdenkens der Athener bei Thukydides, Wiesbaden 1984, S. 102-120. 

28 Thuk. 6, 16, 1-18, 7; vgl. Diod. 12, 84, 1; Plut. Alkibiades 18. 

2 ’ Thuk. 6, 18,2. 

K Alfred Ffeuß, Weltreichsbildung im Altertum (1981). In: Gesammelte Schriften, hrsg. v. Jochen 
Bleicken. Stuttgart 1, 1995, S. 266, formuliert hierzu kurz und treffend: „Weltreich ist das, was 
dafür gehalten wird.“ 
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versprach mehr als die mühevolle Konsolidierung des Reiches. Zudem wür¬ 
den durch die Eroberungen im Westen die Probleme im Osten von selbst be¬ 
hoben werden. Auch der Rivale Sparta wäre dann doch nur noch eine quan- 
tite negligeable. Der .Traum von der Weltmacht' schien durch die Expedition 
nach Sizilien in greifbare Nähe gerückt. 

Die Athener waren daher nach der Rede des Alkibiades, so Thukydides, 
„noch viel mehr als vorher auf den Feldzug versessen.“ 31 Nikias mußte einse- 
hen, daß er das Volk mit Argumenten nicht mehr umzustimmen vermochte. 
Er gab sich jedoch noch nicht geschlagen und versuchte es nun mit einer List. 
Er glaubte, den Feldzug nur noch verhindern zu können, indem er die Rü¬ 
stungsforderungen so sehr in die Höhe trieb, daß sie die Athener nur noch ab- 
schrecken konnten. Er widersprach in einer zweiten Rede 32 der überzeichne¬ 
ten Schilderung des Alkibiades von einem zerstrittenen Sizilien, das angeblich 
leicht zu erobern sei. Er verwies auf die Probleme der Kriegführung in einem 
fernen Land, auf Schwierigkeiten des Nachschubs und der Versorgung in den 
langen Wintermonaten. 60 Trieren würden dafür bei weitem nicht ausreichen. 
Ein großes Heer, eine größere Flotte müßte aufgestellt werden, um überhaupt 
den Erfolg des riesigen Unternehmens zu garantieren. Doch Nikias hatte sich 
gründlich verrechnet, wenn er meinte, die Athener würden nach dieser kalten 
Dusche mit wieder halbwegs klarem Kopf das Rechnungsbuch zücken und 
dann seufzend auf das teure sizilische Abenteuer verzichten. Im Gegenteil: 

„Sein Rat schien gut, und nun sei wirklich alle Sicherheit gegeben. Eine 
Leidenschaft zu dieser Ausfahrt riß alle miteinander hin: die Alteren, die 
Städte zu unterwerfen, gegen die sie fuhren, mindestens könne eine so 
große Macht nicht verderben, die Herangewachsenen aus Sehnsucht, 
ferne Länder zu sehen und kennenzulernen, und hoffnungsvoll, am Le¬ 
ben zu bleiben, der große Haufen, das Kriegsvolk, schon jetzt dabei 
Geld zu verdienen und eine Macht dazuzuerobern, aus der ihnen für al¬ 
le Zeit ein täglicher Sold gewiß sei; so daß bei dieser maßlosen Gewinn¬ 
sucht auch einer, dem dies etwa mißfiel, besser stillhielt, um nicht dage¬ 
genstimmend als Feind seiner Mitbürger zu gelten.“ 33 

In dieser euphorischen Stimmung, zu der Nikias ungewollt und ungeschickt 
beigetragen hatte, beschloß das Volk, seinen Feldherren volle Handlungsfrei¬ 
heit für die gesamte Unternehmung zu gewähren. 34 Nicht mehr 60, nein 
ganze 100 Schiffe wollte allein Athen für den Kriegszug stellen. Es schienen 
sich hier die Worte des Euripides zu bewahrheiten, der in seiner kurz nach 
424 v. Chr. aufgeführten Tragödie .Hiketiden - Die Schutzflehenden' einen 
Herold sagen läßt, daß im Volk bei der Abstimmung über Krieg keiner an 
seinen eigenen Untergang denke, sondern „des Todes Mißgeschick“ 35 beim 


11 Thuk. 6,19,1. 

3J Thuk. 6, 20, 1-23, 4. 

JJ Thuk. 6, 24, 2 ff. 

34 Vgl. konkret zu den Möglichkeiten und Grenzen ihrer Befehlsgewalt Hamei, Athenian Gene¬ 
rals, S. 201 ff. 

33 Eur. Suppl. 481 ff. 
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anderen wähnt. Nach fieberhaften Rüstungen fuhren im Juni 415 v. Chr. 134 
bestens ausgerüstete athenische und bundesgenössische Schiffe gen Sizilien - 
32.000 Mann Heer und Flotte, davon allein 8.000 athenische Bürger, ange¬ 
sichts einer wehrfähigen Bevölkerung von 30 bis 40.000 eine nicht unbe¬ 
trächtliche Zahl. 36 Eine so große und prachtvolle Flotte war noch nie von ei¬ 
ner griechischen Polis aufgebracht worden. Noch in der Rückschau kann 
selbst Thukydides diesem Schauspiel seine Bewunderung nicht versagen. 

Ganz Athen stand, wie wir an den Äußerungen unseres athenischen Ge¬ 
schichtsschreibers sehen können, hinter diesem Kriegszug. Innerhalb weni¬ 
ger Tage war die projektierte Expeditionsflotte einer Armada gewichen. Be¬ 
denken wurden über Bord geworfen, Gegenstimmen ignoriert. Von der 
reinen Aggression meinten alle zu profitieren: Sie sollte Athen die Herrschaft 
über Hellas, den Athenern Abenteuer, Ansehen und finanziellen Gewinn 
einbringen. Die Bürger sollen - so Diodor - 37 bereits in Gedanken die Län¬ 
dereien auf Sizilien in Ackerlose aufgeteilt haben. Moral oder die Frage nach 
der Kriegsschuld spielte bei diesem Vorhaben nur eine geringe Rolle: Der 
Schutz des Verbündeten wurde zwar weiterhin als offizieller Kriegsgrund 
vorgetragen, doch war dies nur mehr, wie bereits die Zeitgenossen erkann¬ 
ten, ein willkommener Vorwand. 38 Der Wille nach unbegrenzter Expansion 
gründete in der Idee eines Präventivschlages: Athen mußte dem Gegner, der 
doch auch den Krieg plante, zuvorkommen. 39 Angriff schien ihnen die beste 
Verteidigung. Und hatte man erst einmal Sizilien, dann hatte man bald die 
ganze Welt. 

Beim Abschied der Schiffe im Frühsommer beschlich die hochgemuten 
Athener neben all den Hoffnungen auf Gewinn und Eroberung dann endlich 
doch ein unheimliches Gefühl oder vielleicht sogar eine dunkle Vorahnung. 
Sie erschraken jetzt selbst angesichts des riesigen Unterfangens. Die Da¬ 
heimgebliebenen klagten - so berichtet Thukydides -, ob sie den Freund, 
den Verwandten, den Sohn je Wiedersehen würden. Und sie sollten recht be¬ 
halten: Athen büßte seinen Griff nach der Weltmacht mit der völligen Kata¬ 
strophe. Die Sizilische Expedition führte aufgrund verschiedener Faktoren in 
ein Desaster. Der totale Krieg, dem die Athener in ihrer Hybris begeistert 
zugestimmt hatten, endete für einen Großteil ihrer Soldaten in den Latomi- 
en, den kahlen Steinbrüchen von Syrakus, wo sie - ungenügend versorgt - 
im eisigen Winter 413/12 v. Chr. elend umkamen. Verluste von 40 bis 50.000 
Mann hatten Athen und seine Verbündeten am Ende zu beklagen; das Sizili- 

16 Vgl. zu den Bevölkerungszahlen Bleicken, Die athenische Demokratie, S. 98-102; zu dem 
athenischen Aufgebot und den Verlusten wahrend der Sizilischen Expedition und des Pelo- 
ponnesischen Krieges die überaus nützliche Studie von Barry Strauss, Athens after the Pelo- 
ponnesian War, London 1986, S. 179-182 u. S. 70-86. 

17 Diod. 13,2,2. 

Js Zu dem griechischen Bemühen, in der Öffentlichkeit nicht als Aggressor zu erscheinen, 
vgl. Peter Karavites, Greek Interstate Relations and Moral Principles in the Fifth Century 
B. C. In: PP 39, 1984, S. 161-192. 

59 Vgl. hierzu auch die subtile Analyse von Karl-Wilhelm Welwei, Das Problem des Präventiv¬ 
krieges im politischen Denken des Pcrikles und Alkibiades. In: Gymnasium 79, 1972, S. 289- 
305. 
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en-Unternehmen war sie wahrlich teuer zu stehen gekommen. 413 brach der 
Krieg zwischen Athen und Sparta, das nun Morgenluft witterte, erneut offen 
aus; diese auch ,Dekeleischer Krieg' genannte letzte Phase des Peloponnesi- 
schen Krieges endete schließlich 404 v. Chr. mit der bedingungslosen Kapi¬ 
tulation Athens. 40 In diesen düsteren Stunden ihrer Niederlagen mochten 
sich die Athener an Aischylos’ Tragödie .Agamemnon' erinnern, wo es heißt, 
daß der Kriegsgott in der Tat ein .Goldwechsler' sei: Er nimmt die Männer 
und gibt dafür Urnen mit Asche zurück. 41 

II. 

Wenden wir uns nun einem römischen Weg in den Krieg zu: 

Nur wenige Monate nach dem Friedensschluß mit Karthago legte der 
Consul des Jahres 201 v. Chr., Publius Sulpicius Galba, der Volksversamm¬ 
lung den vom Senat bereits sanktionierten Antrag vor, Makedonien den 
Krieg zu erklären. Die Wunden des Zweiten Punischcn Krieges waren noch 
nicht vernarbt und die adlige Führungsriege schickte sich an, erneut mit einer 
auswärtigen Macht die Klingen zu kreuzen. Wie war es dazu gekommen? In 
Griechenland herrschte zu dieser Zeit ein labiles Gleichgewicht dreier 
Großmächte: Makedonien im Nordwesten, das Seleukidenreich im Osten 
und Ägypten im Süden. Als jedoch Ägypten durch den Tod des Pharaos 
Ptolemaios IV. Philopator und eine darauf folgende Minderjährigkeitsregie¬ 
rung im Jahre 205 v. Chr. geschwächt wurde, taten sich Philipp V. von 
Makedonien und der Seleukidenkönig Antiochos III. zusammen und gingen 
gegen die ptolemäischen Außenbesitzungen vor. Die griechischen Mittel¬ 
mächte, allen voran Pergamon und Rhodos, mußten aufgrund des kriegeri¬ 
schen Engagements dieser beiden Herrscher um ihre eigene Existenz fürch¬ 
ten. Nach tapferer Gegenwehr suchten sie bei Rom um Hilfe nach - vor 
allem um Hilfe gegen Philipp, der in der Ägäis mit Gewalt eine Seeherrschaft 
zu errichten gedachte. 

Die pergamenisch-rhodische Gesandtschaft wandte sich in ihrer Not an 
den Senat. Die römischen Senatoren, die wie das übrige Volk in dem langen 
Ringen gegen Hannibal einen hohen Blutzoll entrichtet hatten, strotzten 
jetzt als glorreiche Sieger über das einstmals mächtige Karthago vor Selbst¬ 
bewußtsein. Roms Führungsposition im reibungslos funktionierenden Bun¬ 
desgenossensystem 42 hatte selbst Hannibal nicht in Frage stellen könne; in 
der Folge beanspruchte Rom den gesamten westlichen Mittelmeerraum als 
Herrschaftsgebiet, und es gab dort niemanden mehr, der ihm diesen An¬ 
spruch streitig machen konnte. Nur die Großmacht Rom konnte daher in 
griechischen Augen Philipp und Antiochos noch Einhalt gebieten. Der Senat 
ließ zunächst über eine Gesandtschaft die Lage im Osten sondieren und ent¬ 
schloß sich nach reiflicher Überlegung 201 v. Chr. mit der offiziellen Be¬ 
gründung, den - nunmehrigen - Verbündeten des römischen Volkes helfen 
zu müssen, zum Krieg. 

40 Vgi. hierzu im einzelnen de Libero, Vernichtung oder Vertrag? 

41 Aisch. Agam. 432-444. 
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Die Forschung ist sich nicht einig, was die römischen Nobiles veranlaßt 
haben könnte, weniger als ein Jahr nach dem Friedensschluß mit Karthago 
erneut in einen Krieg zu ziehen. Sicher werden verschiedene Faktoren und 
Beweggründe eine Rolle gespielt haben. 43 Zunächst einmal hatte Rom das 
Engagement Philipps auf Seiten Hannibals nicht vergessen, zum anderen 
mußte nach den Erfahrungen mit dem Karthager, der innerhalb kürzester 
Zeit von Spanien über die Alpen vor die Tore Roms gezogen war, den Sena¬ 
toren die Angst tief in den Knochen stecken: Drohte nicht eine neue Invasi¬ 
on Italiens, dieses Mal vom Osten her? Die offenkundige Allianz der beiden 
Herrscher, die das Gleichgewicht in Hellas veränderte, ließ Schlimmes be¬ 
fürchten. Rom mußte - so sahen es die römischen Nobiles - rechtzeitig ein- 
greifen. In der Verteidigung eigener Interessen mußte insbesondere dem Vor¬ 
drängen Philipps Einhalt geboten werden. 

Trotz oder vielleicht auch gerade wegen des vergangenen Krieges schienen 
einige Adlige zudem gehofft zu haben, es dem Hannibal-Bezwinger Scipio 
gleichtun zu können. Ehre, Ruhm und Beute schienen ihnen im Osten zu 
winken. Ihr Geltungsbedürfnis, das in dem Leistungsideal der aristokrati¬ 
schen Gesellschaft wurzelte, mochte sie für den Krieg stimmen lassen. Ob 
auch ein römischer Philhellenismus, ob ethische Überlegungen oder das 
Bemühen, das eher schlechte Image Roms in Hellas durch tatkräftige Unter¬ 
stützung griechischer Verbündeter zu verbessern, große Teile der Führungs¬ 
elite zum Krieg motivierten, muß weitgehend Spekulation bleiben. 

Wirtschaftliche Überlegungen dagegen werden kaum eine Rolle gespielt 
haben. Es sind uns sogar Proteste römischer Gläubiger gegen den neuen 
Feldzug überliefert. Sie fürchteten um ihre Staatsanleihen aus dem Hanni- 
balkrieg, die sie noch nicht zurückerhalten hatten. 44 Allein reine Erobe¬ 
rungslust oder gar einen ,aggressiven Imperialismus“ in dem Vorgehen Roms 
sehen zu wollen, ist nicht überzeugend, da Rom nach dem makedonischen 
Krieg seine Truppen wieder aus Griechenland abzog, weder Gebiete und Tri¬ 
bute für sich beanspruchte noch Besatzungen hinterließ. 

Auch die Quellen helfen uns kaum weiter, zumindest tragen sie nicht dazu 
bei, die Forschungskontroverse endgültig zu beenden. Während die annali- 
stische Überlieferung bei Livius bemüht ist, alle Kriege Roms und damit 
auch den Makedonischen, wie wir noch sehen werden, als Verteidigungs¬ 
kriege hinzustellen, gewähren die .Historien“ des Polybios in ihrem frag- 

43 Vgl. hierzu Theodora Hantos, Das römische Bundesgenossensystem in Italien, München 1983; 
Arthur Keaveney, Rome and the Unification of Italy, London 1987; Hartmut Galsterer, Herr¬ 
schaft und Verwaltung im republikanischen Italien, München 1976; und Edward T. Salmon, 
The Making of Roman Italy, London 1982. Vgl. allgemein zum römischen Völkerrecht de Li¬ 
bero, Vernichtung oder Vertrag? 

43 Vgl. zur Forschungskontroverse seit Theodor Mommsen Gruen, Hellenistic World, S. 387-391; 
Leo Raditsa, Bella Macedonica. In: ANRW 1, 1, 1972, 564-576; und Dahlheim, Struktur und 
Entwicklung des römischen Völkerrechts, S. 239-241 n.20. 

44 Liv. 31, 13, 4; ....wenn der Staat das Geld, das für den Punischen Krieg gegeben worden sei, 
auch für den Makedonischen verwenden wolle und da ein Krieg sich an den anderen reihe, wä¬ 
re ihr Geld da nicht zum Dank für ihre Gefälligkeit konfisziert wie für eine schuldbare Hand¬ 
lung?“ 
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mentarischen Zustand keinen Aufschluß über die römische Kriegsmotivati¬ 
on. Im ersten Buch seines Geschichtswerkes können wir jedoch erkennen, 
daß Polybios hinter dem Ablauf der geschichtlichen Ereignisse einen vorge¬ 
faßten Plan vermutet: 

„Denn nachdem die Römer in dem erwähnten Krieg die Karthager be¬ 
siegt hatten und damit den größten, den entscheidenden Schritt auf dem 
Weg zur Weltherrschaft glaubten getan zu haben, da zuerst wagten sie, 
ihre Hände nach dem Ganzen auszustrecken und mit Heeresmacht nach 
Griechenland und dem asiatischen Raum hinüberzugehen.“ 45 

Freilich dürfen wir nicht vergessen, daß unser griechischer Gewährsmann 
zu einer Zeit schrieb, in der Rom bereits unangefochten den Mittelmeer¬ 
raum beherrschte. Er suchte sich um 150 v. Chr. die bereits etablierte Welt¬ 
herrschaft zu erklären. Es hieße, die Geschichte von ihrem Ende her aufzu¬ 
rollen, wollte man Rom einen bewußten Weltherrschaftsplan unterstellen, 
dem es alle seine Unternehmungen unterordnete. Mochten auch römische 
Senatoren als Folge ihres adligen Ethos begierig sein auf die militärische 
Herausforderung, haben wir anders als für unser athenisches Beispiel kein¬ 
erlei Äußerungen von Zeitzeugen oder andere eindeutige Hinweise für eine 
von Polybios unterstellte aussenpolitische Konzeption, die Welt unterwer¬ 
fen zu wollen. Wir müssen sogar davon ausgehen, daß erst durch griechische 
Reflexionen den Römern ihr ,Weltreich“ bewußt geworden ist. 46 Kriegslü¬ 
stern stellen sich uns die .einfachen“ römischen Bürger um 200 v. Chr. je¬ 
denfalls kaum dar. Im Gegenteil, es berichtet uns Livius in seinem Ge¬ 
schichtswerk yAb urbe condita' (31. Buch) von einer überraschenden 
Wendung des Geschehens: 

„Publius Sulpicius ... veröffendichte durch Aushang seinen Antrag an das 
Volk, sie sollten festsetzen und befehlen, daß König Philipp und den 
Makedonen, die unter seiner Herrschaft ständen, wegen der Ungerech¬ 
tigkeiten und der bewaffneten Überfälle auf Bundesgenossen des römi¬ 
schen Volkes der Krieg erklärt werde. Der Antrag über den Makedoni¬ 
schen Krieg wurde bei der ersten Abstimmung von fast allen Zenturien 
[d.h. den Abteilungen der Volksversammlung] abgelehnt. Das hatten die 
Menschen, weil sie durch die Länge und Schwere des Krieges ermattet 
waren, aus Überdruß vor den Gefahren und Mühen von sich aus getan; 
dazu hatte auch noch der Volkstribun Quintus Baebius den alten Weg 
beschritten, die Senatoren zu beschuldigen, und den Vorwurf erhoben, 

45 Pol. l, 3. 

46 Der Begriff der Weltherrschaft findet sich in der lateinischen Literatur erst für das 1. Jahrhun¬ 
dert v. Chr., auct. Her. 4, 9, 13: impenum orbis terrae. Und was unter .Weit' bzw. .Weltherr¬ 
schaft' verstanden wurde, ist auch hier wieder eine Frage der Definition, das war bereits den 
Zeitgenossen der späten Republik bewußt, vgl. Annemarie Krumbein, Römische Weltherr¬ 
schaft. Vorstellungen und Einschätzungen bei römischen Autoren der ausgehenden Republik 
und des frühen Principats. Diss. Hannover 1985; Heuß, Weltreichsbildung, S. 305-316; Joseph 
Vogt, Orbis, Freiburg i. Br., Basel 1960, S. 151-171; und Peter A. Brunt, Laus imperii. In: Im- 
perialism in the Ancient World, S. 159-191. 
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man reihe Kriege an Kriege, damit das Volk nie den Frieden genießen 
könne.“ 47 

Die Senatsmehrheit hatte sich, aus welchen Gründen auch immer, für den 
Krieg entschieden, und die übrigen Bürger antworteten überraschend mit 
,nein\ Gleich einem Ulrich Bräker: .Denn was gehen mich eure Kriege an?' 
waren sie dieses eine, ja, dieses einzige Mal in der Geschichte der Republik 
nicht bereit, das Schwert wieder in die Hand und in der Schlachtreihe Auf¬ 
stellung zu nehmen. Kriegsmüde waren sie und wollten nun nicht kämpfen. 
Das hieß nicht, daß man prinzipiell gegen den Krieg gewesen wäre, nur hat¬ 
te man jetzt keine Kraft mehr, zumal eine Notwendigkeit dieses neuen Krie¬ 
ges nicht zu erkennen war. Nach 17 Jahren hatte der männermordende Han- 
nibalkrieg endlich ein Ende genommen; die Überlebenden konnten aufatmen 
und sich ans Aufräumen machen. Der Karthager hatte in Italien ein Trüm¬ 
merfeld hinterlassen, Höfe geplündert, Äcker verwüstet, Vieh geraubt. Die 
Römer und ihre italischen Verbündeten hatten die Auswirkungen des Krie¬ 
ges am eigenen Leib zu spüren bekommen. Jetzt wollte man nur noch nach 
Hause. Der Consul war düpiert, die Senatoren aufgebracht. Sie hatten es sich 
zu leicht gemacht, die Stimmung bzw. ihren Einfluß beim erschöpften Volk 
allem Anschein nach falsch eingeschätzt. Schuld hatte natürlich das Volk. Sei¬ 
ne „Trägheit“ 4 ® durfte nicht hingenommen werden. Es mußte ihm deutlich 
vor Augen geführt werden, daß dies kein Krieg zum Vergnügen des Senats 
war, sondern daß es um einen Verteidigungskrieg gegen Philipp ging. Livius 
läßt den Consul eine eindringliche Rede vor dem obstinaten Volk halten: 

„Ihr scheint nicht zu begreifen, Mitbürger, daß es für euch nicht um die 
Frage geht, ob ihr Krieg oder Frieden haben wollt - denn das wird euch 
Philipp nicht freistellen, der zu Lande und zu Wasser einen gewaltigen 
Krieg plant sondern ob ihr eure Legionen nach Makedonien schaffen 
oder ob ihr die Feinde in Italien in Empfang nehmen wollt. Nicht im 
fünften Monat, wie Hannibal nach dem Aufbruch von Sagunt, sondern 
am fünften Tag nach der Abfahrt von Korinth wird er nach Italien gelan¬ 
gen. ... Makedonien soll lieber den Krieg haben als Italien; die Städte und 
Felder der Feinde sollen mit Feuer und Schwert verwüstet werden. Wir 


47 Liv. 31,6,1 ff.; vgl. Iust. 30,3,2; Zon. 9,15, 1. Zur Rolle des Baebius vgl. den anregenden Bei¬ 
trag von Eckart Olshausen, Zum Verhalten des Einfachen Mannes zwischen Krieg und Frie¬ 
den auf der Grundlage von Hom. II. 2, 211-277 (Thersites) und Liv. 31, 6-8 (Q. Baebius, 
tr. pL). In: Livius - Werk und Rezeption. Festschrift Erich Burck, hrsg. v. Eckard Lefevre 
u. Eckart Olshausen. München 1983, S. 234-239. Die Historizität dieser Episode wird von 
Dahlheim, Struktur und Entwicklung des römischen Völkerrechts, S. 242-244 n.23, m. E. zu 
Unrecht in Frage gestellt. Der annalistische Autor, dem hier Livius folgt, wäre schlecht bera¬ 
ten gewesen, eine doch für die Nobilitat peinliche Ablehnung der Rogation durch das Volk 
nur zu .erfinden', um dann die römische vtrtus durch eine spatere Annahme um so heller er¬ 
strahlen zu lassen. Hier gibt cs bessere Möglichkeiten dichterischer Freiheit, durch die Consul, 
Senat und Volk vorteilhafter hatten dargestellt werden können. Überdies dürfte auch die Ein¬ 
zigartigkeit und Besonderheit dieses Zwischenfalls, dem ein unterhaltender Wert durchaus 
nicht abzusprechen ist, den Annalisten veranlaßt haben, ihn für die Nachwelt festzuhalten. 

4 * So Liv. 31, 6, 6. 
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haben schon erfahren, daß unsere Waffen draußen glücklicher und mäch¬ 
tiger sind als daheim. Schreitet zur Abstimmung mit dem Beistand der 
Götter und ordnet das an, was die Senatoren für gut befunden haben.“ 49 

Wir wissen nicht, was der Consul tatsächlich gesagt hat, doch dürften zu¬ 
mindest seine Argumente von Livius bzw. seiner Quelle aufgegriffen und 
korrekt wiedergegeben worden sein. Zentraler Gedanke der Rede ist vor al¬ 
lem das Furchtmotiv, mit dem Sulpicius das Volk zum Krieg gegen die ver¬ 
meintliche Gefahr aus dem Osten bewegen wollte. Metus Punicus , metus 
Galliens : die Furcht vor dem wilden Gallier, vor dem perfiden Punier, die 
Furcht vor äußeren Feinden war in Rom durchaus real. 50 Ja selbst, als Rom 
keinen ernsthaften Gegner in der bekannten Welt mehr hatte, fürchtete es 
sich so sehr, daß es selbst das niedergedrückte Karthago 146 v. Chr. dem Erd¬ 
boden gleichmachte. 51 Schon Quintus Ennius, dessen großes nationales 
Rom-Epos yAnnales' aus dem ersten Drittel des 2. Jahrhunderts v. Chr. für 
uns leider in großen Teilen verloren ist, kennt und benennt die Furcht des 
Römers: „At Romanus homo, tamenetsi res bene gesta est, corde suo trepidat 
- Aber der Römer erzittert in seinem Herzen, auch wenn seine Taten glück¬ 
lich vollbracht sind.“ 52 

Der Consul packt die Bürger bei ihrem ureigenen Alptraum: die Invasion 
Italiens drohe, dieses Mal vom Osten her! Er erinnert sie an die eigene, auch 
jüngste Geschichte und malt die gefürchteten Schreckensbilder erneut an 
die Wand: Pyrrhos und Hannibal hätten vor den Toren Roms gestanden und 
sich auf italischem Land bewegt, als seien sie die Herren gewesen. Wie 
schwer es sei, sich auf eigenem Gebiet eines Eindringlings zu erwehren, habe 
doch gerade die Auseinandersetzung mit dem Punier gezeigt, der 16 Jahre 
lang in Italien sein Unwesen getrieben habe und erst auf afrikanischem Bo¬ 
den - bei Zama - besiegt werden konnte. Nun werde Philipp kommen, kei¬ 
ne fünf Tage werde es dauern. Diese Behauptung entsprach natürlich nicht 
den realen Gegebenheiten, dachte doch Philipp gar nicht daran, Rom oder 
Italien anzugreifen. Die überzeugende Instrumentalisierung der Furcht für 
einen von der Nobilität gewollten Krieg brachte jedoch den gewünschten 
Erfolg. Unter dem Druck der Autorität von Consul und Senat wurde dem 
Volk klargemacht, daß ihm gar keine Alternative zum Krieg blieb. Krieg 
führen um des Friedens willen, hieß die Devise. 53 


49 Liv. 31, 7, 2.13 f. 

50 Zum Komplex des metus hostilis vgl. die unterschiedlichen Ansätze von Heinz Bellen, Metus 
Gallicus - metus Punicus. Zum Furchtmotiv in der römischen Republik, Stuttgart 1985; Karl- 
Wilhelm Welwci, Zum metus Punicus in Rom um 150 v. Chr. In: Hermes 117, 1989, S. 314-320; 
Holger Sonnabend, Pyrrhos und die .Furcht' der Römer vor dem Osten, ln: Chiron 19, 1989, 
S. 319-345; und neuerdings Jakob Seibert, Invasion aus dem Osten: Trauma, Propaganda oder 
Erfindung der Römer? In: Rom und der Griechische Osten. Festschrift für Hatto H.Schmitt 
zum 65.Geburtstag, hrsg. v. Charlotte Schubert u. Kai Brodersen. Stuttgart 1995, S. 237-248. 

51 Vgl. hierzu de Libero, Vernichtung oder Vertrag? 

5J Enn. ann. 560 (ed. Skutsch; = Cic. de or. 3, 168). 

SJ Zur Bedeutung des Friedens in der römischen Literatur vgl. Lana, L’idea della pace nell' anti- 
chitä; und Zampaglione, The Idea of Peace in Antiquity; sowie immer noch Eduard Wölfflin, 
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Der Krieg als Präventivmaßnahme leuchtete den Bürgern, die noch Han- 
nibals Heerscharen vor Augen hatten, natürlich ein. Aber was war mit dem 
niedergebrannten Hof, den verwüsteten Ackern? Um dem kriegsmüden 
Volk die Entscheidung zu erleichtern, wurde ihm versprochen, daß nur Frei¬ 
willige für diesen Krieg gezogen werden würden. 54 Auch die protestierenden 
Gläubiger wurden zufriedengestellt: Ihnen wurde Staatsland in der Nähe 
Roms gegen eine geringe Abgabe zur Verfügung gestellt. 55 Dem Kriegsent¬ 
scheid stand somit nichts mehr im Wege. Das Volk wurde erneut zur Ab¬ 
stimmung gerufen und entschied gemäß dem Antrag des Sulpicius. Die rö¬ 
mischen Bürger zogen darauf in einen Krieg, der scheinbar der ihre war. Am 
Ende stand die berühmte Schlacht von Kynoskephalai 197 v. Chr., die Nie¬ 
derlage Philipps und ein geschwächtes Makedonien. Roms Soldaten konnten 
vorerst zu ihren Ackern zurückkehren. 

Der antike Weg in den Krieg konnte auf verschiedene Art und Weise erfol¬ 
gen. Begeistert konnten die athenischen Bürger 415 v. Chr. für den Krieg 
stimmen, die Römer dagegen mußten 200 v. Chr. zu einem Krieg überredet 
werden. Entscheidend war letztlich die Annahme des Einzelnen, daß der 
Krieg, für den er stimmte, ihm vor allem Vorteile brächte. Als Eroberungs¬ 
krieg würde er Reichtum bringen, oder präventiv eingesetzt, Krieg im eige¬ 
nen Land verhindern helfen. Der Fabeldichter Babrios hat im 2. Jahrhundert 
n.Chr. wohl sicher nicht an die Sizilische Expedition gedacht, als er davon er¬ 
zählte, daß der Krieg einst die Hybris zur Frau genommen habe und ihr nun 
folge, wohin auch immer sie gehe. 56 Seine hübsche, mit entsprechender Mo¬ 
ral versehene Kurzgeschichte paßt jedoch vortrefflich zu unserem griechi¬ 
schen Beispiel: Blindlings haben sich ja die Athener in ein großes Abenteuer 
gestürzt, begeistert an die Ruderbänke gesetzt und begierig die Rüstungen 
umgeschnallt. Ihren Hochmut, der sie auf Eroberungsfahrt gehen ließ, und 
ihre Begierde sollten sie teuer bezahlen. Am Ende erwarteten sie nicht die si- 
zilischen Ländereien, nicht Reichtum und Ehre, sondern Kriegsgefangen¬ 
schaft und Tod. 

Weniger der Hybris verpflichtet waren die römischen Nobiles, auch wenn 
dies uns so erscheinen mag angesichts der Tatsache, daß der Senat unmittel¬ 
bar nach dem blutigen Hannibalkrieg gleich die nächste Kriegserklärung 
durch die Volksversammlung durchzubringen gedachte. Furcht vor einer 
neuen Machtkonstellation im Osten, persönliche Ambitionen und Rachege¬ 
danken spielten bei ihrer Entscheidung, für einen neuen Krieg zu votieren, 
eine bestimmende Rolle. Es stimmt hier allem Anschein nach nicht, was der 


Krieg und Frieden im Sprichworte der Römer. Sitzungsberichte der k. b. Akademie der Wis¬ 
senschaften, philos.-philol.-histor. Classe, München 1, 1888, S. 197-215. 

M Wie Liv. 32, 3, 2-7 zeigt, ist dieses Versprechen nicht gehalten worden. 

55 Liv. 31, 13,4-9. 

46 Mvthiambi Aesopei 70 (ed. Luzzatto/La Penna). Vgl. zu Person und Werk kurz Maria Jagoda 
Luzzatto, Babrios. In: DNP 2, 1997, S. 383 f. 
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griechische Dichter Pindar einmal gesagt hat, daß der Krieg nur süß sei 
für die, die ihn nicht kennen würden. 57 Die römischen Aristokraten aber 
schauderten nicht in ihren Herzen vor dem Krieg, mochten sie auch den 
mächtigen Feind fürchten. Nicht die Erfahrungen der militärischen Ausein¬ 
andersetzung ließen sie innehalten, sondern die Kriegsmüdigkeit der breiten 
Bevölkerung. Furcht sollte daher das widerwillige Volk bewegen helfen, in 
den vom Senat geplanten Krieg zu ziehen. Es sollte erkennen, daß durch 
Ausweichen vor dem Krieg nicht Frieden geschaffen, sondern der Krieg nur 
in das eigene Land, auf den eigenen Acker getragen würde. Die Kriegsbe¬ 
reitschaft gründete also bei den einzelnen Athenern und Römern in ver¬ 
schiedenen Faktoren. Übermut, Furcht, Profitgier, Ehr- und Geltungssucht 
verführten sie zum Krieg. Die menschlichen Triebkräfte waren ebenso ver¬ 
antwortlich für den von ihnen zu verantwortenden Kriegsentscheid wie das 
politische Kalkül der Führungsriege, die in Person des Alkibiades oder des 
Sulpicius die Stimmung im Volk in ihrem Sinne zu beeinflussen suchte. Die 
Verteidigung der Schafweide und der Griff nach der Weltherrschaft lagen 
nicht sehr weit auseinander. Vergessen, verdrängt wurde hierbei freilich nur 
allzu häufig, daß mit der Entscheidung zum Krieg der Tod den Helm auf¬ 
setzt. 


57 Pind. frg. 110 (cd. Maehlcr). 



Kriege im Mittelalter 


von 

NORBERT OHLER 

Von Kriegen im Mittelalter zu reden verlangt zunächst einige Begriffs¬ 
klärungen. So sei im folgenden, ungeachtet einzelner Rückblicke in die Anti¬ 
ke und Ausblicke in die Neuzeit, unter „Mittelalter“ das Jahrtausend von 
500 bis 1500 verstanden, sowie unter „Krieg“ das Streben von Individuen, 
Gruppen, Städten, Bünden o. ä., einem Gegner unter Anwendung von Waf¬ 
fengewalt den eigenen Willen aufzuzwingen bzw., im Falle der Verteidigung, 
fremde Gewalt abzuwehren. Dabei variieren die zeitgenössischen Bezeich¬ 
nungen meist beträchtlich; so ist allein in deutschsprachigen Quellen außer 
von Krieg auch von Fehde (als einem Recht bewaffneter Selbsthilfe), von 
Hader, Handel, Spannung, Streit, Zwietracht oder Zwist die Rede. In allen 
diesen Fällen wurde das Töten von Gegnern billigend in Kauf genommen, 
war im allgemeinen aber nicht oberstes Ziel. Die Grenzen zu Raub und 
Überfall waren fließend, zumal aus der Sicht der Opfer. 

Die Vielfalt gewaltsam ausgetragener Konflikte legt es nahe, ausgewählte 
Bereiche zu skizzieren: Arten von Kriegen, Ursachen und Begleitumstände, 
Professionalisierungs- und Modernisierungsprozesse, die Eingrenzung krie¬ 
gerischer Gewalt sowie schließlich deren Wirkungen und Folgen. 1 

I. 

Welche Arten von Kriegen kannte das Mittelalter? Die hierzu im folgenden 
zu treffenden Unterscheidungen sind naturgemäß unvollständig; zudem cha¬ 
rakterisieren sie als Idealtypen nur unzureichend eine Realität, deren Kriege 
in aller Regel Mischformen darstellten. Allen Kriegstypen gemeinsam freilich 
ist, daß das Recht zum Krieg, „ius ad bellum“, in dem hier betrachteten Zeit¬ 
raum nur selten grundsätzlich in Frage gestellt wurde. 

1 Zu Quellen und Literatur siehe anstelle von Einzelnachweisen: Norbert Ohler, Krieg und 
Frieden im Mittelalter, München 1997 (= Beck'sehe Reihe, Bd. 1226). Aus den dort genannten 
Werken seien neben dem „Handwörterbuch zur Deutschen Rechtsgeschichte" sowie dem 
„Lexikon des Mittelalters" (beide 1998 abgeschlossen) lediglich hervorgehoben: Fontes Histo- 
nae Iuris Gentium. Quellen zur Geschichte des Völkerrechts, hrsg. v. Wilhelm G. Grewe. Ber¬ 
lin 1988; Propyläen Technikgeschichte, Bd. 1 und 2; Die Urkunden und Akten der oberdeut¬ 
schen Städtebündc vom 13. Jahrhundert bis 1549, 2 Bde., bcarb. v. Konrad Ruser u. hrsg. v. der 
Historische Kommission bei der Bayerischen Akademie der Wissenschaften. Göttingen 1979 
u. 1988. Nach Abschluß des Manuskriptes erschienen: Guerre et concurrence entre les Etats 
europeens du XIV' au XVIII' siede, hrsg. v. Philippe Contamine. Paris 1998; Toleranz im Mit¬ 
telalter, hrsg. v. Alexander Patschovsky u. Harald Zimmermann. Sigmaringen 1998 (= Vorträ¬ 
ge und Forschungen, Bd. XLV); Kulturen der Gewalt. Ritualisierung und Symbolisierung von 
Gewalt in der Geschichte, hrsg. v. Rolf Peter Sieferle u. Helga Brcuninger. Frankfurt 
a. M. 1998. Hingewiesen sei ferner auf das seit 1994 an der Universität Würzburg laufende 
DFG-Projekt „Das Bild des Krieges im Wandel vom späten Mittelalter zur frühen Neuzeit“; 
vgl. Newsletter 7, hrsg. v. Arbeitskreis Militärgeschichte e. V., September 1998, S. 20 f. 
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1. Völkerwanderungen 

Der Begriff „Völker“-Wanderung ist angesichts der ethnischen Inhomoge¬ 
nität der meisten betroffenen sozialen Großgruppen nicht unproblematisch, 
soll aufgrund seiner Geläufigkeit hier aber dennoch verwendet werden. Seit 
den ersten nachchristlichen Jahrhunderten hatten Völker ihre Heimat im 
Norden Europas verlassen und waren nach Süden und Südosten gezogen, da 
ihnen das Römische Reich den Weg nach Südwesten versperrte. Die Goten - 
eines dieser Völker- ließen sich schließlich im Gebiet der heutigen Ukraine 
nieder. 

Zu einer revolutionären Umgestaltung Europas kam es, als die Hunnen, 
Reiternomaden aus Zentralasien, den als Ostgrenze Europas geltenden Don 
überquerten (um 370) und das Reich der Goten am Schwarzen Meer über¬ 
rannten. Soweit diese zu loyaler Zusammenarbeit bereit waren, wurden sie 
als Partner anerkannt und integriert. Wer sich nicht unterordnen wollte, zog 
nach Westen, was eine gewaltige Bewegung auslöste. Germanische und an¬ 
dere Völker brachen in das durch Krisen und Bürgerkriege geschwächte Rö¬ 
mische Reich ein und schlugen 378 bei Adrianopel, unweit der Hauptstadt 
Byzanz, ein großes römisches Heer. In einer Art Kettenreaktion zogen Go¬ 
ten, Alanen und weitere Völker durch das Reich, weitgehend ungehindert; 
von Unzufriedenen und Sklaven oft genug begrüßt, ertrotzten sie ihre An¬ 
siedlung - und das war neu - als Völker und nach eigenem Recht. Sie beab¬ 
sichtigten nicht die Zerstörung des Reiches, sondern haben den Reichsge¬ 
danken ausdrücklich aufrechterhalten; dies wurde dadurch begünstigt, daß 
Nicht-Römer lange vor der Völkerwanderung im römischen Heer gedient 
hatten und in führende Stellungen aufgestiegen waren. Rings um das westli¬ 
che Mittelmeer gründeten Vandalen, Goten, Franken und andere nun eigene 
Reiche, womit der Charakter des Römischen Reiches sich änderte. Einen ge¬ 
wissen Abschluß fand die um 375 ausgelöste Bewegung im Mittelmeerraum 
568 mit dem Einfall der Langobarden in Italien. Deshalb werden die Jahre 
375 und 568 oft als Eckdaten der germanischen Völkerwanderung gewählt. 

Angeln, Jüten und Sachsen haben seit der zweiten Hälfte des 5. Jahrhun¬ 
derts ihre Heimat über das Meer verlassen und in der vom römischen Militär 
aufgegebenen Provinz Britannia eigene Reiche gegründet. Seit dem ausge¬ 
henden 8. und bis in die Mitte des 11. Jahrhunderts haben Skandinavier 
Raub-, Handels-, Entdeckungs- und Siedlungsfahrten unternommen. Die 
euphemistische Bezeichnung „Völkerwanderung“ wird diesem Phänomen 
freilich ebenso wenig gerecht wie „invasion des Barbares“; nach dem Zeugnis 
der um 512 aufgezeichneten „Vita Severini“ lief die Bewegung an der mittle¬ 
ren Donau eher auf ein Einsickern von Barbaren hinaus (ein Begriff, der hier 
ebenso wie die später zu nennenden „Heiden“ und „Ketzer“ wertneutral zu 
verstehen ist). Ansässige und Ankömmlinge lebten - wohl nicht nur hier - 
oft mehr oder weniger friedlich mit- und nebeneinander. 

Nach den Hunnen sind weitere Nomaden aus Innerasien in Europa einge¬ 
fallen: Avaren und Bulgaren seit dem 6., Ungarn seit dem 9., Mongolen im 
13. und Osmanen seit dem 14. Jahrhundert. Zu nennen sind in diesem Zu- 
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sammenhang ferner muslimische Krieger aus Innerarabien; innerhalb von 
nur hundert Jahren unterwarfen sie ihrer Herrschaft große Teile Vorderasi¬ 
ens, Nordafrika sowie Spanien und den Süden Frankreichs (632-732). Mit¬ 
tel-, Nord- und Westeuropa waren zur Zeit der „Wanderungen“ vergleichs¬ 
weise arm und sind von den genannten Völkern deshalb nur wenig in 
Mitleidenschaft gezogen worden; in Byzanz und Bagdad lockte reichere 
Beute oder mindestens Lösegeld, was Angriffe als lohnenswert erscheinen 
ließ. Fast tausend Jahre lang hat das Byzantinische Reich zu Land und zur 
See das militärische Potential mächtiger Angreifer gebunden. In dieser Zeit 
festigten sich die in West- und Mitteleuropa entstandenen Reiche so weit, 
daß sie Angriffe äußerer Feinde (Muslime, Ungarn) Zurückschlagen konnten. 
Sieht man von den Mongolen ab, die 1241 bis nach Schlesien vorstießen, so 
ergibt sich folgender Befund: Seit der Jahrtausend wende konnte sich das 
Abendland - der vom römisch-lateinischen Christentum geprägte Teil Euro¬ 
pas - ungestört von äußeren Feinden entwickeln. 

2. Angriffs- und Verteidigungskriege 

Die meisten Kriege wurden innerhalb religiöser Großgruppen geführt, in 
Europa also unter Christen. Mittelalterliche Herrscher verstanden sich als 
„Mehrer des Reiches“; oft wollten sie ihren Herrschaftsbereich auf Kosten 
der Nachbarn ausweiten. Sofern der Angegriffene nicht weichen oder sich 
unterwerfen wollte, sah er sich zur Verteidigung gezwungen. Es galt als 
Recht Einzelner wie größerer Verbände, sich gegen ungerechtfertigte Gewalt 
zur Wehr zu setzen. Und es galt als Pflicht des Herrschers, die ihm Unterge¬ 
benen zu schützen; das waren insbesondere die, die sich nicht selber wehren 
konnten oder durften: Frauen, Kinder, Alte, Schwache, Bauern, Kleriker. 

In dem zwischen Einzelnen, Gruppen und Reichen herrschenden, oft 
kaum zu durchschauenden Geflecht von Abhängigkeiten, Beziehungen und 
Rechten fiel es dem gewieften Taktiker im allgemeinen leicht, eine den eige¬ 
nen Untertanen einleuchtende Begründung für einen Angriff zu finden. Das 
dürfte für die Kriege gelten, in denen Karl der Große (768-814) das Fran¬ 
kenreich ausweitete; auch Herzog Wilhelm von der Normandie ist in die Ge¬ 
schichte als „der Eroberer“ eingegangen, nachdem er die Schlacht bei Ha¬ 
stings (1066) gewonnen und seine Herrschaft über England in den folgenden 
Jahren konsolidiert hatte. 


3. Glaubenskriege 

In dem hier betrachteten Zeitraum haben Christen, Muslime und Mongolen 
sich auf eine Sendung berufen, die sie berechtige und verpflichte, die ganze 
Welt dem von ihnen bekannten Glauben zu unterwerfen. 

Zwar forderte das Christentum von seinen Bekennern, Unrecht geduldig 
zu ertragen. Doch war die neue Religion mit dem Anspruch aufgetreten, „al¬ 
le Völker“ zu taufen. Durch eigenwillige Deutung, wenn nicht bösartige Ver¬ 
drehung von Schriftstellen des Neuen Testaments kamen Theologen zu dem 
Ergebnis, Gewaltanwendung sei in einzelnen, dann in immer mehr Fällen er- 
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laubt, ja sogar geboten: Wenn Argumente und gutes Zureden nicht halfen, 
sollten Apostaten und Häretiker, d. h. Getaufte, die nach Meinung der eta¬ 
blierten Kirche vom Glauben abgefallen waren oder Irrlehren anhingen, un¬ 
ter Zwang zum „wahren“ Glauben zurückgeführt werden. Wer getauft wor¬ 
den war, unter welchen Umständen auch immer, galt als Christ und 
verpflichtet, für wahr zu halten, was Christen glaubten und sein Leben so 
einzurichten, wie es unter Christen üblich war — auch wenn er sich nie in¬ 
nerlich zum Christentum bekannt hatte und vielleicht in rein heidnischer 
Umwelt aufgewachsen war. Seit den Auseinandersetzungen zwischen der 
etablierten Kirche und den Donatisten (4. Jahrhundert) bis zu den Kämpfen 
zwischen (christlichen) „Deutschen“ und (heidnischen) „Slaven“ (10. — 
12. Jahrhundert) ist man Schritt um Schritt weitergegangen auf dem Weg, der 
zur Dämonisierung der (oft nur vermeindich) Abtrünnigen führte. Gegen sie 
galt der Glaubenskrieg als angemessen; ihre Ausrottung wurde gelegentlich 
sogar als Gott wohlgefällig ausgegeben. Seit dem 9., verstärkt seit dem 
11. Jahrhundert, galt auch die gewaltsame Missionierung unter Heiden als er¬ 
laubt, wenn nicht als geboten. 

Kreuzzüge wurden seit 1095 und bis in das 14. Jahrhundert gepredigt und 
unternommen, um Christen und die heiligen Stätten in Palästina davor zu 
bewahren, von „Ungläubigen“ beherrscht zu werden. Nachdem das Instru¬ 
ment geschmiedet war, setzten Christen es auch gegen Glaubensgenossen 
ein, die angeblich oder wirklich von der wahren Lehre abgefallen waren; er¬ 
wähnt seien die Kreuzzüge gegen die Albigenser in Südfrankreich 
(1208-1229) und die gegen die Hussiten (die Anhänger des auf dem Konzil 
zu Konstanz 1415 verbrannten Jan Hus). Da es nach dem Verständnis der 
Zeitgenossen um letzte Wahrheiten ging, wurden Kämpfe gegen Ketzer (aus 
Katharer, die „Reinen“) mit noch größerer Härte geführt als Kriege gegen 
„Ungläubige“. 

Im Unterschied zum Christentum sah der Islam von Anfang an die An¬ 
wendung auch von Waffengewalt vor, um die ganze Welt der wahren Lehre 
(= Islam) zu unterwerfen. Anhänger von Buchreligionen - vor allem Juden 
und Christen - sollten als Unterworfene minderen Rechts überleben dürfen; 
Heiden wurden vor die Alternative gestellt: Bekehrung zum Islam oder Tod. 
Zwar hat es jahrhundertelang militärische Auseinandersetzungen zwischen 
Muslimen und Christen gegeben, etwa in Spanien und in Kleinasien, später 
auf dem Balkan. Doch anders als griffige Propagandaformeln glauben mach¬ 
ten, standen sich hier nicht immer religiös homogene Blöcke gegenüber. In 
der Reconquista sammelten oft genug beide Seiten auch Angehörige der je¬ 
weils anderen Religion unter ihren Fahnen; sogar der spanische Nationalheld 
Cid hat zeitweise für muslimische Herrscher gekämpft. Desgleichen warb 
Sultan Mehmed II. zur Belagerung und Erstürmung von Konstantinopel im 
Jahre 1453 auch christliche Söldner an. Die Bindekraft der Religion sollte im 
Laufe der Neuzeit weiter abnehmen, ablesbar auch daran, daß das Osmani- 
sche Reich Bündnispartner christlicher Mächte wurde. 

Im 13. Jahrhundert glaubten die Mongolen sich kraft göttlicher Sendung 
zur Herrschaft über die Welt berufen und daher berechtigt, jeden Wider- 
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stand als Rebellion gegen ein Gebot des Himmels mit beispielloser Härte 
brechen zu müssen. Beseelt von diesem Glauben haben sie ein Reich gegrün¬ 
det, wie es nie ein größeres gegeben hat; es reichte vom Gelben bis zum 
Schwarzen Meer. 


4. Fehde 

Vor Anwendung militärischer Gewalt scheuten, wenn es um die Wahrung ei¬ 
gener Interessen ging, um Durchsetzung oder Wiedergewinnung von dem, 
was man als sein gutes Recht ansah oder als solches ausgab, weltliche und 
geistliche Fürsten, Ritter, Städte und deren Bünde sowie alle, die als feh¬ 
deberechtigt galten, nicht zurück. Viele Fehden erschöpften sich in Droh- 
und Imponiergebärden. In anderen wurden „nur“ Sachen zerstört, vorzugs¬ 
weise was der Bauer, der keine Waffen führen durfte, zum Unterhalt für sich 
und seine Familie sowie zum Bestreiten der Abgaben brauchte: (Zug-)Vieh, 
Geräte, Gebäude, Vorräte, nicht zuletzt Saatgut. Größere Verluste an Men¬ 
schen dürften in Fehden hingegen eher die Ausnahme gewesen sein. 

II. 

Die meisten militärischen Auseinandersetzungen dürften durch ein Bündel 
von Gegebenheiten ausgelöst worden sein, von denen manche schon er¬ 
wähnt wurden: ein Gefühl der Bedrohung; das Streben nach Ruhm, Besitz, 
Macht und/oder Freiheit; der Eindruck verletzter Ehre oder gefährdeter 
Wirtschaftsinteressen; das Bewußtsein einer Sendung; die Lust an Abenteuer, 
Unterhaltung, Zerstreuung; eine oft nicht nachvollziehbare Geringschätzung 
menschlichen Leidens und Lebens. Nicht nur Völkerwanderungen dürften 
von sogenannten „push- and pull-effects“ ausgelöst worden sein: „Abge¬ 
stoßen“ wurden die Aufbrechenden von Not und Enge in ihrer Heimat, Fol¬ 
ge von (relativer) Überbevölkerung, Klimaverschlechterung, verheerenden 
Sturmfluten; „angezogen“ wurden sie von der Aussicht auf Beute und gün¬ 
stigere Lebensbedingungen. In Zeiten innerer Wirren hat wiederholt eine 
Partei fremde Kriegerscharen um Hilfe gebeten. Eine solche Einladung nutz¬ 
ten z. B. die Muslime zur Eroberung des Westgotenreiches zu Anfang des 
8. Jahrhunderts. 

Von den langfristig wirkenden Ursachen und strukturellen Bedingtheiten sei¬ 
en nachstehend einige näher betrachtet. 

/. Bevölkerungswachstum 

Im Zuge der Forschung zunehmend verfeinerte Schätzungen und Berech¬ 
nungen erlauben uns Aussagen zur demographischen Entwicklung in Euro¬ 
pa. Demnach kam es im Früh- und im Spätmittelalter jeweils zu einem Be¬ 
völkerungsrückgang, bedingt durch überregional grassierende Epidemien im 
6. und im 14. Jahrhundert. Ohne daß man von einer kontinuierlichen Ent¬ 
wicklung sprechen könnte, ist die Bevölkerung in den dazwischen liegenden 
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Jahrhunderten gewachsen, und zwar trotz Kriegen und Fehden: Im Früh¬ 
mittelalter (7. bis 10. Jahrhundert) von 12 auf 24 Millionen; bis zur Mitte des 
14. Jahrhunderts erfolgte ein weiterer Anstieg auf mehr als das Doppelte, von 
24 auf 54 Millionen Menschen. Infolge von Hungersnöten, Seuchen und 
Kriegen, vor allem aber der Großen Pest (1348-1350) kam es zwischen 1340 
und 1440 zu einem Rückgang um gut ein Drittel auf nur noch etwa 37 Mil¬ 
lionen. Räumlich verlief die Entwicklung ungleichmäßig; so stieg die Bevöl¬ 
kerung von 600 bis 1340 in Italien von 2,4 auf 9,3 Millionen (plus 290 Pro¬ 
zent), in Frankreich hingegen von 3 auf 19 Millionen (plus 530 Prozent). 

Die Bevölkerungszunahme war eine Voraussetzung für die Expansion Eu¬ 
ropas seit der Jahrtausendwende, wie ein weiteres Beispiel zeigt. Im Laufe 
des 9. Jahrhunderts hatten Normannen das klimatisch und verkehrsmäßig 
begünstigte, potentiell also reiche Land am Unterlauf der Seine zunächst ver¬ 
heert, dann in ihre Gewalt gebracht und besiedelt. Ihr Anführer baute seine 
Stellung zielstrebig aus; nach verlustreichen Fehden sahen Konkurrenten um 
die Macht sich zur Unterwerfung oder Abwanderung gezwungen. Infolge¬ 
dessen konnten die Menschen in der Normandie mit mehr Ruhe ihre Felder 
bestellen und Familien gründen. Die Bevölkerung wuchs, die Wirtschaft 
blühte auf, Steuern gingen ein. Nicht zuletzt standen Krieger bereit, mit de¬ 
nen Herzog Wilhelm im Jahre 1066 England eroberte. Rücksichtslos ver¬ 
sorgte er seine Gefolgsleute mit Gütern aus dem Besitz der englischen Kir¬ 
che und antinormannischer Adliger. Planmäßig wurde Nordengland in den 
Jahren 1069/70 geplündert und verwüstet; um das Land in die Knie zu zwin¬ 
gen und damit die Dänen jeglicher Basis für ihre Einfälle zu berauben, ließ 
man die Bewohner widerborstiger Landstriche vorsätzlich verhungern. Mög¬ 
licherweise wurde England damals so sehr geschwächt, daß es Generationen 
später mit der Eroberung Frankreichs überfordert war. Trotz gewonnener 
Schlachten hatten die Engländer - mit einer Bevölkerung von etwa drei Mil¬ 
lionen - keine Chance, sich auf die Dauer gegen ein mehrfach größeres Volk 
durchzusetzen. Dabei sei eingeräumt, daß sich die Schätzungen zur Bevölke¬ 
rungszahl auf das Land in seinen heutigen Grenzen beziehen; der französi¬ 
sche König gebot im 14./15. Jahrhundert nur über Teile davon. 

Wie sehr ein demographischer Aufschwung Voraussetzung von Expansi¬ 
on war, läßt sich auch andernorts beobachten. Gebiete in Nordspanien, die 
den Muslimen Mitte des 8. Jahrhunderts entrissen worden waren, blieben 
Niemandsland, solange es an Siedlern fehlte. Erst Jahrhunderte später stan¬ 
den in Europa dank der Bevölkerungszunahme viele Krieger und Kolonisten 
zur Verfügung. Mit deren Hilfe expandierten christliche Herrscher nun auf 
Kosten von Muslimen (auf der Iberischen Halbinsel) und Slaven (östlich der 
Elbe); sie konnten sogar Kreuzfahrerheere ins Heilige Land entsenden. Wei¬ 
tere Tausende von Männern und Frauen trugen einen gewaltigen Prozeß der 
Binnenkolonisation; wenn Dörfer und Städte gegründet, Burgen und 
Brücken gebaut wurden, waren das sicherheits-, also friedensfördernde Maß¬ 
nahmen. 

Hohe Kindersterblichkeit und eine geringe Lebenserwartung haben oft die 
Thronfolge vom Vater auf den Sohn unterbrochen. Andererseits konnten ei- 
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nem Reich - und dessen Nachbarn - blutige Kriege erspart bleiben, wenn je¬ 
weils ein legitimer, geeigneter, anerkannter Thronerbe bereit stand. Nicht um 
bewußtes Tun von Menschen, sondern um eine der „glücklichsten Fügungen 
der Geschichte“ handelte es sich, wenn im fränkischen Herrscherhaus gene¬ 
rationenlang ein Erbe jeweils so lange regierte, daß ihm nur ein erwachsener 
Sohn nachfolgte - sei es, daß er als einziger überlebt hatte oder weil nur einer 
herrschen wollte: Karl Marteil (714-741), Pippin (741-768), Karl der Große 
(768-814), Ludwig der Fromme (814-840) - in 126 Jahren nur vier Monar¬ 
chen. „Wie immer man rechnet, dies war ein Glücksfall unter Tausenden von 
Möglichkeiten“ (J. C. Rüssel) - nicht zuletzt im Vergleich zu dem häufigen 
Wechsel von Herrschern und sogar Dynastien im Deutschen Reich. Ein 
zweites Beispiel: Burgund stieg auch deshalb im 15. Jahrhundert zu einer 
Wirtschafts-, Kultur- und Militärmacht von europäischer Bedeutung auf, 
weil es in gut hundert Jahren von nur drei Herzogen regiert wurde: Philipp 
der Kühne (1363/64-1404), Johann ohne Furcht (1404-1419), Philipp der 
Gute (1419-1467). Erst Karl der Kühne (1467-1477) setzte sein reiches Erbe 
aufs Spiel und büßte dabei sein Leben ein. 

2. Innovationsbereitschaft 

Vom Karolingerreich abgesehen, hat Europa im Mittelalter keine Hegemo- 
nialmacht gekannt, die konkurrierende Mächte unterdrückt hätte. Vielmehr 
hat die naturräumliche Gliederung des Kontinents den Wettbewerb zwi¬ 
schen politischen, gesellschaftlichen und religiösen Kräften begünstigt. Hinter 
den „Renaissancen“ seit dem 8. Jahrhundert stand ja auch der Wunsch, es 
den Alten gleichzutun, sie vielleicht gar zu übertreffen. Die Vielzahl von 
Herrschaften und die trotz aller Borniertheit große Aufgeschlossenheit für 
das Neue und die Fremden verstärkten eine ohnehin gegebene agonale Kom¬ 
ponente in der europäischen Gesellschaft; der Einzelne mußte sich dessen 
nicht einmal bewußt sein. 

Wie ein Programm zur Erschließung der reichen Ressourcen Europas lassen 
sich das „Capitulare de villis“ und der „Klosterplan“ von St. Gallen verstehen, 
beide wahrscheinlich im frühen 9. Jahrhunden entstanden. Wer einen Königs¬ 
hof zu verwalten, ein Kloster zu bauen hatte, sollte auch an die Land- und 
Gartenwirtschaft denken, an Gewerbe, die Holz, Stein, Metalle, Leder und 
landwirtschaftliche Produkte verarbeiten; Frauen sollten unbehelligt in beson¬ 
deren Räumen arbeiten können. Wenn möglich, sollten Fischteiche und Wein¬ 
berge angelegt, Gewürze und Heilkräuter gepflanzt werden. Die für die Wirt¬ 
schaftsführung von Kloster und Königshof Verantwortlichen sollten schreiben 
und rechnen können, da man von ihnen regelmäßig Rechenschaft erwartete. 

Da solche Richtlinien vielerorts befolgt wurden, versprachen sich Feinde 
Beute vorzugsweise in Klöstern und Bischofskirchen, Königshöfen und Pfal¬ 
zen. In diesen konnte man mit Vieh und Geflügel, Schinken, Käse und Wein, 
nicht zuletzt mit dem in Kriegszeiten unschätzbaren eisernen Werkzeug 
rechnen, in jenen zusätzlich mit liturgischem Gerät und Schmuck aus edlen 
Metallen und Steinen. 
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Europa verfügte über fruchtbare Böden, rohstoffreiche Wälder und Bo¬ 
denschätze, die seit frühgeschichtlicher Zeit ausgebeutet worden waren. Der 
sächsische Chronist Widukind von Corvey sah einen Zusammenhang zwi¬ 
schen dem Aufstieg des Deutschen Reiches im 10. Jahrhundert und der Er¬ 
schließung von Silbervorkommen im Harz. Seit der Verbreitung mechani¬ 
scher Mühlen nutzte man die Energie von Wasser und Wind. Erforderten die 
Böden einen hohen Arbeitsaufwand, entwickelten Pioniere angemessene 
Techniken. Im 12. Jahrhunden waren dies häufig Zisterziensermönche; da 
sich deren Orden in wenigen Jahrzehnten über das ganze Abendland aus¬ 
breitete und die Klöster untereinander verbunden blieben, konnten ihre neu¬ 
en Fertigkeiten bald allenthalben eingesetzt werden. 

Mittelbar diente (fast) alles auch der Kriegführung. Pfalzen und Königshöfe, 
Klöster, Burgen und Städte beanspruchten für friedliche Zwecke Dienstleistun¬ 
gen, auf die man auch bei Verteidigung und Angriff nicht verzichten wollte. So 
stand die Kunst der Steinbearbeitung zunächst vorwiegend im Dienst der Kir¬ 
che; spätestens seit dem 13. Jahrhundert war sie mehr und mehr auch bei der 
Anlage von Befestigungen gefragt. Handwerker in metallverarbeitenden Beru¬ 
fen wußten liturgisches Gerät, Schanzwerkzeug und Waffen herzustellen; das 
Können von Glockengießern war seit der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
gefragt, um Kanonen herzustellen. Wer kühne Dachkonstruktionen zimmerte, 
baute auch hochseetüchtige Schiffe sowie Brücken und mobile Türme, von de¬ 
nen aus man eine belagerte Stadt erstürmte. Brunnenbauer und Bergleute wa¬ 
ren umworben, wenn Stadtmauern zu unterminieren waren. Ähnliche Wech¬ 
selbeziehungen gelten für alle einschlägigen Techniken. Die vielen großen und 
kleinen Kriege haben Phantasie, Erfindungsreichtum und Risikobereitschaft 
angeregt; technische Errungenschaften wurden (weiter)entwickelt, dem Feind 
abgeschaut und verbreitet, oft erst nach hohen eigenen Verlusten. 

Insgesamt dürfte man im Abendland während der hier diskutierten Jahr¬ 
hunderte über mehr Lernbereitschaft und Anpassungsfähigkeit, Neugier und 
Zweifel an der Richtigkeit des eigenen Weges verfügt haben, als in anderen 
Kulturen. Es mag erlaubt sein, Veränderungen in Recht und Wirtschaft unter 
dem Begriff „Wachstum“ zusammenzufassen und in ein Bild aus der Arith¬ 
metik zu übertragen: Hochkulturen, die im Frühmittelalter den Europäern 
weit überlegen waren - erwähnt seien Byzanz, die islamische Welt, Indien, 
China - wuchsen langsam, nach der „Zinsformel“; im Abendland erfolgte 
das Wachstum ebenfalls langsam, doch etwa seit der Jahrtausendwende nach 
der „Zinseszinsformel“. Anfangs war der Unterschied kaum wahrnehmbar, 
doch wurde er im Laufe der Zeit immer spürbarer. Dank untereinander ver¬ 
netzter Verbesserungen - Einsparungen von Material hier, Energie dort - ha¬ 
ben seit dem Spätmittelalter europäische Staaten sich und der abendländi¬ 
schen Zivilisation weite Teile der Welt unterworfen. 

3. Religiöse Dispositionen 

Im Laufe weniger Jahrhunderte war das Christentum aus einer verachteten 
und verfolgten jüdischen Sekte zur einflußreichsten, schließlich zur einzig an- 
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erkannten Religion des Römischen Reiches aufgestiegen. Diese Entwicklung 
führte im Mittelalter zu einer religiösen Durchdringung aller Lebensbereiche 
und zur Herausbildung von Eigenschaften, die - wie Arbeitsethos und Kon¬ 
fliktbereitschaft - auch das zeitgenössische Kriegswesen maßgeblich prägten. 

Klöster, die im Schutz des Reiches standen, waren diesem, je nach ihren 
Möglichkeiten, zu Diensten verpflichtet. Zu Anfang des 9. Jahrhunderts un¬ 
terschied man im Frankenreich drei Hauptaufgaben: Kriegsdienst, wirt¬ 
schaftliche Leistungen und Gebet. So hatten Abte mächtiger Klöster auf ei¬ 
gene Kosten dem Herrscher ausgerüstete Heeresaufgebote zuzuführen, 
möglicherweise zusätzlich noch militärisch wichtige Abgaben zu liefern, et¬ 
wa Lebensmittel, Geräte und Waffen. 

Folgenreicher noch dürfte das vom Mönchtum ausgebildete Ethos gewe¬ 
sen sein, prägte es doch das ganze Leben. Streng war der Tag in Stunden des 
Gebetes, der Arbeit und der Lektüre gegliedert, rational war die Wirtschaft 
vieler Klöster geordnet. Im Laufe der Jahrhunderte strahlte dieses Pflicht- 
und Arbeitsethos in die Gesellschaft aus und erfaßte zunächst die von den 
Klöstern abhängigen Bauern, dann die Bürger in den seit der Jahrtausend- 
wende aufblühenden Städten. Spät erst hat sich wohl der Adel der Einsicht 
geöffnet, daß einen göttlichen Auftrag erfüllen kann, wer sich harter Diszi¬ 
plin unterwirft. Ein Beispiel dafür hatten seit dem 11./12. Jahrhundert die 
geistlichen Ritterorden gegeben, in denen sich die Ideale des Rittertums mit 
denen des Mönchtums verbanden; es entstanden so nicht zuletzt überaus ef¬ 
fiziente Kampfverbände. In der Zeit ihrer Blüte waren Templer, Johanniter, 
Deutscher Orden - um nur diese zu nennen - „international“ tätig; sie 
kämpften, verwalteten und siedelten vor allem an der Peripherie der lateini¬ 
schen Christenheit: im Heiligen Land und im übrigen Mittelmeerraum, in 
Spanien, in Preußen sowie im Baltikum. 

Die Christen hatten in der Zeit der Verfolgungen weder Verstümmelung 
noch Tod gescheut; als Erbe aus dieser Zeit brachten sie eine hohe Konflikt¬ 
bereitschaft mit, was nun auch christliche Obrigkeiten bei der Verfolgung von 
Ketzern zu spüren bekamen. Unter denen, die sie als vorbildliche Zeugen des 
Glaubens verehrten, waren auch Krieger; so fanden die Heiligen Mauritius 
und Martin im Mittelalter weithin Verehrung, nicht zuletzt unter Kriegern. 

Seit der Antike hatten Theologen wie Augustinus (gest. 453) und Thomas 
von Aquin (gest. 1274) das biblische Verbot des Tötens reflektiert. Wenn 
auch im Mittelalter einzelne Christen (wie z. B. der 754 erschlagene Bonifa- 
tius) klaglos das Martyrium nahmen, so setzte sich doch die in vorchristliche 
Zeit zurückreichende Lehre vom gerechten Krieg (bellum iustum) - zunächst 
nur zur Verteidigung, dann für immer mehr „gute Zwecke“ - durch. Auch 
hierfür fanden sich passende Zitate in den heiligen Schriften. Zudem suchten 
viele Exegeten nach einem weiteren, verborgenen Sinn der Schrift; sie ver¬ 
standen Aussagen allegorisch und deuteten Allegorien als Handlungsanwei¬ 
sungen. Der Apostel Paulus harte z. B. dazu aufgerufen, die „Rüstung Gott¬ 
es“ gegen die „Mächte der Finsternis“ anzulegen; mit eindeutig militärischem 
Vokabular hatte er geschildert, wie im Inneren des Menschen Wahrheit, Ge- 
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rechtigkeit, Glaube gegen die Geister des Bösen streiten. Dieser Kampf ent¬ 
scheide über den Zugang zur Seligkeit oder die ewige Verdammnis. Um das 
Jahr 400 malte Prudentius in seiner Dichtung „Psychomachia“ (d. h. Seelen¬ 
kampf) den Streit zwischen dem Guten und dem Bösen in der Seele des 
Menschen aus (bellum intestinum). 

Die hier personifizierten Tugenden und Laster wurden bald auch bildlich 
dargestellt, etwa am Straßburger Münster: Als wehrhafte junge Frauen 
stoßen die Tugenden den Verkörperungen der Laster, am Boden liegenden 
Frauen, die todbringende Lanze in den Nacken. Obwohl Paulus betont hat¬ 
te, der Kampf richte sich nicht gegen Wesen von Fleisch und Blut, legten al¬ 
legorische Darstellungen es nahe, den in der Seele des Menschen ausgetra¬ 
genen Kampf zwischen guten und bösen Neigungen zu Feindbildern zu 
stilisieren und auf zwischenmenschliche Konflikte zu übertragen: Hier die 
Reinen, dort die Lasterhaften, hier die Kinder des Lichts, dort die der Fin¬ 
sternis. Der Christ sei aufgerufen, die einen zu schützen, die anderen zu ver¬ 
nichten, damit sie nicht die Guten mit ihrer Irrlehre ansteckten. 

Derartige Schlüsse sind gezogen worden, wenn es galt, Menschen und 
Mächte zu bekämpfen, die als Verkörperung des Bösen hingestellt wurden, 
sei es als äußere Feinde (Heiden und Muslime), sei es als innere (Schismatiker 
und Häretiker). Das konnte soweit gehen, daß entsprechende Kriege als 
„heilig“ propagiert und geführt wurden. Indessen sind Vorstellungen vom 
„gerechten“ oder „heiligen“ Krieg zu keiner Zeit „herrschende“ Lehre im 
Christentum geworden. Vielleicht darf man es als Symptom eines geschärf¬ 
ten Gewissens ansehen, daß überhaupt kontrovers diskutiert wurde, ob man 
Menschen mit Gewalt zum Glauben (zurück)führen dürfe. Andererseits galt 
in den Augen der weltlichen und kirchlichen Obrigkeit noch bis in die Neu¬ 
zeit Apostasie, Abfall vom Glauben, als todeswürdiges Verbrechen. 

Es könnte mit der anderen Entstehungsgeschichte des zu Anfang erfolg- 
und siegreichen Islam Zusammenhängen, daß dem Koran grundsätzliche 
Vorbehalte gegen Krieg und Gewalt, wie sie sich im Neuen Testament fin¬ 
den, fremd sind. Im Dschihad, verstanden als „umfassende Anstrengung und 
Bemühung für den Islam“, sollte die unbekehrte Welt (dar al-harb, Gebiet 
des Krieges) zur bekehrten Welt (dar al-Islam, Gebiet des Friedens) hinge¬ 
führt werden. Bis die Zweiteilung der Welt aufgehoben sei, die Anhänger der 
wahren Lehre überall triumphierten, die Ungläubigen getötet, bekehrt oder 
als Zinspflichtige unter das Joch der Rechtgläubigen gezwungen seien, kön¬ 
ne es mit den Ungläubigen allenfalls - auf höchstens zehn Jahre begrenzte - 
Waffenstillstände geben. Der Dschihad ist zwar nicht mit dem „heiligen“ 
Krieg gleichzusetzen, kann jedoch in ihn übergehen, wenn verstockte Geg¬ 
ner Widerstand leisten. Dann darf der Glaubensstreiter sicher sein, mit dem 
Schlachtentod in das Paradies einzugehen. 

4. Dem Krieg förderliche und hinderliche Umstände 

Mittelalterliche Chroniken erwecken bisweilen den Eindruck, als habe das 
Schwert locker gesessen, als seien die Männer gern in den Krieg gezogen. 



Kriege im Mittelalter 


55 


Dieser Eindruck ist nicht falsch, denn das Kriegerethos verhieß Kämpfenden 
und Gefallenen den Ruhm der Nachwelt. Indessen bremsten Verfassung und 
Glauben das Verlangen, anderen Gewalt anzutun. Im allgemeinen entschied 
der Herrscher nicht allein, sondern zusammen mit seinen Beratern: Weltliche 
und geistliche Große waren zu Rat und Tat (auxilium et consilium) ver¬ 
pflichtet. Schwer zu beantworten ist in diesem Zusammenhang die Frage 
nach der gewalthemmenden Tiefenwirkung der Religion. Die äußere Chri¬ 
stianisierung war mit der Taufe schnell vollzogen; aber die innere? Wie stand 
es mit der Bereitschaft, seine Feinde zu lieben? Nach einem Schlag auf die 
rechte Wange auch die linke hinzuhalten? Immerhin schärften kirchliche und 
weltliche Würdenträger immer wieder den ihnen Anbefohlenen ein, den 
Frieden zu wahren und zu unterlassen, was das Zusammenleben gefährde. 

„Internationalen“ dürften dazu beigetragen haben, daß ein Konflikt oft gar 
nicht erst in eine „heiße Phase“ eintrat. Ritter kannten sich über die Gren¬ 
zen von Herrschaften hinweg; das hat sie nicht unbedingt gehindert, zu ge¬ 
gebener Zeit aufeinander einzuschlagen. Und doch: Wieso sollte man das 
Blut eines Gefährten vergießen, mit dem zusammen man vielleicht in 
Preußen die Heiden bekämpft hatte?! 

Bellizistische Gelüste wurden ferner dadurch gebremst, daß die Krieg¬ 
führung horrende Summen verschlang; es gab meist keine Garantie, daß die 
Kosten durch Beute oder Lösegeld wieder hereingeholt werden konnten. 
Selbst finanzstarke Herrscher mußten die Waffen ruhen lassen, wenn die 
Kasse leer war und niemand ihnen Kredit einräumte. 

Dämpfend wirkten sich auch Klima und Jahreszeit aus. Im allgemeinen wur¬ 
de das Heer im Herbst entlassen. Im Winter konnten sich die Leidenschaften 
abkühlen, und man hatte Zeit zum Überlegen: Sollte man im Frühjahr die 
Kampfhandlungen wieder aufnehmen oder mit dem Gegner einen weiteren 
Waffenstillstand schließen, der in einen förmlichen Frieden überleiten konnte? 

Verwandtschaftliche Bindungen vernetzten Adel und Herrscherhäuser; 
den Ausbruch von Feindseligkeiten dürften sie freilich eher selten verhindert 
haben. Trotzdem erhoffte man sich von einer Ehe unter Angehörigen vor¬ 
mals verfeindeter Parteien eine Festigung des Friedens, was in der ersten Ge¬ 
neration wohl auch gelingen mochte. Doch erwiesen sich dynastische Ver¬ 
flechtungen als ambivalent. So erwuchs aus dem erbrechtlich begründeten 
Anspruch König Eduards III. von England auf die Krone Frankreichs und 
der Abwehr dieses Anspruchs eine Folge von Feldzügen und Belagerungen, 
Schlachten und Waffenstillständen, die man seit dem 19. Jahrhundert unter 
der Bezeichnung „Hundertjähriger Krieg“ (1337-1453) zusammenfaßt. Die 
Rivalität zwischen Herrscherhäusern, dynastische Bindungen und Abhän¬ 
gigkeiten, Fragen der Ehre sowie wirtschaftliche Interessen bildeten nicht 
nur hier ein kaum entwirrbares Knäuel von Kriegsbegründungen. 

III. 

Seit dem Frühmittelalter kannte man in Europa das Nebeneinander von all¬ 
gemeinem Aufgebot und Berufskriegern; auf letztere konnte man nicht ver- 
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zichten, wenn ein Feind zu bekämpfen war, der dem eigenen allgemeinen 
Aufgebot in Bewaffnung, Taktik und/oder Strategie überlegen war. 

In den Reichen der Völkerwanderungszeit war jeder Freie verpflichtet, 
sich auf eigene Kosten auszurüsten und einem rechtmäßig zustande gekom¬ 
menen Aufgebot zu folgen. Das war möglich, sofern die Kampagne allenfalls 
Wochen dauerte. In der Karolingerzeit wurden die Krieger oft Jahr um Jahr 
zu fernen Kriegsschauplätzen gerufen; monatelang konnten sie sich nicht um 
ihre heimische Wirtschaft kümmern. Fiel die Beute mager aus, war der so¬ 
ziale Abstieg unvermeidlich. Karl der Große bemühte sich hier vergeblich 
um Abhilfe. 

Zwei Generationen früher hatte sein Großvater eine Herausforderung an¬ 
genommen, als berittene Krieger aus Spanien in das Frankenreich eingefallen 
waren. Karl Martell hatte kirchlichen Besitz säkularisiert und mit dem Erlös 
Verbände gepanzerter Reiter aufstellen lassen. Diese Panzerreiter brachten 
die Vorstöße der Muslime in Südwestfrankreich (wohl 732) zum Stehen; bald 
schon gingen die Franken zum Gegenangriff über. Im Laufe der Jahrhunder¬ 
te verbesserte man die Angriffs- und Verteidigungswaffen der Panzerreiter: 
Langschwert, metallbewehrte Helme und Brustpanzer; kräftige, schnelle und 
ausdauernde Pferde. Steigbügel und Hufeisen, die wahrscheinlich von 
Nomaden Innerasiens entwickelt worden waren, setzten sich auch in Europa 
durch. Der Steigbügel erleichterte das Aufsitzen und verlieh dem Stoß mit 
der Lanze eine ganz andere Wucht; Eisen schützte die Hufe. 

Aufgebote schwer gepanzerter Ritter blieben mehr als ein halbes Jahrtau¬ 
send schlachtentscheidend. Seit dem 14. Jahrhundert wurden ihre Schwächen 
unübersehbar: Eigenwillig, allzu oft undiszipliniert, durchdrungen von ei¬ 
nem unzeitgemäß scheinenden Ethos, mochten Ritter auf Entlassung beste¬ 
hen, wenn sie dringend gefragt waren. Zudem hatten sie im Kampf keine 
Chance, wenn sie - etwa in engen Tälern - ihre besonderen Vorzüge nicht 
zur Geltung bringen konnten. 

Der Wettbewerb unter großen und kleinen Mächten führte dazu, daß An¬ 
griffs- und Verteidigungswaffen weiterentwickelt und den jeweiligen topo¬ 
graphischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnissen angepaßt 
wurden. Hervorgehoben seien zwei seit dem 12. bzw. 14. Jahrhundert ge¬ 
fürchtete Fernwaffen, mit denen man auch Eisenpanzer durchbohren konn¬ 
te. Die Armbrust erlaubte, ruhig und lange zu zielen und die Energie des ge¬ 
spannten Bogens in dem Augenblick zu aktivieren, da der Gegner sich eine 
Blöße gab. Das II. Laterankonzil verbot im Jahre 1139 unter Androhung des 
Kirchenbanns, die „todbringende und Gott verhaßte Waffe gegen Christen 
und Rechtgläubige [sic!] einzusetzen“. Die Achtung, die möglicherweise in 
erster Linie einer leicht zu verbergenden „Taschenausführung“ galt, hat die 
Verbreitung der Armbrust nicht aufhalten können. Der Langbogen war 
preiswerter und erlaubte eine höhere Schußfrequenz (pro Minute bis zu 
zwölf Pfeile, gegenüber nur zwei Bolzen der Armbrust). 

Armbrust, Langbogen und Langspieß (auch dieser für den einfachen Mann 
erschwinglich) führten dazu, daß im Spätmittelalter die Fußtruppen wieder 
an Bedeutung gewannen. Diszipliniert und gut ausgebildet, haben Eidgenos- 



Kri ege im Mittelalter 


57 


sen mit Langspießen, englische Milizionäre mit Langbogen habsburgische 
sowie französische Ritterheere vernichtet. 

Biologische und chemische Waffen waren zwar bekannt, wurden aber of¬ 
fensichtlich nicht weiterentwickelt und vielleicht deshalb nicht geächtet. So 
schleuderte man in belagerte Orte die Leichen von Menschen, die an Seuchen 
gestorben waren, sowie Exkremente; diese sollten das Trinkwasser unge¬ 
nießbar machen, jene die Belagerten dezimieren. Das „griechische Feuer“ 
dürfte den Byzantinern geholfen haben, jahrhundertelang Angriffe von Ara¬ 
bern und Türken abzuwehren. Eine Weiterentwicklung begegnet uns erst 
wieder im 20. Jahrhundert in Form des berüchtigten Flammenwerfers. 

Kaum war das höchst effiziente „griechische Feuer“ in Vergessenheit ge¬ 
raten (ein in der europäischen Kriegsgeschichte ungewöhnlicher Vorgang!), 
da gewannen qualitativ ganz neue Waffen an Bedeutung. Kanonen und 
schwere Mörser waren seit dem 15. Jahrhunderts bei der Belagerung von 
Burgen und Städten gefragt, nicht zuletzt wegen des Getöses, mit dem sie 
den eigenen Leuten imponierten und den Feind einschüchterten. Trotz ihrer 
hohen Kosten veränderten sie zusammen mit Handfeuerwaffen den Charak¬ 
ter der Kriege. 

Zwar ließ sich eine Kanone anfangs nur zwei- bis dreimal am Tag abfeu¬ 
ern; doch bedeutete das keinen grundsätzlichen Mangel, sondern eine Her¬ 
ausforderung an die Techniker, die Schußfrequenz der neuen Artillerie wie 
auch deren Treffsicherheit zu steigern. Es stellte sich heraus, daß die Mauern 
der meisten mittelalterlichen Befestigungen schwerer Pulverartillerie nicht 
standhielten. Burgen und Städte, Flußübergänge und Gebirgspässe mußten 
durch neuartige Verteidigungsanlagen geschützt werden. Männer wie Alb- 
recht Dürer und Leonardo da Vinci konzipierten in den Boden abgesenkte 
Festungen mit oft streng geometrischem Grundriß. Wenn Pulverartillerie 
diesen Werken möglichst wenig anhaben konnte, so würden die Verteidiger 
auch einer vielfachen Überlegenheit gewachsen sein. Das wiederum nötigte 
Kriegsherren und Techniker, die schwere Artillerie weiterzuentwickeln. Der 
Prozeß gewann seine eigene Dynamik. 

Für Herstellung, Wartung und Instandsetzung von Schwert und Arm¬ 
brust, Kettenhemd und Helm, Pontonfahrzeug und Belagerungsgerät hatten 
Spezialisten seit je eine wichtige Rolle gespielt. Doch seit dem 15. Jahrhun¬ 
dert sind Ansätze unübersehbar, die Wissenschaft in den Dienst von Rüstung 
und Krieg zu stellen. Sollten Kanonen ihr Ziel treffen, mußten die Bestand¬ 
teile des Schießpulvers sauber, trocken, fachmännisch gemischt und dosiert 
sein; vor allem mußte das Rohr entsprechend der Entfernung und Höhe des 
Ziels, vielleicht auch der Richtung und Stärke des Windes gerichtet werden. 
Dazu wurde mit der Ballistik eine eigene wissenschaftliche Disziplin ent¬ 
wickelt. 

Es blieb nicht nur bei schwerwiegenden Neuerungen im Bereich von Waf¬ 
fen und Wehrbauten; auch der Charakter der Heere änderte sich. In dem 
Maße, wie die Bevölkerungsverluste infolge der Großen Pest überwunden 
wurden, standen wieder mehr Steuerzahler und Krieger zur Verfügung. So¬ 
bald finanzkräftige Stadtstaaten (zumal in Italien) und aufstrebende Territo- 
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rialfürsten über die notwendigen Mittel geboten, eröffnete sich ihnen die 
Möglichkeit, Söldner in größerer Zahl anzuwerben und längere Zeit unter 
Waffen zu halten, nachdem bis dahin die Aufgebotenen meist nur wenige 
Wochen zum Dienst mit der Waffe hatten verpflichtet werden können. Aus¬ 
gerüstet mit modernen Waffen, entwickelten stehende, disziplinierte, regel¬ 
mäßig besoldete Heere mit hierarchisch gegliederter Befehlsgewalt nun eine 
ganz andere Schlagkraft als frühere Aufgebote. 

Die Anpassungen im Heer- und Befestigungswesen, die die neuen Waffen 
ausgelöst hatten, wirkten zurück auf Verwaltung und Finanzen, Bergbau, 
Metallverarbeitung und andere Gewerbe, Verkehr und Wirtschaft. Die vie¬ 
len, oft unscheinbaren Veränderungen liefen auf einen Innovationsschub hin¬ 
aus; sie begünstigten Rationalisierung und Modernisierung. Eine weitere 
Veränderung läßt sich im gesellschaftlichen Bereich beobachten: Die jahr¬ 
zehntelange Begegnung mit Kriegern anderer Lebensform und Sprache be¬ 
gann bei den jeweiligen Opfern ein Wir-Gefühl zu wecken, das latente Ani¬ 
mositäten gegen „die Anderen“ verstärkte. Von der im Jahre 1431 
verbrannten Jeanne d’Arc sind Worte überliefert, die wie ein Vorbeben des 
späteren Nationalismus wirken: Gott habe Frankreich den Franzosen gege¬ 
ben, deshalb sollten die Engländer abziehen und für das bezahlen, was sie ge¬ 
habt hätten. Ähnlich lösten die Hussitenkriege (1419-1436) unter Tschechen 
und die Kriege gegen Herzog Karl den Kühnen von Burgund (etwa 1470-1477) 
unter Deutschen so etwas wie „nationale“ Regungen aus. 

IV. 

Seit vorchristlicher Zeit schützte ein besonderer Friede Haus und Herd, dann 
die Familie sowie die Siedlungsgemeinschaft. Das Christentum weitete die¬ 
sen nach Raum und Personen begrenzten zu einem allgemeinen Frieden aus. 
Ein nüchternes Menschenbild bewahrte allerdings vor zu kühnen Visionen, 
ging der Christ doch davon aus, daß der Mensch zwar zum Guten berufen 
sei, doch zum Bösen neige. Es ist bezeichnend, daß der Krieg - wie Hunger 
und Seuche, die er oft im Gefolge hatte — noch in der Neuzeit nicht anders 
als im Mittelalter damit erklärt wurde, daß die Menschen den Zorn Gottes 
heraufbeschworen hätten: „Wegen unserer Sünden“ (propter peccata nostra) 
habe Gott zur Strafe den Krieg gesandt. Schließlich wußte man um die 
Tücken der „falsa pax“; wegen eines unbedeutenden Vorteils hat mancher 
sich und den ihm Anvertrauten Unheil eingehandelt. 

Grundsatzfragen wurden von christlichen Theologen erörtert. Augustinus, 
der wie kaum ein anderer das Staatsdenken von Mittelalter und Neuzeit ge¬ 
prägt hat, griff die in vorchristlicher Zeit geäußerte Ansicht auf, ein Natur- 
recht verbinde die ganze Menschheit. Im Spätmittelalter führte Thomas von 
Aquin diesen Gedanken weiter aus. Beide erörterten außer der Frage des ge¬ 
rechten Krieges das Recht, das im Krieg gelten solle (ius in bello). Auch 
wenn solche Überlegungen die Krieger selbst nur oberflächlich erreicht ha¬ 
ben sollten, auch wenn weiterhin erschlagen, geschändet und eingeäschert 
wurde, war langfristig doch einiges gewonnen. Das Denken führender Krei- 
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se, schließlich auch breiterer Schichten wurde für Grundsatzfragen sensibili¬ 
siert; dazu gehörte eben auch die Frage nach den Rechten und der Würde des 
Menschen, unabhängig von Stand und Religion, Geschlecht und Lebensalter. 

Hierzu trug nicht zuletzt bei, daß Regeln und Gewohnheiten der Krieg¬ 
führung auch schriftlich festgehalten wurden. Besiegten gegenüber sollte der 
Sieger Barmherzigkeit walten lassen; Nicht-Kombattanten sollten geschützt 
sein, Beute und Repressalien nicht im Belieben des Siegers liegen; List und 
Täuschung sollten eingegrenzt werden, Treu und Glaube auch im Krieg gel¬ 
ten. Generell sollte die Gewaltanwendung eingedämmt werden; denn Frauen 
und Männer, die in Gefangenschaft geraten waren, sahen meist auch dann ei¬ 
nem beklagenswerten Los entgegen, wenn sie nicht vergewaltigt oder man¬ 
gels Lösegeld gleich umgebracht wurden. Es war daher ein Fortschritt, wenn 
die Versklavung christlicher Gefangener verpönt und auch nichtchristlichen 
Gefangenen gewisse Rechte zugebilligt wurden. 

Weit zurückreichende Anfänge völkerrechtlicher Vereinbarungen galten 
dem Gesandten, zumal er im Auftrag eines anderen sprach und unbewaffnet 
auftrat. Es war naheliegend, Regeln für den diplomatischen Verkehr weiter 
auszuformen. In Grenzzonen wie dem Mittelmeerraum war es unvermeid¬ 
lich, daß Christen und Muslime sich - allen grundsätzlichen Vorbehalten 
zum Trotz - wechselseitig als gleichberechtigte Partner anerkannten. 

Es blieb nicht bei theoretischen Abhandlungen und Forderungen anderen 
gegenüber. Viel war gewonnen, wenn unter Christen Friede herrschte. Bene¬ 
dikt von Nursia gibt in seiner „Regula“ (verfaßt wohl 530-560) zu bedenken, 
wie Konflikte - wenn sie innerhalb der Mönchsgemeinschaft denn schon 
nicht zu vermeiden sind — entschärft und beigelegt werden können. Nach 
solchen Anweisungen lebten in Benediktiner- und Zisterzienserklöstern 
Frauen und Männer, deren Väter, Brüder, Vettern in der „Welt“ für Frieden 
und den Schutz der Schwachen sorgen sollten. Auch wenn es sich im einzel¬ 
nen kaum nachweisen läßt, dürfte das hinter der Regel stehende Denken 
gleichsam osmotisch in die Gesellschaft hineingewirkt haben. 

Seit der Jahrtausend wende schützten mit Sanktionen bewehrte Sonderfrie¬ 
den einzelne Personengruppen, Orte und Räume sowie Zeiten. Gottesfrie¬ 
den sollten zu bestimmten Zeiten in genannten Diözesen gelten, Landfrieden 
in größeren Räumen. Mutwilliger Bruch des Friedens sollte mit der Acht ge¬ 
ahndet werden; sie mag auch Heißsporne nachdenklich gestimmt haben. 
Papst und Bischof haben die ihnen vorbehaltenen geistlichen Waffen zwar 
zeitweilig inflationär verwendet, doch blieben Exkommunikation und Inter¬ 
dikt, Amtsenthebung und Vermögenseinzug als Instrumente kirchlicher 
Zwangsgewalt gefürchtet. 

Kurzfristig diente es auch dem Frieden, wenn Aggressionspotentiale kana¬ 
lisiert wurden, etwa in Form des Turniers oder der Jagd. Päpste und Bischö¬ 
fe riefen Adlige auf, sich nicht mehr gegenseitig zu zerfleischen; im Laufe der 
Jahrhunderte stellten sie ihnen Aufgaben, denen gemeinsam war, daß die un¬ 
leugbaren kriegerischen Gelüste gegen äußere Feinde gerichtet wurden: 
Christliche Ritter sollten das Heilige Land vom muslimischen Joch befreien, 
im Baltikum die Heiden bekämpfen, aus dem Balkanraum die Türken ver- 
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treiben und Konstantinopel zurückerobern, im Zuge der europäischen Ex¬ 
pansion Afrikaner und Indianer zur Annahme der Taufe bewegen. 

Als langfristig friedensfördernd erwies sich, daß Mittel entwickelt und ge¬ 
sellschaftlich anerkannt wurden, die immer wieder gestörte Ordnung zu hei¬ 
len. Zur Beilegung des Konflikts gehörte vor allem die Bereitschaft des Übel¬ 
täters, Buße zu leisten, und die des Opfers, eine Sühne anzunehmen, 
Verzeihung zu gewähren, einen Streit als endgültig beigelegt zu betrachten; 
dabei konnten beide Parteien Täter und Opfer sein. So heißt es im Frieden 
von Thorn zwischen dem Deutschen Orden und Polen/Litauen (1411): Aller 
Streit und Schaden solle vergeben und völlig beigelegt sein. In anderen Ver¬ 
trägen versprachen die Parteien einander sogar Vergessen, das gelegentlich 
folgendermaßen umschrieben wird: „All des früheren Bösen solle in ewigen 
Zeiten nicht mehr gedacht werden“ (amnestia, id est malorum oblivio ... in 
eternum mansura; Otto von St. Blasien zum Jahr 1186). Noch im Westfäli¬ 
schen Frieden sicherten sich die Parteien „ewiges Vergessen und Verzeihen“ 
zu (perpetua oblivio et amnestia; IPO, II). Da man Vergessen nicht erzwin¬ 
gen kann, dürfte gemeint sein: Die von den Kriegsparteien begangenen 
Greuel sollten nach Abschluß des Friedensvertrages nicht mehr instrumen¬ 
talisiert werden, etwa in propagandistischer Absicht oder zur Rechtfertigung 
eines neuen Krieges. 

Im letzten Viertel des 11. Jahrhunderts kam es um die Frage der rechten 
Ordnung der Welt und der Oberherrschaft in der Welt zu einer Konfronta¬ 
tion zwischen „regnum“ und „sacerdotium“. Dieser sogenannte Investitur¬ 
streit wurde mit allen, auch militärischen Mitteln ausgefochten. Obwohl der 
Streit die Gesellschaft bis in ihre Grundfesten erschütterte, willigten Papst 
und Kaiser nach Jahrzehnten des Kampfes in einen Kompromiß ein: Im 
Wormser Konkordat (1122) durfte man seitdem ein Vorbild der Konfliktre¬ 
gulierung sehen. Auch wenn man sich in weniger bedeutenden Fragen zer¬ 
stritten hatte, konnte ein Kompromiß nicht als ehrenrührig gelten. 

Als friedenssichernde Maßnahmen sind ferner genossenschaftliche Zu¬ 
sammenschlüsse zu verstehen, deren Zahl und Bedeutung man für das Spät¬ 
mittelalter kaum überschätzen kann. Kaufleute, Pilger, Studenten, erst recht 
Städte bildeten sie vor allem dann, wenn die Obrigkeit nicht in der Lage 
war, ihrer vornehmsten Pflicht nachzukommen: Recht und Frieden zu wah¬ 
ren. Durch ihre bloße Existenz dürften viele Städtebünde, denen auch welt¬ 
liche und geistliche Fürsten beitraten, den Ausbruch kriegerischer Gewalt 
gedämpft haben, verlangten ihre Statuten doch Maßnahmen zur Kräftigung 
des Friedens und zur Bekämpfung etwaiger Friedensbrecher. Als Bund zur 
Wahrung des Friedens auf Land- und Wasserstraßen kann man die Kauf¬ 
manns-, dann Städtehanse verstehen. Zur Verteidigung eigener Interessen 
reichten ihr oft Embargo und Boykott. Wenn es sich nicht vermeiden ließ, 
schreckte die Hanse freilich auch vor kriegerischen Auseinandersetzungen 
nicht zurück. 

Im Spätmittelalter ist mancher Streit zudem durch Vermittlung eines Bi¬ 
schofs oder eines Abtes beigelegt worden, noch bevor es zu kriegerischen 
Verwicklungen kam. Das Verdienst der Friedenswahrung wird nicht dadurch 
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geschmälert, daß der Prälat auch den von ihm abhängigen Menschen sowie 
deren materiellen Gütern Gewalt ersparen wollte. 

Gegen Ende des Mittelalters verstärkten sich Bestrebungen, die Fehde zu 
kriminalisieren und gleichzeitig die Zwangsgewalt ordentlicher Gerichte zu 
stärken. Im Deutschen Reich fand diese Entwicklung 1495 einen gewissen 
Abschluß. Als Reichsgesetz in Worms verkündet, stufte der ewige Reichs¬ 
friede die Fehde bedingungslos als gemeines Verbrechen ein. Friedensbruch 
sollte vor die ordentlichen Gerichte gebracht werden, deren oberstes als 
Reichskammergericht neu geschaffen wurde; auch für die Verhängung der 
Reichsacht sollte es zuständig sein. Zwar war auch hier der Weg von der Ver¬ 
kündigung des Gesetzes bis zur Veränderung der gesellschaftlichen Wirk¬ 
lichkeit weit, doch verglichen mit früheren Zeiten war schon viel gewonnen, 
wenn Begleiterscheinungen der Fehde wie Tötung und Vergewaltigung, 
Brandstiftung und Raub unter Strafe gestellt und ohne Ansehen der Person 
geahndet wurden. Spürbar zurückgedrängt wurde die Fehde indes erst zu 
Beginn der Neuzeit von starken Territorialherren. 

Weit in die Zukunft wies das Projekt eines Schiedsgerichtshofs für zwi¬ 
schenstaatliche Konflikte. Pierre Dubois, Jurist im Dienst König Philipps IV. 
von Frankreich, entwickelte zu Anfang des 14. Jahrhunderts ein umfassen¬ 
des politisches Programm, beginnend mit der Herbeiführung eines allgemei¬ 
nen Friedens in Europa und der Reform der Kirche. Dubois wußte, daß 
Herrscher größerer Reiche - gemäß dem Grundsatz „rex imperator in regno 
suo“ - über sich keinen Oberen dulden. Vor wem sollten sie also klagen, 
wenn sie in Streit geraten waren? Angesichts dieses Dilemmas setzte Dubois 
seine Hoffnung auf ein allgemeines Konzil; es solle „Geistliche sowie andere 
kluge und erfahrene Männer“ als Schiedsrichter auswählen und vereidigen. 
Wohlhabende Männer solle man benennen, drei Prälaten und drei Laien für 
jede Partei, die sich „durch Zuneigung, Haß, Furcht, Begehrlichkeit nicht be¬ 
einflussen“ lassen. Sie sollen an einem geeigneten Ort zusammentreten, Kla¬ 
ge- und Gegenschriften studieren, Beweismittel würdigen, Zeugen verneh¬ 
men und deren Aussagen aufzeichnen. Nach sorgfältiger Prüfung aller 
Umstände sollen sie ein Urteil fällen. Sollte eine Partei unzufrieden sein, 
wären die Akten an den Apostolischen Stuhl zu senden, damit der Papst den 
Richtspruch verbessern oder abändern könne. Sei das nicht nötig, solle er das 
Urteil zu ewigem Gedächtnis bestätigen und in das Register der Heiligen 
Römischen Kirche eintragen lassen. 

Solche Gedanken sind in zwischenstaatliche Verträge eingegangen. So ver¬ 
ständigten sich der Deutsche Orden und Polen/Litauen 1411 auf den Grund¬ 
satz der Schiedgerichtsbarkeit. Im Falle künftigen Streites, etwa um den Verlauf 
von Grenzen, sollten zwölf vom König und vom Hochmeister bestimmte „be¬ 
währte Personen“ eine Lösung suchen. Können auch sie keine Einigung erzie¬ 
len, solle der Streit dem Papst als oberstem Schiedsrichter unterbreitet werden. 

Seit dem 11. Jahrhundert hatte die Expansion der lateinischen Christenheit 
grundsätzliche Fragen aufgeworfen. Wie sollte man mit Inseln verfahren, die 
man im Mittelmeerraum Muslimen abgenommen hatte? Wie mit von Heiden 
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bewohntem Land, das der Deutsche Orden erobert hatte? Die neuen Herren 
begnügten sich nicht mit dem faktischen Besitz, sondern ließen sich den Ge¬ 
bietszuwachs ausdrücklich vom Papst bestätigen. Nach solchen Präzedenz¬ 
fällen ist es nicht verwunderlich, daß der Papst Jahrhunderte später wieder 
gebeten wurde, Ansprüche zu sanktionieren und ein Abkommen unter 
christlichen Mächten zu bekräftigen. Als Portugal und Kastilien weit über 
das Meer nach Westen und Süden ausgegriffen hatten, grenzte Papst Alexan¬ 
der VI. in einer berühmt gewordenen Bulle (Inter caetera; 1493) die Interes¬ 
sensphären beider Mächte in der Neuen Welt gegeneinander ab: Alles Land, 
das westlich oder südlich einer bestimmten Linie liege, solle von Weihnach¬ 
ten 1493 an (dem Jahresanfang) den katholischen Königen gehören, soweit 
nicht ein anderer christlicher Herrscher es besitze. Der Spruch ging in den 
Vertrag von Tordesillas ein (1494), in dem sich Kastilien und Portugal - „por 
bien de paz e concordia“ („zum Wohle von Frieden und Eintracht“) - auf ei¬ 
ne Linie verständigten, die von Pol zu Pol reichen sollte. Experten beider 
Seiten sollten die Demarkationslinie genau festlegen, eine paritätisch besetz¬ 
te Kommission nach im einzelnen genannten Forderungen feste Grenzzei¬ 
chen setzen. Man wollte alles tun, was geeignet war, künftige Konflikte zu 
vermeiden. So sollten die Vertragschließenden auf Entdeckungsfahrten in der 
Interessenphäse der anderen Partei verzichten. 

Zwar ist diese Linie letztlich weder genau fixiert noch von konkurrieren¬ 
den christlichen Staaten respektiert worden; doch wirkt die Regelung bis auf 
den heutigen Tag weiter - sie scheidet das portugiesischsprachige Brasilien 
vom spanischsprachigen Süd- und Mittelamerika. Daß ein leidliches Neben¬ 
einander von Kolonialmächten alles andere als selbstverständlich war, zeigen 
Kriege zwischen Engländern, Franzosen und Niederländern vom 17. bis ins 
19. Jahrhundert. 


V. 

Nachhaltiger als durch Kriege und Kreuzzüge, die sich dem kollektiven Be¬ 
wußtsein eingeprägt haben, sind Frieden und Recht gestört worden durch 
Streit zwischen Personen und Institutionen, ausgelöst durch tatsächliches 
oder oft wohl nur vermeintliches Unrecht. In den meisten Fehden und Krie¬ 
gen dürften weniger Menschen durch unmittelbare Feindeinwirkung umge¬ 
kommen sein, als erzählende Quellen glauben machen. Trotzdem waren die 
Folgen oft gravierend; schon die weitverbreitete Bereitschaft, Konflikte ge¬ 
waltsam auszutragen, erst recht das Geklirr der Waffen schufen ein Klima 
allgemeiner Unsicherheit. Das gilt erst recht für Auseinandersetzungen wie 
den Hundertjährigen Krieg: Noch lange nach der jeweiligen Kampagne 
machten entlassene Heerführer, Söldner und zwielichtige Gestalten das Land 
unsicher. Unbeteiligte sowie Schwache wurden überfallen, ausgeraubt, er¬ 
schlagen oder nur gegen hohes Lösegeld freigelassen. Handel und Verkehr 
kamen zum Erliegen. Wenn möglich flüchtete der Bauer sich, seine Familie 
und seine Fahrhabe in die nächste Stadt (oder in den Wald); er traute sich 
nicht mehr auf das flache Land, um seine Felder zu bestellen. Waren Scheu- 
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nen eingeäschert, das Vieh abgeschlachtet oder fortgetrieben, setzte eine 
verhängnisvolle Entwicklung ein. Da Zugtiere fehlten, blieben die Felder un¬ 
bestellt; immer mehr Menschen litten an Fehl- und Unterernährung, fielen 
Krankheiten und Hunger zum Opfer. Dazu kam - langfristig mindestens 
ebenso bedeutsam - ein Geburtenrückgang. 

So unbestritten diese Kette von Verhängnissen ist, beschreibt sie doch nur 
einen Teil der historischen Wirklichkeit. Das friedliche Neben- oder gar 
Miteinander dürfte weiter verbreitet gewesen sein, als viele Quellen glauben 
machen. Sonst hätte sich das Kraftzentrum Europas nicht aus dem Mittel¬ 
meerraum nach Norden verschieben, hätten Städte wie Augsburg, Nürn¬ 
berg, Köln, Lübeck nicht aufblühen, hätten Wallfahrer, Kaufleute und ande¬ 
re Reisende nicht weite Fahrten unternehmen, hätte die Bevölkerung 
Europas weder absolut noch relativ wachsen können. Für die Jahre 200 und 
1340 gehen Annahmen von 44 bzw. 74 Millionen Menschen aus, entspre¬ 
chend 12 und 17 Prozent der Weltbevölkerung. Mögliche Ursachen solchen 
Wachstums seien stichwortartig genannt: Rechtssicherheit, trotz Willkür 
und Kriegsgreueln; die Zurückdrängung des Waldes und die Anlage ge¬ 
schlossener Siedlungen, oft im Abstand weniger Kilometer; daraus resultie¬ 
rend mehr Sicherheit auch auf dem flachen Land; genossenschaftliche 
Selbsthilfeeinrichtungen im Interesse des Friedens auf den Straßen; 
Weckung des Bewußtseins für den Wert menschlichen Lebens; Zusammen¬ 
schluß von Banden und Völkern in einem langen, oft blutigen Konzentra¬ 
tionsprozeß zu Vorformen künftiger Staaten. 

Kriege haben die Landkarte Europas geprägt mit einer Vielfalt von Rei¬ 
chen und Herrschaften, Sprachen, Kulturen und Religionen — und deren je¬ 
weiligen Grenzen. An „Völkerwanderungen“ erinnern die Namen von 
Landschaften: Andalusien (Vandalen), Burgund, Katalonien (Goten), Lom¬ 
bardei (Langobarden), Normandie. Untergegangen sind die Reiche der Ava- 
ren, Goten, Hunnen, Mongolen, Vandalen, aber auch das altehrwürdige By¬ 
zanz. Die Kultur Okzitaniens hat sich von den Kreuzzügen gegen die 
Albigenser nie erholt. 

Schlachten haben über das Schicksal einzelner Länder, wenn nicht Euro¬ 
pas entschieden. Erbfolgekriege und der Ansturm äußerer Feinde ließen das 
- für europäische Verhältnisse ungewöhnlich große - Karolingerreich zer¬ 
brechen. Das Schicksal des burgundischen Staates entschied sich mit dem 
Schlachtentod Herzog Karls des Kühnen. Doch ist es Zufall, daß es im 
Grenzraum zwischen „Germania“ und „Romania“ mit den Niederlanden, 
Belgien, Luxemburg und der Schweiz heute selbstbewußte, lebensfähige 
Staaten gibt? Seit dem Sieg über die Ungarn (955) konnten generationenlang 
heimgesuchte Länder an den Aufbau gehen. Infolge des Sieges Herzog Wil¬ 
helms bei Hastings (1066) wurden die Bindungen Englands zu Skandinavien 
gelockert und England stärker an Westeuropa gebunden. 

Lange Kriege haben die Erbitterung breiter Volksschichten geschürt und 
die Ausbildung nationaler Stereotypen begünstigt. Seit dem Spätmittelalter 
läßt sich beobachten, daß nicht mehr einzelne Menschen gehaßt und von den 
einen mit der Waffe, von anderen mit der Feder bekämpft wurden, sondern 
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kollektive Großgruppen: die Deutschen, Engländer, Franzosen, Italiener, 
Mongolen, Slaven, Türken ... 

Kriege haben Nachfrage ausgelöst im Rüstungsgewerbe, in der Metaller¬ 
zeugung und -Verarbeitung, in den Bereichen von Technik und Bildungswe¬ 
sen: Maschinen mußten gebaut werden, Architekten und Ingenieure sich 
qualifizieren. Politik und Recht, Wirtschaft und Religion haben so im 
Abendland einen eigenen Menschenschlag hervorgebracht; dieser nutzte die 
Chancen des Raumes, war offen für Anregungen aus anderen Kulturen, ver¬ 
band Minderwertigkeitskomplexe mit Selbstsicherheit und der Fähigkeit, al¬ 
les in Zweifel zu ziehen. Die Folgen aus alledem bekamen seit Ende des Mit¬ 
telalters weite Teile der Welt zu spüren. 

Fehden und Kriege haben die Sehnsucht nach Frieden genährt und das Be¬ 
wußtsein für Recht und Unrecht geschärft, was nicht selbstverständlich ist. 
Daß der Friede - und nicht der Krieg - als Normalzustand galt, zeigen Ver¬ 
träge, in denen die Parteien einander versichern, den Frieden wiederherstel¬ 
len, ihn erneuern zu wollen. 

Die Einsicht, daß mit einem ewigen Frieden in dieser Welt nicht zu rech¬ 
nen sei, hat die Menschen nicht in Mutlosigkeit versinken lassen. Vielmehr 
hat sie zu immer neuen Anläufen geführt, den Frieden wenigstens an be¬ 
stimmten Orten, zu gewissen Zeiten, für einzelne Personengruppen sicherer 
zu machen. Aktuell geblieben sind Erörterungen zur Frage des gerechten 
Krieges, des Rechts im Krieg sowie einer wirksamen Schiedsgerichtsbarkeit 
zwischen Zerstrittenen. 
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Worum ging es im Dreißigjährigen Krieg? 

Die frühmodernen Konflikte um Konfessions- und Staatsbildung 


von 

JOHANNES BURKHARDT 

Als man schließlich daran ging, den langen Krieg zu beenden, wußte man gar 
nicht mehr so genau, worum es überhaupt gegangen war: „Hierunter geriete 
man vor den rechten Ursachen des Krieges in Diseurs, deren sich zu erkun¬ 
digen, man vor notwendig ermessen“, berichtete der erste große Geschichts¬ 
schreiber des Dreißigjährigen Krieges, Bogislaw Philipp von Chemnitz, über 
den Frankfurter Deputiertentag von 1643. Denn sonst werde man bei den 
Friedensverhandlungen wie der Blinde von der Farbe sprechen. 1 Sehr weit 
führte die Ursachendebatte allerdings nicht, sondern erschöpfte sich erst ein¬ 
mal in wechselnden Schuldzuweisungen. 

Die Ratlosigkeit der Beteiligten war symptomatisch und verständlich. Der 
Krieg zog sich bereits in die zweite Generation; viele Fürsten und Entschei¬ 
dungsträger hatten ihn selbst bereits ererbt. Es waren eigentlich mindestens 
vier Einzelkriege, die aufeinanderfolgten und dann nach den wechselnden 
Hauptgegnern des Kaisers benannt wurden: der Böhmisch-Pfälzische, der 
Niedersächsisch-Dänische, der Schwedische und der Schwedisch-Französi¬ 
sche Krieg. Dazwischen gab es mehrere Friedensschlüsse, wie 1629 den Frie¬ 
den zu Lübeck und 1635 den zu Prag, und neue Ursachen und Veranlassun¬ 
gen, daß alles wieder begann. Bereits zeitgenössische Diplomaten und 
Publizisten aber haben diese Kriegsserie zu einem einzigen, schließlich 
dreißigjährigen Krieg durchgezählt 2 , gestützt auf die schreckliche Einheit des 
deutschen Kriegsschauplatzes, auf dem zwischen 1618 und 1648 ein Drittel 
der Bevölkerung durch Kriegsgewalt und die Folgeschäden Unterernährung 
und Epidemien ihr Leben verlor. Der Begriff des Dreißigjährigen Krieges 
speichert die gemeinsame Katastrophenerfahrung, keine klare Kriegspro¬ 
grammatik. Wenn es je einen Fall gab, in dem die Zeitgenossen kaum wuß¬ 
ten, worum es eigentlich ging, und selbst die Handelnden von der Komple¬ 
xität der Situation überfordert waren, dann war es der Dreißigjährige Krieg. 
Der rückblickende Historiker, der aus dem großen Abstand die epochalen 
Bedingungen erkennen kann, ist hier in einer günstigeren Situation. 3 * 5 


1 Bogislaw Philipp von Chemnitz, Königlichen Schwedischen in Teutschland geführten Krieges 
TI. 4. Nach der Handschrift des Verfassers hrsg., Stockholm 1856-1859, Buch 3, Kap. 4, S. 17. 

2 Konrad Repgen, Seit wann gibt cs den Begriff „Dreißigjähriger Krieg“? In: Weltpolitik, Euro- 

pagedankc, Regionalismus. Festschrift für H. Gollwitzer, hrsg. v. Heinz Dollinger u. a., Mün¬ 

ster 1982, S. 59-70. 

5 Die Ausführungen gründen auf meiner Neumterpretation des Krieges: Johannes Burkhardt, 
Der Dreißigjährige Krieg, Frankfurt a.M. 1992 (= Neue Historische Bibliothek edition suhr- 
kamp, Bd. 542); seit 1996 auch in zwölfbandiger Kassette .Moderne Deutsche Geschichte', 
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Läßt sich der Dreißigjährige Krieg aus großflächigen Strukturen und lang¬ 
fristigen Prozessen erklären? Dem scheinen eine Vielzahl von Binnenfakto¬ 
ren ideeller und materieller, persönlicher und sozialer, politischer, ökonomi¬ 
scher und militärischer Art, mancherlei Anlässe und Ursachen, unglückliche 
Verkettungen und Eigendynamiken entgegenzustehen. 4 Wer hier strukturell 
etwas Erhellendes herausbekommen will, muß von den kriegsrelevanten Spe¬ 
zifika der Epoche ausgehen. Die Frühe Neuzeit war von zwei Institutionali¬ 
sierungsprozessen geprägt, die der Herausbildung und Organisation von 
Großgruppen in Europa dienten. Der eine Vorgang war die Konfessionsbil¬ 
dung, die parallele Herausbildung einer lutherischen, einer katholischen und 
einer reformierten Konfession. Der andere Prozeß war die frühmoderne 
Staatsbildung, eine Monopolisierung, Kompetenzerweiterung und admini¬ 
strative Organisation der politischen Gewalt im territorialen Nebeneinander. 
Beide Vorgänge haben zu Recht die besondere Aufmerksamkeit der Früh¬ 
neuzeithistoriker gefunden und standen in offenkundigem Zusammenhang 
zu den Kriegen der Zeit. 5 Die strukturelle Intoleranz der frühen Konfessi¬ 
onsbildungen, deren jede sich im Besitz der ganzen christlichen Wahrheit 
glaubte und ihr in der ganzen Christenheit zum Durchbruch verhelfen woll¬ 
te, führte zu Religionskriegen, der Aufbau der Staatsgewalt in Konkurrenz 
zum Machtanspruch anderer politischer Gewalten zu Staatsbildungskriegen. 

Dieser Begriff des Staatsbildungs- oder Staatenbildungskrieges, der zur 
Unterscheidung von den späteren Konflikten fertiger Staaten in die ge¬ 
schichtswissenschaftliche Debatte eingeführt worden ist 6 , bezeichnet den 
vorstaatlichen Ausgangspunkt dieser Kriege, während Staat und Staatenwelt 
erst das Ergebnis darstellen. Die Kriege wurden oft gerade begonnen, um 
unter dem je eigenen Vorzeichen die religiöse und politische Einheit Euro¬ 
pas aufrechtzuerhalten oder herzustellen, aber der Kompromiß der Epoche 
war, daß sich mehrere Konfessionen und Staaten gegenseitig anerkennen 


hrsg. v. Hans-Ulrich Wehler, Bd. 2 und seit 1997 als Lizenzausgabe bei der Wissenschaftlichen 
Buchgescllschaft. 

4 Neuere Überblicksdarstcllungcn Gcoffrey Parker, Der Dreißigjährige Krieg, Frankfurt a.M. 
1987. Gerhard Schormann, Der Dreißigjährige Krieg, Göttingen 2 1993. Georg Schmidt, Der 
Dreißigjährige Krieg, München 2 1995. 

5 Grundlegend Emst Walter Zeedcn, Die Entstehung der Konfessionen, München 1965 und die 
Ansätze von Wolfgang Reinhard u. Heinz Schilling. Vgl. auch grundsätzlich Wolfgang Rein¬ 
hard, Das Wachstum der Staatsgewalt. Historische Reflexionen. In: Der Staat 31, 1992, S. 59- 
75. 

4 Vgl. Burkhardt, Der Dreißigjährige Krieg, S. 27 sowie ders.. Der Dreißigjährige Krieg als 
frühmoderner Staatsbildungskricg. In: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 45, 1994, 
S. 487-499. Diskussion dazu: Armin Reese, Hegemonie versus Weltreich. Außenpolitik in 
Europa 1648-1763 (= Historisches Seminar NF 7), Idstein 1995, S. 23-75. Ronald G. Asch, 
The Thirty Years War: The Holy Roman Empire and Europe 1618-1648, Basingstoke 1997, 
S. 4 f. und 36 f. Kersten Krüger, Mecklenburg und Skandinavien in der Frühen Neuzeit — 
Staatsbildung und Ostseeherrschaft. In: Der Staat 35, 1996, S. 491-522. Heinz Duchhardt, 
Kötzschenbroda 1645 - ein historisches Ereignis im Kontext des Krieges und im Urteil 
der Nachwelt. In: Sächsische Heimatblatter 6, 1995, S. 323-329, hier S. 326. Paul Münch, 
1648. Notwendige Nachfragen. In: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 47, 1999, S. 329- 
333. 
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mußten. Nicht die Institution war also der Kriegstreiber, wohl aber die Pro¬ 
bleme ihrer Herausbildung und Durchsetzung. 

Diese doppelte Institutionalisierungsproblematik prägte die ganze Frühe 
Neuzeit und führte zu einer besonderen und sich schwer wieder auflösenden 
Kriegsverdichtung. Ihren Höhepunkt erreichte sie in dem fast ununterbro¬ 
chenen Dreißigjährigen Krieg. Die klassische Akzentuierung des Dreißig¬ 
jährigen Krieges als Religionskrieg beschreibt zutreffend die eine Ebene 
dieses Prozesses, stößt aber auch auf Grenzen seiner Erklärungskraft. Eine 
moderne Akzentuierung des Krieges als Staatenbildungskrieg trägt der ande¬ 
ren Ebene Rechnung und zeigt zudem an diesem prototypischen Krieg, wie 
die frühneuzeitliche Staatenbildung die Konfessionsbildung an geschichtli¬ 
cher Wirkungsmächtigkeit überholte. 

I. Die Konfliktebene des Religionskriegs 

Zuerst glaubte man noch zu wissen, worum es ging. Den „Anfang des Krie¬ 
ges“ sahen zum Beispiel evangelische Chronisten in Ulm und Augsburg in 
einer publizistischen Konfessionskontroverse, die am Ende des Jahres 1617 
anläßlich des ersten großen hundertjährigen Reformationsjubiläums ihren 
Höhepunkt erreichte. 7 Denn dieses evangelische Jubelfest habe die „Catholi- 
schen Scribenten“ nach der Ulmer Version „so übel in die Augen gestochen“, 
nach der drastischeren Nürnberger Variante „so heftig in die Nasen gero¬ 
chen“, daß man schon hier die konfessionelle Mobilmachung ansetzte und 
die Kriegsschuld dem konfessionellen Gegner zuwies. 8 Umgekehrt meinte 
auch die katholische Seite, daß „Luthers Nachkimmling’ allein/an soviel 
Kriegsnoth insgeheim.../durch ihr Bosheit die Ursach seyn“. 9 Das sind klare 
Zeugnisse für einen Religionskrieg, und selbst der Begriff des Religionskriegs 
scheint sich nach zögernden Anläufen im 16. Jahrhundert im Dreißigjähri¬ 
gen Krieg durchgesetzt zu haben und offiziell zur Qualifizierung des Krieges 
verwendet worden zu sein. In der Verneuerten Landesordnung, die den Böh¬ 
men von den Siegern auferlegt wurde, ist die „Spaltung der Religion“ als 
Kriegsursache genannt worden. 10 Ob es legitim sei, „um die wahre Religion 
zu kriegen“, war in diesem Krieg eine grundsätzlich diskutierte Frage. 11 


7 Vgl. dazu Ruth Kästner, Geistlicher Rauffhandei. Form und Funktion illustrierter Flugblätter 
zum Reformationsjubiläum 1617 in ihrem historischen und politischen Kontext (= Mikrokos¬ 
mos, Bd. 11), Frankfurt a.M. 1982 sowie Johannes Burkhardt, Reformations- und Lutherfeiem. 
Die Verbürgerlichung der reformatorischen Jubilaumskultur. In: Öffentliche Festkultur. Politische 
Feste in Deutschland von der Aufklärung bis zum Ersten Weltkrieg, hrsg. v. Dieter Düding 
u. a., Hamburg 1988, S. 212-236. 

8 Hans Heberle, Zeytregister, Bl. 8, ediert als Zillhardt, Der Dreißigjährige Krieg in zeitgenössi¬ 
scher Darstellung, Ulm 1975, S. 93. Die Variante bei Anton Emstberger, Drei Nürnberger Re¬ 
formationsjubiläen. In: Luther-Jahrbuch 31, 1964, S. 9-28, hier S. 17. 

9 Lutheri Manes 1622 (= UB Tübingen, DK XI 145), Vers 118 f. 

10 Vcrneuerte Landesordnung von 1627, Art. XXIII, Codex Iuris Bohemici 1888. 

11 So die jesuitische Schrift „Lärmenblasen“, bei P. Krebs, Die politische Publizistik der Jesuiten 
und ihrer Gegner in den letzten Jahrzehnten vor Ausbruch des Dreißigjährigen Krieges, Hal¬ 
le 1890, S. 218. 
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Auch die feste Fügung „guerra di religione“ oder „Religions-Krieg“ scheint 
erstmals im Kontext des Dreißigjährigen Krieges zu begegnen, der denn auch 
vornehmlich als Religionskrieg überliefert und ins Geschichtsbild eingegan¬ 
gen ist. 12 

Diese Lesart des Krieges als Religionskrieg gründet auf der zeitgenössi¬ 
schen Propaganda. Der Dreißigjährige Krieg war auch ein Flugblattkrieg, ja 
dieses Medium des Einblattdruckes erreichte hier eine Dichte wie bei keinem 
historischen Ereignis zuvor oder danach. 13 In der Reformationszeit waren 
die Flugschriften stilprägend gewesen, aber dazugetreten waren Einzelblät¬ 
ter in Bild-Text-Kombination, die ein noch breiteres Publikum ansprechen 
konnten. Diese Form der Bildpublizistik eignete sich besonders zur drasti¬ 
schen konfessionellen Propaganda und Satire, erreichte in Gegenreformation 
und Dreißigjährigem Krieg ihren Höhepunkt und hat das Bild des Dreißig¬ 
jährigen Krieges, die konkrete Anschauung wie das Geschichtsbild, maß¬ 
geblich geprägt. 

Aufs neue wurden Luther, die evangelische Sache und ihre politischen 
Verteidiger heroisiert oder aber verspottet, während umgekehrt Papst, 
kirchliche Hierarchie und nun besonders auch die Jesuiten zum Gegenstand 
protestantischer Bildpolemik wurden. So gab es bei Ausbruch des Krieges 
Flugblätter, die im Zusammenhang mit dem Reformationsjubiläum oder den 
böhmischen Ereignissen um den Schutz der regierenden Fürsten für die 
evangelische Sache warben wie auch Blätter, die mit einer Papstkrone, aus 
der Jesuiten wie die Heuschrecken ausschwärmten oder gar mit einem zur 
Kanone umgestalteten und mit Jesuiten bemannten Wappentier vor der 
Militanz der Gegenreformation warnten. 14 Umgekehrt wurde Luther mit 
aktueller Anspielung durch ein Jubiläumstrinkglas als Säufer oder mit einem 
vollgepackten Fluchtkarren als böhmischer Exulant verspottet. 15 „Geist¬ 
licher Rauffhandel“ heißt denn auch ein Flugblatt, auf dem Papst, Luther 
und Calvin miteinander ringen, ein Titel, der wie ein Kommentar zu dieser 
publizistischen Mobilmachung zu Beginn des Dreißigjährigen Krieges 
wirkt. 16 

Am stärksten religionspolitisch aber wurde die Intervention des Schwe¬ 
denkönigs Gustav Adolf im Jahre 1630 im Wort und vor allem auch im Bild 
propagandistisch überhöht. Dabei spielte sowohl die Kriegslage eine Rolle, 


u Belege bei Johannes Burkhardt, Artikel .Religionskrieg'. ln: Theologische Realenzyklopadie 
XXVI11. Berlin 1997, S. 681-687. 

11 Vgl. dazu Michael Schilling, Bildpublizistik der Frühen Neuzeit. Aufgaben und Leistungen 
des illustrierten Flugblatts in Deutschland bis 1700 (= Studien und Texte zur Sozialgeschichtc 
der Literatur, Bd. 29), Tübingen 1990. 

14 Die Flugblätter bei Wolfgang Harms, Deutsche Illustrierte Flugblätter des 16. und 17. Jahr¬ 
hunderts. Kommentierte Ausgabe, 4 Bde., Tübingen u. München 1980-1989, hier Bd. II, 
Nr. 124, Nr. 298 und Nr. 158. Eine Dioramafolge solcher konfessioneller Flugblätter ist von 
meiner Schülerin Jutta Schumann und mir für das Museum des Dreißigjährigen Krieges in 
Wittstock zusammcngcstellt worden. 

15 Ebd., Bd. II, Nr. 118 und Nr. 168. 

14 Ebd., Bd. II, Nr. 148. 
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in der die kaiserlich-katholische Seite den Krieg schon gewonnen zu haben 
glaubte und die evangelischen Reichsstände sich bedroht und bedrängt fühl¬ 
ten, als auch der eigentümliche Umstand, daß wiederum ein Jubiläum an- 
stand: das hundertjährige Jubiläum der auf dem Augsburger Reichstag über¬ 
reichten evangelischen Bekenntnisschrift, der Confessio Augustana, zu deren 
Schutz ein Retter gesucht wurde. 

So ließ die Bildpropaganda den Schwedenkönig unter dem Zeichen des 
Kreuzes über die Ostsee segeln wie einst Kaiser Konstantin, mit gezogenem 
Schwert landen und gegen den vielköpfigen katholischen Drachen kämpfen, 
der die evangelische Kirche gefangenhält. 17 Ein Engel und die bittende evan¬ 
gelische Kirche weisen Gustav Adolf den Weg ins Reich, und eine ganze 
Flugblattfolge begleitet den Triumphator auf seinem Siegeszug. 18 Im Lichte 
göttlicher Vorsehung reitet dann auf dem nächsten Blatt Gustav Adolf an der 
Spitze seines Heeres für die Augsburgische Konfession, ja die Hand Gottes 
zieht sichtbar die Fäden. 19 Zwar versucht eine Schar katholischer Geistlicher 
mit Blasebalg, Gabeln und anderen Utensilien das evangelische Licht zum 
Verlöschen zu bringen, aber der christliche Glaubensheld stellt es auf den 
Leuchter der Augsburgischen Konfession und jagt Klerus und Mönche 
durch die „Pfaffengasse“, wie man den Rheinlauf mit seinen vielen Fürstbi¬ 
stümern nannte. 20 Zwar lassen zwei endzeitliche Ungeheuer, der römische 
Drache und ein Jesuitenwidder, eine polemische Verbildlichung des Namens 
„Jesu-zu-widder“, den Untergang Augsburgs fürchten, aber der gottgesand¬ 
te Drachentöter befreit die Reichsstadt und mit ihr die evangelische Welt. 21 

Noch nach dem Tode des evangelischen Helden in der Schlacht von Lüt¬ 
zen 1632 behauptete ein Durchhalteflugblatt „Der Schwede lebe noch“ und 
warb für die Fortsetzung des Kampfes gegen das Papsttum in seinem Gei¬ 
ste. 22 Erst danach ging dieser emotionalisierenden konfessionellen Propagan¬ 
da, die das Bild des ganzen Krieges geprägt und überformt hat, allmählich 
der passende Stoff aus. Worin gründet eine solche zum Krieg und seiner Ver¬ 
längerung treibende Propaganda? Und das in einem Lande, das seit dem 
Augsburgischen Religionsfrieden 1555 auf friedliche Nachbarschaft der 
Konfessionen gesetzt hatte? 

Die Religionskriege der Neuzeit müssen aus dem Problem der Konfessi¬ 
onsbildungen und deren spezifischer Intoleranz begriffen werden. Zu Beginn 


17 Schwedische Rettung der christlichen Kirche Staats- und Stadtbibliothek Augsburg 2° LW 
Einblattdrucke nach 1500, Nr. 201. 

'* Harms, Deutsche Illustrierte Flugblätter, Bd. II, Nr. 260-262. 

” Darinnen begriffen ist die Klag .... Staats- und Stadtbibliothek Augsburg 2° LW Einblattdrucke 
nach 1500, Nr. 193 und Schwedischer Hercules, Harms, Deutsche Illustrierte Flugblätter, 
Bd. II, Nr. 122. 

n Geistlicher Eckstein, Hessische Landes- und Hochschulbibliothek Darmstadt. Ebd., Bd. IV, 
199; Konfession von Gottes Gnaden, Kunstsammlung der Veste Coburg, Inventarnummer 
XIII, 419, 396; Die Pfaffengass..., Harms, Deutsche Illustrierte Flugblätter, Bd. II, Nr. 299. 

Jl Die betrankte Stadt Augsburg, Staats- und Stadtbibliothek Augsburg 2° LW Einblattdruckc 
nach 1500, Nr. 197 und Die durch Gottes Gnad erlangte ... Ebd., Nr. 165. 

22 Der Schwede lebet noch..., Harms, Deutsche Illustrierte Flugblätter, Bd. II, Nr. 305. 
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der Neuzeit haben sich aus der noch locker gefügten Einheit der Christen¬ 
heit parallel drei einheitlich durchorganisierte Konfessionskirchen gebildet. 23 
Die evangelische Konfession berief sich auf das Bibelverständnis Luthers, die 
reformierte Konfession auf Zwingli und Calvin und die katholische Konfes¬ 
sion auf die päpstliche Hierarchie und das Tridentinische Konzil, aber alle 
drei verstanden sich, gestützt auf die alten Texte oder auf die beibehaltene 
Hierarchie, als die Alleinerben der ganzen alten Religion und sprachen da¬ 
mit den anderen das religiöse Daseinsrecht ab. Während in Kulturen mit ver¬ 
schiedenen Kulten und Religionen diese gegebenenfalls auch gelassen neben¬ 
einanderher leben konnten, standen sich hier eigentlich nicht verschiedene 
Religionen gegenüber, sondern es ging um die richtige Auslegung derselben 
Religion, die es nach dieser Auffassung nur einmal geben konnte. Aus die¬ 
sem einander ausschließenden Wahrheitsanspruch der konkurrierenden 
Konfessionsbildung rührte ihre Militanz, die bis zur Gewaltanwendung ging 
und zu einer Serie von Religionskriegen führte. 24 

Die Anerkennung unterschiedlicher Konfessionen stand also allenfalls am 
Ende des Krieges, in den die Kriegsparteien oft gerade darum gegangen waren, 
um dieses Ergebnis zu verhindern. Religionskriege wurden um ein und diesel¬ 
be Religion geführt, deren richtige und für alle verbindliche Auslegung zwi¬ 
schen den Religionsparteien umstritten und zumindest von einer Seite mit Ge¬ 
waltmitteln durchgesetzt werden sollte. In diesem Sinne provozierte Zwingli 
Gewalt und Krieg, um die für ihn wahre christliche Religion in die inneren 
Schweizer Orte zu treiben, und in diesem Sinne wollten Kaiser und Papst mit 
einem Krieg gegen den evangelischen Schmalkaldischen Bund eine katholische 
Version der Religionseinheit hersteilen. 25 Auch die Energie und Gewalttätigkeit 
der französischen Hugenottenkriege speiste sich daraus, daß es eigentlich und 
von Rechts wegen nur eine einzige christliche Religion in Europa geben sollte. 
Und so bezog auch die Gegenreformation ihren Elan bis in den Dreißigjähri¬ 
gen Krieg hinein aus der Utopie, daß sie „wieder“ eine gemeinsame Religion in 
Europa herstellen würde. Die Lutheraner standen demgegenüber in der Defen¬ 
sive und beschäftigten sich fast mehr mit der Abwehr der Calvinisten, die mit 
einem ähnlich militanten Aktivismus und weitgespannten Zielen in Böhmen 
und in den Niederlanden mit der Gegenreformation zusammenstießen. 


21 Den Forschungssund für das 16. und 17. Jahrhunden im einzelnen repräsentiert jetzt für jede 
der drei Konfessionen ein Tagungsband: Die reformierte Konfessionalisierung in Deutschland 
- Das Problem der .Zweiten Reformation". Wissenschaftliches Symposion des Vereins für Re¬ 
formationsgeschichte (= Schriften des Vereins für Reformationsgeschichte, Bd. 195), hrsg. v. Heinz 
Schilling, Gütersloh 1986; Die lutherische Konfessionalisierung in Deutschland. Wissenschaft¬ 
liches Symposion des Vereins für Reformationsgeschichte (= Schriften des Vereins für Refor¬ 
mationsgeschichte, Bd. 197), hrsg. v. Hans Christoph Rublack, Gütersloh 1991; Die katholische 
Konfessionalisierung. Wissenschaftliches Symposion der Gesellschaft zur Herausgabe des 
Corpus Catholicorum und des Vereins für Reformationsgeschichte 1993, hrsg. v. Wolfgang 
Reinhard u. Heinz Schilling, Gütersloh 1995. 

24 Burkhardt, Religionskricg. 

25 Anders Konrad Repgen, What is a .Religious War"? In: Poiitics and Society in Reformation 
Europa. Essays for Sir Gcoffrey Elton on his 65th birthday, London 1987, S. 311-328. 
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Aber auch Religionskriege mußten zu einem Ende gebracht werden, auch 
wenn keine Seite ihr Kriegsziel erreichen konnte. Das war nur möglich durch 
eine vorläufige und schließlich endgültige Aufgabe der Religionseinheit zu¬ 
gunsten einer politisch-rechtlichen Anerkennung auch der jeweils anderen 
Konfession. 26 In Deutschland schien das durch den Augsburger Religions¬ 
frieden von 1555 schon gelungen zu sein, indem man die religiöse Wahr¬ 
heitsfrage auf eine unbestimmte Zukunft vertagte und bis dahin eine Rege¬ 
lung zur Aufrechterhaltung des Landfriedens in Kraft setzte. 

Grundprinzip dieses ersten deutschen Religionsfriedens wurde das Ins re- 
formandi, das es dem Landesherrn freistellte, in seinem Herrschaftsbereich 
ein evangelisches oder ein katholisches Kirchenwesen einzurichten. Ob man 
katholisch oder evangelisch war, hing in Deutschland - wenn man nicht aus¬ 
wandern wollte - für die nächsten hundert Jahre von der Konfession des 
Landesherrn ab, nach der berühmten Regel: cums regio, eins religio. Das hat 
trotz der davon unberührten dogmatischen Intoleranz zwei Generationen 
weitere Religionskriege erspart, aber das so einfache Konfliktlösungsprinzip 
der Konfessionsbestimmung durch den Landesherrn hatte auch seine Gren¬ 
zen und Tücken. Was sollte mit den von Fürstbischöfen regierten geistlichen 
Territorien geschehen, die sich eine auf die kirchliche Hierarchie gegründete 
katholische Konfession nicht in evangelischer Hand vorstellen konnten, de¬ 
ren Stände und Bevölkerung aber bereits zu einem großen Teil evangelisch 
geworden waren? Eine Ausnahmeregelung mit Klauseln und Gegenklauseln 
war nötig, aber um die Auslegung dieses „geistlichen Vorbehalts“ ließ sich 
fortan trefflich streiten. Auch war den evangelischen Fürsten das Kirchengut, 
das sie sich bereits angeeignet hatten, nachträglich zugestanden worden, aber 
es war nicht klar, ob das auch zukünftig gelten sollte, wenn sie das lus refor- 
mandi im evangelischen Sinne in Anspruch nahmen. Und schließlich hatten 
sich nur zwei Religionsparteien gegenseitig anerkannt, alle anderen aber aus¬ 
drücklich ausgeschlossen. Was aber sollte dann mit der dritten Konfession 
werden, den Reformierten, die nach dem Augsburger Religionsfrieden einige 
Territorien gewinnen konnten, steil aufstiegen und bis in den Dreißigjähri¬ 
gen Krieg hinein ihre Aktivitäten forcierten? 

Die Konflikte waren vorprogrammiert und mußten sich unter dem Druck 
einer von Papsttum und Jesuitenorden vorangetriebenen Gegenreformation 
verschärfen. Wieder wurden wie schon einmal im 16. Jahrhundert im Reich 
konfessionelle Sonderbünde gegründet, die Katholische Liga und die Evan¬ 
gelische Union, und eine Serie von Konflikten und Pattsituationen zeigte am 
Vorabend des Dreißigjährigen Krieges und seinen Anfängen die Brüchigkeit 
des ersten Religionsfriedens. Auf dem Höhepunkt seiner Erfolge gab der auf 
die Liga gestützte Kaiser in dem Streit um die Auslegung des Augsburger 
Religionsfriedens der katholischen Seite Recht und verfügte im Restitutions¬ 
edikt von 1629 die „Rückgabe“ aller nach dem Augsburger Religionsfrieden 
evangelisch gewordenen Bistümer und Klöster. So hat der erste Religions- 


Die beste Analyse gibt Martin Heckei, Deutschland im konfessionellen Zeitalter, Göttingen 
1983. 
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frieden nicht nur nicht gehalten, sondern der Streit um die richtige Ausle¬ 
gung des Friedens hat selbst dazu beigetragen, einen neuen Krieg heraufzu¬ 
beschwören und zu verlängern. 

Erst mit dem Westfälischen Frieden gelang die endgültige Überwindung 
des Religionskriegs in Deutschland 27 , und es ist lehrreich, wodurch dies ge¬ 
lang: durch die endgültige politisch-rechtliche Anerkennung nun dreier 
Konfessionen und das Einfrieren des konfessionellen Besitzstandes und der 
ganzen Konfessionslandkarte Deutschlands auf dem Stand des ausgehandel¬ 
ten Normaljahres 1624. Das Lösungsrezept, das die Religionskriege in 
Deutschland überwand, erlaubt hier einen Rückschluß auf die Konfliktur¬ 
sache: Das Anerkennungsdefizit und die noch jederzeit revidierbare Konfes¬ 
sionsverteilung zuvor waren auf dem Hintergrund der strukturellen Intole¬ 
ranz und publizistischen Agitation der Schwachpunkt der politisch¬ 
rechtlichen Sicherungen gegen den Religionskrieg gewesen. 

Religiöse Motive und Legitimationen kennzeichnen auch das Handeln 
vieler Kriegsbeteiligter. Die mit dem Prager Fenstersturz kaiserlicher Räte 
spektakulär eingeleitete böhmische Erhebung berief sich auf die Verletzung 
verbriefter konfessioneller Rechte gegenüber der habsburgischen Gegenre¬ 
formation und forderte so die Solidarität der evangelischen Reichsstände und 
des protestantischen Europa ein. Auch evangelische Reichsstände ließen sich 
durch die Sorge um ihren konfessionellen Status in ihrem Bündnisverhalten 
beeinflußen, besonders nach dem Eingreifen Gustav Adolfs und unter dem 
Druck der evangelischen Anschlußpropaganda. Inwieweit Gustav Adolfs 
evangelische Propaganda in Deutschland auch ein Fundament in der Sache 
hat, ist schwer zu entscheiden; in seinem europaweit verbreiteten Kriegsma¬ 
nifest steht davon kein Wort, und das zentrale Motiv ist es nicht. 28 

Auf der katholischen Seite hat das Papsttum, vor allem zu Beginn des Kon¬ 
flikts unter dem gegenreformatorisch engagierten Gregor XV., den Krieg klar 
als Religionskrieg aufgefaßt und vor allem das Ligaheer mit beträchtlichen 
Geldmitteln mitfinanziert. 29 Als Ziel wurde schon vor dem Krieg ausdrück¬ 
lich „la ristauratione della religione cattolica in Germanica“ aufgestellt, und 
der Protest der sich von altem Ketzerrecht nicht lösenden und den deutschen 
Verhältnissen entfremdeten Kurie gegen den Westfälischen Frieden zeigte, 
daß es auch nach dem Krieg noch nicht ganz aufgegeben wurde. 30 Aber auch 


17 Vgl- Johannes Burkhardt, Das größte Friedenswerk der Neuzeit. Der Westfalische Friede in 
neuer Perspektive. In: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht 49, 1998, S. 592-612, hier 
v. a. S. 602-608. 

Vgl. das schwedische Kriegsmanifest in deutscher Übersetzung bei Sverker Orcdsson, Ge¬ 
schichtsschreibung und Kult. Gustav Adolf, Schweden und der Dreißigjährige Krieg (= Hi¬ 
storische Forschungen, Bd. 52), Berlin 1994, S. 286-293. 

29 Vgl. Dieter Albrccht, Die deutsche Politik Papst Gregors XV. Die Einwirkung der päpstlichen 
Diplomatie auf die Politik der Häuser Habsburg und Wittelsbach 1621-1623, München 1956. 

30 Vgl. die neueste Analyse aus umfassender römischer Kenntnis: Georg Lutz, Roma e il mondo 
gcrmanico ncl periodo della guerra die Trent’anni. In: La cortc di Roma tra Cinque e Seicento 
„teatro“ della politica europea, hrsg. v. Gianvittorio Signorotto und Maria Antonietta Visceg- 
lia, Rom 1998, S. 425-460 sowie noch immer Konrad Repgcn, Die römische Kurie und der 
Westfälische Friede. Idee und Wirklichkeit des Papsttums im 16. und 17. Jahrhundert, 2 Bde., 
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bei den von Jesuiten erzogenen und beratenen Herrschern Kaiser Ferdi¬ 
nand II. und dem Ligaführer Maximilian I. ist eine religiöse Motivation in 
Rechnung zu stellen. Besonders der Kaiser soll den Krieg nach neueren Ana¬ 
lysen zeitweise geradezu als „Heiligen Krieg“ angesehen haben und sein reli¬ 
gionspolitisches Engagement über seine vom Kaiseramt gebotenen Aus¬ 
gleichsfunktionen im Reich gestellt haben. 31 Auch für die habsburgische 
Hauseinheit spielt die gemeinsame Religion eine Rolle, so wie der Umstand, 
daß alle „Rebellen“, die Böhmen und die Niederländer, Protestanten waren. 
Ebenso konnte man Heerführern wie Tilly eine konfessionelle Haltung nach¬ 
sagen, nicht aber Wallenstein. 

Diese Religionskriegsdeutung, die sich auf Propaganda und Publizistik, 
die konfessionsgeschichtliche Grundsituation und den konfessionspoliti¬ 
schen Konfliktstoff stützen kann, hat aber ihre Grenzen. Das wird schon 
deutlich, wenn man sich die Kombattanten und Bündnisverhältnisse dieses 
Krieges anschaut. Zu keiner Zeit nämlich standen sich konfessionell homo¬ 
gene Lager gegenüber. Die Solidarität des protestantischen Europa mit der 
böhmischen Sache hielt sich in Grenzen, und als der Führer der Union, Kur¬ 
fürst Friedrich von der Pfalz, zum Böhmenkönig gewählt wurde, versagte 
ihm das evangelische Sonderbündnis die Gefolgschaft, ließ sich neutralisie¬ 
ren und löste sich schließlich auf. Kursachsen griff gar gegen die böhmischen 
Stände in den Krieg ein. 32 Ein volles Jahrzehnt ging die traditionelle Vor¬ 
macht des evangelischen Deutschland nun mit dem habsburgischen Kaiser¬ 
tum zusammen und wurde zum Partner der Katholischen Liga. Die Begrün¬ 
dung dafür lautete: der Aufstand habe mit der Religion gar nichts zu tun, 
sondern sei eine rein politische Angelegenheit. 

Diese politische Lesart der böhmischen Erhebung hat auch im Reich 
großen Anklang gefunden und den sich anbahnenden Religionskrieg eigent¬ 
lich gleich wieder abgesagt. 33 Selbst auf dem Höhepunkt der schwedischen 
Religionskriegspropaganda sollte man nicht vergessen, daß sich das katholi¬ 
sche Frankreich an den schwedischen Kriegskosten beteiligte. Nachdem 
Frankreich schon fast den ganzen Krieg lang verdeckt gegen das katholische 
Habsburg operiert hatte, griff es 1635 auf der konfessionell „verkehrten“ Sei- 


Bd. t: Papst, Kaiser und Reich 1521-1644, Tübingen 1962. Vgl. außerdem Georg Lutz, Rom 
und Europa während des Pontifikats Urbans VIII. Politik und Diplomatie, Wirtschaft und Fi¬ 
nanzen, Kultur und Religion. In: Rom in der Neuzeit, hrsg. v. Reinhard Elze u. a., Wien-Rom 
1976, S. 72-167. Das Zitat aus Istruzione für Giovanni Stefano Ferreri, 20. Januar 1604, in: Die 
Hauptinstruktionen Clemens’ VIII. für die Nuntien und Legaten an den europäischen Für¬ 
stenhöfen 1592-1605, 2 Bde., Bd. 2, hrsg. v. Klaus Jaiiner, Tübingen 1984, S. 709. 

51 Vgl. Robert Bireley, Religion and Politics in the Age of Counterreformation. Emperor Ferdi¬ 
nand II, William Lamormaini S. J., and the Formation of Imperial Policy, Chapel Hill 1981, 
S. 127-131 und Alfred Köhler, Kontinuität oder Diskontinuität im frühneuzcitlichen Kaiser¬ 
tum: Ferdinand II. In: Reichsständische Libertät und habsburgischcs Kaisertum, hrsg. v. Heinz 
Duchhardt und Matthias Schnettger, Mainz 1999, S. 107-117. 

52 Vgl. dazu das neue Grundlagenwerk von Frank Müller, Kursachsen und der Böhmische Auf¬ 
stand 1618-1622, Münster 1997. 

55 Vgl- Johannes Burkhardt, Der Dreißigjährige Krieg - Einfluß der sächsischen Politik auf die 
deutsche Geschichte. In: Dresdner Hefte 56, 1998, S. 3-12. 
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te offen in den Krieg ein und verhinderte so den Sieg der katholischen Vor¬ 
macht der Habsburger. Die evangelischen Reichsstände aber kämpften wie 
die katholischen seit dem Prager Frieden wieder mit dem Kaiser, und schlu¬ 
gen sich am Ende in wechselnden Konstellationen ohne Rücksicht auf die 
Konfession durch. 

Angesichts dieses vor allem von Kursachsen und Frankreich praktizierten 
unkonfessionellen Bündnisverhaltens kann von einem glatten Religionskrieg 
gar keine Rede sein. Nicht einmal das Papsttum hat ihn bruchlos durchge¬ 
halten, sondern Papst Urban VIII. rückte in der Mitte des Krieges, konfessi¬ 
onspolitisch schlecht beraten und aus politisch-persönlichen Gründen, von 
den Habsburgern ab und zog sich auf eine insgeheim Frankreich und sogar 
das Bündnis mit Schweden begünstigende Neutralität zurück. 34 Vollends für 
die Mächte müssen andere Orientierungspunkte wichtiger gewesen sein. 

Gleichwohl ist das konfessionelle Ausscheren von Kursachsen wie von 
Frankreich nicht unbedingt rein säkular zu sehen. Die Zurückhaltung Sach¬ 
sens gegenüber der böhmischen Erhebung hängt auch damit zusammen, daß 
Kurfürst Johann Georg I. und noch mehr sein Oberhofprediger Matthias 
Hoe von Hoenegg voreingenommen waren und die böhmische Erhebung 
stark calvinistisch inspiriert war, so daß der protestantische Solidaritätsappell 
leichter abgewiesen werden konnte. Und die Kriegsbündnisse Richelieus mit 
Protestanten im Kampf mit den katholischen Habsburgern haben selbst eine 
religionspolitische Rechtfertigung: als Aushilfe in einer „Art Religionskrieg 
der zweiten Art“, nämlich einem Konkurrenzkampf um die innerkatholische 
Führung. 35 Auch der frankophile Urban VIII. stützte diese Lesart, wenn er 
betonte, daß ihm als gemeinsamem Vater der katholischen Christenheit alle 
Fürstensöhne gleich lieb seien und er den Frieden zwischen Habsburgern 
und der französischen Krone vermitteln wollte. Aber solche religionspoliti¬ 
schen Nebenkonflikte haben in einer noch nicht säkularisierten Zeit doch 
eher die Funktion, es den Verantwortlichen zu erleichtern, den politischen 
Argumenten den Vorzug zu geben. Zweifellos bot der Religionskrieg vielfäl¬ 
tige Konfliktkonstellationen, aber ihre Erklärungskraft hat doch nur eine be¬ 
grenzte Reichweite. Das konfessionelle Argument war das wichtigste Ne¬ 
benmotiv in diesem Krieg, aber es wurde doch überboten von durchgängigen 
politischen Strukturgegensätzen. 

II. Die Konfliktebene des Staatenbildungskrieges 

Um das zu erkennen, darf man nicht „hehren“ religiösen Idealen schnöde 
politische „Interessen“ gegenüberstellen, wie das heute oft vorschnell ge¬ 
schieht. Vielmehr waren diese Interessen selbst mit politischen Ordnungs¬ 
ideen verknüpft, die mit den religiösen in Konkurrenz und Konflikt geraten 


M Vgl. zu den Manipulationen und Gründen Georg Lutz, Glaubwürdigkeit und Gehalt von 
Nuntiaturberichten. In: Quelle und Forschungen aus italienischen Archiven und Bibliotheken 
53, 1973, S. 227-275 sowie die weiteren erhellenden Studien von Lutz, Anm. 30. 

35 Vgl. Burkhardt, Der Dreißigjährige Krieg, S. 147. 
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konnten. Nicht Idee und Wirklichkeit standen hier gegeneinander, sondern 
nicht immer übereinstimmende konfessionelle und politische Ordnungs¬ 
ideale. 


1. Konflikte um die partikularstaatliche Anerkennung 

Andere zeitgenössische Publizisten sahen denn auch politische Motive am 
Werke und machten 1620 als die „Ursache der Kriege in Europa“ die Nie¬ 
derlande ausfindig, die sich „ihres Landesfürsten ordentlicher Gewalt ent- 
schlagen“ wollten und die in den böhmischen „Rebellen“, wie der Prager 
Fenstersturz zeigte, gelehrige Schüler gefunden hätten. 36 Der anonyme poli¬ 
tische Gegner sah die Parallelität der niederländischen und böhmischen Er¬ 
hebung und identifizierte den Widerstand der jeweiligen Stände gegen den 
habsburgischen Herrschaftsanspruch als den Kriegsgrund. Der obrigkeits¬ 
freundliche Friedensforscher, der sich den schönen Namen „Friedensburg“ 
gab, erklärte das Vorgehen der „Rebellen“ für illegitim; die niederländischen 
Stände sahen das naturgemäß anders und beriefen sich auf ein von Althusius 
und anderen Theoretikern an den niederländischen Universitäten entwickel¬ 
tes ständisches Widerstandsrecht, mit dem auch die böhmischen Ständefüh¬ 
rer vertraut waren. In der alteuropäischen Doppelstruktur von Herrschaft 
waren die das Land mitrepräsentierenden Stände Mitträger einer Konsens¬ 
herrschaft, und die niederländische Parallele zeigte, wohin das führen konn¬ 
te, wenn der Konsens nicht hielt und von uneinsichtigen Herrschern nicht 
wiederhergestellt wurde: zu einer ständischen Staatsbildung von unten. 

Das noch ursprünglichere Modell dieser An der europäischen Staatenbil¬ 
dung stellt die Schweizer Eidgenossenschaft dar, die ihre Staatsbildungskrie¬ 
ge schon im 14., 15. und 16. Jahrhundert absolvierte, aber erst im Westfäli¬ 
schen Frieden ihre Unabhängigkeit erlangte. 37 Aus der Herrschaft der 
Habsburger und aus der Peripherie des sich damit zum Teil überschneiden¬ 
den institutionalisierten Reichs der Deutschen lösten sich so nacheinander ei¬ 
ne Reihe von durch regionale Gewalten aufgebaute Staaten ab: die eidgenös¬ 
sischen Orte, die niederländischen Provinzen und die böhmischen Länder. 
Das waren jedoch nicht nur Sezessionen, sondern konstruktive Einungen 
von unten, bis jeweils die Confoederatio Helvetica der dreizehn eidgenössi¬ 
schen Orte, die Generalstaaten der sieben niederländischen Provinzen oder 
die Confoederatio Bohemica der fünf böhmischen Länder ihre jeweils end¬ 
gültige Gestalt erreicht hatten. Diese regionale Staatsbildung von unten ist 
auch in der Bildpublizistik festgehalten. So wird der geographische Umriß 
der Niederlande gern als Löwe gezeichnet, um das Recht des Einzelstaates 
gegen die Habsburger zu betonen, aber es bleibt auch seine Zusammenset- 


* H. C. Frhr. von Friedensburg, Wolmeinende Erinnerung von der Behauptung des Königs und 
Fürsten Standts, auch Ursache der Kriege in Europa, o. O. 1620, S. 10. 

17 Vgl. dazu Johannes Burkhardt, Die Schweizer Staatsbildung im europäischen Vergleich, ln: 
Region, Nation, Europa (= Schriftenreihe der Europa-Kolloquien im Alten Reichstag, Bd. 1), 
hrsg. v. Günther Lottes, Heidelberg 1992, S. 271-293. 
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zung aus Einzelprovinzen zu erkennen. 38 Die böhmische Konföderation 
hingegen leistete sich auch nach ihrer Erhebung einen neuen König, aber 
selbst auf dem Krönungsblatt erheben fünf konföderierte Hände die Krone 
und geben sich die Stände der fünf Länder als die eigentlichen Träger der 
Staatsgewalt zu erkennen. 39 Alle diese Staatsgründungen aber waren ohne 
Krieg gegen den habsburgischen Herrschaftsverband nicht zu haben, und die 
letzte, die nicht mehr gelang, löste den Dreißigjährigen Krieg aus. 

Wenn also Kursachsen und andere Reichsstände meinten, daß es sich in 
Böhmen primär um eine politische Angelegenheit handele, dann hatten sie 
vor diesem Hintergrund nicht ganz Unrecht. Die Stände der böhmischen 
Länder hatten bereits zuvor staatsähnliche Leistungen erbracht, auf die sie 
1618 nach dem handgreiflichen Sturz der habsburgischen Statthalterregie¬ 
rung zurückgreifen konnten. 40 Die Landschaften waren die eigentlichen 
Kriegsherren, weil sie die ganze Steuerverwaltung und damit Heeresfinan¬ 
zierung in der Hand hatten. Selbst die Übernahme der gesamten Admini¬ 
stration und Regierungsgewalt hatte man in den innerhabsburgischen Kri¬ 
sensituationen des sogenannten Bruderzwistes schon wohlgeübt. Nun aber 
wollte man mit dem Ständestaat auf Dauer ernst machen und inszenierte den 
spektakulären Prager Fenstersturz von zwei kaiserlichen Räten und einem 
Sekretär, trennte sich - gestützt auf die Ansicht, daß die böhmische Krone 
eine Wahlkrone sei - von den Habsburgern und machte aus den fünf Län¬ 
dern Böhmen, Mähren, Schlesien, Ober- und Niederlausitz einen lebensfähi¬ 
gen Bundesstaat von etwa vier Millionen Menschen, mit einer recht moder¬ 
nen föderativen Gesamtstaatsverfassung. Anders als zunächst die 
Niederlande, aber ähnlich wie der polnische Ständestaat errichtete die 
böhmische Konföderation ein neues Wahlkönigtum und glaubte sich mit der 
Erhebung Friedrichs V. von der Pfalz und seiner englischen Gattin interna¬ 
tionale Unterstützung zu sichern. Die aber blieb weitgehend aus, und so gin¬ 
gen Krieg und Staat in der Schlacht am Weißen Berg 1621 schnell verloren. 
Um so länger und schwerer war der Krieg, den diese gescheiterte ständische 
Staatsbildung dadurch auslöste, daß sie mit nahezu allen anderen Problemen 
und Konflikten im Reich und Europa verknüpft war. So ging es nach dem 
Böhmischen Krieg um die kurpfälzischen Erblande des abgesetzten Königs, 
der in die Niederlande floh. 


31 Karte der »Vereinigten Provinzen“ der Niederlande in Löwenform, erschienen im Verlag Ni¬ 
colaus Johan Visscher, Amsterdam o. J. Abgebildet in: Helmut Lahrkamp. Dreißigjähriger 
Krieg, Westfälischer Frieden. Eine Darstellung der Jahre 1618-1648, Münster 1997, S. 323. 

M Abgcbildet bei Harms, Deutsche Illustrierte Flugblätter, Bd. II, Nr. 152. 

40 Sehr erhellend dazu schon Moritz Ritter, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Gegenreforma¬ 
tion und des Dreißigjährigen Krieges, 3 Bdc. (1889-1909), ND Darmstadt 1974. Winfried 
Schulze, Das Ständewesen in den Erblanden der Habsburger Monarchie bis 1740: Vom duali¬ 
stischen Ständestaat zum organisch-föderativen Absolutismus. In: Ständetum und Staatsbildung 
in Brandenburg-Preußen, hrsg. v Peter Baumgart, Berlin 1983, S. 263-279. Und speziell Karl 
Richter, Die böhmischen Länder von 1471-1700. In: Handbuch der Geschichte der Böhmischen 
Länder, Bd. 2, hrsg. v. Karl Bosl, Stuttgart 1974, S. 99-414. Zum folgenden Burkhardt, Der 
Dreißigjährige Krieg als frühmodemer Staatsbildungskrieg. 
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Damit kamen auch die Niederlande wieder ins Spiel, deren „Achtzigjähri¬ 
ger Unabhängigkeitskrieg“ von 1568 mit Unterbrechungen bis 1648 dauerte, 
und dessen letzte Phase mit dem Dreißigjährigen Krieg zusammenfiel. 41 Die 
„Generalstaaten“, ein Staatsbegriff aus ständischer Wurzel, der schließlich 
den sieben Nordprovinzen blieb, hatten zwar bereits 1609 einen Waffenstill¬ 
stand mit dem spanischen Mutterland geschlossen und so eine vorläufige An¬ 
erkennung ihrer Unabhängigkeit erlangt, aber der Waffenstillstand war auf 
zwölf Jahre befristet und lief im Jahre 1621 ab. An eine Verlängerung war an¬ 
gesichts der habsburgischen Erfolge nicht zu denken und so mußte sich die 
niederländische Staatsbildung, die zugleich schon zur überseeischen Kon¬ 
kurrentin Spaniens wurde, nochmals mit Kriegsgewalt gegen eine letzte 
habsburgische Offensive behaupten. Kein Wunder, daß diese wirtschaftlich 
reichere, aber politisch-rechtlich doch noch ungesicherte Staatsbildung auch 
hinter dem Dänisch-Niedersächsischen Krieg und nahezu allen antihabsbur¬ 
gischen Koalitionen steckte und die siegreiche Beendigung des Krieges aus 
eigenen Sicherheitsinteressen nirgendwo zuließ. Wenngleich nie so schwer 
geschädigt wie Deutschland und anders als Böhmen am Ende mit Erfolg, zog 
sich auch für die Niederlande der Krieg um die staatliche Anerkennung bis 
1648 hin. 

So waren es nicht zwischenstaatliche Kriege, sondern der Anerkennungs¬ 
bedarf ständisch-partikularer Staatsbildungen, die schwere Konflikte und ei¬ 
ne frühneuzeitliche Kriegsverdichtung auslösten. 

2. Konflikte aus universalstaatlicher Konkurrenz 

Dabei wird man freilich auch auf die Seite schauen müssen, die diese Aner¬ 
kennung mit aller Gewalt zu verhindern suchte. Diesem Staatsbildungsweg 
von unten nämlich standen ganz andere ordnungspolitische Vorstellungen 
gegenüber, für die ebenfalls ein kritischer Publizist die Augen öffnen kann. 
Die Flugschrift „Spanisch Mucken Pulver“ warnte aus evangelisch-reichspa¬ 
triotischer Perspektive vor dem Gift einer spanischen Weltherrschaft, die als 
„Generalmonarchie“ oder „Universalmonarchie“ an die Wand gemalt wur¬ 
de. 42 Die deutsche Flugschrift ist jedoch nicht etwa der Meinung, daß eine 
solche oberste Monarchie an sich von Übel sei, sondern daß sie nicht den 
Spaniern zustehe, sondern - den Deutschen. 


41 Vgl. jetzt Krieg und Kultur. Die Rezeption von Krieg und Frieden in der Niederländischen 
Republik und im Deutschen Reich 1568-1648, hrsg. v. Horst Lademacher, Simon Groenveld, 
Münster 1998 sowie Jonathan J. Israel, The Dutch Republic and the Hispanic World 1606- 
1661, Oxford 1982; Heinz Schilling, Der Aufstand der Niederlande. Bürgerliche Revolution 
oder Elitenkonflikt? In: 200 Jahre amerikanische Revolution und moderne Revolutionsfor¬ 
schung, hrsg. v. Hans-Ulrich Wehler, Göttingen 1976, S. 177-231 und Geoffrey Parker, Der 
Aufstand der Niederlande. Von der Herrschaft der Spanier zur Gründung der Niederländi¬ 
schen Republik 1459-1609, München 1979. 

4J Spanisch Mucken Pulver. Wessen man sich gegen den König in Spanien und seinen Catholi- 
schen Adhaerenten versehen solle. Ein ausführlicher schöner Diseurs, was gestalt sich Spani¬ 
en ... von 100 Jahren hero manigfältig unterstanden ..., o. O. 1620 (= Microfiche-Edition Flug¬ 
schriftensammlung Gustav Freytag, Frankfurt/M., Nr. 4994), S. 4 und 73 ff. 
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Nach dem alteuropäischen Geschichtsbild konnte es nämlich bis zum En¬ 
de der Welt nur eine Abfolge von vier Weltreichen oder Monarchien geben. 
So hatte der Prophet Daniel einen Traum des Königs Nebukadnezar von ei¬ 
ner einstürzenden Weltstatue mit goldenem Kopf, silbernem Brustpanzer, 
bronzenem Leib und erzen-irdenen Füßen ausgelegt. Im historisch-politi¬ 
schen Selbstverständnis des Heiligen Römischen Reiches wurde darunter die 
Abfolge eines assyrisch-babylonischen, eines persischen, eines griechischen 
und schließlich eines römischen Reiches verstanden, das auf die deutsche 
Nation übenragen worden sei. Nun hatte Thomas Campanella in einer 
pünktlich zum Kriegsausbruch übersetzten Schrift eine fünfte Weltmonar¬ 
chie in die Debatte eingeführt und den Spaniern zugesprochen. 41 Das war für 
die Deutschen eine Provokation, und dagegen wandten sich Flugschriften 
wie das ,Mucken Pulver*. In dem ganzen Streit aber ging es nur sehr zögernd 
darum, das Recht souveräner Einzelstaaten gegen eine Universalmonarchie 
zu stellen, hingegen mit Vorliebe darum, sie für sich selbst zu reklamieren. 
Als Campanella nach Frankreich emigrieren mußte, wechselte er den begün¬ 
stigten Monarchen aus, charakteristischerweise aber nicht das Modell: nach¬ 
dem Spanien versagt habe, sei nun der französische König der rechte Träger 
der Universalmonarchie. 

Dies war eine der elaborierten Theorien einer vorstaatlichen politischen 
Ordnungsvorstellung. Wie lebendig sie noch waren, belegen Veranschauli¬ 
chungen des „Kolosses“ der Weltreiche im Bilde. 44 Generell aber galt, daß 
Europa noch nicht als ein Nebeneinander politischer Einheiten angesehen 
wurde, sondern selbst als eine politische Einheit galt. Das war eine sehr 
komplex gegliederte, gestaffelte und sich durchkreuzende Ordnung von Ge¬ 
walten, aber in dem hierarchischen Ordnungsideal der Ständegesellschaft 
war doch eine oberste Position vorgesehen. Die dafür geltend gemachten 
Prioritätsformeln und Suprematiebegriffe konnten ganz verschieden sein. 
Den besten Rechtstitel hatte das Reich zur Verfügung, das sich auf das römi¬ 
sche Weltreich und die hervorgehobene Kaiserstellung berufen konnte. Eine 
sich damit überschneidende Vorstellung war die Christianitas, als deren 
oberster Schiedsrichter sich das Papsttum durchsetzte, das diese Position in 
der Neuzeit aber nicht behaupten konnte. Nachdem die französische Krone 
das Kaisertum nicht erlangen konnte, präsentierte sie sich als „allerchrist¬ 
lichster“ König und beanspruchte die Schiedsrichterstellung. 45 Auch die 


43 Thomas Campanella, Von der spanischen Monarchy oder ausführliches Bcdcncken welcher 
masscn von dem König in Hispanien zu nunmehr lang gesuchter Welüjeherrschung (...) aller¬ 
hand Anstalt zu machen sein möchte .... o. O. 1620 (= Microfiche-Edition Flugschriften¬ 
sammlung Freytag, Nr. 4926). 

44 Vgl. dazu z. B. die Abbildung bei Johannes Burkhardt, Die entgipfelte Pyramide. Kriegszicl 
und Friedenskompromiß der europäischen Universalmächte. In: 1648. Krieg und Frieden in 
Europa, Ausstellungskatalog, 3 Bde., Bd. 1: Geschichte, Religion, Recht und Gesellschaft, 
hrsg. v. Klaus Bußmann und Heinz Schilling, Münster 1998, S. 51-60, hier S. 51. 

45 Vgl. Christoph Kampmann, Die englische Krone als „Arbiter of Christendom“? Die „Balan¬ 
ce of Europc“ in der politischen Diskussion der späten Stuart-Ära (1660-1714). In: Histori¬ 
sches Jahrbuch 116, 1996, S. 321-366. Vgl. dazu demnächst ders., Der Arbiter der christlichen 
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Monarchie konnte noch als „Einherrschaft“ in der Welt verstanden werden. 
Eigentlich ein wenig tautologisch setzte sich zu Beginn des 16. Jahrhunderts 
unter Kaiser Karl V. der verdeutlichende Begriff „Monarchia universalis“ 
durch, der, wie die eingangs zitierte Flugschrift zeigt, auch im Dreißigjähri¬ 
gen Krieg eine Rolle spielte. 46 Zur Verdeutlichung dieser Vorstellungswelt 
insgesamt kann man darum von konkurrierenden Universalmächten spre¬ 
chen. 

Wie eine Illustrierung dieses vormodernen Ordnungsideals wirkt eine po¬ 
litische Landkarte Europas, die noch ohne Grenzen auskam und für den 
habsburgischen Universalherrschaftsanspruch warb. Europa nimmt hier die 
Umrisse einer Frauengestalt an, deren gekröntes Haupt die spanische Halb¬ 
insel bildet, während das kaiserliche Herz in Böhmen schlägt, beides noch 
und bald wieder fest in habsburgischer Hand. 47 Auch spanische und bald 
auch französische und deutsche Herrscherbilder, vor denen sich die vier Erd¬ 
teile verneigen, und andere hypertrophe Herrschaftssymbolik verdeutlichen 
diesen Anspruch. 48 Auch das Pyramidensymbol 49 begegnet als hochragendes 
Herrschaftszeichen, das sich zudem zur modellartigen Vergegenwärtigung 
der in Worten schwer zu fassenden andersartigen Vorstellungswelt eignet: Es 
ging um die gleichsam architektonisch eingeplante Spitzenstellung in Euro¬ 
pa, die nur einmal zu vergeben war, um die sich jedoch mehrere Kandidaten 
bewarben. Das wurde zu einem Hauptkonfliktpunkt des Dreißigjährigen 
Krieges. 

Die besten Chancen hatten die Habsburger, die bereits im 15. Jahrhundert 
universalistische Tendenzen verfolgten und unter Kaiser Karl V. und seinem 
Berater Gattinara ein klar universalistisches Programm entwickelten. Sie wa¬ 
ren bereits römisch-deutsche Kaiser und spanische Könige, Landesherren im 
Südosten und Nordwesten des Kontinents sowie Herren der Neuen Welt 
und bauten einen dynastischen Universalismus auf. Die Trennung der Fami¬ 
lienzweige nach dem Tode Karls V. in eine kaiserlich-mitteleuropäische und 
eine spanisch-atlantische Linie war denn auch nicht so sehr eine Trennung als 
eine kooperative Arbeitsteilung des Hauses, die recht erfolgreich war, zu Be¬ 
ginn des Dreißigjährigen Krieges im Onate-Vertrag noch einmal ausdrück¬ 
lich erneuert wurde und den Krieg erst ermöglichte. 


Staatenwelt. Die Auseinandersetzung um den friedensstiftenden Schiedsrichter in der Frühen 
Neuzeit (Habilitation), Bayreuth 1999. 

44 Vgl. Franz Bosbach, Monarchia universalis. Ein politischer Leitbegriff der Frühen Neuzeit 
(= Schriftenreihe der Historischen Kommission der Bayerischen Akademie der Wissenschaften, 
Bd. 32), Göttingen 1988. 

47 Matthias Quad, Allegorie auf Europa. Kupferstich hrsg. v. Jan Bußemaker, Köln 1587, abge¬ 
bildet in Johannes Burkhardt, Auf dem Wege zu einer Bildkultur des Staatensystems. Der 
Westfälische Frieden und die Druckmedien. In: Der Westfälische Friede (= Beiheft der Histo¬ 
rischen Zeitschrift, Bd. 26), hrsg. v. Heinz Duchhardt, München 1998, S. 81-114, hier S. 89. 

48 Vgl. dazu Friedrich Polleroß, „Sol Austriacus“ und „Roi Soleil“. Amerika in der Auseinan¬ 
dersetzung der europäischen Mächte. In: Federschmuck und Kaiserkrone. Das barocke Ame¬ 
rikabild in den habsburgischen Ländern, hrsg. v. Friedrich Polleroß, Wien 1992, S. 54-84. 

49 Vgl. zu Pyramidendarstellungen Burkhardt, Bildkultur, S. 109 f. 
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Als das „universalste Reich“ forderten die Habsburger in Europa nicht 
nur Präzedenz, sondern „superioridad“. 50 Um so militanter bekämpften sie 
die Sezessionsbestrebungen am Rande ihres eigenen Herrschaftsbereiches, in 
den Niederlanden und in Böhmen. Ohne die Geld- und Truppenhilfe der 
spanischen Verwandtschaft und stärksten Militärmacht Europas hätte der 
Kaiser allerdings die böhmische Erhebung gar nicht niederschlagen und sei¬ 
ne zunächst starke Stellung im Reich nicht aufbauen können. Die Wahrung 
der dynastischen Einheit in einem dreißig Jahre währenden Krieg läßt sich, 
wenn man die sonstigen hochadeligen Streitigkeiten zwischen den Linien 
und die unvermeidlichen Friktionen jeder Koalitionskriegsführung in Rech¬ 
nung stellt, als geradezu außergewöhnlich und nur durch die Verpflichtung 
auf die gemeinsame universalistische Tradition verstehen. 51 

Zum kriegsfördernden Hauptproblem des habsburgischen Universalismus 
aber wurden nicht die Sezessionstendenzen, sondern die französische Kon¬ 
kurrenz. Wie einst Franz I. gegen Karl V. stellte auch Richelieu noch keines¬ 
wegs das Recht des souveränen Einzelstaates gegen die Habsburger, sondern 
wollte sich selbst an ihre Stelle setzen. Vorgearbeitet haben hier Heinrich IV. 
und die ihn als einzigartigen und schiedsrichterlichen Herrscher in Europa 
preisenden Henriaden. 52 Dementsprechend sind sich die politischen Pro¬ 
gramme in den Denkschriften des spanischen Premiers Olivares und in de¬ 
nen seines Antipoden Richelieu zum Verwechseln ähnlich. Beide forderten 
universale Reputation für ihre Monarchen als ,Haupt der Christenheit', als 
.mächtigsten Herrscher Europas' oder gleich ,der Welt' und beanspruchten 
so das klassische universalistische Erbe allein für sich. 53 Entgegen der pro¬ 
blematischen geopolitischen Lesart von einer „habsburgischen Umklamme¬ 
rung“, die möglicherweise schon in der französischen Propaganda der Zeit 
einen Anfang hat 54 , verfügte die französische Krone über einen relativ ge¬ 
schlossenen Herrschaftskomplex, von dem aus Richelieu in Vorkonflikten 
um die Alpenpässe die „Spanische Straße“ zwischen Rhein und Italien 
blockieren konnte. 55 In Stellvertreterkriegen wie dem Mantuanischen Erb¬ 
folgekrieg, der dänischen und zum Teil auch noch der schwedischen Inter- 


50 Dietrich Briesemeister, Der publizistische Rangstreit zwischen Spanien und Frankreich in der 
Frühen Neuzeit. In: Translation und inierkulturellc Kommunikation: 40 Jahre Fachbereich 
Angewandte Sprachwissenschaften der Johannes Gutenberg-Universitit Mainz, hrsg. v. Jörn 
Albrccht, Mainz 1987, S. 315-338, hier S. 325. 

51 Anders Hildegard Ernst, Madrid und Wien 1632-1637. Politik und Finanzen in den Bezie¬ 
hungen zwischen Philipp IV. und Ferdinand II., München 1991. Aus der Perspektive der spa¬ 
nischen Interessen: Eberhard Straub, Pax et Imperium. Spaniens Kampf um seine Friedens¬ 
ordnung in Europa zwischen 1617 und 1635, Paderborn 1980. Abgewogen Parker, Der 
Dreißigjährige Krieg, S. 60-72 und S. 178-186. 

52 Agnes Bccherer, Das Bild Heinrichs IV. (Henri Quatre) in der französischen Versepik (1593- 
1630), Tübingen 1996, S. 418 f. 

53 Vgl. die Nachweise bei Burkhardt, Der Dreißigjährige Krieg, S. 43 und S. 252. 

M Freundlicher Hinweis von Christoph Kampmar.n mit einem noch weiterzuverfolgendrn Beleg 
aus den 1620er Jahren. 

55 Geoffrey Parker, The Army of Flanders and the Spanish Road 1567-1659, Cambridge 1972, 
2 1981. 
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vention und schließlich durch den offenen Kriegseintritt versuchte der Kar¬ 
dinal, Frankreich zur ersten Macht Europas zu erheben. 

Zum überraschenden dritten Kandidaten um die Universalmachtstellung 
wurde Gustav Adolf, der seinen europäischen Anspruch auf die staatlich 
nicht faßbare Ostseeherrschaft und andere Universalismen des Nordens 
gründete, wie die skandinavischen Großreichtraditionen und die auch in Po¬ 
len regierende Wasa-Dynastie. Eine besondere Rolle spielte dabei der erst in 
jüngster Zeit in seiner politischen Bedeutung erkannte Goten-Mythos 56 , die 
Vorstellung, daß die Schweden als Nachkommen des Völkerwanderungs¬ 
volkes zu ähnlichen Heldentaten in Europa berufen seien. Diese seit dem 
16. Jahrhundert systematisch aufgebaute politische Ideologie erreichte unter 
Gustav Adolf ihren Höhepunkt, der sich bei der Krönung wie bei der Ein¬ 
schiffung nach Deutschland ausdrücklich darauf berief und in der Tat wie ein 
neuer Völkerwanderungskönig quer durch Europa zog, bis ihn der Schlach¬ 
tentod ereilte. Hierin kann man eine schwedische Eroberungsideologie 57 , ei¬ 
ne nationale Identitätsfindung 58 oder auf dem europäischen Hintergrund am 
besten die schwedische Spielart einer universalistischen Legitimation in Eu¬ 
ropa sehen. 59 Kriegstreibend war das allemal und ein weitgespanntes Ziel: in 
der deutschen Bildpublizistik wurde schon Gustav Adolfs Griff nach dem 
Kaisertum propagiert. 60 

Boten in der ersten Hälfte des Krieges die Staatsbildungsprobleme, 
namentlich in Böhmen und in den Niederlanden, den Anlaß, so rückte in der 
zweiten Hälfte die schon zuvor wirksame Konkurrenz der Universalmächte 
offen in den Vordergrund. Die politischen Konflikte reichten also allein 
schon für einen dreißigjährigen Krieg aus. 

Waren das nun eigentlich innen- oder außenpolitische Kriegsursachen? 
Die Frage ist für die Zeit vor dem Westfälischen Frieden eigentlich ein Ana¬ 
chronismus. Denn erst hier wurde das Nebeneinander souveräner Staaten 
europaweit installiert, die eine rein innen- und eine reine außenpolitische 
Perspektive erlaubt. Zuvor aber waren die böhmische wie die niederländi¬ 
sche Erhebung aus der Perspektive der Habsburger eine innenpolitische 
„Rebellion“, aus der Perspektive der böhmischen und niederländischen Stän- 


54 Vgl. den schwedischen Forschungshimergrund Sverker Amoldsson, Krigspropagandan i Sver- 
ige före trettio Driga kriget, Göteborg 1941 sowie Kurt Johannesson, Gotisk renassans. Jo¬ 
hannes och Olaus Magnus som politiker och historiker, Stockholm 1982. Sweden as a Great 
Power, hrsg. v. Michael Roberts, London 1968, S. 15. Vgl. Kurt Johannesson, Gustav II. Adolf 
som retoriker, in; Gustav II. Adolf - 350 Jär efter Lützen, Stockholm 1982. Zur Anwendung 
auf den Dreißigjährigen Krieg Burkhardt, Der Dreißigjährige Krieg, S. 51-63. 

57 Oredsson, Geschichtsschreibung und Kult. 

58 Erik Ringmar, Identity, interest and action; A cuitural explanauon of Sweden’s intervention in 
the Thirty Years War (= Cambridge cuitural social studies), Cambridge 1996. 

59 Burkhardt, Der Dreißigjährige Krieg, S. 51-63. 

40 Viele auch in ihrer politischen Bedeutung zu sehende Beispiele bei Silvia Serena Tschopp, 
Heilsgeschichtliche Deutungsmuster in der Publizistik des Dreißigjährigen Krieges. Pro- und 
antischwedischc Propaganda in Deutschland 1628 bis 1635 (= Mikrokosmos, Bd. 29), Frank¬ 
furt/M. 1991, S. 31 ff., 119 (., 129, 230 ff., 242 ff. 



84 


Johannes Burkhardt 


de aber eine föderale Staatsgründung. Erst der unterschiedliche Ausgang der 
Sache entschied, ob der Konflikt als „Böhmischer Aufstand“ oder als „Nie¬ 
derländischer Unabhängigkeitskrieg“ oder gar „Freiheitskampf“ ins Ge¬ 
schichtsbild einging. Und auch der Kampf der Universalmächte miteinander 
war von der universalistischen Zielsetzung her ein Vorgang der europäischen 
Innenpolitik, ließ sich aber nur lösen, indem man zwischenstaatliche Ver¬ 
hältnisse herstellte und einen Vorgang der Außenpolitik daraus machte. 

In beiden Fällen war also die Frage, ob es sich um innen- oder außen¬ 
politische Konflikte handelte, der Streitpunkt des Krieges selbst. Diese 
grundsätzliche Dimension machte die Konflikte so schwer lösbar und ist für 
die Länge und Schwere dieses Krieges entscheidend verantwortlich. Erst das 
neue Modell der Zwischenstaatlichkeit, in dem alle ehemaligen Universal¬ 
mächte ihre Ansprüche herabsetzten und neue Staatsbildungen von unten als 
gleichberechtigt anerkennen mußten, erlaubte einen Friedenskompromiß 
und bestimmt seit dem Westfälischen Frieden als völkerrechtliche Norm die 
europäische Geschichte. 61 

3. Das Konfliktpotential des doppelstaatlichen Reiches 

Als ein besonderes Problem aber erwies sich im Hinblick auf diese Konflikt¬ 
struktur das institutionalisierte Reich. Es gab auf dem Höhepunkt kaiserli¬ 
cher und wallensteinischer Erfolge durchaus Bestrebungen, das Reich von 
seiner Spitze her stärker mit dem habsburgischen Universalismus zur 
Deckung zu bringen und gesamtstaatlich auszubauen. Auf der anderen Seite 
haben die deutschen Fürsten bis hin zu sezessionistischen Bestrebungen mit 
auswärtigen Mächten wie den Schweden Bünde geschlossen, die auch zum 
niederländischen Weg der Staatsbildung hätten führen können. Die Kon¬ 
fliktlinien wurden durch diese sich überschneidenden Bestrebungen verviel¬ 
fältigt und schienen den Krieg vollends unübersichtlich und unlösbar zu ma¬ 
chen. 

Die Friedenslösung für das Reich war denn auch charakteristisch anders 
als die für das übrige Europa. Es wurden keine zwischenstaatlichen Verhält¬ 
nisse hergestellt, sondern doppelstaatliche: Auf der Länderebene wurden die 
Fürstentümer staatlich ausgebaut, aber nicht zu souveränen Staaten erhoben, 
auf der bundesstaatlichen Ebene aber die Institutionen Reichstag, Reichsge- 


61 Vgl. dazu zusammenfassend Burkhardt, Friedenswerk der Neuzeit, S. 593-597 und die neue 
Literatur zum Westfälischen Frieden: Konrad Repgen, Dreißigjähriger Krieg und Westfalischer 
Friede. Studien und Quellen, Paderborn 1998; Münster/Osnabrück Europaratsausstellung im 
Westfälischen Landesmuseum und im Kulturgeschichtlichen Museum Osnabrück, 3 Bde. 
Textband 1: Politik, Religion, Recht und Gesellschaft, Textband 2: Kunst und Kultur, 
hrsg. v. Klaus Bußmann, Heinz Schilling, München 1998. Der Westfälische Friede. Diplomatie 
- politische Zäsur - kulturelles Umfeld - Rezeptionsgeschichte, hrsg. v. Heinz Duchhardt, 
München 1998; Bibliographie zum Westfälischen Frieden, hrsg. v. Heinz Duchhardt, 
bearb. von Eva Ortlieb und Matthias Schnertger, Münster 1996; 350 Jahre Westfalischer Frie¬ 
de - Entscheidungsprozesse, Weichenstcllungen und Widerhall eines europäischen Ereignis¬ 
ses. Historikerkongreß Münster, 27.10-2.11.1996. Öffentliche Abendvorträge, hrsg. v. Heinz 
Duchhardt, Münster 1997. 
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richte, Reichskreise und Reichsoberhaupt bestehen gelassen und - wie wir 
heute erkennen - sogar noch gestärkt. 62 Die Institutionalisierung dieser dop¬ 
pelstaatlichen Reichsverfassung im Westfälischen Frieden hatte durchaus 
friedwirkende Folgen für die deutsche Geschichte, aber solange sie noch zur 
Disposition gestanden hatte und nach verschiedenen Seiten hin auflösbar 
schien, hat sie vor allem in der minieren Phase des Dreißigjährigen Krieges 
das Konfliktpotential auf dem deutschen Kriegsschauplatz noch zusätzlich 
vermehrt. 


III. Der Dreißigjährige Krieg 
und die Unvollkommenheit früher Staatlichkeit 

Die bisher getrennt betrachteten Ebenen, die religiöse und die politische, ha¬ 
ben sich tatsächlich natürlich auch vermischt, und das war nicht eben ein 
Beitrag zur Konfliktbereinigung. Zeitgeschichtliche Zeugnisse und Bilder 
zeigen auch dieses explosive Gemenge. Schon das die Konfessionen mobili¬ 
sierende Reformationsjubiläum war auch ein von den Regenten angeordnetes 
Identitätsfest der evangelischen Fürstenstaaten: Auf einem sächsischen Ju¬ 
biläumsblatt walten Luther und Melanchthon am Altar und verweisen auf 
die Bibel, eingerahmt vom damaligen und vom regierenden Kurfürsten, der 
schon das Schwert verteidigungsbereit auf den Altar pflanzt. 63 Böhmische 
Propaganda verwies auf die pfälzische Krone und die Stände der fünf Län¬ 
der, aber im Hintergrund auch auf die Konfessionslager. 64 In der Publizistik 
Gustav Adolfs dominiert die Religionskriegspropaganda, aber selbst durch 
sie flattert zum Beispiel ein Vogel, der den Feldherrnhut mit deutlicher An¬ 
spielung auf die Geschichte Roms zum Kaiserthron trägt. 65 Ist das Werbung 
für ein evangelisches oder für ein universalistisches Kaisertum Gustav 
Adolfs? In vielen Fällen haben sich konfessionelle und politische Program¬ 
matik in diesem Krieg auch gegenseitig verstärkt. 


u Vgl. zum Forschungshintergrund für diese Epoche besonders Anton Schindling, Die Anfänge 
des Immerwährenden Reichstags zu Regensburg. Ständevertretung und Staatskunst nach dem 
Westfalischen Frieden (= Veröffentlichungen des Instituts für Europäische Geschichte Mainz, 
Bd. 143), Mainz 1991, S. 13, S. 35-45; Karl Otmar Freiherr von Aretin, Das Alte Reich 1648- 
1806, 3 Bde., bes. Bd. 1: Föderalistische oder hierarchische Ordnung (1648-1684), Stuttgart 
1993; Volker Press, Die kaiserliche Stellung im Reich zwischen 1648 und 1740 - Versuch einer 
Neubewertung. In; Volker Press, Das Alte Reich. Ausgewählte Aufsätze, hrsg. v. Johannes Ku- 
nisch, Berlin 1997; Georg Schmidt, »Wo Freiheit ist und Recht...“, da ist der Deutsche unter¬ 
tan? In: Identität und Geschichte, hrsg. v. Matthias Werner, Weimar 1997, S. 105-124; Wolf¬ 
gang Burgdorf, Reichskonstitution und Nation: Verfassungsreformprojekte für das Heilige 
Römische Reich Deutscher Nation im politischen Schrifttum von 1648 bis 1806 (= Veröffent¬ 
lichungen des Instituts für Europäische Geschichte Mainz, Bd. 173), Mainz 1998 und Johannes 
Burkhardt, Verfassungsprofil und Leistungsbilanz des Immerwährenden Reichstags. Zur Eva¬ 
luierung einer fruhmodernen Institution. In: Reichsständische Libertät und habsburgisches 
Kaisertum, hrsg. v. Heinz Duchhardt, Mainz 1999, S. 151-183. 

Christo Soteri Veritatis Vindici, Lucis Evangelicae Restitutori. In: Angelika Marsch, Bilder zur 
Augsburger Konfession und ihren Jubiläen, Weißenhorn 1980. 

M Harms, Deutsche Illustrierte Flugblätter, Bd. II, Nr. 152. 

« Ebd., Bd. II, Nr. 260-262. 
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Aber letztlich waren es nicht Konfessionen, die Kriege führten, sondern 
politische Gewalten, auch wenn sie in ihrem Namen auftraten. Hier muß 
man sehen, daß die bislang parallel behandelten Institutionalisierungsprozes¬ 
se, der religiöse und der politische, nicht nur zusammenkamen, sondern auch 
in einer eigentümlichen Abhängigkeit zueinander standen, in welcher der 
Staat das letzte Wort behielt. Die frühneuzeitliche Staatlichkeit war nämlich 
noch keine Selbstverständlichkeit und bedurfte zu ihrer Durchsetzung äuße¬ 
rer Stützen. Dazu nahmen die Staaten im Aufbau die Religion und die Kon¬ 
fessionsbildung gern in Anspruch und trieben sie sogar selbst voran. Denn 
die Garantie der jeweils allein wahren Konfession bot zusätzliche Herr¬ 
schaftslegitimation, die Sorge um die evangelische oder katholische Kirchen¬ 
organisation erweiterte die staatliche Kompetenz, und die konfessionelle 
Einheitlichkeit homogenisierte die Untertanen und stärkte vielfach die staat¬ 
liche Identität und Abgrenzung. 66 So waren es die böhmischen Stände, nicht 
die habsburgische Krone, die das Kirchenregiment im Lande wahrnahmen 
und damit über eine schon zum Staatsannex gewordene Kompetenz verfüg¬ 
ten. Entsprechende konfessionelle Zusatzlegitimationen für die politisch 
Herrschenden lassen sich bei den Universalmachtskandidaten feststellen, 
wenn sie für die Einheit der Christenheit oder die evangelische Wahrheit zu 
Felde zogen. Aber auch die Reichsstände gewannen aus ihrer unterschiedli¬ 
chen Konfessionalität politische Schutzfunktionen und zusätzliches politi¬ 
sches Gewicht, das vor allem Kursachsen reichstreu, wenn nötig aber auch 
gegen den katholischen Kaiser zur Geltung brachte. 67 

In dieser Konstellation lag das kriegstreibende Problem. Die frühmoder¬ 
nen Konfessionsstaaten im Aufbau nahmen die Religion für den Staatszweck 
in Anspruch, handelten sich damit aber auch die strukturelle Intoleranz der 
frühneuzeitlichen Konfessionsbildung ein. Namentlich der Dreißigjährige 
Krieg ist ein Zeugnis dafür, daß der zunächst hochwillkommene Staatshelfer 
Religion dabei für die politische Geschichte auch kontraproduktiv wirkte 
und man in diesem sich hinziehenden Krieg am Ende Mühe hatte, die Gei¬ 
ster, die man gerufen hatte, wieder loszuwerden. 

Das aber ist ein Befund, der sich verallgemeinern läßt. 68 Der noch unvoll¬ 
kommene Institutionalisierungsprozeß des Staates war neben der Religion 


66 Vgl. generell dazu die modernen Konfessionalisierungstheorien: Wolfgang Reinhard, Konfes¬ 
sion und Konfessionalisierung in Europa. In: Bekenntnis und Geschichte, hrsg. v. ders, Mün¬ 
chen 1981, S. 165-189. Ders., Zwang zur Konfessionalisierung? Prolegomena zu einer Theorie 
des konfessionellen Zeitalters. In: ZHF 10, 1983, S. 257-277. Und mit fachgeschichtlichcm 
Rückblick ders., Was ist katholische Konfessionalisierung? In: Katholische Konfessionalisie- 
rung, S. 419-452, und Heinz Schilling, Konfessionskonflikt und Staatsbildung. Eine Fallstudic 
über das Verhältnis von religiösem und sozialem Wandel in der Frühneuzeit am Beispiel der 
Grafschaft Lippe, Gütersloh 1981. Heinz Schilling, Die Konfessionalisierung im Reich. 
Religiöser und gesellschaftlicher Wandel in Deutschland zwischen 1555 und 1620. In: Histori¬ 
sche Zeitschrift 246, 1988, S. 1-45. 

67 Burkhardt, Einfluß der sächsischen Politik. 

68 Vgl. dazu ausführlich Johannes Burkhardt, Die Friedlosigkeit der Frühen Neuzeit. Grund¬ 
legung einer Theorie der Belliziut Europas, in: ZHF 24, 1997, S. 509-574. 
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noch auf andere Stützfaktoren angewiesen, die im Dreißigjährigen Krieg ihr 
Doppelgesicht als nützliche Helfer und gefährliche Friedensstörer zeigten. 
So war Herrschaft noch weitgehend auf dynastische und persönliche Ver¬ 
hältnisse angewiesen, mit fließenden Übergängen zwischen heerführenden 
Fürsten wie Gustav Adolf und gefürsteten Heerführern wie Wallenstein, und 
mit allen politischen Chancen, aber auch Friedensrisiken solcher unkalku¬ 
lierbarer Persönlichkeiten. Auch verfügten die politischen Kriegsherren noch 
nicht über verstaatlichte stehende Heere, so daß sie auf Kriegsunternehmer¬ 
tum und Landsknechtswesen angewiesen waren. Solche besoldete Kriegsar¬ 
beit aber tendierte zur Verselbständigung des Militärischen und war politisch 
schwer wieder einzubinden. Dazu fehlte es auch noch an einem geordneten 
Staatshaushalt, so daß die Kriegsfinanzierung Weitgehend auf Beutemachen 
oder die vornehmeren Formen von Requirierung, Kontribution und Aus¬ 
beutung der besetzten Länder beruhte und erst zu Ende kam, als alle Res¬ 
sourcen aufgebraucht worden waren. 

So führte die Unvollkommenheit der Institution auch zu einer zu geringen 
Autonomie der Staaten von kriegsbegünstigenden und kriegsverlängernden, 
persönlichen, militärischen und ökonomischen Faktoren, die diesen Krieg 
am Laufen hielten und danach noch keineswegs überwunden waren. Immer¬ 
hin ist der Konfessionskonflikt im Staatensystem zurückgedrängt und im 
Reichssystem durch das Festschreiben der deutschen Konfessionskarte im 
Westfälischen Frieden weitgehend gelöst worden. Daß die Staaten dreißig 
Jahre Krieg benötigten, um sich herauszubilden und erstmals zu einem Staa¬ 
tensystem zu formieren, und dabei auch mit der konfessionellen Friedens¬ 
störung fertig zu werden, wird so verständlicher, und das Resultat war ein 
erstes gutes Vorzeichen für die in ihren besseren Momenten friedwirkende 
Autonomie der modernen Institution des Staates. 



Vielerlei Ursachen, eindeutige Ergebnisse 

Das Ringen um die Vormacht im Ostseeraum 
im Großen Nordischen Krieg 1700 bis 1721 

von 

ECKARDT OPITZ 
Einleitung 

Die erste Darstellung über den Nordischen Krieg erschien bereits 1711: 
„Theatre complet (...) de la guerre du Nort. Cartes geographiques (...)“. 
Den Haag 1711.* Für die Zeitgenossen war die Niederlage des Schwedenkö¬ 
nigs bei Poltawa (1709) zunächst gleichbedeutend mit dem Ende des Krieges. 
Diese Publikation ist auch deshalb bemerkenswert, weil sie deutlich macht, 
daß bereits bei den zeitgenössischen Beobachtern eine Trennung zwischen 
den Ereignissen im Norden und Osten Europas von denen, die mit dem Spa¬ 
nischen Erbfolgekrieg verbunden waren, erfaßt werden konnte. 

Eine moderne Gesamtdarstellung des Nordischen Krieges gibt es nicht. 1 2 Wer 
über die Gründe dafür nachdenkt, wird schnell darauf kommen, daß dieser 
Krieg derartig heterogene Aspekte impliziert, daß er sich nur schwer einer 
ganzheitlichen Erfassung unterwirft. Darüber hinaus sind die Hauptprotagoni¬ 
sten des Nordischen Krieges Persönlichkeiten, die als besonders schillernd an¬ 
gesehen worden sind und auch nach wie vor kontrovers in Detaildarstellungen 
behandelt werden: Karl XII. von Schweden 3 und Peter der Große von Ruß¬ 
land. 4 Den beiden Monarchen sind zahlreiche Biographien gewidmet worden, 
die schwedische und die russische Geschichtsforschung haben dem Nordischen 
Krieg gebührende Aufmerksamkeit in zahlreichen Spezialuntersuchungen ge¬ 
widmet. 5 Eine Gesamtschau unter dem Aspekt, daß es sich bei den Ereignissen 
im Norden und Nordosten um ein europäisches (vielleicht auch welthistori¬ 
sches) Ereignis gehandelt haben könnte, fehlt bisher. Aus dem Blickwinkel der 


1 Theatre complet et particularis de la Guerre du Nort. Ou cartes geographiques des pais expo- 
sez ä la presente Guerre. Avec une instruction Geographique touchant ces Etats, les Caracte- 
res des Souverains qui y regnent ä present et une Table tres-ample pour trouver aisement tous 
les endroits marquez dans ces Cartes. Par le Sr. R... de L. A la Haye 1711. 

1 Einen knappen Überblick, in dem besonders die russische und polnische Literatur berück¬ 
sichtigt werden, bietet KJaus Zernack, Der große Nordische Krieg. In: Handbuch der Geschich¬ 
te Rußlands, Bd. 2: 1613-1856. Vom Randstaat zur Hegemonialmacht. Stuttgart 1986, S. 327- 
357. Wieder abgedruckt in: Klaus Zernack, Nordosteuropa. Skizzen und Beiträge zu einer 
Geschichte der Ostseeländcr. Lüneburg 1993, S. 157-202. 

5 Otto Haintz, König Karl XII. von Schweden. 3 Bde., Berlin 1936 (Bde. 2 u. 3 Berlin 1958); 
Ragnhild M. Hatton, Charles XII. of Swcden, London 1968. 

4 Reinhard Wittram, Peter I. Czar und Kaiser. Zur Geschichte Peters des Großen in seiner Zeit. 

2 Bde., Göttingen 1964. 

5 Vgl. den Literaturbericht von Klaus Zernack, Von Stolbovo nach Nystad. Rußland und die 

Ostsee in der Politik des 17. und 18. Jahrhunderts. Zu einigen Neuerscheinungen der sechzi¬ 

ger Jahre. In: ders., Nordosteuropa, S. 105-131. 



90 


Eckardt Opitz 

deutschen Geschichte waren nur Schleswig-Holstein, Sachsen, Preußen, Han¬ 
nover und Mecklenburg am Nordischen Krieg beteiligt. Deshalb haben sich 
Historiker überwiegend aus der Perspektive dieser fünf beteiligten Mächte mit 
den Auseinandersetzungen im Norden zu Beginn des 18. Jahrhunderts befaßt 6 
Obgleich bereits die Zeitgenossen vom „Nordischen Krieg“ sprachen, 
muß nach wie vor nicht zuletzt mit Blick auf die Ursachen die Frage gestellt 
werden, ob diese Bezeichnung berechtigt ist. Die Konflikte, die im Ausbruch 
des Großen Nordischen Krieges gipfelten, hatten bereits 1625 mit dem Ein¬ 
tritt Christians IV. von Dänemark in den Dreißigjährigen Krieg begonnen. 7 
Man könnte, nimmt man die Konflikte, die in verschiedenen Kriegen ausge¬ 
tragen wurden, zusammen, auch vom „Hundertjährigen Krieg im Norden“ 
sprechen. Die Ursachen für die verschiedenen Teile des Krieges, den wir den 
Großen Nordischen Krieg nennen, sind nicht auf einen, nicht einmal auf we¬ 
nige Nenner zu bringen. 

Folgt man einer beliebten und weitverbreiteten populären Darstellung 
zur schwedischen Geschichte, dann war die Ursache für den Großen Nordi¬ 
schen Krieg der Alkohol. 8 Anfang August 1698 trafen sich August I. von Po¬ 
len und Zar Peter von Rußland, der sich auf der Rückreise von seinem 
berühmten Hollandaufenthalt befand, in Rawa Ruska bei Lemberg und 
beschlossen im Verlauf von ausgedehnten Trinkgelagen, den jungen und 
unerfahrenen schwedischen König zu überfallen und ihn um jene Gebiete zu 
bringen, die dessen Vorfahren Polen und Rußland genommen hatten. 9 Aber 
dies waren selbstverständlich nicht die alleinigen Kriegsursachen. 

I. Die Ausgangssituation 

/. Die Gottorfische Frage 

Ein Kernproblem für den Ausbruch des Nordischen Krieges stellt die 
schleswig-holsteinische oder gottorfische Frage dar. 10 Die Dynastie der 


6 Hermann Kellenbcnz, Die Herzogtümer vom Kopenhagener Frieden bis zur Wiedervereinigung 
Schleswigs 1660-1721. In: Geschichte Schleswig-Holsteins, Bd. 5. Neumünster 1986, S. 234-252; 
Um die Polnische Krone. Sachsen und Polen wahrend des Nordischen Krieges 1700-1721, bear¬ 
beitet von J. KaÜsch u. J. Gierowski (= Schriftenreihe der Kommission der Historiker der DDR 
und Volkspolens, Bd. 1). Berlin 1961; Erich Hassinger, Brandenburg-Preußen, Rußland und 
Schweden 1700-1713 (= Veröffentlichungen des Osteuropa-Instituts München, Bd. 2), München 
1953; Stefan Hartmann, Die Beziehungen Preußens zu Dänemark 1688-1789 (= Neue For¬ 
schungen zur Brandenburg-Preußischen Geschichte, Bd. 3), Köln 1983; Georg Schnath, Ge¬ 
schichte Hannovers im Zeitalter der neunten Kur und der englischen Sukzession 1674-1714, 
Bd. 3 (= Veröffentlichungen der Historischen Kommission für Niedersachsen und Bremen, 
Bd. XVIII), Hildesheim 1978, S. 307-352; 607-744; Walther Mediger, Mecklenburg, Rußland und 
England-Hannover 1706-1721. Ein Beitrag zur Geschichte des Nordischen Krieges, 2 Bde. (= 
Quellen und Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens, Bd. 70), Hildesheim 1967. 

7 Vgl. Zernack, Von Stolbovo nach Nystad, S. 109 ff. 

* Carl Grimberg, Die wunderbaren Schicksale des schwedischen Volkes, München 1938, S. 504. 

" Vgl. Wittram, Peter I., S. 200. 

10 Die Vorgeschichte ausführlich zuletzt bei Kai Fuhrmann, Die Auseinandersetzung zwischen 
königlicher und gottorfischer Linie in den Herzogtümern Schleswig und Holstein in der zwei¬ 
ten Hälfte des 17. Jahrhunderts (= Kieler Werkstücke, Reihe A, Bd. 1), Frankfurt a.M. 1990. 
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Oldenburger, die Dänemark und die Herzogtümer Schleswig und Holstein 
in zwei (zeitweilig drei) Linien regierte, war seit 1533 durch eine „Union“ 
zu gemeinsamer Außenpolitik verpflichtet. Als König Christian IV. von 
Dänemark sich 1625 schlecht vorbereitet in den Krieg des Deutschen Rei¬ 
ches stürzte, begann Herzog Friedrich III. eine Neutralitätspolitik zu 
betreiben, die seinen Anteil an den Herzogtümern schützen sollte, aber ge¬ 
gen die „Union“ verstieß, die erst 1623 erneuert und erweitert worden 
war. 11 

Schon Gustav Adolf von Schweden hatte versucht, den Gottorfer Herzog 
gegen Dänemark auf seine Seite zu ziehen. 1644 kam es zu einem Neutra¬ 
litätsvertrag. 1645 mußte Christian IV. den mit größten Verlusten verbunde¬ 
nen Frieden von Brömsebro mit Schweden schließen. 1648 konnte Schweden 
weitere Gewinne machen und war damit zur konkurrierenden Vormacht an 
der Ostsee geworden. Der Versuch, die Positionen Schwedens zurückzu¬ 
drängen, schlug im Schwedisch-Polnischen Krieg (1655-1660), der auch „Er¬ 
ster Nordischer Krieg“ genannt wird, fehl. 12 Schweden erreichte mit den 
Friedensschlüssen von Roskilde (1658) und Kopenhagen (1660) die Vor¬ 
machtstellung im Ostseeraum, ohne daß Dänemark allerdings, wie der 
Schwedenkönig Karl X. Gustav beabsichtigt hatte, zerschlagen worden wäre. 

Der damit geschaffene Status wurde sowohl von Frankreich, seit 1648 Ver¬ 
bündeter Schwedens, als auch von den Seemächten, England und den Nie¬ 
derlanden, als bewahrens- und schützenswert angesehen. Schleswig-Hol- 
stein-Gottorf war in Schleswig, das weder zum Deutschen Reich noch zum 
Königreich Dänemark gehörte, „souverän“ geworden, eine fragwürdige Eh¬ 
re, die aber von Schweden und indirekt von Frankreich garantiert wurde. 
Kellenbenz hat diese Rolle Schleswig-Holstein-Gottorfs als die einer 
„Domäne Schwedens“ treffend bezeichnet. 13 Die strategische Bedeutung die¬ 
ser Konstruktion bestand darin, daß der gottorfische Anteil der Herzogtü¬ 
mer zum schwedischen Aufmarschgebiet im Rücken Dänemarks geworden 
war. 1675 unternahm König Christian V. den zunächst erfolgreichen Ver¬ 
such, den Gottorfer Herzog auszuschalten. In den Friedensschlüssen von 
Fontainebleau und Lund (1679) mußte jedoch der Status quo ante (auf Druck 
Frankreichs) wiederhergestellt werden. 14 

Das Problem war damit aber nicht gelöst. Der dänische König versuchte 
jetzt, sein Ziel mit der Unterstützung Frankreichs zu erreichen. Auch dieser 
1684 unternommene Versuch, die gottorfischen Anteile Schleswigs zu kassie¬ 
ren und mit den königlichen zu vereinigen (Rendsburger Patent), scheiterte 
am Eingreifen Schwedens, der Niederlande und Englands sowie des Kaisers. 15 


11 Vgl. Hermann Kellenbenz, Holstein-Gottorf, eine Domäne Schwedens. Ein Beitrag zur Ge¬ 
schichte der norddeutschen und nordeuropaischen Politik von 1657-1675, Leipzig 1940, S. 3 f. 
IJ Vgl. Eckardt Opitz, Österreich und Brandenburg im Schwedisch-Polnischen Krieg 1655-1660 
(= Militargeschichtliche Studien, Bd. 10), Boppard a. Rh. 1969. 

11 Im Titel seines Buches von 1940, siehe Anm. 11. 

14 Fuhrmann, Auseinandersetzung, S. 82 ff. 

15 Ebd.,S. 109 ff. 
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1689 erhielt der Herzog von Gottorf im Altonaer Vergleich seine Anteile am 
Herzogtum Schleswig zurück. 16 

Auch diesmal war es das Interesse an der Aufrechterhaltung des Status quo 
seitens der europäischen Groß- und Seemächte, das zur Wiedereinsetzung 
des Gottorfers als „Pfahl im Fleische Dänemarks“ geführt hatte. Daß es sich 
dabei nicht um ein Ende des Konflikts handelte, war allen Beteiligten klar. 
Das politische Gleichgewicht spielte in Europa eine erhebliche Rolle. Seine 
Aufrechterhaltung muß auch beim Großen Nordischen Krieg als zentraler 
Faktor berücksichtigt werden. 

2. Die schwedische Ostseebarriere gegen Rußland 

Mit dem Aufstieg Schwedens zur Großmacht während des 17. Jahrhunderts 
war auch eine Konfrontation mit Polen und Rußland verbunden. 17 Polen-Li¬ 
tauen war bis ins 17. Jahrhunden hinein eine baltische Großmacht. Rußland 
hatte gerade damit begonnen, sich nach West-Europa zu orientieren. Der 
Eintritt Gustav Adolfs in den „Deutschen Krieg“ war auch mit dem Versuch 
verbunden, einen Vorstoß Rußlands an die Ostsee zu verhindern. Sein Nef¬ 
fe, Karl X. Gustav, hatte diese Politik mit seinem Angriff auf Polen 1655 
konsequent fortgesetzt. Und auch die Nachfolger taten alles, um den östli¬ 
chen Raum der Ostsee unter schwedischer Kontrolle zu halten. 

Karl X. hatte mit der Liquidation Kurlands und anderen Maßnahmen die 
Verhältnisse im Baltikum verändert. Vor allem in Livland hatte dies Folgen, 
die für den Ausbruch des Nordischen Krieges von Bedeutung waren: Livland 
wurde unter Karl XI. in den Bereich der „Reduktionen“ einbezogen, d. h. 
Adelsbesitz sollte in Kronland umgewandelt werden. Obgleich Johann Rein¬ 
hold v. Patkul nicht zu den unmittelbar Betroffenen gehörte, wurde er zum 
Vorkämpfer des Widerstandes gegen die schwedische Politik. 18 Er war ein Re¬ 
bell und Abenteurer, der - da zum Tode verurteilt - ins Ausland geflüchtet 
war und dort von verschiedenen Ländern aus die Opposition gegen Schwe¬ 
den zu fördern suchte. 1698 war er in sächsische Dienste getreten und hatte in 
Kurfürst August I. (als König von Polen August II.) einen Fürsten gefunden, 
der bereit war, der von Patkul ausgehenden Propaganda, daß ganz Livland 
nur darauf warte, sich gegen Schweden zu erheben, Glauben zu schenken. 

3. Peter der Große und die schwedische Barriere 

Daß der Handel die Quelle der Finanzen und die Finanzen der Lebensnerv 
des Krieges seien, wußte bereits Colbert, und von ihm hatten es alle europäi- 


16 Hans Saring, Die Altonaer Traktate 1687-1689. ln: Zeitschrift der Gesellschaft f. Schlesw.- 
Holst.-Geschichte 67, 1939, S. 191-242. 

17 Vgl. Klaus Zcrnack, Schweden als europäische Großmacht der frühen Neuzeit. In: ders., Nor¬ 
dosteuropa, S. 203-227. 

’* Yella Vulpius-Erdmann, Der livländische Staatsmann Johann Reinhold von Patkul. Ein aben¬ 
teuerliches Leben zwischen Peter dem Großen, August dem Starken und Karl XII. von 
Schweden, Berlin 1970. 
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sehen Fürsten im Zeitalter des Merkantilismus. Auch Peter der Große hatte 
diese Maxime in seine politischen Überlegungen einbezogen. 19 

Daß Geld die wichtigste Voraussetzung zum Kriegführen sei, hatte Rai- 
mondo di Montecuccoli in seinen „Afforismi dell' Arte Bellica“ schon vor 
dem Schwedisch-Polnischen Krieg festgestellt: „Cose necessarie alla guerra, 
egli rispondesse, tre esser quelle, Danaro, a Danaro, Danaro“. 20 

Wird der Handel unterbunden, bleibt das Geld aus; fehlt es an Geld, kann 
der Fürst nicht Krieg führen, jedenfalls nicht so, wie es erforderlich wäre, um 
den Handel der Kaufleute des eigenen Landes nachhaltig zu schützen. Diese 
Grundregel des Colbertismus hatten die Zaren im 17. Jahrhundert erfahren 
müssen, als sie sich im Norden durch Schweden und im Süden durch das 
Osmanische Reich von den Seehandelswegen abgeschnitten fanden. Zar Pe¬ 
ter der Große hat diese Fesseln gespürt und aus ihnen seinen Haß gegen 
Schweden abgeleitet. So schrieb er 1715 an den Zarewitsch: „ Es kann dir 
nicht unbekannt sein, wie sehr unsere Untertanen vor dem gegenwärtigen 
Kriege unter dem Druck der Schweden geseufzt haben; sie schnitten uns 
durch unrechtmäßigen Besitz so vieler unserem Reiche notwendigen See¬ 
plätze von aller Verbindung mit der übrigen Welt ab.“ 21 Mit dieser Feststel¬ 
lung wäre eine geradezu klassische Kriegsursache genannt; was Peter der 
Große zum Ausdruck gebracht hat, wurde 300 Jahre später von Reichskanz¬ 
ler Bernhard von Bülow für das Deutsche Reich gefordert: „Auch wir bean¬ 
spruchen einen Platz an der Sonne“. 22 

4. August von Sachsen als König von Polen 

Kurfürst August I. (der Starke von Sachsen) war 1797 von einem Teil des pol¬ 
nischen Adels zum König gewählt worden und hatte es verstanden, schneller 
als sein Rivale, der von Frankreich favorisierte Prinz von Conti, zu sein und 
als König August II. von Polen erfolgreich aus dem Rennen zu gehen, indem 
er als erster gekrönt wurde. Nach der polnischen Verfassung war er damit 
zwar rechtmäßiger König, die allgemeine Anerkennung war ihm damit aller¬ 
dings nicht zuteil geworden. August von Sachsen mußte sich also anstrengen, 
die Adelsrepublik Polen mehrheitlich hinter sich zu bringen. Der Inländi¬ 
sche Rebell Patkul beeinflußte die Richtung, dieses Ziel zu erreichen: Erfol¬ 
ge in der Außenpolitik, und zwar dort, wo Schweden dem Königreich bzw. 
der Republik Polen Gebiete und Einfluß abgejagt hatte: in Livland. Patkul 
redete dem unerfahrenen und politisch ohnehin wenig klugen polnischen 
König ein, daß der livländische Adel im Falle seines Eingreifens aktiv und 
geschlossen am Kampf gegen Schweden teilnehmen würde. 23 


” Valentin Gittermann, Geschichte Russlands, Bd. 2, Hamburg 1949, S. 101. 

20 Memorie del General Principe di Montecuccoli che rinfermano una esatta Instruzzione dei 
Generali ed Ufficiali di Guerra, per ben commandar un’Armata etc., Köln 1704, S. 54. 

21 Brief Peters des Großen an Alcxej vom 11. Oktober 1715. ln: Ginermann, Geschichte Russ¬ 
lands, S. 433. 

22 Reichstagsrede vom 6. Dezember 1897. 

23 Vgl. Haintz, König Karl XII., Bd. 1, S. 22 f. 
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5. Kriegsursachen? 

Damit sind die Hauptparteiungen im Konflikt zu Beginn des Nordischen 
Krieges vorgestellt worden. Ihre jeweilige Interessenlage konnte - wenig¬ 
stens andeutungsweise - beschrieben werden. Die Ursachen für den Aus¬ 
bruch des Nordischen Krieges dürften dabei aber kaum deutlich geworden 
sein. Zweifellos haben wir es in den Persönlichkeiten Peters des Großen und 
Karls XII. sowie bei der besonderen politischen Spannung im Nordost-Bal¬ 
tikum auch mit Konstellationen zu tun, die mit schlichter historischer Struk¬ 
turanalyse allein nicht zu erfassen sind. Mit einfachen Formeln ist dem 
Großen Nordischen Krieg ohnehin nicht beizukommen. Das belegt allein 
die Tatsache, daß er nicht im Nordosten Europas begann, sondern in Schles¬ 
wig-Holstein. Und dafür gab es spezifische Ursachen. Vor einer Analyse der 
Ursachen erscheint deshalb eine knappe Darstellung des Verlaufs angebracht. 

II. Kriegsverlauf und Ergebnisse 

1. Die antischwedische Koalition 
und ihre Beurteilung in der Historiographie 

Zwischen Rußland und Dänemark wurde seit Juni 1698 über ein Verteidi¬ 
gungsbündnis auf Gegenseitigkeit verhandelt. 24 Damit verbunden wurde im 
November 1699 das in Moskau beschlossene Kriegsbündnis zwischen August 
von Polen und Zar Peter. Damit war eine „Tripelallianz“ gegen Schweden zu¬ 
standegekommen, und zwar unter äußerster Geheimhaltung. 25 Der Zar war 
allerdings noch gegen das Osmanische Reich im Süden engagiert, konnte des¬ 
halb nicht sofort in die Kämpfe eingreifen. Nur die Operationen Dänemarks 
und Polens sollten annähernd gleichzeitig beginnen; am Erfolg gegen „das 
Kind“ auf dem schwedischen Königsthron zweifelten die Verbündeten nicht. 

Bernhard Erdmannsdörffer hat die Koalition gegen Schweden 1892 wie 
folgt beschrieben: „Ein Bund zur Beraubung eines Staates, der seine alten 
natürlichen Grenzen überschritten hatte und damit den Haß und Neid der 
Nachbarn erweckte zu völkerrechtswidrigem Friedensbruch“. 26 Daß die Be¬ 
urteilung der Initiative zum Nordischen Krieg sich seitdem kaum verändert 
hat, mag die Einschätzung Paul Kennedys belegen, die er in seinem Buch 
„Aufstieg und Fall der großen Mächte“ 1987 getroffen hat: „Sobald der jun¬ 
ge Karl XII. im Jahre 1697 den schwedischen Thron bestieg, erwachten die 
räuberischen Instinkte der benachbarten Staaten; Dänemark, Polen und Ruß¬ 
land wollten alle ihren Anteil an Schwedens exponiertem Ostseereich und 
vereinigten sich 1699 gegen das Land“. 27 


24 Wittram, Peter I., Bd. 1, S. 202 ff. 

“ Ebd., S. 216 ff. 

24 Bernhard Erdmannsdörffer, Deutsche Geschichte vom Westfälischen Frieden bis zum Regie¬ 
rungsantritt Friedrichs des Großen 1648-1740 (1892/93). Nachdruck der 2. Aufl. v. 1932, 
Darmstadt 1962, Bd. 2, S. 153. 

27 Paul Kennedy, Aufstieg und Fall der großen Mächte. Ökonomischer Wandel und militärischer 
Konflikt von 1500 bis 2000, Frankfurt a.M. 1989, S. 177 f. 
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In den zitierten Interpretationen, die 95 Jahre auseinanderliegen, schwingt 
derselbe moralisierende Ton. D. h. noch heute werden die Konflikte, die zum 
Nordischen Krieg geführt haben, unter Aspekten gesehen, die dem Selbst¬ 
verständnis des frühen 18. Jahrhunderts gänzlich unangemessen sind. Sie sind 
nicht einmal korrekt, denn bis Ende 1698 hatten sich nicht nur die europäi¬ 
schen Großmächte um Bündnisse mit Schweden bemüht, sondern auch die 
späteren Kriegsgegner, besonders Dänemark. 

Auch gilt es zu bedenken, daß Karl XII. nicht nur seinen Schwager, den 
Herzog von Schleswig-Holstein zum „Oberbefehlshaber über alle schwedi¬ 
schen Truppen in Deutschland“ ernannt, sondern ihm auch einen einflußrei¬ 
chen Ratgeber an die Seite gestellt hatte, als er von Stockholm in seine 
Stammlande abreiste: den Generalquartiermeister Karl Magnus Stuart. Seine 
Aufgabe bestand darin, den Zustand der schleswig-holsteinischen Landes¬ 
verteidigung mit Blick auf einen künftigen Krieg gegen Dänemark zu unter¬ 
suchen. Die feindselige Haltung Schwedens gegenüber Dänemark wurde 
noch dadurch unterstrichen, daß Karl XII. keinerlei Anstalten unternahm, 
seinen Schwager in seinen politischen Ambitionen zu mäßigen. Dabei deck¬ 
ten sich die schwedischen Interessen gegenüber Dänemark keineswegs mit 
denen des Herzogs. Deshalb ist in der „allzu engen Verbindung Schwedens 
mit Holstein, in der Schweden die Führung aus der Hand gab und seine Son¬ 
derinteressen aus dem Auge verlor (...) der Keim zu der neuen, gegen Schwe¬ 
den gerichteten Mächtegruppierung in Europa zu suchen“. 28 

Karl XII. war diplomatisch zu wenig erfahren, um die Konsequenzen, die 
sich aus den komplizierten Verhältnissen ergeben würden, abschätzen zu 
können. Der Nordische Krieg entsprang nicht nur aus der latenten Feind¬ 
schaft des aufstrebenden russischen Reiches gegen das ostseebeherrschende 
Schweden, sondern auch aus der mangelhaft durchdachten holsteinischen 
Politik Karls XII., der die besonderen Interessen Schwedens in der holsteini¬ 
schen Frage nicht klar genug ins Auge faßte. Otto Haintz hat in diesem 
„schweren politischen Fehler des Königs“ 29 den Anlaß (wenn nicht eine der 
Ursachen) des Nordischen Krieges gesehen. Des alten Bengt Oxenstiernas 
Einfluß auf die Staatsgeschäfte war nicht mehr groß genug, um die Katastro¬ 
phe zu verhindern. Er hatte es aber noch geschafft, daß das Bündnis Schwe¬ 
dens mit den Seemächten Anfang Januar 1700 zustande gekommen war. 

2. Livland oder Holstein? 

Der Nordische Krieg wurde militärisch im Februar 1700 mit dem Einfall 
sächsischer Truppen in Livland und dem Versuch, Riga im Handstreich zu 
nehmen, eröffnet, war aber in Schleswig-Holstein seit längerer Zeit vorbe¬ 
reitet worden. Er begann auch als kriegsgeschichtliche Kuriosität, nämlich als 
zu Lande geführter Seekrieg. Auf die Kunde vom Einfall der Sachsen in Liv¬ 
land hatte König Friedrich IV. von Dänemark, der gerade erst auf den Thron 


'•* Haintz, König Karl XII., Bd. 1, S. 21. 
» Ebd., S. 29. 
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gelangt war, am 11. März 1700 die Feindseligkeiten gegen den Gottorfer 
Herzog (und damit gegen Schweden) eröffnen lassen. Zu dieser Zeit war Zar 
Peter noch im Krieg gegen die Türken engagiert; doch nach Stockholm ge¬ 
langten bereits Nachrichten über russische Truppenbewegungen in Richtung 
auf das schwedische Ingermanland. 

Die Dänen hatten die Operationen mit der Belagerung der Festung Tön¬ 
ning begonnen, mußten diese aber abbrechen, als sich die Schweden und die 
verbündeten Mächte (Altonaer Vertrag) gegen Dänemark stellten. Auch die 
Engländer und Niederländer hatten sofort nach Kriegsbeginn ihre Flotten in 
Richtung Sund in Marsch gesetzt. Karl XII. sammelte Truppen in Schonen. 
Mit einer Landung des Schwedenkönigs auf Seeland hatte niemand gerech¬ 
net. Der dänische König hatte Kopenhagen sogar verlassen, um sich auf den 
holsteinischen Kriegsschauplatz zu begeben. Karl XII. ließ einen Teil seiner 
Flotte zwischen der Insel Saltholm und Schonen passieren und konnte am 
25. Juli 1700 auf Seeland landen. Er beabsichtigte, Kopenhagen von der 
Landseite, an der die dänische Hauptstadt nur schwach befestigt war, anzu¬ 
greifen. Ziel war es, die vor Kopenhagen liegende dänische Flotte von Land 
her zu vernichten, um in der Ostsee freiere Hand zu haben. 30 

Der Schachzug des Schwedenkönigs und die Erfolge der schwedischen 
Truppen in Holstein führten zum Frieden von Traventhal (bei Segeberg) am 
18. August 1700. Dänemark schied vorerst ohne Gewinn aus dem Krieg aus. 
Friedrich IV. mußte die Souveränität des gottorfischen Rivalen anerkennen. 
Die Seemächte hatten den Schwedenkönig bei seinen Operationen zunächst 
unterstützt. Doch als Karl XII. sich anschickte, den König von Dänemark 
weiter zu attackieren und damit den Status quo am Eingang zur Ostsee zu ver¬ 
ändern, gelangten die Bündnisverpflichtungen an ihre Grenzen. Das eigene In¬ 
teresse, Wirtschaftsvorteile, aber auch offene Perspektiven für den Kampf um 
die spanische Erbfolge standen einem weiteren Engagement entgegen. 31 

Mit dieser Feststellung ist es an der Zeit, ein paar Bemerkungen über die 
Koalitionskriegsführung im 17. und 18. Jahrhundert zu machen. Aus der 
Sicht der internationalen Politik der Zeit nach 1945 ist die Bündnispolitik der 
Frühen Neuzeit so wenig verständlich wie die Praxis der Frühen Neuzeit, je¬ 
weils „ewigen Frieden“ zu schließen und dabei doch zu wissen, daß dieser 
nur wenige Jahre währen würde. Gerade im 17. und 18. Jahrhundert ist auf¬ 
fallend, daß Koalitionen rasch wechselten, weil die Vertragspartner in einer 
anderen Politik größere Chancen sahen. Das hatte der Große Kurfürst als ei¬ 
ner der ersten praktiziert; ihm folgten die anderen Mächte. Das bedeutet: 
Bündnisse waren nicht verläßlich, sie konnten nicht mehr sein als eine zeit¬ 
lich begrenzte Hilfestellung. Wir haben nach 1945 gelernt, daß starke Bünd¬ 
nisse eine friedenswahrende Funktion haben können. Daß dies eine neue Er¬ 
fahrung ist, wird rasch deutlich, wenn man die kunstvolle Bündnispolitik 


K Der Verlauf des Krieges bei cbd., S. 29 ff. 

Jl J or g Philipp Lengeier, Das Ringen um die Ruhe des Nordens. Großbritanniens Nordeuropa- 
Politik und Dänemark zu Beginn des 18. Jahrhunderts (= Kieler Werkstücke, Reihe A, Bd. 18), 
Frankfurt a.M. 1998, S. 35 ff u. S. 41 ff. 



Otto von Bismarcks ins Auge faßt. Sie ist den Verhältnissen des 17. Jahrhun¬ 
derts näher als denen der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Im 18. Jahr¬ 
hundert waren Bündnisse sehr viel begrenzter. Das belegt die Position der 
Herzoge von Braunschweig-Lüneburg in diesem Konflikt. Ihr Eingreifen 
hatte u.a. zum Frieden von Traventhal geführt. 32 

3. Die Schlacht bei Narwa 

Nicht nur die Aktivitäten des dänischen Königs gegen Karl XII. hatten einen 
negativen Ausgang. Auch die Operationen Augusts des Starken in Livland 
stießen bald auf unerwarteten Widerstand. Nachdem der versuchte Hand¬ 
streich gegen Riga mißlungen und der von Patkul in Aussicht gestellte Auf¬ 
stand des livländischen Adels ausgeblieben war, konnte auch diesem Vorstoß 
gegen Schweden nur noch das Prädikat „gescheitert“ attestiert werden. 

Karl XII. wandte sich gleich nach seinen Erfolgen gegen Dänemark und 
Sachsen dem dritten und bedeutendsten Gegner, Rußland, zu. Zar Peter der 
Große hatte mit seinem Angriff gegen Schweden bis zum August 1700 ge¬ 
wartet. Erst nach der Eroberung von Asow am Don ließ er seine wahren Ab¬ 
sichten Schweden gegenüber erkennen. Bis dahin hatte er Stockholm mit 
Friedensbeteuerungen überhäuft. Jetzt wollte er mit gesamter Kraft gegen 
Schweden losschlagen. Als er im September mit der Belagerung von Narwa 
begann, war der Frieden von Traventhal bereits geschlossen und die An¬ 
griffskraft der Sachsen längst erlahmt. 33 Karl XII. hatte nur noch einen Geg¬ 
ner, der zwar zahlenmäßig überlegen war, dessen Truppen aber nicht über 
die Qualität der Schweden verfügten. 3 '* 

Am 20. November 1700 wurde die Schlacht bei Narwa geschlagen. 35 Mit 
8000 Mann griff Karl XII. die um das Fünffache stärkere russische Armee an 
und brachte ihr eine spektakuläre Niederlage bei. „Niemand vermochte da¬ 
nach vorauszusehen, daß die Schlacht von Narwa dem Besiegten zu besse¬ 
rem Gewinn ausschlagen würde als dem Sieger: Peter der Große machte sie 
zum Anlaß für die große Heeresreorganisation der nächsten Jahre“. 36 Dem 
Sieger von Narwa fehlte die Fähigkeit, seinen russischen Gegner, den er für 
einen „asiatischen Barbaren“ hielt, richtig einzuschätzen. Für einen Frie¬ 
densschluß fehlten trotz - oder wegen - der militärischen Ereignisse die er¬ 
forderlichen Voraussetzungen. 

4. Der Krieg gegen August von Polen 

Trotz der zahlreichen Angebote fast aller Groß- und Mittelmächte, einen 
Frieden zu vermitteln, ging der Krieg weiter. Karl XII. lehnte alle Vermitt- 


32 Schnath, Geschichte Hannovers, Bd. 3, S. 330 ff. 

15 Haintz, König Karl XII., Bd. 1, S. 36 ff. 

M Wittram, Peter I., Bd. 1, S. 235 ff. 

35 Die Schlacht bei Narwa und die vorangegangene Belagerung ist dokumentiert in bisher nicht 
veröffentlichten Karten, die Andreas Gonlieb von Bernstorff, einer der bedeutendsten Staats¬ 
männer in Diensten der Welfen, beschaffen ließ: Gutsarchiv Gartow, Abt. M 52a. 

36 Erdmannsdörffer, Deutsche Geschichte, Bd. 2, S. 156. 
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lungsversuche ab. Besonders Frankreich versuchte, das schwedische Militär¬ 
potential für seine Zwecke im Spanischen Krieg zu gewinnen. Auch die mi¬ 
serable Wirtschaftslage Schwedens beeindruckte den König nicht. Er war 
entschlossen, gegen August von Polen-Sachsen, in dem er seinen Hauptfeind 
sah, vorzugehen. Er verlangte dessen Absetzung; dabei befand er sich nur 
mit dem König im Krieg, nicht mit der „Republik“ Polen. Deren Adelsver¬ 
treter versuchten, ihm in Verhandlungen klarzumachen, daß eine Absetzung 
des Königs verfassungswidrig sei. 37 

Der Krieg gegen August II. von Polen hatte in der zweiten Phase eine an¬ 
dere Qualität und damit auch andere Ursachen als in der ersten. Es ist immer 
wieder diskutiert worden, warum Karl XII. kompromißlos die Vertreibung 
des Wettiners aus Polen betrieb. Er verachtete ihn als „verlotterten Weich¬ 
ling“, als den eigentlichen Kriegstreiber, aber auch als Renegaten, der sich aus 
Opportunismus vom Luthertum abgewandt hatte. Ist damit der Nordische 
Krieg auch ein Religionskrieg? Ausschließen sollte man diesen Aspekt nicht; 
aber die Hauptursache für die Kriegszüge der kommenden Jahre kann darin 
nicht gesehen werden. Karl XII. wollte August II. verjagen und ihn durch ei¬ 
nen ihm dienstbaren polnischen Magnaten ersetzen. Polen sollte nicht nur 
diesen Krieg finanzieren, sondern auch künftig schwedisches Einflußgebiet 
werden. Das schwedische Dominium maris Baltici sollte nicht nur verteidigt, 
sondern noch erweitert werden. 

Zunächst hatten die schwedischen Operationen durchaus rationale Züge 
(sofern so etwas im Krieg überhaupt möglich ist). Karls Armee zog durch 
Polen; im Mai 1702 wurde Warschau besetzt, das sächsisch-polnische Heer 
bei Klissow vernichtend geschlagen. 38 In Krakau (der alten polnischen Kö¬ 
nigsstadt) wurde August II. für abgesetzt erklärt und Stanislaus Leszczynski 
zum neuen König ausgerufen. 39 Damit hatte der Schwedenkönig eines seiner 
Ziele erreicht. Daß er sich gegen den Rat seines Hofes bei seinem persönli¬ 
chen Krieg in die polnischen Wirren hineinziehen ließ und es ablehnte, zu ei¬ 
nem Ausgleich mit Sachsen-Polen zu gelangen, bleibt unerklärlich. Anstatt 
für erreichbare Zwecke die Machtmittel Schwedens einzusetzen, jagte Karl 
in dem Raum zwischen Thorn, Krakau, Lemberg und Grodno seinem Erz¬ 
feind nach, ohne zu bedenken, daß er wichtige Landesteile in Livland ge¬ 
genüber Rußland freigab. 

Karl XII. wollte erst Frieden schließen, wenn August der Starke völlig nie¬ 
dergeworfen sein würde. 1706 wurde die sächsische Armee zwar bei Frau¬ 
stadt geschlagen, aber eine Entscheidung war auch damit nicht verbunden. 
Nach einem erfolglosen Vorstoß in Richtung auf die Pripjetsümpfe zog 
Karl XII. überraschend nach Kursachsen und stand im August 1706 vor 
Meißen. Am 14. September diktierte er den Frieden von Altranstädt, in dem 
Kurfürst August auf die polnische Krone verzichten, sein Bündnis mit Ruß¬ 
land lösen und Patkul ausliefern mußte. Sachsen erhielt eine drückende Ein- 


i7 Haintz, König Karl XII., Bd. 1, S. 55 ff.; Zcrnack, Der große Nordische Krieg, S. 173 f. 
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quartierung. Den schlesischen Protestanten mußten erweiterte Rechte einge¬ 
räumt werden, auch dies ist ein Argument dafür, daß es sich beim Nordi¬ 
schen Krieg auch um einen Religionskrieg gehandelt haben könnte. Auch das 
Haus Österreich mußte sich mit Karl XII. arrangieren, wenn es seinen Krieg 
gegen Frankreich fortsetzen wollte. Dies geschah aufgrund der Intervention 
des Herzogs von Marlborough in der Konvention von Altranstädt. 40 
Karl XII. konnte davon abgehalten werden, auf Seiten Frankreichs in den 
Spanischen Erbfolgekrieg einzutreten. 

5. Der Krieg gegen Rußland 

Während Karl XII. den verhaßten Wettiner zu strafen suchte, hatte Peter der 
Große nicht nur seine Armee reorganisiert, sondern war auch in Ingerman¬ 
land eingedrungen und ließ seit 1702 an der Newa-Mündung Stadt und Ha¬ 
fen St. Petersburg errichten. 41 Da der Zar auch Estland und Livland besetzt 
hatte, wandte sich Karl XII. nach Norden, um die Russen aus Livland zu 
vertreiben. Im weiteren Verlauf (der hier nicht ausführlich geschildert wer¬ 
den kann und soll) traf der Schwedenkönig auf eine neue russische Armee, 
die geschickt operierte und die schwedischen Kräfte aufzureiben verstand. 42 
Wegen der Unterbrechung der Versorgungswege mußte sich Karl XII. nach 
Süden in die Ukraine wenden, um seine Truppen versorgen zu können. 

Der Vorstoß nach Rußland 1708 litt unter Geldnot und war von Mißstim¬ 
mung in Schweden selbst begleitet. 43 Es zeigte sich erneut, daß Karls Feld¬ 
herrenkunst der staatsmännische Blick fehlte. Er hielt halsstarrig daran fest, 
den Konflikt ausschließlich mit militärischen Mitteln zu lösen. Diplomatie 
lehnte er ab; er untersagte sie sogar. Es bestand für Schweden keine Not¬ 
wendigkeit, alles auf die Karte der Kriegsentscheidung in Rußland zu set¬ 
zen. 44 Die Vermutung, daß Zar Peter im schwedischen Hauptquartier unter¬ 
schätzt wurde, hat eine lang anhaltende Kontroverse in der Forschung 
ausgelöst. 45 Die Motive des Schwedenkönigs sind quellenmäßig nicht zu 
greifen; er war ein Schweiger und ließ selbst seine engste Umgebung im Un¬ 
gewissen. Das hat Karl XII. zu einem anhaltend beliebten Objekt histori¬ 
scher Forschung, aber auch vielfältiger Spekulationen werden lassen. 

Karls Versuche, neue Verbündete bei den Tataren und Türken zu finden, 
waren gescheitert; am 9. Juli 1709 erlitten Karl XII. und seine Armee bei Pol- 
tawa eine vernichtende Niederlage. 46 Der Schwedenkönig floh auf türkisches 
Gebiet, um von dort aus den Kampf gegen Rußland fortzusetzen. Sein wei¬ 
teres Schicksal ist für den Fort- und Ausgang des Nordischen Krieges nur 


40 Oswald Redlich, Das Werden einer Großmacht. Österreich von 1700 bis 1740, Brünn 1942, 
S. 78 ff. 

41 Wittram, Peter I., Bd. 2, S. 57 ff. 

« Ebd., S. 5 ff. 

45 Haintz, König Karl XII., Bd. 1, S. 179 ff. 

44 Ebd.,S. 205-218 u.S. 243 ff. 

45 Hierzu siehe Zernack, Der große Nordische Krieg, S. 180 f. 

44 Ebd., S. 267-307; Wittram, Peter 1., Bd. 1, S. 312 ff. 
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noch von peripherem Belang. Geht man der Frage nach, warum der Nordi¬ 
sche Krieg den Verlauf der Jahre von 1700 bis 1712 genommen hat, dann 
wird man nicht um die Feststellung herumkommen, daß vor allem die Per¬ 
sönlichkeit Karls XII. von Schweden ursächlich war. 

6. Die Schlußphase des Nordischen Krieges 1713-1721 

Es ist eingangs darauf hingewiesen worden, daß den Zeitgenossen die Nie¬ 
derlage Schwedens bei Poltawa (1709) bereits als das Ende des Nordischen 
Krieges erscheinen mußte. Tatsächlich hatte der Ausgang dieser Schlacht 
neue Verhältnisse in Nord- und Osteuropa geschaffen. Doch das wurde erst 
zwölf Jahre später endgültig klar. Der Krieg ging weiter. Aber er war jetzt 
ein anderer, er hatte zusätzliche Akteure und neue Ursachen. Mit den 
Friedensschlüssen von Utrecht und Rastatt war 1713/14 der Spanische Erb¬ 
folgekrieg beendet worden. Damit waren die europäischen Großmächte, 
besonders die sogenannten Seemächte frei, in die Auseinandersetzungen des 
Nordens einzugreifen. Es stellt sich erneut die Frage, handelt es sich beim 
Großen Nordischen Krieg um ein in sich geschlossenes kriegerisches 
Ereignis oder um eine „Phase der Kriegsverdichtung“ im Verlauf einer lang¬ 
fristigen Auseinandersetzung zwischen den Mächten im Norden? Ja, ist 
es wirklich nur ein „nordischer Krieg“ und nicht auch ein russisch¬ 
türkischer? Denn während die Dänen ihre Attacken gegen Wismar und 
Stralsund 1712 Wiederaufnahmen, 47 war Peter der Große mit seiner Armee 
am Prut von den Türken eingeschlossen und wurde erst nach der Auf¬ 
gabe der zuvor so mühsam eroberten Festung Asow wieder handlungs¬ 
fähig. 48 

Dänemark war bei einem wiederholten Versuch, Schonen zurückzuer¬ 
obern, abgewiesen worden. Der Einfall in Bremen-Verden war hingegen er¬ 
folgreich, hatte aber Hannover auf den Plan gebracht, und zwar genau zu 
dem Zeitpunkt, da der Welfe Georg Ludwig von Hannover als George I. 
König von England geworden war. 49 

Mit der schwedischen Niederlage bei Poltawa war das Äquilibrium im 
Norden in Frage gestellt. Die Seemächte mußten um eine Machtverschie¬ 
bung zugunsten Dänemarks und Rußlands fürchten und versuchten, in der 
abschließenden Phase des Krieges so viel vom Status quo ante zu retten wie 
möglich. 50 Darum ging es, vor allem bei den Auseinandersetzungen der Jah¬ 
re von 1713 bis 1721. Nicht Ost-, sondern Mitteleuropa wurde wieder zum 
Kriegsschauplatz; und allein diese Tatsache veränderte den Charakter des 
Krieges grundsätzlich. Mit Hannover und Preußen traten zwei neue Rivalen 
auf den Plan, die Beute witterten. Ihr Beitrag dazu, daß der Spanische Erb¬ 
folgekrieg und der Große Nordische Krieg nicht zu einem gewaltigen eu- 


47 Friedrich Carl Rohde, Kriegsgeschichte Schleswig-Holsteins, Neumünster 1935, S. 38 f. 
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fürst auf Englands Thron, Frankfurt a.M. 1982, S. 237 ff. 
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ropäischen Krieg zusammengewachsen sind, ist zwar bemerkenswert und 
bisher kaum gewürdigt worden; aber bei der Suche nach den Ursachen des 
Nordischen Krieges kommt den beiden Mächten in der ersten Phase keine 
und in der zweiten nur eine geringe Bedeutung zu. 

Neben Rußland hatte sich Dänemark zu Beginn des Krieges als exponier¬ 
ter Gegner Schwedens erwiesen. König Friedrich IV. wurde auch in der 
zweiten Phase zur treibenden Kraft. Dänemark war zunächst gegen den 
gottorfischen Rivalen erfolgreich; Tönning wurde erobert. Darüber hinaus 
trachtete Dänemark nach dem Erwerb von deutschen Küstenländern an 
Nord- und Ostsee. Zur selben Zeit besetzte Hannover Verden, und Sach¬ 
sen-Polen zeigte Interesse an Pommern. Als der Zar Elbing eingenommen 
hatte, Stralsund und Stettin belagerte und von Danzig Tribut forderte, er¬ 
reichte ihn die Nachricht vom Tod König Friedrichs I. von Preußen 
(25.2.1713). 51 

Schlagartig war Preußen zu einem wichtigen Faktor in der europäischen 
Politik geworden. Unter Friedrich I. war Preußen vor allem im Spanischen 
Erbfolgekrieg engagiert gewesen; jetzt mußte es seine machtpolitische 
Reputation auch im Nordischen Krieg beweisen, und zwar genau zu dem 
Zeitpunkt, als in Utrecht der Spanische Erbfolgekrieg beendet wurde. 
König Friedrich Wilhelm I. konnte im Vertrag von Schwedt (6.10.1713) 
erreichen, daß ihm Stettin und das Land bis zur Peene zugesichert wurden. 
Dafür ließ er sich in die antischwedische Front hineinziehen. Im Juni 
1714 regelte ein Geheimvertrag mit dem Zaren die preußische Unterstüt¬ 
zung für die Besitznahme von Ingermanland, Karelien und Estland durch 
Rußland. 52 

Der Kurfürst von Hannover (zugleich König von England) schloß sich der 
russisch-preußischen Aktion an und erhob Forderungen auf die ehemaligen 
Bistümer Bremen und Verden, die bisher zwischen Schweden und Dänemark 
umstritten waren. 53 1715 mußte Stralsund als letzte schwedische Festung auf 
dem Festland kapitulieren. 54 Karl XII. gab trotz der zahlreichen Niederlagen 
nicht auf, sondern suchte am Ende noch eine Entscheidung in Norwegen 
herbeizuführen. Sie brachte seinen bis heute ungeklärten Tod bei der Belage¬ 
rung von Frederikshald (1718). 55 

Im September 1721 wurde zu Nystad in Finnland der definitive Friede ge¬ 
schlossen, nachdem sich zuvor schon 1719 Hannover und Schweden ver¬ 
ständigt hatten; Bremen und Verden wurden an Hannover abgetreten. 56 1716 
hatte Kaiser Karl VI. die Welfen bereits mit dem Herzogtum Lauenburg be- 


51 Otto Hintze, Die Hohenzollern und ihr Werk. Fünfhundert Jahre vaterländischer Geschichte, 
Berlin 1916, S. 275 ff. 

52 Gerd Heinrich, Geschichte Preußens. Staat und Dynastie, Frankfurt a.M. 1981, S. 172. 
s} Mediger, Mecklenburg, Rußland und England-Hannover, S. 221-269. 

M Haintz, König Karl XII., Bd. 3, S. 50-79. 

55 Michael Roberts, The Dubious Hand: The History of a Controversy. In: ders., From Oxen- 
stierna to Charles XII. Four Studies. Cambridge 1991, S. 144-203. 

56 Zernack, Der große Nordische Krieg, S. 195 ff. 
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lehnt, das diese sich 1689 mit einem Gewaltakt angeeignet hatten. 57 Hanno¬ 
ver gehörte eindeutig zu den „Gewinnern“ des Nordischen Krieges. 

Preußen erlangte 1720 im Frieden von Stockholm Pommern bis zur Peene 
(mußte dafür aber 2 Millionen Taler zahlen). Dänemark und Polen waren aus 
dem Krieg auf der Basis des Status quo ante ausgeschieden. England war ein 
Verlierer des Nordischen Krieges: 58 Seine Hoffnung, daß Rußland einen Teil 
der baltischen Provinzen räumen würde, ging angesichts der starken russi¬ 
schen Macht nicht in Erfüllung. Im Frieden von Nystad mußte Schweden 
vielmehr Livland, Estland, Ingermanland und Südkarelien mit Wiborg an 
Rußland abtreten. Der eindeutigste Sieger des Nordischen Krieges war Ruß¬ 
land. Eine der Ursachen, nämlich Rußland von der Ostsee fernzuhalten, hat¬ 
te sich ins Gegenteil verkehrt: Am Ende des großen Krieges hatte Rußland 
Schweden als Vormacht an der Ostsee abgelöst. 

Das Haus Gottorf hatte aus der Sicht der europäischen Großmächte seine 
alte Funktion im Verbund mit Schweden verloren. Mit dem „Umzug“ von 
Schleswig nach Kiel war das Herzogtum Holstein-Gottorf zu einem Duo¬ 
dezfürstentum abgesunken. 59 Am Ende des Nordischen Krieges war der Weg 
auf den Zarenthron keineswegs absehbar. Die unsichere dynastische Situati¬ 
on bei den Romanovs brachte es dann mit sich, daß den Gottorfern nach 
dem tiefen Fall ein ungeahnter Aufstieg eröffnet wurde. 60 

III. Der Große Nordische Krieg und seine Ursachen 

1. Mögliche Ursachen auf Grund der empirischen Befunde 

Da der Große Nordische Krieg nicht von einer Partei ausgegangen ist und 
darüber hinaus nur in der Anfangsphase einen eindeutig zu determinieren¬ 
den Gegenspieler hatte, ist das Nachdenken über Kriegsursachen schwer ein¬ 
zugrenzen. Monokausale Ansätze müssen ausgeschlossen werden, es sei 
denn, die Motive eines der handelnden Subjekte könnten als dominierend 
oder gar allein ausschlaggebend nachgewiesen werden. Daß Peter der Große 
von Gefühlen der Rache gelenkt war, geht aus der Kriegserklärung an 
Schweden, dem Ukaz vom 19.8.1700 hervor, in dem von Vergeltung für 
vielerlei Unrecht des schwedischen Königs und von den Widerwärtigkeiten 
die Rede ist, die der Zar 1697 in Riga hatte erfahren müssen. 61 Die „Demüti- 


57 Eckardt Opitz, Der Streit um das askanische Erbe im Herzogtum Sachsen-Lauenburg 1689: 
Andreas Gottlieb v. Bernstorff (1649-1726) und der Griff der Welfen nach dem Herzogtum 
Sachsen-Lauenburg. In: Herrscherwcchsel im Herzogtum Lauenburg (= Kolloquium X der 
Lauenburgischen Akademie für Wissenschaft u. Kultur), hrsg. v. Eckardt Opitz. Mölln 1998, 
S. 91-104. 

58 Lengeier, Das Ringen um die Ruhe, S. 294. 

59 Ulrich Lange (Hrsg.), Geschichte Schleswig-Holsteins. Von den Anfängen bis zur Gegenwart, 
Neumünster 1996, S. 256. 

40 Eckardt Opitz, Schleswig-Holstein-Gottorf und der Große Nordische Krieg, ln: Die Gottor- 
fer auf dem Weg zum Zarenthron. Russisch-gottorfische Verbindungen im 18. Jahrhundert, 
hrsg. v. Michail Lukitschev u. Reimer Witt. Schleswig 1997, S. 71 ff. 

61 Wittram, Peter L, Bd. I. S. 136 ff. 
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gung von Riga“ nannte Zar Peter auch anderen Mächten gegenüber als 
Kriegsgrund. 62 Die Ressentiments des Zaren sind als Motiv nie sehr ernst ge¬ 
nommen worden. Reinhard Wittram gibt dagegen zu bedenken: „Sieht man 
Peter in seiner komplexen, vieldimensionalen Mächtigkeit, so macht man die 
Wahrnehmung, daß die elementaren Empfindungen, in denen er lebte, durch 
die vernünftigen Erwägungen, die ihn ständig begleiteten, nicht geschwächt 
oder verdrängt wurden, wie ja auch umgekehrt sein scharfer und durchdrin¬ 
gender Verstand durch seine Leidenschaften nicht abgestumpft und getrübt 
wurde. Dieses Nebeneinander und Ineinander, das zu seinem Wesen gehört, 
steht zugleich in einer geheimnisvollen Entsprechung mit seiner Zeit in Ver¬ 
bindung: So wie er war, konnte er nur in diesem Zeitalter sein, das die For¬ 
menfülle more geometrico verstand und der Vernunft den sinnlichsten Aus¬ 
druck schuf. Wir möchten deshalb annehmen, daß es nicht ein listig 
ersonnener Vorwand oder eine künstlich angefachte Empfindung war, wenn 
Peter in seine höchst rationalen Entwürfe die Dynamik seines Zorns auf¬ 
nahm“. 63 

Daß auch die Geschichte zu den Ursachen von Kriegen gehören kann, ist 
keine neue Erkenntnis. Für Peter den Großen war die Analyse der Ge¬ 
schichte der eigenen Nation eine wichtige Voraussetzung für die Entschei¬ 
dungen, die zu einer Veränderung der Machtverhältnisse im Norden und im 
Süden führen sollten. Dänemark hatte seit den im Frieden von Brömsebro 
(1645) erlittenen Verlusten jede Gelegenheit genutzt, um eine Revision her¬ 
beizuführen. Die Ursachen, 1700 in den Krieg gegen Schweden einzutreten, 
waren also historisch vorgezeichnet. Wieder einmal sollte die vermeintliche 
Schwäche des Rivalen genutzt werden, um alte Rechnungen zu begleichen. 
Auch Karl XII. bewegte sich in den Traditionen der schwedischen Geschich¬ 
te, in denen spätestens seit Gustav II. Adolf das Ziel verfolgt wurde, die bal¬ 
tische Küste nicht unter russische, polnische oder brandenburgische Kon¬ 
trolle geraten zu lassen. 

Seit dem 1660 erreichten Äquilibrium im Ostseebereich wurden Däne¬ 
mark und Schweden wechselweise von den Seemächten England und 
Holland unterstützt, die an der Aufrechthaltung des Status quo interessiert 
waren, weil dieser den eigenen handelspolitischen Interessen am weitesten 
entgegen kam. M Mit ihren Flotten konnten sie die Entscheidungen bei den 
Kämpfen um das Dominium Maris Baltici zwar beeinflussen, zu Stellvertre¬ 
terkriegen wurden diese dadurch aber nicht, da die Interessenlage der Nie¬ 
derländer und die der Briten weitgehend identisch waren. 

Obgleich Frankreich seit 1648 in Schweden einen engen Bündnispartner 
hatte und diesen auch für seine Zwecke zu nutzen wußte (so z. B. 1675 gegen 
Brandenburg), kann die erste Phase des Nordischen Kriegs nur insofern als 


u Ebd., S. 200 u. S. 229 ff. 

« Ebd., S. 201. 

M Vgl. hierzu die informative Zusammenstellung wichtiger Daten und Ereignisse bei Jill Lisk, 
The Struggle for Supremacy in thc Baltic 1600-1725 (= London History Studies, Bd. 3), Lon¬ 
don 1967. 
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Stellvertreterkrieg angesehen werden, als Karl XII. möglicherweise Kräfte 
band, die Frankreich im Spanischen Erbfolgekrieg hätten schaden können. 
Eine Ursache für den Konflikt im Norden kann daraus aber nicht abgeleitet 
werden. 

Es waren die französischen Philosophen der Aufklärung, besonders Fene- 
lon, der Abbe Saint-Pierre, Montesquieu und Rousseau, die im Absolutismus 
die Hauptursache für die Kriege der frühen Neuzeit sahen. 65 Die Frühlibera¬ 
len haben diese Überzeugung weit ins 19. Jahrhundert hineingetragen. 66 Die 
Hauptprotagonisten des Nordischen Krieges waren Fürsten, die entweder 
als absolute Herrscher regierten oder nach absoluter Herrschaft trachteten. 
Die Entscheidung, den Krieg zu beginnen, wurde nicht in Parlamenten oder 
Ständeversammlungen nach eingehenden Beratungen getroffen, sondern be¬ 
stenfalls im engsten Kreise des Kabinetts; in der Regel traf sie der Fürst al¬ 
lein, oft genug gegen die Empfehlungen der engsten Räte. Die Herrscherauf¬ 
fassung des 17. und 18. Jahrhunderts gebot es, der Staatsräson zu folgen. 
Nicht nur Machiavelli, sondern auch die deutschen Fürstenspiegel wiesen die 
Herrscher auf ihre Pflichten zur Maximierung von Macht zugunsten der Un¬ 
tertanen hin. Die Ambitionen und das Prestige der Fürsten standen somit im 
Einklang mit der politischen Ethik der Zeit. Eine gebotene Chance zur 
Machterweiterung nicht zu nutzen, galt als Fehlverhalten. Die politischen 
Testamente der Hohenzollern sind nicht die einzigen Quellen für diese Auf¬ 
fassung von Staatsräson im 17. und 18. Jahrhundert und damit auch 
grundsätzlich für die Ursachen von Kriegen in der frühen Neuzeit. 

Für Peter den Großen war das Prestige seines Hauses, dessen Legitimität 
und Würde in Westeuropa nicht immer mit Respekt begegnet wurde, ein 
zentrales Movens für politisches Handeln. Er suchte nicht nur wirtschaftlich, 
sondern auch dynastisch den Anschluß an Westeuropa. Das erklärt die Ver¬ 
bindungen mit Häusern minderen Ranges wie Schleswig-Holstein-Gottorf 
oder Mecklenburg. 

August II., der Starke, von Sachsen-Polen war nur gegen erheblichen Wi¬ 
derstand in den Besitz der polnischen Krone gelangt. Er mußte seine innen¬ 
politischen Probleme, d. h. die eingeschränkte Anerkennung seiner Herr¬ 
schaft in ganz Polen, durch außenpolitische Erfolge kompensieren. Die 
Gründe für seinen Eintritt in den Krieg gegen Schweden sind eindeutig und 
am wenigsten strittig. August II. trat zum Katholizismus über, um polnischer 
König werden zu können. Religiöse Motive für seinen Kampf gegen den 
schwedischen König, der sich in der Tradition Gustav Adolfs sah, sind bei 
dem Sachsen aber nicht zu erkennen. Anders verhält es sich möglicherweise 
bei den Motiven Karls XII., einen hartnäckigen und strategisch wenig sinn¬ 
vollen Krieg gegen August II. zu führen. Die Umstände der Verträge von Alt- 


65 Marcel Pekarek, Absolutismus als Kriegsursache. Die französische Aufklärung zu Krieg und 
Fneden (= Theologie und Frieden, Bd. 15), Stuttgart 1997. 

66 So z. B. Karl v. Rotteck, Staatsrecht der konstitutionellen Monarchie. Ein Handbuch für Ge¬ 
schäftsmänner, studierende Jünglinge und gebildete Bürger, Bd. II, 1. Abt. Altenburg 1827, 
S. 157 ff. 
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ranstädt sind ohne religiöse Motivation seitens des schwedischen Königs 
nicht zu erklären. Daraus kann aber keineswegs folgen, daß die Ursachen für 
den Krieg primär in konfessionellen Gegensätzen zu suchen sind. 

Die wichtigsten Ursachen für den Nordischen Krieg dürften bei den wirt¬ 
schaftlichen Konstellationen im Ostseeraum zu suchen sein: Rußland suchte 
den Zugang zu Häfen an der Ostsee, um den Anschluß an die Wirtschaft 
Westeuropas (wieder-)zufinden. Schweden (und im Interessenverbund mit 
dieser nordischen Macht Holland und England) versuchte, diesen Schritt zu 
verhindern. Dänemark verfolgte historische Interessen gegen den Rivalen 
Schweden. Hannover und Preußen wollten die Chance nutzen, um aus der 
gegebenen Konstellation den bestmöglichen Gewinn zu ziehen und damit 
der Staatsräson zu folgen. 

Was König Karl XII. nach der Niederlage von Poltawa (1709) trieb, den 
Kampf gegen Rußland so fortzusetzen, wie er es tat, ist zwar rätselhaft, für 
die Frage nach den Kriegsursachen aber letztlich ohne Belang. 

Es gibt ein verhältnismäßig großes Angebot an Kriegsursachen für den 
Großen Nordischen Krieg. Die genannten Gründe resp. Motive können je für 
sich allein nicht als Kriegsursache angesehen werden. Warum führten die nord¬ 
osteuropäischen Mächte von 1700 bis 1721 Krieg? Die historische Forschung 
hat bisher keinen Grund herausstellen können, der als alleiniger oder auch nur 
zentraler auf allgemeine Zustimmung gestoßen wäre. Insofern läßt sich der 
Große Nordische Krieg leicht in die große Zahl jener Kriege einordnen, für 
die es ebenfalls keine alleinige und allgemein überzeugende Ursache gibt. 

2. Der Nordische Krieg im Kontext der Kriegsursachentheorien 

Seit die Friedens- und Konfliktforschung sich als vielbeachtete Subdisziplin 
der Sozialwissenschaften etablieren konnte, ist das Suchen nach Ursachen 
von Kriegen (vor allem im 20. Jahrhundert) zu einem zentralen Gegenstand 
wissenschaftlichen Bemühens geworden. Die Kriegsursachenforschung wird 
zwar überwiegend von Politologen, Soziologen und Philosophen betrieben, 
hat aber auch die Historiker nicht unberührt gelassen. Mit Respekt begegnen 
diese den theoretischen Bemühungen, den Ursachen von Krieg auf den 
Grund zu gehen. Dabei können sie sich leicht Ergebnissen anschließen, die 
feststellen: „Die Historizität von Krieg und seinen Ursachen muß im analy¬ 
tischen Ansatz bewahrt sein. Das bedeutet mehr als nur Geschichte(n) er¬ 
zählen“. 67 Auch die von Istvän Kende übernommene Definition von Krieg 
kann die Zustimmung des Historikers finden, wenn sie die folgenden Merk¬ 
male betont: 

„(a) an den Kämpfen sind zwei oder mehr bewaffnete Streitkräfte be¬ 
teiligt, bei denen es sich mindestens auf einer Seite um reguläre 
Streitkräfte (Militär, paramilitärische Verbände, bewaffnete Poli¬ 
zeieinheiten) der Regierung handelt; 


a Klaus Jürgen Gantzel, Kriegsursachen - Tendenzen und Perspektiven, ln: Ethik und Sozial 
Wissenschaften. Streitforum für Erwägungskultur 8, 1997, S. 260. 
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(b) auf beiden (!) Seiten muß ein Mindestmaß an zentralgelenkter Or¬ 
ganisation der Kriegführenden und des Kampfes gegeben sein, 
selbst wenn es nicht mehr bedeutet als organisierte bewaffnete 
Verteidigung oder strategisch-taktisch planmäßige Überfälle 
(Guerillaoperationen, Partisanenkrieg usw.); 

(c) die bewaffneten Operationen ereignen sich mit einer gewissen 
Kontinuierlichkeit und nicht nur als gelegentliche, spontane Zu¬ 
sammenstöße, d. h. beide Seiten operieren nach einer planmäßigen 
Strategie, gleichgültig ob die Kämpfe auf dem Gebiet einer oder 
mehrerer Gesellschaften stattfinden und wie lange sie dauern.“ 68 

Klaus Jürgen Gantzel, der hier zitiert wurde, geht es zwar primär um die Er¬ 
forschung der Kriege nach 1945, doch als Sozialwissenschaftler bewegt ihn 
auch die Frage, wie mit der Erforschung von Kriegsursachen künftige Krie¬ 
ge verhindert werden können. 

Derartige Fragen lassen sich mit denen, die Historiker zu stellen pflegen, 
nicht immer in Einklang bringen. Die geschichtswissenschaftliche Kriegsur¬ 
sachenforschung folgt anderen Zielen als die sozialwissenschaftliche, auch 
wenn dies nicht immer deutlich zu erkennen ist. Dem Historiker geht es vor 
allem darum zu erforschen, warum es so, wie es war, gewesen ist. Der 
Politologe möchte wissen, wie es sein müßte, wenn es sich so zutragen 
würde, wie es vernünftige Regeln (die auch formuliert werden) geboten 
hätten. 

Diese Unterscheidung, die - zugegeben - etwas trivial ausgefallen ist, soll 
nur bekunden, daß die Suche nach Kriegsursachen grundsätzlich schwierig 
ist. Die Suche nach den Ursachen für die Kriege der frühen Neuzeit stößt 
deshalb auf besondere Schwierigkeiten, weil die Wertvorstellungen der Zeit 
vor der Französischen Revolution und jene, die danach bis in unsere Zeit 
Gültigkeit erlangt haben, grundsätzliche Unterschiede aufweisen. 69 

3. Schlußbemerkungen 

Noch allgemeinere Theorien, bezogen auf den Nordischen Krieg, ließen sich 
möglicherweise finden. Daß sie zur Erhellung des Problems beitragen wür¬ 
den, muß bezweifelt werden. William H. McNeill hat in seinem Buch „Krieg 
und Macht“ den Versuch unternommen, die Epoche von 1700 bis 1789 mi¬ 
litärgeschichtlich angemessen zu erfassen (und damit auch den Ursachen für die 
Kriege der Epoche auf den Grund zu gehen). Die Überschrift des einschlägi¬ 
gen Kapitels lautet „Bürokratisierung der Gewalt in Europa 1700-1789“. 70 
Bezogen auf den Großen Nordischen Krieg ist diese Charakterisierung 


kS Ebd., S. 258. 

M Die von den Anthropologen gestellte Frage nach dem Kriegerischen in der Natur des Men¬ 
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denkbar ungeeignet. Es waren wohl doch eher die Persönlichkeiten in leiten¬ 
der Funktion, die als kriegsursächlich herausgestellt werden müssen und we¬ 
niger die allgemeinen Strukturen. 

Ein kritischer Zeitzeuge der Ereignisse des Nordischen Krieges war Jona¬ 
than Swift. Von 1721 bis 1726 schrieb er sein Werk „Travels into Several Re¬ 
mote Nations of the World“, das 1726 veröffentlicht und als „Gullivers Rei¬ 
sen“ bekannt wurde. Swift hatte also Gelegenheit, die Kriege um die 
spanische Erbfolge und um die Vorherrschaft im Ostseeraum zu verfolgen. 
Im 4. Kapitel des 4. Buches geht er der Frage nach, warum Menschen in Eu¬ 
ropa Krieg führen. Dabei stellt er fest: „Zuweilen sei es der Ehrgeiz der Für¬ 
sten, die niemals glaubten, sie hätten genügend Land oder Leute zu beherr¬ 
schen; zuweilen die Verderbtheit der Minister, die ihren Herrn in einen Krieg 
verwickeln, um das Geschrei der Untertanen über ihre schlechte Regierung 
zu ersticken oder abzulenken. Verschiedenheit der Meinungen habe viele 
Millionen Menschenleben gekostet (...). Zuweilen geht der Streit zwischen 
zwei Fürsten darum, zu entscheiden, wer von ihnen einen dritten seiner Be¬ 
sitzungen berauben soll, auf die keiner von beiden irgendeinen Rechtsan¬ 
spruch hat. Zuweilen fängt ein Fürst Streit mit einem anderen an, weil er 
fürchtet, der andere möchte Streit mit ihm anfangen. Zuweilen wird ein 
Krieg begonnen, weil der Feind zu stark, und zuweilen, weil er zu schwach 
ist. Zuweilen verlangen unsere Nachbarn die Dinge, die wir haben, oder ha¬ 
ben die Dinge, die wir verlangen, und dann kämpfen wir beide, bis sie unse¬ 
re nehmen oder uns ihre geben“. 71 

Swift zählt noch weitere Kriegsursachen auf, die sich nicht nur auf die 
Kriege der frühen Neuzeit, sondern auch auf die des 20. Jahrhunderts bezie¬ 
hen. Bei der Lektüre können wir zustimmend nicken, müssen aber zugleich 
bekennen, daß wir während der 275 Jahre seit Erscheinen von „Gullivers 
Reisen“ nicht klüger geworden sind. 


7: Jonathan Swift, Ausgewählte Werke in 3 Bänden, Frankfurt a.M. 1982, Bd. 3, S. 340. 
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JOHN B. HATTENDORF 

Die sich gegen Ende des 17. Jahrhunderts krisenartig zuspitzende Frage der 
spanischen Erbfolge bezog sich nicht allein darauf, wer der nächste König 
von Spanien werden würde. Ihr eigentlicher Gegenstand war die Umstruk¬ 
turierung der internationalen Machtverhältnisse in Westeuropa im Lichte eu¬ 
ropaweiter dynastischer, imperialer und politischer Rivalitäten. 

Während fast alle westeuropäischen Staaten von dieser Auseinanderset¬ 
zung betroffen waren, so hatte jeder von ihnen unterschiedliche spezifische 
Anliegen. Die große Bandbreite dieser Interessen reichte von Handelsfragen, 
imperialem Wettbewerb, territorialer Expansion über die Stabilisierung von 
Regierung und Dynastie bis hin zu Fragen der Religion und der lokalen Si¬ 
cherheit. Aufgrund dieser Fülle von unterschiedlichen Interessen war weder 
Spanien noch irgendein anderer Staat in Europa in der Lage, die Situation al¬ 
leine, ohne die allgemeine Zustimmung aller Beteiligten, zu lösen. Was des 
einen Glück war, bedeutete für die anderen jeweils eine Bedrohung. Langfri¬ 
stig war dieses Problem schon in den vierzig Jahren vor Beginn des Krieges 
vorausgesehen worden. Die unmittelbaren Vorgänge, die schließlich zum 
Kriegsausbruch führten, entstanden aber aus dem wiederholten Versuch, ei¬ 
nen Konflikt zu verhindern. 

Die Gründe für den Ausbruch des Krieges lassen sich in drei Kategorien 
gliedern: Zunächst die rechtlichen Fragen der spanischen Erbfolge, ein¬ 
schließlich der verschiedenen Kandidaten, ihrer Ansprüche und familiären 
Verbindungen. Zweitens die verschiedenen Interessen der einzelnen Staaten, 
die sich an den Implikationen der jeweiligen Kandidaturen für die interna¬ 
tionale Machtpolitik festmachten. Und drittens die wechselnden Beurteilun¬ 
gen der Ereignisse, die im Verlauf der diplomatischen Verhandlungen und in¬ 
ternen Entscheidungsprozesse zwischen dem Ende des Neunjährigen 
Krieges 1697 und dem Ausbruch der allgemeinen Feindseligkeiten im Früh¬ 
jahr 1702 erfolgten. In der dritten Kategorie tauchen eine Reihe von zusätz¬ 
lichen Problemen auf, die beachtet werden müssen. Eines dieser Probleme ist 
die Tatsache, daß, obwohl man in dieser Epoche zu militärischen Lösungen 
neigte, sich in diesem Fall eine Reihe von Schlüsselfiguren sehr bemühte, 
dem System der internationalen Beziehungen Struktur und Stabilität zu ge¬ 
ben, um so den Frieden zu erhalten. Hinzu kommt, daß sich in einigen der 
wichtigsten Staaten im Verlauf der internen Entscheidungsprozesse Spannun¬ 
gen zwischen inneren und äußeren Interessen zeigten, zusammen mit Fehl¬ 
einschätzungen über die Handlungen, Fähigkeiten und Absichten der ande¬ 
ren Seite. 


Aus dem Amerikanischen von Matthias Reiß. 
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I. Kandidaten, Ansprüche und Verbindungen 

In einer erblichen, dynastischen Monarchie muß es einen geregelten Über¬ 
gang von einer Generation zur nächsten geben. In der Theorie bedurfte es dazu 
nicht nur der göttlichen Gnade, sondern auch des Weiterreichens der Krone 
nach überkommenen, rechtlichen Formen innerhalb der Familienlinie an ei¬ 
nen Kandidaten, der dazu vom Volk akzeptiert wurde. Die spanische Erb¬ 
folge unterschied sich etwas von der einiger anderer europäischer Staaten, da 
die Krone in der weiblichen Linie weitervererbt werden konnte, falls die 
männliche ausstarb. Hinzu kommt, daß die jeweiligen Souveräne aus unter¬ 
schiedlichen Gründen gewöhnlich versuchten, ihre Nachfolge zu regeln, ent¬ 
weder durch einen letzten Willen oder ein Testament, diplomatische Ver¬ 
handlungen einschließlich königlicher Hochzeiten, oder indem man 
potentielle Anwärter überzeugte, ihrer Rechte auf die Thronfolge zu entsa¬ 
gen. Dies waren weithin akzeptierte Praktiken in allen europäischen Monar¬ 
chien und auch die Mitglieder der königlichen Familie Spaniens hatten jede 
dieser Prozeduren im Laufe der Zeit einmal angewandt. Das den Monarchi¬ 
en zugrundeliegende Gesetz besagte jedoch, daß der Anspruch auf die Kro¬ 
ne sich aus göttlichem Recht ergab und ein regierender Monarch allein durch 
Gottes Gnade herrschte. Nach dieser Vorstellung konnte ein König zwar ab¬ 
danken, jedoch nicht seine Nachfolge eigenständig durch einen letzten Wil¬ 
len, Vertrag oder Verzicht ändern. Welcher der beiden Ansätze sich im Falle 
eines ernsthaften Konflikts durchsetzen würde, war alles andere als klar. 

Die Frage der spanischen Thronfolge war Ende des 17. Jahrhunderts kein 
neues, sondern ein bereits durch zahlreiche Verträge, Testamente und Verzichts¬ 
erklärungen überschattetes Problem. Zu dieser Zeit war Spanien eine Mon¬ 
archie, die verzweifelt nach einem annehmbaren Kandidaten königlicher 
Herkunft suchte, der einen überzeugenden Anspruch auf das Erbe vorwei¬ 
sen konnte und dabei Spaniens eigene Identität bewahren würde. 

Die Frage der spanischen Thronfolge erhob sich erstmalig Mitte des 
17. Jahrhunderts, als es zweifelhaft erschien, ob Felipe IV. und seine zweite 
Frau, Königin Mariana von Österreich, einen männlichen Erben hervorbrin¬ 
gen könnten. Im Jahre 1661 wurde jedoch der Prinz Carlos geboren, der als 
krankes Kind im Alter von vier Jahren seinem Vater als Carlos II. 1665 auf 
dem Thron nachfolgte. Aufgrund der in der Vergangenheit betriebenen In¬ 
zucht und seiner von Geburt an schlechten Gesundheit wurde nicht erwar¬ 
tet, daß Carlos lange genug leben würde, um selbst einen Erben zu zeugen. 
Entgegen alle Prognosen wurde er jedoch 39 Jahre alt und war zweimal ver¬ 
heiratet, ohne aber einen Erben hervorzubringen. Die zwei rivalisierenden 
Herrscherhäuser von Frankreich und Österreich versuchten daher auf verschie¬ 
denen Wegen, einen Anspruch auf das spanische Erbe zu gewinnen. Zuerst 
arrangierte Louis XIV. im Jahre 1679 die Hochzeit seiner Nichte Marie-Loui¬ 
se d’Orleans 1 mit Carlos als Teil der Friedensvereinbarung von Nijmegen. 


t 


Die Tochter von Louis Bruder, Philippe von Anjou (bei Hof bekannt als Monsieur), und sei¬ 
ner ersten Frau Henrietta, die Tochter des englischen Königs Charles 1. 
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Nachdem sie 1689 an Brustkrebs gestorben war, heiratete Carlos erneut, wo¬ 
bei sich diesmal der österreichische Einfluß aufgrund diplomatischer 
Bemühungen Englands und Hollands durchsetzte. Neue Königin wurde Ma¬ 
ria Anna von Pfalz-Neuburg, Tochter des pfälzischen Kurfürsten und 
Schwester von Kaiser Leopold I. dritter Frau, Eleonore. 

Als Carlos im Jahre 1700 starb, waren unter den Hauptkandidaten [siehe 
Tafel auf S. 113] für seine Nachfolge die Enkel seiner beiden bedeutend älte¬ 
ren Schwestern. Die ältere der beiden, Maria Teresa, hatte 1660 den damals 21 
Jahre alten Louis XIV. von Frankreich geheiratet, dabei aber als Teil des Hei¬ 
ratsvertrages ihre Rechte an der spanischen Erbfolge aufgrund des Prinzips 
aufgegeben, daß die Kronen von Frankreich und Spanien niemals im Besitz 
der selben Person sein dürften. Der Vertrag führte jedoch nicht ausdrücklich 
auf, ob sich dieser Verzicht auch auf ihre Rechte bezüglich der Erbfolge in 
Gebieten der Spanischen Niederlande erstreckte und war an die Bedingung 
geknüpft gewesen, daß Spanien eine hohe Mitgift an Frankreich zu zahlen 
hätte, die jedoch nie erfolgte. 2 Aufgrund dessen vertrat Louis XIV. die An¬ 
sicht, daß die Verzichtserklärung ungültig sei. So war im Jahre 1700 der ein¬ 
zige Sohn des französischen Königs, Louis der Dauphin, ebenso ein Kandi¬ 
dat wie dessen drei Söhne. Der älteste Sohn des französischen Thronfolgers, 
der Herzog von Burgund, war direkter Anwärter auf die französische 
Thronfolge. Für den Fall daß der Dauphin Louis (1661-1712) und sein älte¬ 
ster Sohn, Louis von Burgund (1682-1712), auf ihre Rechte entweder ver¬ 
zichten oder ausgeschlossen werden würden, wären die zwei jüngeren Söhne 
des Dauphins, Philippe von Anjou und Charles von Berry, die Hauptanwär¬ 
ter der Bourbonen auf die spanische Krone. Es waren diese beiden, die Car¬ 
los II. schließlich in seinem letzten Willen als seine erste und zweite Wahl für 
die Thronfolge benannte. 

Auf Seiten der Habsburger hatte man in den fünfziger Jahren des 17. Jahr¬ 
hunderts die Erwartung gehegt, daß Felipe IV. die älteste Tochter von Kaiser 
Leopold I. heiraten würde. Als politische Nutzenabwägungen in Bezug auf 
die internationalen Beziehungen Spanien zwangen, einer Heirat zwischen 
Maria-Teresa und Louis XIV. zuzustimmen, versprach Felipe IV. dem Kai¬ 
ser, daß die jüngere Schwester Carlos II., Margarethe Teresa, Leopold heira¬ 
ten würde. Zu dieser Zeit war diese lediglich neun Jahre alt, doch 1666 wur¬ 
de sie schließlich die Frau des Kaisers. Von ihren gemeinsamen Kindern 
überlebte nur eine Tochter, Maria Antonia, die Leopold zwölf Jahre nach 
dem Tod der Kaiserin 1673 mit dem bayrischen Kurfürsten Maximilian II. 
Emmanuel verheiratete. In Vorbereitung dieser Verbindung ließ Leopold sei¬ 
ne Tochter heimlich auf ihre Rechte an der spanischen Erbfolge zugunsten 
ihres Halbbruders, Erzherzog Karl, verzichten. Max II. Emmanuel stimmte 
dem im Namen seiner zukünftigen Kinder zu und erhielt dafür die Zusiche¬ 
rung von Herrschaftsrechten in den Spanischen Niederlanden, sollte Öster¬ 
reich den spanischen Thron erben. Für den Fall, daß alle diese Verzichtser- 


1 Francois Bluche, Louis XIV., New York 1990, S. 86-91. 
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klärungen als gültig anerkannt worden wären, hätte keine der Töchter 
Felipes IV. oder ihrer Nachkommen den spanischen Thron besteigen können. 

Falls keines der Kinder von Felipe IV. als für die Thronfolge angemessen 
erachtet werden sollte, mußte man eine Generation zurückgehen und der 
Erbfolge durch die Töchter von Felipe III. und Margaretta von Styria folgen. 
Die älteste, Anne, hatte Louis XIII. von Frankreich geheiratet, aber auch sie 
hatte auf ihre Rechte an der Erbfolge bei ihrer Heirat mit dem französischen 
König verzichtet. Die jüngste, Maria Anna, hatte Kaiser Ferdinand III. ge¬ 
heiratet. Weder sie noch ihr Sohn Leopold I. hatten hingegen jemals auf ihre 
Rechte verzichtet. In diesem Zweig der Erbfolge hatten daher nur Kaiser 
Leopold und seine Kinder niemals ihrer Rechte auf den spanischen Thron 
entsagt. Erzherzog Karl konnte einen direkten Anspruch zum einen durch 
seinen Vater, zum anderen durch den Verzicht seiner Halbschwester zu 
seinen Gunsten geltend machen. 

Geht man noch eine Generation weiter zurück, zu den Kindern von Feli¬ 
pe II. und Anna von Österreich, findet man in Catalina, die Herzog Cario 
Emanuelo von Savoyen geheiratet hatte, noch eine Kandidatin. Durch diese 
Verbindung erhielt das herzogliche Haus von Savoyen seinen Anspruch auf 
den spanischen Thron aufrecht. Im Jahre 1700 war Catalinas Urenkel Vitto- 
rio Amadeo II. (1666-1732) Herzog von Savoyen. 

Um nun zu bestimmen, wer auf dem spanischen Thron nachfolgen sollte, 
bestand ein vorrangiges Problem darin zu klären, ob und welche der Ver¬ 
zichtserklärungen, Verträge und Testamente gültig waren. Da er in diesem 
Punkt Zweifel hatte, versuchte Kaiser Leopold I. den Anspruch Habsburgs 
auf einem anderen Weg zu untermauern. Er fügte in den Vertrag der Großen 
Allianz mit England und der holländischen Republik 1689 geheime Klau¬ 
seln ein, die die Verbündeten zur Garantie verpflichteten, daß Leopolds Er¬ 
ben auf den spanischen Thron folgen würden, sollte Carlos kinderlos ster¬ 
ben. 3 Für die Dauer des Neunjährigen Krieges und den Fortbestand der 
Allianz gegen Frankreich war diese Frage unter den Alliierten geklärt. Es 
war jedoch nicht klar, ob diese Regelung mit dem Frieden von Rijswijk 1697 
ausgelaufen war. Da der genaue Wortlaut ebenfalls Ungenauigkeiten ent¬ 
hielt, wurde diese Frage wieder Gegenstand von Diskussionen außerhalb 
Spaniens. 

Im Jahre 1700 war es vom juristischen Standpunkt aus klar, daß Erzherzog 
Karl, falls alle Verzichtserklärungen gültig waren, die überzeugendsten An¬ 
sprüche hatte. Falls keine der Verzichtserklärungen gültig war, so hatten die 
Bourbonen, bestätigt durch zwei Linien der Abkommenschaft durch jeweils 
die ältesten Töchter zweier aufeinanderfolgender spanischer Könige, die fun¬ 
diertesten Ansprüche: Der Herzog von Anjou, gefolgt von seinem jüngeren 
Bruder, Charles. Die jeweilige Stärke der übrigen Ansprüche hing davon ab, 
wie weit sie in die Vergangenheit zurückreichten und ob nur einige der Te¬ 
stamente und Verzichtserklärungen gültig waren, während andere es nicht 
waren. Die bayrischen Ansprüche waren zum Beispiel zwischen 1685 und 


3 


John P. Spiclman, Leopold I. of Austria, London 1977, S. 170. 
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1699 am stärksten (solange der junge Bayernfürst am Leben war), da sie sich 
aus einer engeren verwandtschaftlichen Verbindung zu Carlos II., als die An¬ 
sprüche Habsburgs ableiteten, und Spanien in diesem Fall die Ansicht ver¬ 
trat, daß die geheime Verzichtserklärung ungültig war. 

Genauso deutlich war, daß jeder der Kandidaten aufgrund seiner Sicht der 
verwandtschaftlichen Verbindungen der Ansicht war, daß er berechtigte An¬ 
sprüche hatte. Zusätzlich wurden die nationalen Interessen einer Reihe von 
Staaten fundamental durch die Erbfolgefrage berührt, unabhängig davon, wer 
die spanische Krone erben würde. In Bezug auf die internationale Politik gab 
es sehr gute Gründe zu versuchen, einen irgendwie gearteten politischen 
Kompromiß zu finden, der den zuwiderlaufenden Interessen dieser Staaten 
gerecht werden und der gleichzeitig die gegensätzlichen rechtlichen und dy¬ 
nastischen Ansprüche auf die Erbfolge einigermaßen befriedigen würde. 


Die Spanische Erbfolge 
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II. Die Interessen der europäischen Staaten 

Der in Europa nach 1789 deutlich hervortretende Nationalstaat war in der 
hier betrachteten Epoche hundert Jahre früher noch in seiner Entstehungs¬ 
phase. In dieser Zeit am Ende des 17. und Anfang des 18. Jahrhunderts 
können einige Übergangsphänomene beobachtet werden, darunter die Tat- 
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sache, daß die dynastischen Interessen der absoluten Herrscher die Staats¬ 
grenzen überschritten, die Könige jedoch zur selben Zeit Instrumente 
der Staaten waren und der Staat ein Instrument der königlichen Politik.' 1 Die 
miteinander unvereinbaren Aspekte unter diesen Faktoren führten zu inne¬ 
ren Spannungen, die von Zeit zu Zeit in eine Veränderung grundlegender 
Ansichten innerhalb dieser Staaten mündeten. Dies wird besonders in einer 
chronologischen Analyse der Ereignisse deutlich. Doch existierten ungeach¬ 
tet dessen auch einige immer wiederkehrende Ansichten, die man als charak¬ 
teristische nationale, auf langfristigen staatlichen Interessen und politischen 
Leitlinien basierende Blickwinkel bezeichnen könnte. Bevor man sich jedoch 
einer chronologischen Analyse der spezifischen Ereignisse zuwendet, die 
zum Kriegsausbruch führten, ist es von Nutzen, die langfristigen Interessen 
der wichtigsten europäischen Staaten und ihren direkten oder indirekten Be¬ 
zug zur Frage der spanischen Erbfolge zusammenzufassen. 

Spanien 

Das spanische Reich war zu seiner Zeit das größte der europäischen Reiche. 
Es umfaßte Kastilien, Aragon und Navarra, im Norden die südlichen 
Niederlande und Luxemburg, Mailand, die Toskana und Neapel - den 
gesamten Süden der italienischen Halbinsel - sowie die Mittelmeerinseln Si¬ 
zilien, Sardinien und die Balearen. In Asien gehörten die Philippinen zu den 
spanischen Besitzungen und der transpazifische europäische Handel mit 
Territorien, die sich über beide amerikanischen Kontinente von Kalifornien 
und Mexiko südwärts bis nach Peru und Chile erstreckten. In Nordamerika 
war das Gebiet von Kalifornien bis nach Florida unter spanischer Herr¬ 
schaft. In den Tropen umfaßten die Besitzungen des Landes das Gebiet des 
heutigen Kolumbiens und Venezuelas sowie die Inseln von Kuba, Puerto 
Rico und Hispaniola. Weiter im Süden herrschten die Spanier über Chile 
und an der Atlantikküste über das Gebiet südlich der Mündung des Rio 
de la Plata. 

Aber Spanien und sein Reich war lediglich ein Objekt europäischer Inter¬ 
essen, und es hatte weder die Macht noch die Ressourcen, die internationale 
Politik in Bezug auf die Thronfolge im eigenen Land zu bestimmen. Tatsächlich 
war König Carlos II niemals fähig gewesen, selbst die Regierungsgeschäfte 
des Landes wahrzunehmen. Entscheidungen wurden von Ministern, Räten 
und einer eingespielten Bürokratie im Namen der Krone getroffen, doch 
auch diese waren durch die für einige Regionen geltende Autonomie sowie 
die Privilegien des Adels eingeschränkt. Spaniens Wirtschaft war stark durch 
seine rigide agrarische Struktur geprägt, die an lokalen Regionen ausgerichtet 
war und keinen nationalen Binnenmarkt hatte. Die Agrarkrisen des 17. Jahr¬ 
hunderts hatten dem Land erst Inflation und dann Deflation gebracht, be¬ 
gleitet von Epidemien und einem Rückgang der Bevölkerung. Gegen 1685 

4 Herbert H. Rowan, Louis XIV and Absolutism. In: Louis XIV and the Craft of Kingship, 

hrsg. v. John C. Rule. Columbus, OH 1969, S. 302-316. 
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begann Spanien jedoch langsam, seine wirtschaftliche Stärke zurückzuge¬ 
winnen und ein moderates Wachstum im agrarischen Sektor sowie in Indu¬ 
strie und Handel zu erleben. 5 

Obwohl Spanien von Anfang an ein Handelsmonopol in seinem Kolonial¬ 
reich beansprucht hatte, war dies um 1700 nicht mehr gegeben. Ausländische 
Kaufleute waren sowohl im Handel zwischen den spanischen und den mit 
ihnen konkurrierenden Kolonien in Amerika und den Westindischen Inseln 
tätig, wie auch im Handel mit Waren aus Spanisch-Amerika, die über Sevilla 
und Cadiz umgeschlagen und in andere europäische Häfen weitertranspor¬ 
tiert wurden. Das spanische .Monopol* wurde in einigen Fällen sogar offizi¬ 
ell auf ausländische Händler ausgedehnt, oder in anderen Fällen durch Be¬ 
trug von ihnen in Anspruch genommen. Zur selben Zeit nahmen die 
kolonialen Verwaltungen ein beträchtliches Ausmaß an Autonomie für sich 
in Anspruch, ein Ausdruck vom Wachsen unabhängiger Binnenwirtschaften 
in den kolonialen Gebieten. Im Ganzen zeigten sich klare Anzeichen von öko¬ 
nomischer Stärke und Wachstum innerhalb des Reiches, aber die spanische 
Regierung erhielt aufgrund von Betrug, ihrer eigenen Politik und ausländi¬ 
scher Konkurrenz trotzdem zunehmend weniger Staatseinnahmen. 

Stärker als die Spanier profitierten Ausländer von der Struktur des spani¬ 
schen Überseehandels mit Amerika. Im Jahre 1686 schlugen zum Beispiel 
französische Händler die größten Werte um, gefolgt von den Genuesen, 
Engländern, Holländern, Flamen, Spaniern und Deutschen. 6 Darüber hinaus 
war das Bild eines Reichtümer liefernden Reiches eine Illusion. Der Wert des 
aus Amerika kommenden Silbers war zwar beträchtlich, doch war es zur Til¬ 
gung alter Schulden bereits verbucht, noch bevor es Spanien erreichte. Die 
Kosten zur Erhaltung des spanischen Reiches in Amerika, Asien, den Nie¬ 
derlanden und Italien zehrten stetig an den Ressourcen, jedoch glaubten we¬ 
nige Spanier, daß ihr Land ohne die Ressourcen des Reiches auskommen 
könnte. 

Außerhalb des spanischen Hofes richteten die Spanier ihre Präferenzen für 
die bourbonischen oder habsburger Kandidaten nach ihren eigenen Interes¬ 
sen und Zielen aus, nicht nach dem Ideal einer dynastischen Erbfolge. Im 
östlichen Teil des Landes bestanden aufgrund der jüngsten Besetzung dieser 
Gegend durch die Franzosen gegen diese viele Vorbehalte. Spanien hatte sei¬ 
ne Teilnahme am Neunjährigen Krieg 1697 durch einen separaten Friedens¬ 
vertrag mit Frankreich beendet, das gemäß den Vertragsbestimmungen Bar¬ 
celona und Katalonien zurückgegeben hatte. Ungeachtet dessen blieb sowohl 
in Kastilien wie auch in Katalonien eine unterschwellige Feindschaft gegen 
die Bourbonen bestehen, während im übrigen Spanien die Meinung offen¬ 
sichtlich gespalten war. 7 Die Frage der Erbfolge war daher in gewisser Hin¬ 
sicht auch eine Angelegenheit von sich gegenüberstehenden Fraktionen und 
eines sich entwickelnden Bürgerkriegs innerhalb Spaniens. 


s John Lvnch, Bourbon Spain, 1700-1808, Oxford 1989. 
‘ Ebd., S. 20 f. 

7 Ebd., S. 37. 
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Unabhängig von einigen Anzeichen ökonomischer Prosperität innerhalb 
des Reiches war der Gesamteindruck, den Spanien im Jahre 1700 bot, kein 
glücklicher. Wie es ein erfahrener Würdenträger, der Herzog von Escalona 
und Marques de Villena, in einem Brief an Louis XIV. im November 1700 
ausdrückte: 

Der gegenwärtige Zustand des Reiches ist der traurigste in der Welt, da 
die schwächlichen Regierungen der letzten Könige und die verdorbene 
Schmeichelei der Diener und Minister eine entsetzliche Unordnung in 
den Staatsgeschäften hervorgerufen haben: Gerechtigkeit gibt es keine 
mehr, die Staatsführung wird vernachläßigt, Ressourcen verkauft, die 
Religion verzerrt, der Adel demoralisiert, das Volk unterdrückt, die 
Macht ist verfallen und die Liebe und der Respekt für die Krone ent¬ 
schwunden. 8 

Die Spanier, die sich über die Zukunft ihres Landes Gedanken machten, 
strebten an, diese Entwicklung umzukehren. In Erinnerung an die Tage Kai¬ 
ser Karls V. hatten sie wenig Interesse daran, Teil einer riesigen internationa¬ 
len Dynastie zu werden, sondern trachteten nach einem eigenen Herrscher. 
Seit dieser Zeit hatte das spanische Habsburg schon lange aufgehört, seine 
Politik mit Wien zu koordinieren. Das oberste Ziel der Entscheidungsträger 
in Spanien bestand darin, den Zerfall des spanischen König- und Kolonial¬ 
reiches zu verhindern und es als eine unabhängige politische Einheit zu be¬ 
wahren, anstatt es durch einen vom Ausland angeleiteten Vizekönig regiert 
zu sehen. Gleichzeitig hatten die Führer Spaniens allen Grund, am Verbleib 
der Überseebesitzungen im spanischen Besitz interessiert zu sein. Ihr Inter¬ 
esse war von konservativer Natur und galt der Sicherung des Territoriums, 
der Beibehaltung des Status Quo und dem Schutz der Ressourcen. Sie 
wünschten keine grundlegenden Änderungen in der Struktur des öffentli¬ 
chen oder privaten Lebens in Spanien, denn nur auf der Basis der Tradition 
konnten sich die Würdenträger des Landes Einkünfte, Patronage, Beschäfti¬ 
gung und Chancen für die Zukunft sichern. 9 

Frankreich 

Der Sonnenkönig Louis XIV. saß bereits über ein halbes Jahrhundert auf 
dem französischen Thron, bevor die Frage der spanischen Thronfolge im 
Jahre 1700 akut wurde. Die sich abzeichnende Problematik hatte ihn jedoch 


8 .The present state of the realm is the saddest in the world, for the feeble government of the 
last fcw kings, and the base adulation of servants and ministers, have produced a horrible dis- 
order in affairs: justice is abandoned, policy neglected, resources sold, religion distorted, the 
nobility demoralised, the people oppressed, power decayed, and love and respcct for the Cro¬ 
wn lost.“ Brief vom 29. November 1700, zitiert in: Henry Kamen, The War of the Succession 
in Spain, 1700-1715, London 1969, S. 25, übersetzt aus: Manuel Danvila y Collado, El Poder 
Civil en Espana, Madrid 1885, 3. Bd., S. 369 f. 

’ Lynch, Bourbon, S. 23; Kamen, War, S. 9 f. u. S. 24-28. 
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bereits seit mehreren Jahrzehnten beschäftigt. Als die Verkörperung des kö¬ 
niglichen Absolutismus glaubte Louis an die hervorgehobene Stellung 
Frankreichs und der bourbonischen Dynastie in Europa. Als Monarch ver¬ 
körperte Louis zwei wichtige gedankliche Strömungen, die für seine Rolle 
in den Ereignissen, die zum Spanischen Erbfolgekrieg führten, von Bedeu¬ 
tung sind. Auf der einen Seite glaubte er an die Legitimität und die wesent¬ 
lichen Gesetze der Monarchie; seiner eigenen Überzeugung zufolge zöger¬ 
te er zu stören, was Gott geweiht hatte. Auf der anderen Seite war er in Be¬ 
zug auf die internationale Politik ein pragmatischer Opportunist. Die Ba¬ 
lance zwischen diesen beiden, gelegentlich einander ausschließenden 
Aspekten seines Denkens verschob sich im Laufe der Zeit. Zwischen 1696 
und 1712 befand sich Louis XIV. in der von Historikern als „siebtes und 
achtes Stadium“ seines Denkens bezeichneten Phase. In der siebten Phase, 
zwischen 1696 und 1700, bestand sein Hauptanliegen in einem pragmati¬ 
schen Zugang zum System der internationalen europäischen Politik, in dem 
Frankreich den ehrenvollen Führungsplatz, jedoch keine hegemonialc 
Position inne hatte. In der nächsten Phase, die in 1700 begann, verlagerte er 
die Prioritäten seines Denkens zur monarchischen Legitimität und stellte so 
seine Ideale über die praktische Politik und den pragmatischen Opportunis¬ 
mus. 10 

Im Jahre 1697 war Frankreich zwar die stärkste Militärmacht Europas, 
verspürte jedoch nur ein geringes Bedürfnis nach weiteren Kriegen. Der 
Neunjährige Krieg war gerade mit dem Frieden von Rijswijk zu Ende ge¬ 
gangen und Frankreich war zu diesem Zeitpunkt, der gelegentlich als der 
Anfang seines Niederganges bezeichnet worden ist, erschöpft und aus¬ 
gelaugt. In anderer Hinsicht hatte es jedoch einen großen Sieg errungen. Die 
Belastungen des Krieges hatten sicherlich Spuren in der französischen Wirt¬ 
schaft hinterlassen und Louis hatte Zurückhaltung und Mäßigung bei seinen 
Forderungen gezeigt, aber am Ende hatte Frankreich den Frieden durch 
Kompromiß und unter den von ihm angebotenen Bedingungen ausgehan¬ 
delt. Auf diesem Wege hatte es das unabhängige Herzogtum Lothringen ent¬ 
waffnet, das Elsaß erhalten, seine Grenzen ostwärts bis zum Rhein ausge¬ 
dehnt und die Westindische Insel Santo Domingo (den westlichen Teil der 
Insel Hispaniola, dem heutigen Haiti) erworben. Letztere würde durch ihre 
Zuckerplantagen bald eine Quelle des Reichtums für Frankreich werden. Die 
Übereinkunft von Rijswijk bedeutete, wie es Louis selbst erfreut zusammen¬ 
faßte, daß 

„Strasbourg, eines der Hauptbollwerke des Reiches und der Häresie, ist 
für immer mit der Kirche und meiner Krone vereint; der Rhein als 
Grenze zwischen Frankreich und Deutschland etabliert, und was für 
mich am wichtigsten ist, die Ausübung der wahren Religion durch die 
feierliche Abmachung zwischen den Flerrschern verschiedener Religi- 


10 Andrew Lossky, Some Problems in Tracing thc Intellectual Development of Louis XIV. from 
1661 to 1715. In: Rule, Louis XIV., S. 325 u. S. 336-338. 
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onszugehörigkeiten authorisiert: Dies sind die Gewinne des jüngsten 
Vertrages.“ 11 

Indem er den Eindruck erweckte, daß Frankreich zur Erhaltung des Friedens 
eine Übereinkunft mit den anderen europäischen Mächten anstrebte, legte 
Louis das Fundament für die Mittel, durch die er seine eigenen Ziele bezüg¬ 
lich der spanischen Erbfolge verwirklichen wollte. Wie in Rijswijk und in 
den folgenden Jahren bis 1700 zeigte er sich als Pragmatiker, der um des eu¬ 
ropäischen Friedens willen für Kompromisse offen war. Sobald er Entschei¬ 
dungen aufgrund anderer Prioritäten zu treffen begann, erschien er jedoch, 
obwohl immer noch ein Pragmatiker, doppelzüngig und nicht vertrauens¬ 


österreich 

Die Befreiung Wiens von den Türken 1683 erzeugte eine solche Begeisterung 
in Deutschland, daß diese in eine Art „Reichspatriotismus“ ausartete. Das 
Ergebnis war jedoch nicht die Wiederherstellung des alten Heiligen Römi¬ 
schen Reiches, sondern der Aufstieg des von den Habsburgern beherrschten 
Österreichs zu einer europäischen Großmacht. In diesen Jahren zwischen 
1688 und 1699 hatte Kaiser Leopold I. einen Zweifrontenkrieg zu kämpfen. 
Im Osten stand er den Türken und im Westen Frankreich gegenüber. Der 
Erfolg in diesen Kriegen brachte für Österreich nicht nur ein gesteigertes 
Ansehen, sondern auch neue Verpflichtungen und Verantwortlichkeiten 
beim Regieren der neu- und wiedereroberten Gebiete in Osteuropa mit sich. 
Darüber hinaus waren die Hauptanliegen Leopolds die Sicherung der Nach¬ 
folge in seinen eigenen Erbländern für seinen ältesten Sohn Joseph sowie die 
Sicherung der spanischen Erbfolge für seinen zweiten Sohn Karl. Dazu 
gehörte, daß Leopold besonderes Gewicht auf die spanischen Territorien in 
Italien legte, die Spanien ursprünglich als Reichslehen erhalten hatte und die 
Leopolds Überzeugung zufolge mit dem Tode von Carlos an den Kaiser 
zurückgefallen waren. 

Bei dieser Bandbreite der österreichischen Unterfangen hatten sowohl die 
katholischen wie auch die protestantischen Fürsten Deutschlands Leopold 
mehr Unterstützung zuteil werden lassen, als jedem anderen Kaiser der 
vorangegangenen 50 Jahre. Doch dafür hatte Leopold einen Preis zahlen 
müssen, dessen langfristige Folgen ihm Sorgen bereiteten und seinen Hand¬ 
lungsspielraum einengten. Um die Unterstützung einiger der einflußreich¬ 
sten deutschen Fürsten, von denen viele bedeutende Armeen unterhielten, zu 


11 „Strasbourg, one of thc principal ramparts of thc Empire and of heresy, [is] United for cver 
with the Church and my Crown; the Rhine established as the barrier between France and Ger- 
many, and most important to me, the practice of the true religion authorised by soiemn enga- 
gement entered into by Sovereigns of different religions: these arc the gains of the recent trea¬ 
ty.“ Lettre du Roy ecrit a monseigneur i’archeveque de Paris pour faire chanter le Te Deum en 
l'eglise de Notrc Dame, en action de gräces de la paix conclue avec I’cmpercur a l’Empire 
(1698), zitiert in; Bluche, Louis XIV., S. 440. 
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gewinnen, wurde Leopold dazu gebracht, einer Reihe von Forderungen zu¬ 
zustimmen. Die wichtigsten dieser Forderungen waren der Wunsch von 
Ernst August von Hannover nach der neunten Kurfürstenwürde, die Wahl 
August von Sachsen zum König von Polen 1697 und die Erhebung von 
Kurfürst Friedrich III. zum König in Preussen 1700. 12 Vereinbarungen über 
diese Fragen führten zu Hoffnungen und Forderungen von anderen, von 
denen die meisten weit mehr an ihren eigenen lokalen, als an das Reich be¬ 
treffenden Fragen oder dynastischen Angelegenheiten interessiert waren. 

Die Kriege des 17. Jahrhunderts endeten gerade zu dem Zeitpunkt, als 
Österreichs Staatsfinanzen an ihre Grenzen gestoßen waren. In der folgen¬ 
den Friedensperiode spalteten sich Österreichs Führer in zwei Lager. Immer 
noch vorherrschend waren die älteren und eher konservativen Männer aus 
der Generation des Kaisers, die die dynastische Verbindung mit Spanien 
wertschätzten. Sie stimmten mit dem Kaiser in der Ansicht überein, daß er 
versuchen sollte, für seinen zweiten Sohn das gesamte spanische Erbe zu er¬ 
werben. Eine andere Partei hatte sich jedoch um Leopolds ältesten Sohn und 
unbestrittenen Erben, Joseph, versammelt. Dieses Lager strebte nach mi¬ 
litärischen und finanziellen Reformen, um Österreich auf die Möglichkeit ei¬ 
nes weiteren Krieges mit Frankreich vorzubereiten. Sie waren weniger 
an den dynastischen Verbindungen mit Madrid interessiert. Statt dessen 
konzentrierten sie ihre Gedanken auf die österreichische Politik gegenüber 
Ungarn und den Ländern entlang der Donau in Zentraleuropa, maßen aber 
auch der geostrategischen Lage der spanischen Gebiete in Italien für Öster¬ 
reich besondere Bedeutung zu. Mailand und die Lombardei waren für sie die 
Kreuzungen Italiens und besonders wichtig in Hinblick auf weitere Pläne 
Österreichs in den Anrainerstaaten der östlichen Adria. Die Mitglieder dieser 
jüngeren Gruppe tendierten dazu, ihren Staat als eine Einheit und nicht als 
eine Föderation zu betrachten. Zugleich neigten sie zu militanteren Stand¬ 
punkten und scheuten nicht den Gedanken eines neuen Krieges. 13 

Wie auch immer, der Kaiser konnte die Ansprüche Habsburgs auf die spa¬ 
nische Erbfolge gut überwacht wissen: Zuerst durch seine Schwester und Wit¬ 
we Felipes IV., Königin Marianna, und nach ihrem Tod 1696 durch Leopolds 
angeheiratete Schwester, die junge Königin und zweite Frau von Carlos II., 
Maria Anna von Pfalz-Neuburg, die großen Einfluß auf die spanische Politik 
ausübte. 


Die deutschen Staaten 

Österreich war der dominierende Staat innerhalb des Reiches und sein Herr¬ 
scher war der Kaiser. Die Machtmittel des alten Heiligen Römischen Reiches 
Deutscher Nation waren jedoch von der Teilnahme der anderen deutschen Staa¬ 
ten abhängig. Traditionsgemäß hatte der Kaiserliche Reichstag das Recht behal- 


,J Karl Otmar von Aretin, Das Alte Reich, 1648-1806, Bd. 2: Kaisertradition und österreichische 
Großmachtpolitik, 1684-1745, Stuttgart 1997, S. 11 u. S. 53 f. 

11 Spielman, Leopold I, S. 179 f. 
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ten, Kriege zu erklären und den Territorien des Reiches Steuern aufzuerlegen, 
um diese Kriege zu finanzieren. Seit seiner Einberufung nach Regensburg 
1663 durch Leopold, um das Reich gegen die Türken zu verteidigen, hatte 
der Reichstag seine legislative Funktion fast vollständig brachliegen lassen. 
Das Gremium wurde zu einer nützlichen, dauerhaft tagenden diplomatischen 
Konferenz in der Donaustadt, wo die Gesandten aller deutschen Staaten ih¬ 
re Angelegenheiten besprechen und sich mit Vertretern anderer europäischer 
Staaten treffen konnten, die oft direkt beim Reichstag akkreditiert waren. 
Der Reichstag selbst trat nur noch selten zusammen, außer zu großen zere¬ 
moniellen Ereignissen, wie zum Beispiel der Krönung eines neuen Kaisers. 
Die Institution bestand aus vier Kammern: Die der Fürsten, der Ritter, der 
Städte und, als wichtigste und prestigeträchtigste, der Versammlung der 
Kurfürsten. Die Kurfürsten hatten weiterhin das Recht, den Kaiser zu 
wählen und waren daher wichtige politische Kräfte. Es gab acht Kurfürsten, 
aber Leopold hatte Ernst August von Flannover 1692 versprochen, daß die¬ 
ser der neunte Kurfürst werden sollte, ein Versprechen, dessen Einlösung er 
verzögerte, nachdem es im Reichstag über diese Frage zu einem Patt kam. 14 

Regionale Angelegenheiten innerhalb des Reiches wurde von den zehn 
Reichskreisen behandelt, von denen jeder typischerweise von einem oder 
zwei der größeren Fürstentümer des Gebietes dominiert wurde. Die Wei¬ 
gerung der Kreise, das Reich während des Zweifrontenkrieges 1688 - 1697 
voll mit militärischen Kräften zu unterstützen, hatte zur Bildung von alter¬ 
nativen, mit militärischen Fragen beschäftigten Gruppierungen und Vereini¬ 
gungen geführt. Dies steigerte tendenziell die Unruhe zwischen den gut 
gerüsteten Staaten, wie zum Beispiel Brandenburg, Sachsen, Hannover, Bay¬ 
ern und Hessen-Kassel, und den Fürstentümern, die weniger stark bewaff¬ 
net und für ihre Verteidigung vom Kaiser oder einem anderen Fürstentum 
abhängig waren. Zusammengefaßt: Wenn Österreich die militärischen Kräf¬ 
te innerhalb des Reiches für einen Krieg über die spanische Erbfolge vereini¬ 
gen wollte, waren die Handlungsmöglichkeiten des Kaisers durch die zahl¬ 
reichen lokalen Interessen der deutschen Staaten eingeschränkt, die er 
befriedigen mußte, um sich ihre Kooperation und militärische Unterstüt¬ 
zung zu sichern. 

Eine weitere Schwierigkeit bestand in dem Umstand, daß der Kaiser die 
militärischen Angelegenheiten über den Hofkriegsrat in Wien leitete. In den 
späten 1690er Jahren gab es keinen militärischen Führer innerhalb des Rei¬ 
ches, der aufgrund des ihm entgegengebrachten Respekts den Hofkriegsrat 
ohne Opposition dominieren konnte. Zudem unterhielt das Reich kein ste¬ 
hendes Heer, jedoch gab es eine Anzahl von Fürsten, die sich kürzlich auf 
militärischem Gebiet ausgezeichnet hatten. Viele von ihnen kommandierten 
die Armee ihrer eigenen Fürstentümer und hatten festgefügte Ansichten be¬ 
züglich militärischer Angelegenheiten. Unter ihnen waren Männer wie Prinz 
Eugen von Savoyen, Kurfürst Max Emmanuel von Baden, Kurfürst Frie¬ 
drich August von Sachsen und Markgraf Ludwig Wilhelm von Baden-Baden. 


14 Ebd., S. 22. Aretin, Alte Reich, S. 136. 
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Die Aussicht auf einen Konflikt zwischen den Habsburgern und den 
Bourbonen über die spanische Erbfolge wurde in den meisten der unabhän¬ 
gigen deutschen Staaten hauptsächlich im Lichte der bestehenden Allianzen 
und unter dem Aspekt gesehen, wie der jeweilige Staat am besten seine eige¬ 
nen Ziele verwirklichen konnte. Zur Auswahl standen entweder ein Verbleib 
in der Neutralität oder, je nach Einschätzung der jeweiligen Vorteile, ein Mi¬ 
litärbündnis mit Frankreich oder Österreich. Im Falle einiger kleinerer Staa¬ 
ten war die geographische Lage in Hinblick auf zu erwartende Kampfräume 
und militärische Nachschubwege ausschlaggebend. Die Lage vieler deutscher 
Staaten entwickelte oder änderte sich in dem Zusammenspiel der Ereignisse, 
die dem Ende des Krieges mit Frankreich 1688-1697 folgten. Vor diesem hat¬ 
te es lange enge Verbindungen einiger deutscher Staaten mit den Franzosen 
und Holländern gegeben, durch die sie wertvolle finanzielle Subsidien zu ih¬ 
rer Unterstützung erhalten hatten, viele davon unter Vermietung von Trup¬ 
pen für ausländische Dienste. 15 Jedoch hatte Frankreich viele Sympathien, 
die es vormals in den deutschen Staaten genossen hatte, durch die Politik der 
mutwilligen Zerstörung verspielt, in deren Zuge französische Armeen Hei¬ 
delberg, Mannheim und andere Orte am Rhein während des Krieges 1688- 
1697 niedergebrannt hatten. Ungeachtet dieser Erfahrung existierten unter 
anderen deutschen Fürsten weiterhin pro-französische Einstellungen, beson¬ 
ders in den Fällen, wo der französische Einfluß den Ausschlag für die eine 
oder andere Seite auf lokaler Ebene geben konnte. 

Die Beziehungen zwischen den deutschen Fürsten wurden weiterhin 
durch das tiefe Mißtrauen zwischen den katholischen und protestantischen 
Staaten sowie durch andere Eifersüchteleien und Ambitionen verkompli¬ 
ziert. Der Vertrag von Rijswijk hatte die religiösen Streitigkeiten in Deutsch¬ 
land durch eine Klausel wieder angefacht, die von Louis XIV. als ein großer 
Sieg betrachtet wurde. Diese Klausel legte fest, daß die katholische Religion 
in Gebieten, die an deutsche Staaten zurückgegeben worden waren, fortbe- 
stehen würde, selbst wenn diese Gebiete ursprünglich protestantisch gewe¬ 
sen und nur durch die Aufhebung des Ediktes von Nantes katholisch ge¬ 
worden waren. 16 

Bei einer Reihe von deutschen Staaten stand bereits fest, daß ihre Interes¬ 
sen eine Unterstützung der habsburgischen Politik festlegten. Brandenburg, 
ermutigt durch die Wahl Friedrich Augusts von Sachsen zum König von Po¬ 
len 1697, brauchte weiterhin Unterstützung zur Erringung der preussischen 
Krone. Hannover strebte danach, die Einrichtung der neunten Kurfürsten¬ 
würde endgültig abzuschließen und entwickelte zudem ein starkes Interesse 
an der Möglichkeit, auf den englischen Thron nachzufolgen. Andere Fürsten 
stellten sich gegen diese Bestrebungen. Einige, wie zum Beispiel der Herzog 
von Braunschweig-Wolfenbüttel, waren eifersüchtig auf diese zugesagten 
Vorrechte, während andere der Ansicht waren, daß diese Veränderungen das 


15 Zu diesem Thema siehe: Max Braubach, Die Bedeutung der Subsidien für die Politik im spa¬ 
nischen Erbfolgckrieg, Bonn 1923 (Bücherei der Kultur und Geschichte, Bd. 28). 

14 Aretin, Alte Reich, S. 41-51. 
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empfindliche Gleichgewicht innerhalb des Reiches zwischen den großen und 
kleinen, katholischen und protestantischen, gerüsteten und ungerüsteten 
Staaten störten. 

Der Kurfürst und Erzbischof von Mainz, Lothar Franz von Schönborn, 
hatte, um ein anderes Beispiel zu nennen, angefangen, das Vertrauen zu ver¬ 
lieren, daß Wien die Interessen seiner Region unterstützen würde. Er war be¬ 
sonders besorgt, seit der Kaiser 1696 die Neutralisierung Italiens akzeptiert 
und Strasbourg den Franzosen überlassen hatte, was die Sicherheit von 
Mainz und anderer deutscher Staaten entlang des Rheins dauerhaft gefährde¬ 
te. In seiner zusätzlichen Eigenschaft als Erzkanzler des Reiches stand der 
Kur-Erzbischof von Mainz auch den Reichskreisen vor, die er als unfähig er¬ 
lebte, in Fragen des Militärs und der Verteidigung zu einer gemeinsamen 
Vorgehensweise zu finden. In dem Versuch, diesen Stillstand zu umgehen, 
führte er eine Bewegung zur Schaffung einer Vereinigung von unabhängigen 
Staaten innerhalb des Reiches an, die nicht die Sache des Kaisers unterstüt¬ 
zen, sondern durch die Schaffung einer dauerhaften Armee am Rhein die 
Neutralität dieser Region erhalten würde. 17 

Bayern 

Unter den deutschen Staaten war Bayern ein Sonderfall. Der junge Max Em¬ 
manuel, der an seinem achtzehnten Geburtstag 1680 seinem Vater als Kur¬ 
fürst nachgefolgt war, hatte sich schnell einen Ruf als Militärführer im 
Kampf gegen die Türken erworben. Als Max Emmanuel 1685 die Tochter 
Kaiser Leopolds und Enkelin König Felipes IV. von Spanien heiratete, wur¬ 
de das kurfürstliche Haus von Bayern direkt in die Frage der spanischen 
Erbfolge involviert. Nachdem die Armee Louis XIV. 1689 in die Pfalz ein¬ 
marschiert war, ernannte der Kaiser Max Emmanuel zum Befehlshaber der 
Reichsarmee am Rhein und kurz darauf veranlaßten er und seine Schwester, 
Königin Mariana von Spanien, den spanischen König, Max Emmanuel 1691 
zum Stadhouder in den Spanischen Niederlanden zu ernennen. Max Emma¬ 
nuel stimmte dieser Ernennung als dem ersten Schritt zu, dieses Gebiet dau¬ 
erhaft für die Wittelsbacher zu gewinnen, da seine Frau Maria Antonia in 
ihrem Hochzeitsvertrag ihre Ansprüche auf die spanische Krone aufgegeben, 
ihre Ansprüche auf die Niederlande jedoch behalten hatte. Im darauffolgen¬ 
den Jahr 1692 brachte das Paar einen Sohn, Joseph Ferdinand, zur Welt. Als 
Maria Antonia zwei Monate später starb, unterstützte Königin Mariana von 
Spanien stark die populären Ansprüche des jungen Kurfürsten auf die spani¬ 
sche Thronfolge, um so die Schwierigkeiten zu vermeiden, die eine direkte 
Union zwischen Österreich und Spanien bringen könnten. Kardinal Porto- 
carrero überzeugte Carlos 1696, eine Erklärung zugunsten von Joseph Fer¬ 
dinand zu unterschreiben, doch die neue Königin sorgte schnell für deren 


17 Richard H. Thompson, Lothar Franz von Schönbom and the Diplomacy of the Electorate of 
Mainz, Den Haag 1973, S. 100-129 (International Archives of the History of Ideas, Series Mi¬ 
nor 5); Aretin, Alte Reich, S. 73-85. 
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Annullierung, damit dadurch die Ansprüche Österreichs nicht vorzeitig ge¬ 
schädigt werden würden. 

Ungeachtet dessen blieben die Ansprüche Bayerns nicht nur in rechtlicher 
Hinsicht stark, sondern auch als politische Kompromißlösung zwischen den 
europäischen Staaten attraktiv. Um diese weiter zu fördern, schloß Max Em¬ 
manuel 1696 eine Vereinbarung mit Friedrich III. von Brandenburg, in der 
beide jeweils die Ansprüche des anderen auf eine Krone unterstützten. Dar¬ 
über hinaus hatte Max Emmanuel durch seinen Bruder Joseph Clemens, dem 
Kur-Erzbischof von Köln und Bischof von Liege in den Spanischen Nieder¬ 
landen, eine weitere Verbindung innerhalb der deutschen Staaten. Dies schuf 
eine natürliche Allianz zwischen beiden Staaten, mit starken Verbindungen 
sowohl in den deutschen Staaten als auch in den Spanischen Niederlanden. 

Die holländische Republik 

Seit 1688 waren die holländische Republik und England unlösbar durch die 
Person Williams III. verbunden. Im Bereich der Außen- und Militärpolitik 
waren die Bande so eng, daß viele Zeitgenossen außerhalb der beiden Länder 
nicht zwischen ihnen unterscheiden konnten und, in der Annahme, daß ihre 
Ansichten absolut identisch seien, auf beide in einem Atemzug als „die See¬ 
mächte“ Bezug nahmen. Zugleich herrschte über die konkrete Natur von 
Williams Ämtern und Machtbefugnissen verbreitete Unkenntnis. Einige nah¬ 
men an, daß er, wenn schon nicht innerhalb der konstitutionellen Monarchie 
Englands, so doch in den Niederlanden absolutistische Macht hatte. Die An¬ 
nahmen waren in beiden Fällen falsch. 

William war tatsächlich die treibende Kraft sowie Herz und Seele sowohl 
der englischen wie auch der holländischen Opposition gegen Louis XIV., 
und er war die Schlüsselfigur, die die Militär- und Finanzpolitik beider Staa¬ 
ten vereinigte. In der holländischen Republik hatten natürlich viele seine au¬ 
toritären Tendenzen zur Kenntnis genommen, jedoch blieb das Land weiter¬ 
hin eine Republik und William, als der Fürst von Orange und Stadhouder in 
fünf der sieben Provinzen, war faktisch Oberbefehlshaber der holländischen 
Streitkräfte. Er hatte in einem Ausmaß Einfluß, wie es kein Stadhouder vor 
ihm erreicht hatte, jedoch begründete sich seine Macht zu einem großen Teil 
auf ein sorgfältig gewebtes Netz aus Günstlingstum, Patronage und persön¬ 
lichem Einfluß unter den besonderen Umständen jener Zeit. 18 Am wesent¬ 
lichsten war, daß die Schlüsselakteure der holländischen Republik der An¬ 
sicht waren, die bedrohliche und überwältigende Macht Frankreichs sei nur 
durch gemeinsames Handeln mit England einzudämmen. Während England 
und die Republik oft über die zu erreichenden Ziele in Übereinstimmung 
waren, so bestanden doch essentielle Unterschiede zwischen ihnen und jedes 
Land hatte unterschiedliche Sicherheitsinteressen. Das hauptsächliche Inter¬ 
esse der Holländer bestand in der Bewahrung ihrer politischen Unabhängig- 


18 Jonathan Israel, The Dutch Republic. Its Rise, Greatness, and Fall, 1477-1806, Oxford 1995, 
S. 854. 
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keit, der Aufrechterhaltung einer wirksamen Landverteidigung gegen Frank¬ 
reich und der Förderung der holländischen Wirtschaft. 

Diese zeigte bei Aushruch des Neunjährigen Krieges Zeichen eines fort¬ 
währenden Niedergangs. Das holländische Überseehandelssystem bildete 
das Herz der Volkswirtschaft und sein Abstieg zeigte sich im Niedergang der 
Städte und den sozialen Problemen im Inneren, die durch steigende Steuern 
und die Kosten des Krieges verschärft wurden. Als der Friede von Rijswijk 
1697 unterzeichnet wurde, waren die holländischen Diplomaten der Ansicht, 
daß sie ihre wichtigsten Kriegsziele erreicht hatten. Ihre Verteidigungsanla¬ 
gen zu Lande schienen wieder gesichert, da Louis seine Ansprüche auf die 
Spanischen Niederlande zurückgenommen und eingewilligt hatte, Luxem¬ 
burg zu räumen und sowohl die Kette von defensiven Sperrfestungen in den 
Spanischen Niederlanden wie auch eine Anzahl anderer, von diesen abhän¬ 
gigen Befestigungen und Dörfer, an holländische Truppen zurückzugeben. 
Zudem hatte Frankreich in einem gesonderten Handelsvertrag der Normali¬ 
sierung der Handelsbeziehungen zugestimmt und sich bereit erklärt, die 
1667 erhöhten Einfuhrzölle außer Kraft zu setzen, die entweder neu verhan¬ 
delt werden oder durch eine Rückkehr zu den für die Holländer eher akzep¬ 
tablen Sätzen von 1664 ersetzt werden sollten. 

Obwohl Handel und die Sperrfestungen zwei verschiedene Angelegenhei¬ 
ten waren, wurden beide durch die Frage verbunden, welche Macht die süd¬ 
lichen Niederlande kontrollierte. Die oberen Flußläufe waren unter franzö¬ 
sischer Kontrolle, doch die wichtigen Häfen lagen in den südlichen 
Niederlanden und daher war deren Unabhängigkeit von Frankreich beson¬ 
ders wichtig. Unmittelbar im Westen lag Dünkirchen, dessen befestigter 
Hafen die Operationsbasis für französische Freibeuter und Kriegsschiffe 
gewesen war. Zusätzlich zu den bereits erwähnten Punkten hatten die Fran¬ 
zosen die anglo-holländische Allianz unter Führung William III. bestätigt. 
Oberflächlich sah es also so aus, als ob die wichtigsten Fragen gelöst worden 
waren, doch wurde schnell deutlich, daß dies nicht der Fall war. 

Die tiefe persönliche Feindschaft und das gegenseitige Mißtrauen zwischen 
Louis XIV. und William III. blieb bestehen. Die spanische Erbfolge warf für 
die Holländer Fragen der Welthegemonie auf, da sie nicht nur Angelegenhei¬ 
ten der europäischen Politik, sondern des internationalen Handels und der 
kolonialen Ambitionen beinhaltete. Dies genügte, um Spannungen auf dem 
internationalen Parkett zu erzeugen. Innerhalb nur weniger Monate nach 
dem Zustandekommen der Übereinkunft von Rijswijk fanden die Holländer 
schnell ihr grundlegendes Mißtrauen bezüglich der französischen Absichten 
bestätigt. Bei der Frage der Zollsätze begannen die Franzosen fast umgehend, 
fadenscheinige Einsprüche zu erheben und den Handelsvertrag in einer 
Weise zu interpretieren, die sich völlig von dem holländischen Verständnis 
dieser Übereinkunft unterschied. Die Holländer begannen sofort mit 
Verhandlungen und brachten diese nach langer Zeit zu einem akzeptablen, 
wenn auch nicht befriedigenden Ende, das ihr Mißtrauen gegenüber den 
Franzosen weiter verstärkte. Aufgrund der weiter bestehenden Unruhe auf 
der internationalen Bühne behielt William seine politische Autorität und 
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seinen Einfluß in der holländischen Republik und verkörperte dadurch wei¬ 
terhin die holländische Opposition zu Frankreich. 19 

Selbst nach der Übereinkunft von Rijswijk blieben die südlichen Nieder¬ 
lande eine Sorge der Holländer. Die Aufgabe dieses Gebietes durch die Fran¬ 
zosen war eine Schlüsselklausel der Übereinkunft, doch der spanische Gou¬ 
verneur, Kurfürst Max Emmanuel von Bayern, hatte seine eigenen 
Ambitionen und entwickelte enge Bande zu Frankreich. Während des Neun¬ 
jährigen Krieges war Spanien nicht in der Lage gewesen, sein Territorium in 
den südlichen Niederlanden gegen Frankreich zu verteidigen. 

England 

Der Spanische Erbfolgekrieg war nur der zweite in einer Serie von insgesamt 
sieben größeren Kriegen zwischen Frankreich und England, die 1689 begann 
und mehr als ein Jahrhundert andauerte, bevor sie 1815 endete. Für England 
war es offensichtlich, daß der Friede von Rijswijk, der den ersten dieser 
Kriege beendet hatte, die latente Drohung einer französischen Hegemonie in 
Europa und die damit verbundenen Folgen für die Sicherheit und das 
Wachstum der englischen Kolonien sowie die freie Entwicklung des engli¬ 
schen Handels nicht beseitigt hatte. Frankreich blieb auch 1697 der stärkste 
Einzelstaat Europas, doch hatte William als der wichtigste Führer der erfol¬ 
greichen Großen Allianz erhebliches internationales Ansehen gewonnen. Die 
Übereinkunft von Rijswijk erkannte William III. formal als König von Eng¬ 
land an und gab so die internationale Zustimmung zu den internen politi¬ 
schen Regelungen im Gefolge der Glorious Revolution. 

Darüber hinaus war man in England der Auffassung gewesen, daß der 
1689 von William begonnene Krieg die Macht Frankreichs beschneiden wür¬ 
de. Die Engländer hatten durch den Krieg Frankreich besonders von der Er¬ 
richtung einer „universellen Monarchie“ abhalten und die Unterstützung 
dessen beenden wollen, was ihnen wie die unmittelbar bevorstehende, nach 
der Wiedereinführung der römischen Staatskirche in England strebende Ty¬ 
rannei erschien. Diese Ziele waren eindeutig erreicht worden und viele 
Engländer waren der Meinung, daß sie sich nun anderen Dinge zuwenden 
konnten. Obwohl James II. im Pariser Exil blieb, betrachteten ihn viele 
Engländer nicht mehr als Bedrohung. William hatte den Krieg so überzeu¬ 
gend gewonnen, daß seine fortdauernde Sorge um James und die internatio¬ 
nalen machtpolitischen Fragen der spanischen Erbfolge überholt, altmodisch 
und zu den Angelegenheiten Englands in dieser Zeit nur in entfernter Bezie¬ 
hung stehend erschien. 

Im Gegensatz zu der Situation in der holländischen Republik verlor Wil¬ 
liam in den Jahren nach 1697 in England schnell an öffentlicher Unterstüt¬ 
zung. Im selben Zeitraum hatte das Parlament den Problemen und Ausgaben 
im Bereich der auswärtigen und militärischen Angelegenheiten verstärkt sei¬ 
ne Aufmerksamkeit zugewandt, so daß William, dem das Parlament am An- 
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fang seiner Herrschaft eine relativ freie Hand gelassen hatte, sich nun ernst¬ 
hafter Opposition gegenüber sah. Die Ausgaben für den Krieg und schlech¬ 
te Ernten hatten den Wohlstand gemindert und in der englischen Gesell¬ 
schaft bildete sich eine wachsende Abneigung gegen Ausländer, William 
eingeschlossen. Als das Parlament eine kleine Summe zum Erhalt einer Ar¬ 
mee in Friedenszeiten bewilligte, schlug William öffentlich mit der Bemer¬ 
kung zurück, es habe dem Land damit mehr Schaden an einem Tag bereitet 
als der König von Frankreich in acht Jahren. Auf diese Weise, und durch 
die steigenden parteipolitischen Querelen, wurde deutlich, daß es zwischen 
König und Parlament einen tiefen und wachsenden Riß gab. Als sich dieser 
Trend fortsetzte hatte es den Anschein, daß William und seine Politik 
geschwächt wurde und in England an Einfluß verlor, trotz seines erheblichen 
Erfolges und internationalen Ansehens. 20 

Ungeachtet der schwächer werdenden Unterstützung für ihn im Inland 
und der fehlenden Besorgnis vieler Engländer über die Vorgänge auf dem 
Kontinent sah William, daß es weiterhin wichtige Sicherheitsfragen gab, die 
gelöst werden mußten. Erstens war da die Frage, wer ihm als König von 
England nachfolgen würde und welche Implikationen dies für die interna¬ 
tionale Politik barg. Zweitens sah er, was nur wenige seiner englischen Zeit¬ 
genossen realisierten, daß die Situation in den südlichen Niederlanden wei¬ 
terhin die Sicherheit sowohl Englands wie auch Hollands betraf. Im Falle 
Englands betraf die Sorge den englischen Handel in der Scheidt und die 
Möglichkeit, daß die dortigen Häfen die Basis für eine Invasion Britanniens 
bilden könnten. Zusätzlich blieb Dünkirchen eine potentielle Bedrohung für 
den Handel und die Sicherheit beider Seemächte. 

Neben diesen Staaten gab es zwei weitere, deren Interessen von der spani¬ 
schen Erbfolge berührt wurden und die schließlich am Krieg teilnehmen 
würden, aber nur eine kleine Rolle in den Ereignissen spielten, die zu seinem 
Ausbruch führten: Portugal und Savoyen. Diese Länder waren von geo- 
strategischer Bedeutung für beide Seiten und sie traten schließlich aus 
diesem, aber auch aus anderen Gründen, in den Krieg ein. 

Portugal 

Obwohl es nicht mehr, wie noch im 15. Jahrhundert, die wichtigste der See¬ 
mächte war, kontrollierte Portugal immer noch bedeutende Kolonien in Über¬ 
see, einschließlich der weiten Landstriche Brasiliens. Nach über einem halben 
Jahrhundert unter spanischer Vorherrschaft war es zwar 1640 intakt wieder 
auferstanden, blieb jedoch auf militärischem Gebiet relativ schwach. Aufgrund 
seiner geographischen Lage dominierte es die Atlantikküste der iberischen 
Halbinsel und seine Hauptstadt und wichtigster Hafen Lissabon war ein be¬ 
deutendes Zentrum sowohl für den Atlantik- wie auch den Mittelmeerhan¬ 
del. Für die Engländer, mit denen Portugal eine alte Freundschaft verband, 
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war Lissabon aufgrund seiner Lage in der Nähe des Einganges zum Mittel¬ 
meer ein attraktiver Ausgangspunkt sowohl für dieses Seegebiet wie auch für 
Oporto, ein wichtiges Zentrum des Weinhandels. 21 Frankreich lag jedoch 
geographisch näher und war auch mächtiger als England. Die Freundschaft 
zu Frankreich hatte die beste Garantie gegen die Macht Spaniens gebildet 
und auch die beste Gelegenheit, die territorialen Dispute an der spanisch¬ 
portugiesischen Grenze zu beheben. 

Gegen Ende des 17. Jahrhunderts konnte Portugal auf eine lange Periode 
des Friedens zurückblicken und hatte keinerlei Bedürfnis, in irgendeinen 
Krieg einzutreten. Obwohl es neutral bleiben wollte, hatte das Land 1693 
damit begonnen, seine Verteidigung auszubauen. Frankreich und seine Ver¬ 
bündeten hatten daraufhin Subsidien angeboten, doch Portugal war im 
Neunjährigen Krieg neutral geblieben und stellte aus Vorsicht gegenüber den 
französischen Absichten in Spanien schrittweise seine frühere Abhängigkeit 
von Frankreich in Frage. 


Savoyen 

Herzog Vittorio Amadeo II. von Savoyen hatte ein persönliches Interesse an 
der spanischen Erbfolge. Der Anspruch, den er von seinen Vorgängern 
geerbt hatte, begründete sich auf der Hochzeit seines Urgroßvaters, Herzog 
Carlo Emanuelo I., mit einer der Töchter Felipes II. Obwohl die Ansprüche 
seiner wichtigsten Mitbewerber auf den spanischen Thron von engeren und 
jüngeren Verbindungen herrührten, erwartete Savoyen ungeachtet dessen 
territoriale Kompensationen für den Fall, daß die spanischen Lande 
zwischen den verschiedenen Kandidaten aufgeteilt werden würden. Als 
Herzog von Savoyen herrschte Vittorio Amadeo über einen Flickenteppich 
von Territorien, die aufeinanderfolgende Herzoge über die Jahrhunderte 
erworben hatten. Im Jahre 1700 erstreckten sich diese Ländereien zwischen 
Genua im Norden und Nizza mit seinem Mittelmeerhafen Villefranche im 
Süden. Von ihren Ursprüngen in Savoyen am westlichen Hang der Alpen 
hatten die Herzoge den Schwerpunkt ihrer Interessen schrittweise auf das 
Piemont auf der östlichen Seite der Alpen konzentriert, wo sie in Turin auch 
ihre Hauptstadt errichtet hatten. Seine geographische Lage machte Savoyen 
wichtig, da es zwischen der südöstlichen Ecke Frankreichs, der Republik 
Genua, der spanischen Lombardei und dem als das „Milanese“ bekannten 
spanischen Territorium lag. An diesem strategischen Platz kontrollierte 
Vittorio Amadeos stark zentralisierter Staat alle wichtigen Landverbindun¬ 
gen zwischen Frankreich und Italien und wurde häufig als „Torwächter Ita¬ 
liens“ angesehen. 

Nach wiederholten französischen Einmischungen in die Angelegenheiten 
des Herzogtums hatte Vittorio Amadeo 1690 die Verbindungen zu Frank¬ 
reich zerbrochen und zuerst als Verbündeter Spaniens und des Kaisers, dann 

J1 A. D. Francis, The Mcthuens and Portugal, 1691-1708, Cambridge 1966, S. 72-79. Siehe auch: 

L. M. E. Shaw, The Anglo-Portuguese Alliance and the English Merchants of Portugal, 1654- 
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als ein Mitglied der Großen Allianz mitgekämpft. Als ein junger Fürst ver¬ 
suchte er sowohl sich einen Namen zu erwerben, wie auch sein Herzogtum 
unabhängiger und stärker zu machen. Gleichzeitig sahen die Alliierten, daß 
sie den geo-strategischen Vorteil Savoyens für ihre eigenen Zwecke nutzen 
konnten. Der Neunjährige Krieg hatte Savoyens magere Ressourcen er¬ 
schöpft, doch als der Herzog 1695 einen Separatfrieden mit Frankreich 
schloß, handelte er sich damit den Ruf eines unzuverlässigen Verbündeten 
ein. In den darauffolgenden Jahren fand er sich in einer ganz und gar unbe¬ 
friedigenden Position wieder. Er war wieder einmal abhängig von Frank¬ 
reich, es war unwahrscheinlich, daß seine früheren Verbündeten Savoyens 
Anspruch auf einen Anteil am spanischen Land in Italien unterstützen wür¬ 
den, und er sah sich mit der unangenehmen Aussicht konfrontiert, daß die 
dominanten Interessen entweder Österreichs oder Frankreichs die Nachbar¬ 
länder Mailand und Lombardei kontrollieren würden. Welche Chancen 
Savoyen in der Zukunft auf den Erwerb von Territorium hatte, wurde aus¬ 
schließlich von den größeren politischen Interessen der Großmächte be¬ 
stimmt. 22 

Die internationale politische Ordnung, die 1648 für Europa bestätigt wor¬ 
den war, hatte die Grundlage für die individuellen Interessen der Staaten ge¬ 
legt, wie sie ein halbes Jahrhundert später bestanden. Die Ereignisse zwi¬ 
schen 1697 und 1702 spiegelten die Erkenntnis wider, daß eine neue 
internationale politische Ordnung errichtet werden mußte, die den sich 
durch die spanische Erbfolge ändernden Machtverhältnissen Rechnung trug, 
entweder durch eine internationale Übereinkunft oder, falls dies scheitern 
sollte, durch Krieg. 

III. Der Hergang der Ereignisse in der internationalen Politik 

Der Friede von Rijswijk hielt weniger als vier Jahre. 23 Die gleichen Staaten 
lagen, obwohl durch den Neunjährigen Krieg wirtschaftlich und finanziell 
erschöpft, ab 1702 wieder im Krieg. Die Rückkehr zum Konflikt nach einer 
so kurzen Friedensperiode läßt sich auf vier, miteinander verbundene Fakto¬ 
ren zurückführen: (1) Die Übereinkunft von Rijswijk war in Hinblick auf 
langfristige Sicherheit ungenügend. (2) Die einander zuwiderlaufenden In¬ 
teressen der verschiedenen Staaten, die von den durch den spanischen Erb¬ 
fall absehbaren Veränderungen in der Struktur der internationalen Beziehun¬ 
gen geweckt wurden. (3) Die jeweilige Fähigkeit der am Neunjährigen Krieg 


22 Geoffrey Symcox, Victor Amadeus II: Absolutism in the Savoyard State, 1675-1730, London 
1983, S. 13 f., S. 106 f. u. S. 134 f. 

23 Dieser Abschnitt folgt im wesentlichen, außer wenn ausdrücklich anders vermerkt: Sir Geor¬ 
ge Clark, From Ninc Ycars War to the War of the Spanish Succession. In: The Rise of Great 
Britain and Russia, 1688-1725, hrsg. v. J. S. Bromley. Cambridge 1970, S. 381-409 (The New 
Cambridge Modern History, Bd. 6). Die fesselnden Ideen von William Roosen, The Origins of 
the War of the Spanish Succession. In: The Origins of the War in Early Modern Europe, 
hrsg. v. Jcremy Black. Edinhurg 1987, stellte eine nützliche Folie dar, um zu abweichenden Er¬ 
gebnissen zu kommen. 



Die U rsprünge des Spanischen Erbfo lgekrieges 129 

beteiligten Staaten, ihre ökonomische und militärische Stärke zurückzuge¬ 
winnen, wie auch ihre Entschlossenheit, wieder Krieg zu führen. (4) Die 
neuen, zwischen 1697 und 1702 aufkommenden Antagonismen führten zu 
einer erhöhten Zahl von Mißverständnissen und Spannungen zwischen den 
Mächten und schufen die Bedingungen für einen neuen Krieg, während die 
Hauptmächte gleichzeitig versuchten, Frieden und Stabilität zu bewahren. 
Dabei setzten sie sowohl auf diplomatische wie militärische Mittel. Obwohl 
England, die holländische Republik und viele der kleineren Staaten ihre 
Streitkräfte nach Rijswijk demobilisierten, folgten mit Frankreich und Öster¬ 
reich zwei wichtige Staaten diesem Beispiel nicht. 

Die Erbfolge in Spanien blieb das wichtigste Problem, das durch den im 
Herbst 1697 in Rijswijk Unterzeichneten Frieden nicht gelöst wurde. In Be¬ 
zug auf die Anwärterschaft der Bourbonen war es allen klar, daß ein und die¬ 
selbe Person unmöglich zugleich König von Frankreich und Spanien sein 
konnte. Es war ebenso klar, daß, ungeachtet der starken Ansprüche, die die 
Bourbonen auf den Thron hatten, die Herrschaft eines französischen Vi¬ 
zekönigs leicht eine Revolution in Spanien auslösen konnte. Eine mögliche 
Lösung war, den Dauphin zu bewegen, seine Ansprüche zugunsten desjeni¬ 
gen seiner jüngeren Söhne aufzugeben, auf den die Wahl Spaniens fallen wür¬ 
de. Aus spanischer Sicht hatte dies den doppelten Vorteil, daß man so die mi¬ 
litärische Stärke Frankreichs zur Verteidigung des spanischen Reiches in 
seiner Gesamtheit binden und zugleich dem wesentlichen Gesetz der Mon¬ 
archie folgen würde. 2 * 

In Bezug auf Habsburg war es ebensowenig eine günstige Lösung, daß die 
Krone Spaniens vom Kaiser getragen werden sollte, wie dies Karl V. von 
1519 bis zu seinem Verzicht zugunsten Felipes II. 1555 getan hatte. Die Ver¬ 
bündeten der Großen Allianz von 1689 hatten sich lediglich verpflichtet, den 
rechtmäßigen habsburgischen Erben des spanischen Thrones zu unterstüt¬ 
zen. Der Allianzvertrag hatte jedoch keinen bestimmten Kandidaten ge¬ 
nannt, und die meisten der Verbündeten hatten damals angenommen, daß 
sich dies auf Leopolds jüngeren Sohn, Erzherzog Karl, bezog. Bei der Er¬ 
neuerung des Vertrages 1694 war diese Formulierung nicht geändert worden, 
obwohl zu diesem Zeitpunkt bereits der zwei Jahre alte Kurprinz 
von Bayern auf der Bildfläche erschienen war. Es gab daher 1698 drei 
mögliche Kandidaten, jedoch weder eine internationale Übereinstimmung, 
welcher zu wählen oder wie mit den politischen Folgen einer Wahl umzu¬ 
gehen sei. 

Der Verlauf der Verhandlungen in Rijswijk zeigte, daß die spanische Erb¬ 
folge das bedeutendste ungelöste Problem und damit die größte Bedrohung 
der Stabilität in Europa darstellte. Zu diesem Zeitpunkt erschien dies jedoch 
als eine Angelegenheit jenseits der Lösungsmöglichkeiten der Unterhändler, 
die damit beschäftigt waren, die unmittelbaren Angelegenheiten des Neun- 
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jährigen Krieges zu entwirren. Während der Verhandlungen in Rijswijk hat¬ 
ten französische Diplomaten jedoch gehört, wie holländische Gesandte ihrer 
persönlichen Meinung Ausdruck gaben, daß sie eine Aufteilung der spani¬ 
schen Monarchie der Wahl eines einzelnen Kandidaten vorziehen würden. 
Ihre nach Versailles gesandten Berichte gaben den Anstoß für weitere Dis¬ 
kussionen. Einige Monate später, Anfang 1698, hatte es den Anschein, daß 
der Zustand von Carlos kritisch sei und wichtige Informanten in Madrid be¬ 
richteten, daß der spanische König diesmal wirklich ernsthaft krank sei und 
sterben würde. Als Louis XIV. diese Nachricht vernahm, trat seine Sorge 
über königliche Legitimität zeitweilig hinter sein tiefes Bedürfnis nach Frie¬ 
den und der Errichtung einer stabilen Struktur für ein europäisches System 
zurück. In Fortführung seines versöhnlichen Ansatzes von Rijswijk ent¬ 
schloß er sich zu einem Kurs, bei dem Frankreich seinen Ehrenplatz und die 
Führerschaft, wenn auch nicht Hegemonie, behalten konnte und der dem 
bourbonischen Kandidaten zumindest die Erbschaft eines wesentlichen Teils 
der spanischen Monarchie sichern würde. Zwei Minister beeinflußten Louis 
bei dieser Entscheidung, der Marquis de Pomponne und sein Schwiegersohn, 
der Marquis de Torcy. 25 

Mit der Absicht, signifikante Zugewinne zu erreichen wie auch den Frie¬ 
den zu bewahren und die Alliierten untereinander zu entzweien, machte 
Frankreich erstmals im März 1698 den Vorschlag, Gespräche über die Auf¬ 
teilung der spanischen Monarchie zu beginnen. Gleichzeitig hatte sich 
Frankreich militärisch gegenüber Spanien in eine starke Position gebracht. 
Louis XIV. hatte 30 Bataillone Infanterie sowie 3.000 Reiter in Bereitschaft 
befohlen, um sie bei Bedarf sofort zur spanischen Grenze marschieren zu 
lassen. Es wurden Pläne gemacht, um diese Kräfte wenn nötig zu ergän¬ 
zen und er ordnete an, Waffen- und Munitionsvorräte in den Magazinen 
anzulegen. Aus dieser Position der militärischen Stärke heraus, bereit, in Spa¬ 
nien einzumarschieren, bevor irgendein anderer Kandidat dort eintreffen 
konnte, beschloß Louis, Gespräche mit Englands neuem Botschafter in Paris, 
Lord Portland, zu eröffnen. Als deutlich wurde, daß Portland nicht vorbe¬ 
reitet war, diese Angelegenheit zu besprechen, verlegten die Franzosen ihren 
Schwerpunkt nach London, wo der neue französische Botschafter, Comte de 
Tallard, direkt mit William III. verhandeln konnte. Frankreich konzentrierte 
sich auf William, der sowohl die Holländer wie auch die Engländer reprä¬ 
sentierte, und hielt sich gegenüber Österreich oder Spanien bedeckt. 

Zur selben Zeit begann die Verwaltung der südlichen Niederlande durch 
Max Emmanuel nicht nur bei spanischen Offiziellen Sorge zu erregen. Er 
versuchte aktiv, die wirtschaftliche Entwicklung dieser Region voranzutrei¬ 
ben, indem er Kanäle plante, um Ostende mit Antwerpen zu verbinden, eine 
rivalisierende Handelskompanie für die afrikanische Westküste und die 
Ostindischen Inseln in Ostende und eine weitere für die spanischen 
Kolonien in Amerika gründete. Zusammen mit den anderen Problemen 
um die wittelsbacher Kandidatur für die spanische Erbfolge erzeugten diese 
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Pläne und Aktivitäten Mißtrauen hinsichtlich der Motive und der Vertrauens¬ 
würdigkeit von Max Emmanuel. 

Während die diplomatischen Gespräche fortgesetzt wurden, bot Frank¬ 
reich Spanien an, es mit seiner Marine gegen die Monren zu unterstützen. 
Obwohl dieses Angebot abgelehnt wurde, zeigte die französische Flotte un¬ 
ter d’Estrees Präsenz an der südwestlichen Küste Spaniens und lief während 
der Operationen gegen die Sallee Piraten zu kurzen Aufenthalten in Cadiz 
und anderen Häfen ein. Zur selben Zeit besuchten französische Galeeren 
Häfen in den italienischen Provinzen Spaniens. Ebenso stieg die Zahl der 
französischen Landstreitkräfte erheblich. Im Juli 1698 standen 30 Bataillone 
und 50 Schwadrone Reiter in Roussillon, unterstützt von 20 Bataillonen und 
20 Schwadronen Reserve im Dauphine. Während dieser Aktivitäten berei¬ 
tete sich England darauf vor, Konteradmiral John Benbow mit einem Mari¬ 
neverband zu den Westindischen Inseln zu entsenden, wo er nicht nur dazu 
beitragen sollte, die Piraterie zu unterdrücken, sondern nötigenfalls auch in 
der Position sein würde, Maßnahmen zur Verteidigung anglo-holländischer 
Interessen in dieser Region zu ergreifen. 

Vor dem Hintergrund dieser vielfältigen Bewegungen von Land- und See¬ 
streitkräften erbrachten die diplomatischen Gespräche, den Ersten Auftei¬ 
lungsvertrag, den die Holländer, Engländer und Franzosen im September 
1698 vorläufig Unterzeichneten. In dieser Übereinkunft hatte William III. er¬ 
folgreich auf der Basis seines enormen Prestiges, das er während des Neun¬ 
jährigen Krieges erworben hatte, verhandelt. Obwohl Frankreich in der La¬ 
ge war, seine unbegrenzten Ansprüche militärisch durchzusetzen, zeigte die 
vertragliche Übereinkunft den Wunsch Louis XIV. nach rationaler Mäßigung 
und brachte fast alle Anliegen der konkurrierenden Machtpolitik in Europa 
miteinander in Einklang, indem sie einen Ausgleich zwischen den Machtin¬ 
teressen der verschiedenen Staaten herstellte. 

Nach dieser Übereinkunft sollte der bayrische Kurprinz Spanien sowie die 
Spanischen Niederlande und die Kolonien in Übersee erhalten, womit die 
Masse der spanischen Besitzungen an den Kandidaten gehen würde, der nicht 
Repräsentant einer Großmacht war. Der österreichische Erzherzog sollte 
Mailand erhalten, womit Österreichs vorrangigstes strategisches Interesse in 
Italien gesichert sein würde. Der französische Dauphin sollte die baskische 
Provinz Guipüzcoa und die italienischen Territorien Neapel, Sizilien, Toskana 
und Sardinien erhalten, wodurch die französischen Gebiete in dieser Region 
ausgeweitet würden, ohne jedoch den anglo-holländischen Mittelmeerhandel 
ganz zu zerstören, wie es der Fall gewesen wäre, wenn Frankreich auch Spa¬ 
nien selbst kontrolliert hätte. Im Fall der Seemächte wurden den Holländern 
ihre Verteidigungsstellungen in den südlichen Niederlanden sowie ein besse¬ 
rer Handelsvertrag versprochen, und sie wären der Bedrohung durch eine 
österreichische Kontrolle der südlichen Niederlande entledigt worden. Den 
englischen Interessen wäre durch das entstehende Gleichgewicht gedient ge¬ 
wesen, das ein stetiges Wachsen des Handels in Amerika und im Mittelmeer 
erlaubt hätte, sowie durch die Zusage einer nicht näher spezifizierten Basis in 
Übersee zum Schutz seiner Handelsinteressen und die Sicherheit für die 
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holländische Republik und die spanischen Niederlande, die auch Sicherheit 
für England schuf. 

Die Übereinkunft beantwortete zwar alle Fragen der Machtpolitik, doch 
hatten ihr bislang weder Spanien noch Österreich zugestimmt. Zur selben 
Zeit erreichte die Nachricht über den Vertrag Madrid durch Informanten des 
bayrischen Hofs in München. Carlos II. war außer sich über die Arroganz 
der Holländer und Engländer, im Geheimen eine solche Übereinkunft mit 
Frankreich abzuschließen, und antwortete mit der Abfassung eines neuen 
Testaments. In diesem hinterließ er erneut die gesamte spanische Monarchie 
dem bayrischen Fürsten und fügte eine Klausel ein, daß der bayrische An¬ 
spruch ungültig werden würde, sollte irgendein Teil der spanischen Monar¬ 
chie zwischen den anderen Anspruchstellern aufgeteilt werden. Im Dezem¬ 
ber erreichte die Nachricht von diesem Arrangement den österreichischen 
Hof in Wien und Leopold begrüßte die Entscheidung, seinem Enkel die spa¬ 
nische Krone zu geben. 

Wie ausgefeilt der politische Kompromiß und Plan auch gewesen sein 
mag, den Louis XIV. und William III. für ein Machtgleichgewicht ausgear¬ 
beitet hatten, der plötzliche Tod des achtjährigen Kurprinzen Joseph Ferdi¬ 
nand in der Nacht vom 5. auf den 6. Februar 1699 zerstörte ihn ebenso wie 
die entgegenlaufende Verfügung im neuen Testament des spanischen Königs. 
Beide Nachrichten erreichten die Staatsmänner Europas fast gleichzeitig mit 
der Kunde, daß die Österreicher, Venezianer, Polen und Türken am 26. Janu¬ 
ar 1699 in Carlowitz zu einer Friedensübereinkunft gekommen waren. Auf¬ 
grund dieser Übereinkunft erhielt Leopold Ungarn und Transilvanien. Un¬ 
ter anderem demonstrierte dieser Vertrag, der unter Vermittlung englischer 
und holländischer Diplomaten zustande gekommen war, die effektive 
Führungsrolle der Seemächte, deren oberste Sorge der Etablierung einer neu¬ 
en Struktur in der internationalen Politik galt und deren gemeinsamen di¬ 
plomatischen Bemühungen ständig auf die Beseitigung von Konflikten ge¬ 
richtet waren, die von diesem Ziel ablenkten. Die Fortführung des Krieges 
gegen die Türken war der Hauptgrund gewesen, warum Österreich nach 
dem Frieden von Rijswijk nicht abgerüstet hatte. Im Kontext des Scheiterns 
des Ersten Aufteilungsvertrages hatte der Frieden von Carlowitz jedoch ein 
Hindernis aus dem Weg geräumt, das die bis dahin hauptsächlich im Osten 
gebundenen Kräfte Österreichs in einem möglichen Krieg gegen Frankreich 
behindert hätte. 

Sowohl Frankreich wie auch Österreich hatten nun ihre militärischen 
Kräfte zur Verfügung, um sie, wenn nötig, im Rahmen der Frage der spani¬ 
schen Erbfolge einzusetzen, für die es jetzt keinen Kompromißkandidaten 
mehr gab. Währenddessen stimmte das Parlament in England jedoch für ei¬ 
ne Demobilisierung der Armee im Winter 1697-98. Der zunehmende interne 
Widerstand gegen Williams Politik und den holländischen Einfluß innerhalb 
Englands wurde nach der Wahl von 1698 deutlich erkennbar, als das Parla¬ 
ment die Armee sogar noch weiter reduzierte und auf 7.000, in England ge¬ 
borene Männer beschränkte. Diese innenpolitischen Vorgänge begannen 
langsam, Williams Position auf dem internationalen Parkett zu untergraben. 



Die Ursprünge des Spanischen Erbfolgekrieges 


133 


Obwohl der Aufteilungsvertrag vorgesehen hatte, daß der Kurfürst von 
Bayern seinen Sohn beerben würde, sollte dieser nach Besteigung des spani¬ 
schen Thrones sterben, fanden ihn viele nicht vertrauenswürdig genug, um 
dieser Regelung zuzustimmen. In dieser Situation versuchte Österreich, di¬ 
rekte diplomatische Gespräche mit Frankreich aufzunehmen, doch die Fran¬ 
zosen verzögerten diese geschickterweise, bis sie sich mit den Holländern 
und Engländern geeinigt hatten. 

Die Seemächte kamen mit Frankreich überein, daß Erzherzog Karl Spani¬ 
en, die südlichen Niederlande und die überseeischen Kolonien erhalten soll¬ 
te, womit dem österreichischen Kandidaten der größte Teil zugesprochen 
wurde. Um gleichzuziehen sollte der Dauphin seinen Anteil am spanischen 
Erbe mit zwei anderen Fürsten tauschen. Zuerst sollte er seine Rechte an 
Mailand an den Herzog von Lothringen abtreten, der dafür im Tausch sein 
Erbland Lothringen an den Dauphin zur Sicherung von Frankreichs Ost¬ 
grenze abzugeben hatte. Dann sollte der Dauphin seine Rechte auf Neapel 
mit dem Herzog von Savoyen tauschen, um dessen Erbland Frankreich ein¬ 
zugliedern. 

Nach Erreichen dieser grundlegenden Übereinkunft wurde Österreich in 
die Gespräche einbezogen. Im Juli 1699 stimmte Leopold einer Aufteilung 
im Grundsatz zu. Während er auf der Vorstellung beharrte, daß Österreich 
alle spanischen Besitzungen in Italien erhalten sollte, gab er sein Einver¬ 
ständnis für die Erwerbung der gesamten Westindischen Inseln durch Frank¬ 
reich. Die Engländer widersetzten sich dem französischen Plan zum Erwerb 
dieser spanischen Kolonien jedoch so vehement, daß ihre Einsprüche Frank¬ 
reich zwangen, die gesamte Aufteilungsfrage mit den Seemächten neu zu ver¬ 
handeln. 

Für die endgültige Fassung der Übereinkunft konzentrierten sich die Ver¬ 
handlungen auf die italienischen Territorien. Der österreichische Erzherzog 
behielt den bereits vereinbarten Anteil, doch der vorgeschlagene Tausch mit 
dem Herzog von Savoyen wurde fallengelassen. Der Austausch Lothringens 
für Mailand blieb auf der Agenda. Falls der Herzog von Lothringen diesem 
Tausch jedoch seine Zustimmung verweigern sollte, war vorgesehen, daß 
Mailand an den Herzog von Savoyen oder den Kurfürsten von Bayern über¬ 
gehen würde. Der Dauphin würde in Neapel und Sizilien nachfolgen, aber 
auch die Befestigungen in Lothringen, Guipüzcoa und der Toskana kontrol¬ 
lieren. Im März 1700 stimmten Frankreich, England und die holländische 
Republik diesem Arrangement zu, jedoch war Spanien nicht konsultiert 
worden und letztendlich würde Österreich die Bestimmungen zur Auftei¬ 
lung Italiens nicht akzeptieren. Im Glauben, daß die Angelegenheit weiter¬ 
hin offen sei, setzte Savoyen seine Verhandlungen mit Frankreich in der 
Hoffnung fort, zumindest irgend etwas zu erhalten, doch Louis XIV. führte 
die Gespräche nur weiter, um zu verhindern, daß Savoyen sich mit Öster¬ 
reich verbündete. 

Nahezu jeder Konfliktherd der europäischen Politik hatte einen mögli¬ 
chen Einfluß auf die heraufziehende Krise. Einer der kritischsten eskalierte 
durch den Beschluß Rußlands, Sachsen-Polens und Dänemarks, gemeinsam 
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gegen Schweden vorzugehen. In einem abgestimmten Angriff fiel Sachsen im 
Februar 1700 in Schwedisch-Livland ein, derweil Dänemark in der Eröff¬ 
nungsphase des Großen Nordischen Krieges in Holstein-Gottorp einmar¬ 
schierte. Während die Ursprünge des Großen Nordischen Krieges wenig 
Verbindung zu den Problemen um die spanische Erbfolge hatte, so diente 
dieser Krieg doch den französischen Interessen, da er die beteiligten Staaten 
beschäftigt hielt und sie daran hinderte, sich in dieser Angelegenheit auf die 
Seite seiner Gegner zu stellen. Gleichzeitig bestand jedoch die Gefahr, daß 
der Krieg im Norden die Aufmerksamkeit der Seemächte und des Kaisers 
von der spanischen Frage ablenken würde. England und die holländische Re¬ 
publik zeigten sich besonders besorgt, da sie gehofft hatten, Subsidien an 
Schweden und Dänemark zu zahlen und im Gegenzug Truppen von diesen 
zu erhalten. Darüber hinaus konnte es in dieser Situation dazu kommen, daß 
der Kaiser und einige weitere deutsche Staaten an zwei verschiedenen Kon¬ 
fliktpunkten zugleich gebunden sein würden. 

Um dies von vornherein zu verhindern, planten England und Holland als 
Garantiemächte des Vertrages von Altona 1689 umgehende Aktionen zur 
Wiederherstellung des Friedens. Sie stellten einen anglo-holländischen Mari¬ 
neverband unter dem Kommando von Admiral Sir George Rooke zusam¬ 
men und stimmten dessen Operationen mit denen einer Armee aus holländi¬ 
schen, schwedischen und hannoveraner Truppen unter dem Kommando von 
Georg Ludwig von Hannover ab. Nach seiner Ankunft im Sund vereinigte 
sich der anglo-holländische Verband mit der schwedischen Marine, bombardier¬ 
te mit ihr Kopenhagen und landete die schwedische Armee und Karl XII. in 
Dänemark. Diese Aktion, zusammen mit dem militärischen Druck an seiner 
Südgrenze, zwang König Fredrick IV. von Dänemark zu kapitulieren und 
aus dem Krieg auszuscheiden. Karl XII. wollte Dänemarks militärische 
Macht zur See und zu Land völlig zerstören, jedoch wurde Schweden von 
den Seemächten gezwungen, sich zurückzuziehen und diese Phase des Kon¬ 
fliktes zu beenden. Somit war verhindert worden, daß der Große Nordische 
Krieg direkt in die Krise um die spanische Erbfolge hineinspielen könnte.’ 6 
Karl wandte sich dem Osten zu und besiegte im November 1700 die russi¬ 
sche Armee unter Peter dem Großen bei Narva. 

In der Zwischenzeit hatte es den Anschein, daß die Position Williams III. 
schwächer wurde. Sein Gesundheitszustand verschlechterte sich zunehmend 
und es sah so aus, als würde er voraussichtlich nicht mehr lange leben. In 
Frankreich spekulierten einige der Akteuere, daß die Idee einer Aufteilung 
William nicht überleben und sich mit seinem Tod die Verbindung zur 
holländischen Republik in Luft auflösen würde. Es bestand kein Zweifel, daß 
Williams Schwägerin Anne ihm nachfolgen würde, doch mit dem Tod ih¬ 
res einzigen noch lebenden Kindes im Juli 1700, Williams Neffe und 
Namensvetter, dem Herzog von Gloucester, wurde die langfristige Zukunft 


26 Für eine deuiliertc Darstellung dieses Zwischenfalls siehe: John B. Hattendorf, Naval Force 
and Peacetime Deterrence. Case Studies from British Naval History, 1700-1935, Kapitel 1 (im 
Erscheinen). 
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der protestantischen Erbfolge in England ungewiß. Es gab Überlegungen, 
daß sie an Sophia, den Kurfürsten von Hannover oder sogar den Kurfürsten 
von Brandenburg übergehen könnte, falls man die Stuarts nicht zurückrief. 
Im Lichte dieser vielfältigen Möglichkeiten existierte auch die Drohung, 
Schottland könnte sich gegen England erheben. Politisch sah sich William 
der schwierigsten Lage seiner Herrschaftszeit gegenüber, da die oppositio¬ 
nellen Tories stärker wurden. 

Inzwischen hatte Leopold Überlegungen über die Möglichkeiten seines 
weiteren Vorgehens angestellt, falls es zu keiner Aufteilung der spanischen 
Monarchie kommen würde. Er hatte zugesagt, zwei Regimenter nach Kata¬ 
lonien zu schicken und 30.000 Mann für den Einsatz in Italien bereitzustel¬ 
len. In Spanien konnte Königin Maria Mittel für die Verbesserung der ka¬ 
talanischen Verteidigungsanlagen gewinnen und ihn so unterstützen. Der 
Einfluß ihres Gegenspielers Kardinal Portocarrero, Erzbischof von Toldeo, 
überstieg jedoch schnell den der Königin und er konnte erfolgreich sein Ar¬ 
gument Vorbringen, daß nur die geballte Macht Frankreichs das ganze spa¬ 
nische Reich zu schützten in der Lage wäre und daß aus diesem Grund das 
ganze Königreich an einen bourbonischen Kandidaten gehen solle. Die die 
Regentschaft führende Junta stimmte diesem Vorschlag zu und empfahl, daß, 
nach Zustimmung von Papst Innocent XII. als dem Lehnsherrn der spani¬ 
schen Gebiete Sizilien und Neapel, der zweite Sohn des Dauphins und Her¬ 
zog von Anjou, Philippe, als Nachfolger Carlos II. benannt werden sollte. 
Am 2. Oktober 1700 änderte Carlos sein Testament in diesem Sinne und 
zwei Tage später, in Unkenntnis dieser Ereignisse, befahl Louis XIV. eine be¬ 
trächtliche Vergrößerung der französischen Armee. 

Nicht einmal einen Monat später, am 1. November 1700, verstarb Carlos 
und die Bestimmungen seines Testamentes wurden verkündet. Carlos letzter 
Wille war es, daß das gesamte spanische Königreich an den Herzog von An¬ 
jou oder, falls dieser ablehnte, an dessen jüngeren Bruder, den Herzog von 
Berry, oder, als Dritten in der Reihe, an Erzherzog Karl gehen sollte. In An¬ 
betracht der vorausgegangenen, europaweiten diplomatischen Verhandlun¬ 
gen und den früheren Testamenten - zuerst zugunsten von Joseph Ferdinand 
und dann, nach dessen Tod, zugunsten von Erzherzog Karl - hatten nur we¬ 
nige diese neue Entscheidung in Carlos letzten Willen erwartet. Ungeachtet 
dessen stand bereits Unterstützung für diese Regelung der Nachfolge bereit. 

Die Neuigkeiten erreichten Louis XIV. schnell in Fontainebleau. Der fran¬ 
zösische Hof ging vorsichtig vor und wägte das Übereinkommen über die 
Aufteilung gegen die Bestimmung des Testamentes ab. Die Meinungen auf 
der Sitzung des Rates am 9. November waren über diese Frage klar gespal¬ 
ten, doch die Dynamik des Entscheidungsprozesses auf dieser Sitzung mach¬ 
te sie zum entscheidenen Ereignis auf dem Weg zum Krieg. Einige der wich¬ 
tigsten Minister sprachen sich gegen die Annahme der Erbschaft aus, da dies 
einen Krieg auslösen würde und der Aufteilungsplan für Frankreich den 
Vorteil hatte, durch den Erwerb Lothringens die eigenen Landesgrenzen zu 
sichern. Dagegen sprach sich der Sohn des Königs, der Dauphin, der bei Hof 
als Monseigneur bekannt war, für eine Annahme der Erbschaft zugunsten 
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seines eigenen Sohnes aus und stärkte als persönlich Betroffener diese Partei. 
Der einflußreiche Ponchartrain argumentierte, man solle sowohl die Erb¬ 
schaft wie auch das Risiko eines Krieges annehmen, da man so am meisten 
gewinnen könne. Er war der Ansicht, daß Frankreich von Seiten des Kaisers 
wenig zu fürchten hatte, da dieser große Schwierigkeiten bei dem Versuch 
haben würde, so viele verschiedene und unabhängige Fürsten für seine Sache 
zu mobilisieren. 

Die Debatte blieb ergebnislos und Louis wollte weitere Informationen 
abwarten. Am 10. November stand Louis unter dem Druck, entweder die 
Erbschaft für einen seiner Enkel anzunehmen oder dem Boten aus Madrid 
die Weiterreise nach Wien zu erlauben, wo er die Krone seinen Befehlen 
gemäß dem dritten Kandidaten, Erzherzog Karl, anbieten würde. Nachdem 
er einen neuen Bericht aus Madrid erhalten hatte, daß sowohl im spanischen 
Volk wie auch in der spanischen Aristokratie starke Sympathien für Phillipe 
bestanden, gewann bei Louis das nationale Interesse Frankreichs die Ober¬ 
hand. Nachdem die Mitglieder des Rates auf einem zweiten Treffen ihre Ge¬ 
gensätze überwunden hatten und ohne Gegenstimme zustimmten, nahm 
Louis die Erbschaft an. 27 Am 16. November proklamierte er den Herzog 
von Anjou in einem formellen Akt zu Philippe V., König von Spanien, und 
sandte ihn in sein neues Königreich, wo er einige Wochen später eintraf. Auf 
dem Weg dorthin wachte Phillipe jedoch darüber, daß er die Grenze nach 
Spanien erst nach dem 31. Dezember überschritt, dem letzten Tag der Leo¬ 
pold gesetzten Frist, um die Bestimmungen des Zweiten Aufteilungsvertra¬ 
ges zu akzeptieren. 

Mit seiner Entscheidung hatte Louis den Schwerpunkt seiner Politik von 
der Struktur der internationalen Machtverhältnisse wegverlagert, die die 
französische Diplomatie seit 1696 beschäftigt hatte. Statt dessen ging er wie¬ 
der dazu über, sich von den Interessen Frankreichs und seinem Glauben an 
das wesentliche Gesetz und die Legitimität der Monarchen leiten zu lassen. 28 
Obwohl Louis seine Entscheidung auf ein Prinzip stützte, das seinen dyna¬ 
stischen Interessen förderlich war, so war er nicht idealistisch. Seine Ent¬ 
scheidung basierte auch auf einem pragmatischen Element. Frankreich be¬ 
fand sich militärisch in einer sehr starken Position und Louis hatte gute 
Gründe zu glauben, daß die anderen europäischen Mächte weder die Mittel 
noch den politischen Willen haben würden, eine andere Entscheidung zu er¬ 
zwingen. Dies war in Louis Augen um so mehr der Fall, da die Spanier, sei¬ 
nen Informationen zufolge diesen Ausgang der Dinge als „gottgewollt“ ak¬ 
zeptierten und durch ihre Gesetze, Politik und Neigung unterstützten. Der 
gleichen Logik folgend, die ihn zur Annahme der spanischen Erbschaft be¬ 
wegt hatte, bekräftigte Louis XIV. im Februar 1701 durch öffentliche Dekre¬ 
te das Recht Philippes, ihm auf seinen eigenen Thron nachzufolgen. Obwohl 
dies im Testament des spanischen Königs ausdrücklich ausgeschlossen wor¬ 
den war, gründete Louis seine Entscheidung auf das Prinzip des wesendichen 


27 Bluchc, Louis XIV., S. 517-519. 
18 Lossky. Problems, S. 336 f. 
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Gesetzes, das seiner Ansicht nach nicht übergangen werden konnte. Louis 
sah allem Anschein nach nicht vor, daß Philippe auf dem spanischen Thron 
verbleiben sollte, falls er eines Tages den französischen erben würde, doch 
war dies zu jener Zeit weder deutlich, noch wurden diesbezüglich irgend¬ 
welche Garantien abgegeben. 29 

Um Philippes Thronbesteigung in Spanien zu sichern, leitete Louis umge¬ 
hend eine Reihe von konkreten militärischen Vorsichtsmaßnahmen ein. Es 
war von Anfang an offensichtlich gewesen, daß der junge Philippe nicht al¬ 
leine, sondern nur mit Hilfe starker französischer Ratgeber werde herrschen 
können. Die persönlichen Rivalitäten unter verschiedenen französischen und 
spanischen Ratgebern führten zwischen 1701 und 1703 zu chaotischen Be¬ 
ziehungen und erforderten eine starke Hand aus Versailles. Während viele 
der militärischen Manöver in Louis Vorstellung lediglich Vorsichtsmaßnah¬ 
men waren, so erzeugten sie angesichts der Umstände Mißtrauen über das 
Ausmaß der französischen Absichten und Ambitionen. 

Im Januar 1701 mobilisierte Louis XIV. die Miliz; im Februar stellte er 72 
neue Kompanien Dragoner und 20 Regimenter Kavallerie auf und verlegte 
französische Truppen in die spanischen Niederlande. Einen Monat später 
wurde die Zahl der neuen Dragonerkompanien nahezu verdoppelt und jede 
Kompanie der Infanterieregimenter mit zehn zusätzlichen Mann verstärkt. 
Zur gleichen Zeit schloß er Bündnisse mit Köln, Bayern und Portugal und 
sicherte Frankreich so einen strategischen Vorteil in diesen drei vorgescho¬ 
benen Positionen. Französische Diplomaten waren darüber hinaus weiterhin 
bemüht, die Unterstützung für den Kaiser und die Seemächte in anderen 
Staaten zu verringern. Mit dem Herzog von Savoyen schloß Louis XIV. eine 
Übereinkunft, die der französischen Armee ungehinderten Durchmarsch 
über die Alpenpässe in die Lombardei und nach Mailand erlaubte. Um dies 
zu erreichen, bediente Louis die dynastischen Ambitionen des Herzogs und 
stimmte der Hochzeit zwischen dessen 13 Jahre alten Tochter Maria Louisa 
und Phillipe V. zu. Dies festigte eine frühere Verbindung von 1695, als deren 
ältere Schwester, Maria Adelaide, Philippes älterem Bruder Louis von 
Bourgogne als Braut versprochen worden war. 

In den anderen Teilen Westeuropas war das Vertrauen, daß die Kronen 
Frankreichs und Spaniens deutlich voneinander getrennt bleiben würden, be¬ 
reits im Schwinden begriffen, da die französischen Regenten noch vor der 
Ankunft Philippes in Madrid Louis XIV. gebeten hatten, die auswärtigen Be¬ 
ziehungen Spaniens zu führen. Diese Handlungen lösten eine Reihe von Er¬ 
eignissen aus, die die Spannungen in Europa weiter ansteigen ließen. 

In den deutschen Staaten ließ Leopold 1701 verkünden, daß Ludwig von 
Baden die Armee am Rhein befehlen und das Truppen sowohl aus Ungarn 
wie auch der Pfalz kommen würden. Um im Falle eines Krieges militärische 
Unterstützung aus Brandenburg zu bekommen, hatte Leopold dem Wunsch 
des Kurfürsten zugestimmt, sich zum König in Preußen krönen zu lassen. 


* Ebd. 
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ein Ereignis, das am 18. Januar 1701 stattfand. Kurze Zeit später schloß 
Preußen ein Bündnis mit Kurfürst Johann Wilhelm von der Pfalz. Truppen 
wurden zur Verteidigung Kleves positioniert, während andere Einheiten in 
die Freie Reichsstadt Köln einmarschierten und so offen den Verbündeten 
Frankreichs, Kurfürst Erzbischof Joseph Clemens, herausforderten. Von die¬ 
sen Eröffnungszügen an begannen Brandenburg-Preußen, Münster und 
Kurpfalz den Aufbau bilateraler Allianzen, einschließlich mehrerer Abkom¬ 
men mit dem Kaiser und Verträgen über Subsidien mit der holländischen Re¬ 
publik. 30 

Im Februar 1701 öffnete Max Emmanuel die Spanischen Niederlande einer 
vereinten Streitmacht von ungefähr 85.000 französischen und spanischen Sol¬ 
daten und Unterzeichnete einen Verteidigungs- und Angriffsvertrag zwischen 
Frankreich und Bayern, wodurch die holländischen Truppen gezwungen wur¬ 
den, sich von den Sperrforts zurückzuziehen. Bei den holländischen Führern 
setzte sich zunehmend die Überzeugung durch, daß Frankreich einen direk¬ 
ten Angriff plane, und so hatten sie heimlich Schritte zur Wiederaufrüstung 
unternommen. Die Öffentlichkeit in der holländischen Republik wie auch in 
England war jedoch anderer Ansicht. Sowohl die englischen Tories wie auch 
die führenden Kaufleute Fiollands wollten einen Krieg unter allen Umständen 
vermeiden und gaben zu bedenken, daß Frankreich keine Rechtfertigung für 
einen Angriff hätte, wenn ihre beiden Länder Philippe V. als König von Spani¬ 
en anerkennen würden. Dies würde ihnen zusätzliche Zeit zur Vorbereitung 
ihrer Verteidigung geben, sollte Frankreich zu einem späteren Zeitpunkt vor¬ 
preschen und durch einen Angriff die Schuld für den Ausbruch eines Krieges 
auf sich laden. Die Generalstaaten weigerten sich, Gelder für die Streitkräfte 
zu bewilligen, bis die Republik Philippe formell als König von Spanien aner¬ 
kannt hatte. William versuchte vergeblich, dies zu verhindern, doch war es 
letztendlich dieser Schritt, der die Holländer geschlossen hinter William und 
seine Außenpolitik brachte. In England diente die Anerkennung Philippes 
jedoch dazu, die politische Position Williams zu schwächen. 

Um dem entgegenzusteuern, fälschten William und der holländische Bot¬ 
schafter in London, Baron van Geldermalsen, ein Dokument der holländi¬ 
schen Regierung, so daß es den Anschein hatte, es handele sich um ein Me¬ 
morandum aus Den Haag mit der formellen Bitte um Unterstützung aus 
England. Der Botschafter überreichte es offiziell dem König und dieser 
reichte es an das Parlament weiter. Durch diesen Trick erreichte William 
mehr als er erwartet hatte. Er erhielt Vollmacht, alle notwendigen Bündnisse 
zu schließen, die er für die Gewährleistung von Englands Sicherheit, den Er¬ 
halt der Protestantischen Religion und die Förderung des Friedens in Euro¬ 
pa für notwendig erachtete. Zusätzlich sicherte sich William auf diese Weise 
einige Unterstützung im Parlament für den Fall, daß er den Holländern be¬ 
grenzte militärische Hilfe senden mußte. 31 In einer späteren Maßnahme lö- 


30 Klaus-Ludwig Feckl, Preußen im Spanischen Erbfolgekrieg, Frankfurt a.M. 1979, S. 42 (Eu¬ 
ropäische Hochschulschriftcn, Reihe III, Bd. 123). 

31 Baxter, William III., S. 383. 
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ste sich das Parlament von der engen Auslegung der englischen Erbfolge, in¬ 
dem es im Juni 1701 den Act of Settlement verabschiedete, durch den die An¬ 
sprüche von James II. übergangen und mit dem Haus Hannover eine prote¬ 
stantische Erbfolge gesichert wurde. Ungeachtet dieser erfolgreichen 
Maßnahmen blieb die Unterstützung sowohl für die Person Williams wie 
auch für die Konturen seiner Außenpolitik im Parlament gering. 

Ungeachtet der Tatsache, daß es keine Kriegserklärung gab, rüsteten 1701 
die Staaten in ganz Europa auf und verlegten Truppen und Schiffe zu dem 
Zweck, den drohenden Konflikt abzuwenden, vorteilhafte Positionen in 
Hinblick auf die eigenen Interessen zu besetzen und im Falle eines Krieges 
vorbereitet zu sein. Tatsächlich war kein Staat voll auf einen Krieg vorberei¬ 
tet, doch verdächtigte gleichzeitig jeder den anderen, einen Schritt in diese 
Richtung zu unternehmen. Die Vorbereitungen, die als Verteidigungsmaß¬ 
nahmen gemeint waren, schufen so eine Situation allgemeiner Unruhe. 

Zur See verstärkten sowohl England wie auch die holländische Republik 
ihre Flotten, als Spanien den Handelsschiffen beider Länder den Zugang zu 
seinen Häfen verweigerte. Die englische Regierung war besorgt über die spa¬ 
nische Silberflotte, die bald aus Amerika erwartet wurde, und die neben ihrer 
üblichen Fracht auch Handelswaren englischer Kaufleute im Gesamtwert 
von einer halben Millionen Pfund transportierte. Aus der Befürchtung, daß 
die Franzosen die Silberflotte aufteilen und ihre Ladung zur Unterstützung 
der eigenen Kriegsvorbereitungen beschlagnahmen könnten, gab die engli¬ 
sche Regierung Admiral Benbow die geheime Order, die Schiffe der spani¬ 
schen flota zu finden, „aufzubringen und nach England zu überführen“, 
selbst wenn man damit einen offenen Krieg riskierte. 32 Französische Kriegs¬ 
schiffe brachten die flota jedoch im November 1701 erfolgreich in die spani¬ 
schen Häfen, so daß aus dieser Vorsichtsmaßnahme nichts wurde. 

Zu Lande legten die französischen Bewegungen und Vorbereitungen na¬ 
he, daß ein Feldzug am Rhein beginnen könnte, doch verringerte sich diese 
Bedrohung schnell wieder. Auch die französischen Truppen in den spani¬ 
schen Niederlanden waren aktiv, doch war ihre Arbeit offensichtlich nicht 
auf die Vorbereitung eines Angriffs, sondern auf defensive Tätigkeiten ge¬ 
richtet. In Italien stellte sich die Lage etwas anders da. Wie in den Nieder¬ 
landen und am Rhein, so hatte Frankreich auch nach Italien Truppen zum 
Schutz der dortigen spanischen Gebiete verlegt. Während Marshall Nicholas 
de Catinat zum Schutz Mailands aufmarschierte, bewegte sich zur selben 
Zeit eine österreichische Armee unter dem Befehl des Prinzen Eugen nach 
Süden in die Lombardei, um die österreichischen Ansprüche zu sichern. Die 
beiden marschierenden Armeen begegneten sich zuerst bei Carpi am 9. Juli 
und ein zweites Mal, nachdem Marshall Villeroi das Kommando über die 
Franzosen übernommen hatte, bei Chiari am 1. September. Diese Militärak¬ 
tionen waren nicht entscheidend, zeigten jedoch, daß Österreich fähig und 


12 N. Japiksc (Hrsg.), Correspondentic van William 111. en van Hans Willem Bcntinck, eersten 
graaf van Portland, Den Haag 1927-1937, Tweede gedeelte, deel III, S. 477-479 (Rijks Ge- 
schicdkundigc Publicatien, Kleine Serie, 28). 
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entschlossen war, für die Interessen Habsburgs in Italien zu kämpfen, 
während zugleich ebenso deutlich wurde, daß die französische Armee noch 
nicht kriegsbereit war. 

Die erfolgreichen Militäraktionen Österreichs in Italien trugen zum Zu¬ 
standekommen einer Neuauflage der Großen Allianz zwischen England, der 
holländischen Republik und Österreich bei. Die Entwicklung der Ereignisse 
1701 brachten William III. zunehmend zu der Überzeugung, daß eine Auftei¬ 
lung der spanischen Gebiete die einzige erfolgversprechende Lösung der in 
Europa bestehenden Situation sei. Zur selben Zeit vertraten die Ratgeber des 
Kaisers in Wien die Auffassung, daß die politische und militärische Lage es 
für Österreich nicht nahelegte, weiterhin auf der gesamten spanischen Mon¬ 
archie für Erzherzog Karl zu bestehen. Leopold ließ sich privat von dieser 
Ansicht überzeugen, stellte jedoch die Bedingung, daß dies im Bündnisver¬ 
trag keine Erwähnung finden sollte. 33 Ungeachtet dessen öffnete diese geän¬ 
derte Sichtweise die Möglichkeit, die Allianz zu erneuern. Italien blieb wei¬ 
terhin das Hauptanliegen Österreichs. Für die Holländer hatten die Sperrforts 
die höchste Priorität, während das wichtigste Anliegen Englands darin be¬ 
stand, Spanien unabhängig von Frankreich und die spanischen Überseegebie¬ 
te für den Handel offen zu halten. 

Um diese unterschiedlichen Interessen in Einklang zu bringen und Öster¬ 
reich zu überzeugen, sowohl für Spanien wie auch die südlichen Niederlande 
zu kämpfen, mußten die Seemächte Österreich das Recht zugestehen, alle 
spanischen Besitzungen in Italien zu erwerben. England erklärte sich dazu 
bereit, doch die Holländer zögerten, diesen Punkt zu akzeptieren, da sie im¬ 
mer noch hofften, Frankreich könne durch Zusicherung von Neapel und Si¬ 
zilien dazu gebracht werden, einem Aufteilungsplan zuzustimmen. Alle drei 
einigten sich schließlich auf den nötigen Kompromiß und der Vertrag über 
die Große Allianz wurde am 7. September 1701 in Den Haag unterzeichnet 
und in der Folge schnell ratifiziert. 

Das Zustandekommen der zweiten Großen Allianz war zwar ein weiterer 
Schritt auf dem Weg zum Krieg, doch noch nicht der Beginn des Krieges 
selbst. Die Diplomaten der Alliierten hatten im Bündnisvertrag vorsichtiger¬ 
weise festgeschrieben, daß sie „nichts mehr ernsthafter begehrten als den 
Frieden und allgemeine Ruhe für ganz Europa“. Sie legten einen Zeitraum 
von zwei Monaten nach Ratifizierung des Vertrages fest, innerhalb dessen al¬ 
le zur Verfügung stehenden Mittel für eine friedliche Einigung mit Frank¬ 
reich ausgeschöpft werden sollten. Falls es nötig werden sollte, in den Krieg 
zu ziehen, würden sie ihre Aktionen miteinander abstimmen, doch in der 
Zwischenzeit würden sie sich im Falle eines Angriffes gegenseitig beistehen, 
ihr Vorgehen koordinieren und einen Krieg durch einen gemeinsamen Frie¬ 
densschluß beenden. 34 


35 Spielman, Leopold I, S. 184. 

M Vertragstcxt bei: G. M. Trevclyan (Hrsg.), Sclccted Documcnts for Queen Anne’s Reign, 1702- 
1707, Cambridge 1929, und Clivc Parry (Hrsg.), The Consolidated Treaty Series, Dobbs Ferry, 
NY 1969, Bd. 29, S. 11-28. 
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Kurz nach der Unterzeichnung des Allianzvertrages, jedoch noch bevor 
die Nachricht darüber Paris erreichte, sah sich Louis mit einer weiteren Fra¬ 
ge bezüglich des wesentlichen Gesetzes der Monarchie konfrontiert. James 
II., der Vorgänger Williams III., starb in seiner Residenz in St. Germains. 
Unter politischem und familiärem Druck am französischen Hofe, sich ge¬ 
genüber dem exilierten Prinzen höflich zu zeigen, sowie unter diplomati¬ 
schem Druck von Seiten des Papstes, die Erbfolge eines katholischen Mon¬ 
archen in England zu unterstützen, rief Louis den Sohn des Verstorbenen als 
„James III., König von England“ aus. 

Louis war offensichtlich der Ansicht, daß diese relativ unbedeutende und 
einfache Geste der Höflichkeit von Nutzen sein könnte, zumal sie das von 
ihm unterstützte Prinzip des wesentlichen Gesetzes widerspiegelte. Die Pro¬ 
klamation von James III. war jedoch der eine entscheidende Akt, der die 
englische Öffentlichkeit gegen Frankreich aufbrachte. Im Kontext der mi¬ 
litärischen Vorbereitungen und dem sich verschlechternden Gesundheitszu¬ 
stand Williams hatte es den Anschein, daß Louis direkt in die inneren Ange¬ 
legenheiten Englands eingreifen und, indem er es zwang, James auf dem 
Thron zu akzeptieren, die internen politischen und religiösen Regelungen 
von 1688 rückgängig machen wollte. 

Zusammen mit Louis Entscheidung, das Testament des verstorbenen spa¬ 
nischen Königs anzunehmen und gleichzeitig Philippes Anrechte auf den 
französische Thron fortbestehen zu lassen, hatte es für viele den Anschein, 
daß Frankreich offensichtlich eine „Universalmonarchie“ anstrebte. Die Ge¬ 
ste des französischen Königs gegenüber James brachte die politische Mei¬ 
nung in England schnell dazu, sich hinter die Kriegsvorbereitungen zu stel¬ 
len und führte schließlich zur Aufnahme eines weiteren Artikels in den 
Vertrag der Großen Allianz, daß es keinen Frieden mit Frankreich geben 
würden, bevor nicht dieser Affront gegen den englischen König rückgängig 
gemacht worden sei. Kurz darauf streute Frankreich noch Salz in die Wun¬ 
den, indem es den Asiento , das Monopol für die Lieferung von Sklaven an 
die spanischen Kolonien in Amerika, an sich nahm und gemeinsam mit Spa¬ 
nien die Einfuhr von verarbeiteten Gütern von den britischen Inseln verbot. 
Für die Seemächte ging es nun nicht mehr um abstrakte Pläne einer zukünf¬ 
tigen Struktur europäischer Politik. Es hatte nun den klaren Anschein, daß 
Frankreich den spanischen Handel kontrollieren und andere Nationen von 
ihm ausschließen wollte. Ungeachtet dieser Provokation war es immer noch 
nicht unvermeidlich, daß es zu einem Krieg kommen mußte. 

In England standen die Tories weiterhin in Opposition zu der Politik Wil¬ 
liams und das Unterhaus fuhr fort, einige der wichtigsten Minister, die das 
Zustandekommen der Großen Allianz unterstützt hatten, anzuklagen. Die 
allgemeine Wahl zum Parlament im Dezember 1701 erbrachte jedoch ein 
Patt, so daß William zum Vermittler zwischen den beiden Parteien 35 wurde 
und deshalb in der Lage war, ungeachtet seines schlechten Gesundheitszu- 


i5 Baxter, William III, S. 395. 
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Standes die Führerschaft zu behalten und weiter an der Großen Allianz zu 
bauen. Zu diesem Zeitpunkt waren die militärischen Vorbereitungen der 
wichtigsten Mächte noch nicht so weit fortgeschritten, daß diese glaubten, 
das Risiko eingehen zu können, den Krieg zu eröffnen. 

Während eines Ausritts in Richmond Park stolperte und stürzte Williams 
Pferd, wobei sich der König das Schlüsselbein brach. Nach einigen Kompli¬ 
kationen starb William am 19. März, womit die Große Allianz ihren wich¬ 
tigsten Anführer verlor. Der Tod Williams ließ die Aussicht eines Kriegsaus¬ 
bruchs zweifelhaft erscheinen, aber die Frage einer stabilen Ordnung der 
europäischen Politik war immer noch offen. Während Anne, die neue Köni¬ 
gin von England, sofort ihre Unterstützung für eine Fortführung aller Alli¬ 
anzen, die William geschlossen hatte, erklärte, dauerte es einige Wochen be¬ 
vor deutlich wurde, daß das englische Parlament geschlossen hinter den 
Anstrengungen stand. Es kostete die neuen Führungspersönlichkeiten, die 
nun in der Verantwortung standen - Godolphin als dem führenden Minister 
Englands, Marlborough als dem Verbindungsglied zwischen der englischen 
und holländischen Militärführung und Anthonie Heinsius als der wichtig¬ 
sten Persönlichkeit für die Beziehungen zur holländischen Republik - zu¬ 
sätzliche Zeit, das Vertrauen aller Elemente in dem komplexen Netz von 
Verbindungen innerhalb der Großen Allianz neu zu gewinnen. Während die¬ 
ses Zeitraumes war es immer noch nicht sicher, daß ein Krieg wirklich aus¬ 
brechen würde, doch am 19. März trat die Nordlinger Vereinigung der sechs 
vorderen Reichskreise der Großen Allianz bei. 

Zwei Wochen nach dem Tod des Königs schrieb Jean Vroesen, der Se¬ 
kretär der holländischen Botschaft in Paris, an Anthonie Heinsius, daß die 
Neigung zum Frieden am Ort groß sei, doch sei die Frage, zu welchen Be¬ 
dingungen. 36 Louis versuchte, durch den Sekretär der französischen Bot¬ 
schaft in Den Haag, M. Barre, zu einem sehr spannungsreichen Zeitpunkt ei¬ 
nen Weg für Verhandlungen zu öffnen. Barre, der zu diesem Zweck eine 
diplomatische Rangerhöhung erfuhr und am Sitz der holländischen Regie¬ 
rung akkreditiert wurde, legte das Memorandum mit dem Vorschlag Frank¬ 
reichs am 8. April den Generalstaaten vor und diese leiteten es wiederum an 
die holländischen Provinzen und an England weiter. 

In einer Hinsicht war es vernünftig anzunehmen, daß eine Verhandlungs¬ 
lösung zu diesem Zeitpunkt immer noch möglich war, falls Louis XIV. wirk¬ 
lich ernsthaft an einer solchen Lösung interessiert gewesen wäre. Die Große 
Allianz hatte diese Möglichkeit offen gelassen, ungeachtet der Skepsis unter 
den Verbündeten und den offensichtlichen Vorsichtsmaßnahmen und 
Kriegsvorbereitungen. In diesem Fall scheiterte Frankreichs Versuch, den 
Frieden zu bewahren und zu einer Verhandlungslösung zu kommen, jedoch 
vollständig. Louis Anerkennung von James III. und dem Recht Philippes, 
auf dem Thron Frankreichs nachzufolgen, spiegelten die Ansichten und das 


56 A. J. Veenendaal, De Briefwisscling van Anthonie Heinsius, 1701-1720, Den Haguc 1976-, 
Bd. 1, S. 40: Vroesen an Heinsius, 27. März 1702 (Rijks Geschiedkundigc Publicatien, Grote 
Serie, 158). 
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Verständnis innerhalb Frankreichs wider, die von anderen Ländern jedoch 
nicht geteilt wurden. 

Die Erleichterung Louis über den Tod seines Gegenspielers war in diesem 
Fall sicherlich echt, doch die französischen Staatsmänner schätzten die Stär¬ 
ke der politischen Gegner Williams falsch ein und gingen irrigerweise davon 
aus, daß das holländische Volk Williams Ansichten nicht geteilt hatte. In völ¬ 
liger Verkennung der Tatsache, daß William in den Niederlanden stets viel 
stärkere Unterstützung genossen hatte als in England, unterbreitete der fran¬ 
zösische König den Holländern seinen Vorschlag noch bevor William beer¬ 
digt worden war. Bei der Vorstellung dieses Vorschlages machte Barre einen 
schweren Fehler, indem er andeutete, daß die Holländer nun mehr als gewillt 
sein würden, mit ihm zu verhandeln, da ihnen der Tod Williams die Freiheit 
gebracht habe. Sowohl die englischen wie auch die holländischen Führer wa¬ 
ren äußerst aufgebracht über diese Bemerkung und wiesen den französischen 
Vorschlag über friedliche Verhandlungen umgehend zurück. 

Es ist möglich, daß William, wäre er noch am Leben gewesen, das Risiko 
eingegangen wäre und verhandelt hätte, und sei es aus keinem anderen 
Grund, als zusätzliche Zeit für die gemeinsamen militärischen Vorbereitun¬ 
gen der Verbündeten zu gewinnen, die auch die Franzosen benötigten. Nach 
Williams Dahinscheiden waren die neuen politischen Führer, besonders in 
England, jedoch durch ihr Bekenntnis zu seiner Politik in ihrem Handlungs¬ 
spielraum eingeschränkt. Hätten Marlborough oder Godolphin in dieser ent¬ 
scheidenden Phase etwas unternommen, daß man als Verrat an Williams 
Hinterlassenschaft hätte kritisieren können, so wären sie aller Voraussicht 
nach gezwungen gewesen, in einer Reihe von wichtigen innenpolitischen 
Fragen einzulenken, unter anderem der nachrevolutionären Ordnung, der 
protestantischen Erbfolge und der finanziellen Unterstützung für die Armee 
und Marine. 37 Von dieser Perspektive aus war es für sie politisch sicherer, 
sich weiter in Richtung Krieg zu bewegen als über Frieden zu verhandeln. 
Mit der Zurückweisung des französischen Angebotes war die letzte Chance 
für eine friedliche Einigung vergangen und die Kriegsvorbereitungen wurden 
beschleunigt. 

Am 16. April 1702 griffen Kräfte der Alliierten, bestehend aus holländi¬ 
schen, preußischen und kurpfälzischen Truppen, die französischen Stellun¬ 
gen bei Kaiserswerth an. Ungeachtet der früheren Kämpfe in Italien was es 
noch nicht deutlich, ob Österreich gegen Frankreich die Unterstützung der 
deutschen Staaten erhalten würde und Louis XIV. hielt, um weitere Vorbe¬ 
reitungen zu treffen, Marshall Boufflers bis zum Sommer davon ab, den 
Rhein zu überschreiten. Trotzdem erklärten Österreich, England und die 
holländische Republik Frankreich vereinbarungsgemäß am 15. Mai zeitgleich 
den Krieg, der sich in der Folge schrittweise in andere Gebiete ausbreitete. 


17 Für eine Diskussion der gegensätzlichen Ansichten über Außenpolitik und Kriegführung sie¬ 
he: H. T. Dickinson, Liberty and Property: Political Ideology in Eighteenth Century Britain, 
London 1977, S. 85 f. u. S. 94, sowie Geoffrey Holmes, British Politics in the Age of Anne, 
London 1967, S. 64-67 u. S. 72-81. 
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Anfang September erklärte Max Emmanuel von Bayern seine Unterstützung 
für Frankreich und griff die Reichsstädte Ulm und Memmingen an. Einen 
Monat später, am 6. Oktober 1702, erklärte der Reichstag Frankreich den 
Krieg. Die Kriegstätigkeiten bereiteten schrittweise weiter aus und es 
brauchte weitere fünf Monate, bis Portugal der Großen Allianz im März 
1703 beitrat. Savoyen vervollständigte im November schließlich die Liste der 
Hauptteilnehmer, als es seine Verbindungen mit Frankreich abbrach und 
ebenfalls der Großen Allianz beitrat. 

Um einen Krieg ganz zu vermeiden, hätte es bei der Ausgangslage, die 
zum Spanischen Erbfolgekrieg führte, einer Übereinkunft zwischen den 
wichtigsten westeuropäischen Staaten zur Schaffung eines neuen und umfas¬ 
senden Ausgleichs zwischen territorialer Kontrolle und bestehenden Inter¬ 
essen unter ihnen bedurft. Sich widersprechende interne und externe Inter¬ 
essen, im Verbund mit gegenseitigem Mißtrauen und Verdächtigungen, 
ließen eine solche Übereinkunft schwer erreichbar werden, wenn diese darü¬ 
ber hinaus auch den traditionellen dynastischen Interessen entgegenkommen 
sollte. Der Erste Aufteilungsvertrag von 1698 stellte in Hinblick auf eine rea¬ 
listische Machtpolitik die beste und pragmatischste Lösung zum Ausgleich 
der konkurrierenden Machtinteressen dar, obwohl selbst dieser Vertrag mit 
Österreich und Spanien die Zustimmung zweier wichtiger Mächte nicht er¬ 
halten hatte. Nach dem Scheitern dieser Übereinkunft war der Ausbruch ei¬ 
nes begrenzten Krieges angesichts der festgefügten Ansichten aller Beteilig¬ 
ten wahrscheinlich geworden. Trotzdem kämpften selbst nach Ausbruch 
eines allgemeinen Krieges die meisten Beteiligten für begrenzte Ziele und ei¬ 
nigten sich schließlich, mehr als zehn Jahre später, auf eine Aufteilung. 



Herrschaftsverdichtung als Kriegsursache 

Wirtschaft und Rüstung der europäischen Großmächte im 
Siebenjährigen Krieg 1 

von 

BERNHARD R. KROENER 

Der „moderne Staat“, wie er sich seit Beginn der Neuzeit allmählich heraus¬ 
gebildet hat, wird durch ein einheitliches Staatsgebiet und Staatsvolk, eine 
souveräne Staatsgewalt, die über beide eine an Effektivität orientierte Regie¬ 
rung ausübt, konstituiert. 2 Während der Aufbau eines funktionierenden 
Steuerwesens eine einheitliche Verwaltungsorganisation nach innen voran¬ 
trieb, erlaubten die auf diese Weise erhobenen Finanzmittel ein militärisches 
Potential zu entwickeln, mit dessen Hilfe die Sicherung des Staates gegen 
äußere Bedrohung ebenso wie eine expansive Erweiterung des Territoriums 
realisiert werden konnten. Im dynastischen Fürstenstaat war allein der Herr¬ 
scher zur Ausübung des Gewaltmonopols legitimiert. Es lag daher in seinem 
Interesse, über die Machtmittel seines Herrschaftsbereichs möglichst umfas¬ 
send verfügen zu können. Charles Tilly hat darauf hingewiesen, daß Staats¬ 
bildung, Steuerwesen und Kriegführung die zentralen Steuerungselcmente 
gewesen sind, mit deren Hilfe sich der Souverän als der allein Verfügungsbe¬ 
rechtigte die Möglichkeit eröffnete, seine Herrschaft zu sichern und zu er¬ 
weitern. Der auf Expansion hin orientierte moderne Staat gewann aus dieser 
Konstellation seine Legitimation zur Kriegsverdichtung. Damit erhielt der 
Machtstaat die Qualität eines Kriegsstaates. 3 


1 Die vorliegende Abhandlung stellt die erweiterte Fassung eines Aufsatzes dar, der unter fol¬ 
gendem Titel: Wirtschaft und Rüstung der europäischen Großmächte im Siebenjährigen Krieg. 
Überlegungen zu einem vergleichenden Ansatz, ln: Friedrich der Große und das Militärwesen 
seiner Zeit (= Vorträge zur Militärgeschichte 3), hrsg. v. Militärgeschichtlichen Forschungsamt. 
Herford 1986, S. 143-173, erschienen ist. 

2 Wolfgang Reinhard, Kriegsstaat - Steuerstaat - Machtstaat. In: Der Absolutismus - ein My¬ 
thos? Strukturwandel monarchischer Herrschaft in West- und Mitteleuropa ca. 1500-1700 
(= Münsterschc Historische Forschungen 9), hrsg. v. Ronald G. Asch u. Heinz Duchhardt. 
Köln 1996, S. 277-310, hier S. 278. 

1 In den letzten Jahren ist die Frage nach der Rolle des Staates als Knegsstaates in der histori¬ 
schen, aber auch in der politikwissenschaftlichen Forschung intensiv diskutiert worden. Auf 
die Positionen im einzelnen kann an dieser Stelle nicht eingegangen werden. R. Bean, War and 
the Birth of the Nation State. In: The Journal of Economic History 33, 1973, S. 227; Charles 
Tilly, War Making and State Making as Organizcd Crime. In: Bringing the State Back, 
hrsg. v. Peter B. Evans, Dietrich Rueschemeyer u. Theda Skocpol. Cambridge 1985, S. 169-191 
u. S. 199; Ekkehart Krippendorff, Staat und Krieg. Die historische Logik politischer Unver¬ 
nunft, Frankfun a.M. 1985; Herfried Münkler, Staat, Krieg und Frieden: Die verwechselte 
Wechselbeziehung. Eine Auseinandersetzung mit Ekkehart Krippendorff: Staat und Krieg. Die 
historische Logik politischer Unvernunft.In: Kriegsursachen. Redaktion Rainer Steinweg. (= 
Friedensanalysen 21). Frankfun 1987, S. 135-144; Ekkehardt Krippendorff, Bemerkungen zu 
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Seine jüngst erschienene Studie über die militärischen Potentiale der 
skandinavischen Staaten zwischen dem 16. und dem 18. Jahrhundert über¬ 
schrieb Jan Lindegren mit dem suggestiven Titel: „Les hommes, l’argent et 
les moyens“.'* Seit dem ersten Auftreten frühmoderner Massenheere ist die 
Forderung nach einer ausreichenden Zahl Soldaten, genügend Geld sie zu 
besolden und das notwendige Material sie auszurüsten und einsetzen zu 
können, immer wieder erhoben worden. 5 

Man kann mit Johannes Burkhardt darin übereinstimmen, daß die eu¬ 
ropäischen Kriege des 16. Jahrhunderts bis zum Ende des Spanischen Erb¬ 
folgekrieges in erster Linie „Staatsbildungskriege“ gewesen sind. 6 Die innere 
Unfertigkeit staatlicher Organisation mochte Konflikte auslösen. Die Aus¬ 
einandersetzung über eine zeitadäquate Größenordnung politischer Organi¬ 
sation, die Frage nach der gültigen „Geschäftsgrundlage“ der Staatenbezie¬ 
hungen, ließ den Konfliktaustrag häufig zum europäischen Flächenbrand 
ausarten. 

Im Vergleich dazu handelte es sich bei den Auseinandersetzungen seit dem 
Ende des Spanischen Erbfolgekrieges in erster Linie um „Staatenpositions¬ 
kriege“. Es ging nun, um im Bild zu bleiben, nicht mehr um prozessuale 
Fragen der Staatenbeziehungen, sondern um die Festlegung, welche Mächte 
am Vorstandstisch des europäischen Hauses Platz nehmen durften oder von 
ihm zurücktreten mußten. Zweifellos haben die Prinzipien von gloire und 
reputation, das kriegerische Ethos der Fürsten, ihre Entscheidung, Krieg zu 
führen ebenso geprägt, wie das ihre durch dynastische Krisen immer wieder 
bedrohte Integrität tat. 

Die Staatenwelt des Ancien Regime sah sich unter diesen Bedingungen re¬ 
gelmäßig gezwungen, durch gewaltsame Entscheidungen die politische Sta¬ 
bilität im Gefüge der europäischen Mächte wiederherzustellen. 7 Zweifellos 
schärfte die Vorstellung von Hegemonie und Gleichgewicht den Blick der 
Zeitgenossen für eine vergleichende Betrachtung der zur Gestaltung einer ak¬ 
tiven Außenpolitik verfügbaren innerstaatlichen Potentiale. Die komplizier¬ 
te Multipolarität des europäischen Staatensystems im 18. Jahrhundert und 


Herfried Münklers kritischer Auseinandersetzung, ebd., S. 145-150. Charles Tilly, Coercion, 
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Staatsgewalt. Historische Reflexionen, ln: Der Staat 31, 1992, S. 59-75. 

4 J. Lindegren, Les hommes, l’agent et les moyens. (Dänemark, Finlande, Norvege, Suedc, XVIe 
- XVIIIe siede). In: Guerre et concurrence entre les £tats europeens du XlVe au XVIIIe siede, 
hrsg. v. Philippe Contamine. Paris 1998, S. 123-198. 

5 Martin van Creveld, Supplying War. Logistics from Wallenstein to Patton, Cambridge 1977; 
John Brewer, The Sinews of Power. War, money and the English state, 1688-1783, London 
1989. 

6 Johannes Burkhardt, Der Dreißigjährige Krieg als frühmodemer Staatsbildungskrieg. In: 
GWU 45, 1994, S. 487-499, hier S. 490. 

7 Heinz Duchhardt, Balance of Power und Pentarchie 1700-1785 (= Handbuch der Geschichte 
der Internationalen Beziehungen 4), Paderborn 1997, S. 60; Johannes Kunisch, La guerre c'cst 
moi! Zum Problem der Staatenkonflikte im Zeitalter des Absolutismus, in: ders., Fürst - Ge¬ 
sellschaft - Krieg. Studien zur bellizistischen Disposition des absoluten Fürstenstaates, Köln 
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die damit einhergehende Kompensationsmechanik des Gleichgewichtsden¬ 
kens kam ohne ein verbindliches Instrumentarium, mit dem sich die Macht 
der Staaten messen und damit ihre Position im internationalen System be¬ 
stimmen ließ, nicht aus. 8 Gerade weil diese Auseinandersetzungen in der Re¬ 
gel mit militärischen Mitteln geführt wurden, spielte das Wissen um die 
Grenzen der eigenen Macht, die viel mehr umfaßte als nur die zur Verfügung 
stehenden Kriegsmittel und die Erkenntnisse über die Kriegsführungsfähig¬ 
keit der potentiellen Gegner oder Verbündeten, einen nicht unwesentlichen 
Faktor der Kriegsentscheidung. 9 In welchem Umfang bestimmte also Herr¬ 
schaftsverdichtung nach innen im 18. Jahrhundert die Fähigkeit und die Ent¬ 
scheidung zu einem gewaltsamen Austragen außenpolitischer Positionsdiffe¬ 
renzen? Ausbruch und Verlauf des Siebenjährigen Krieges vermögen in 
dieser Hinsicht wertvolle Aufschlüsse zu vermitteln. 

Schon Leopold v. Ranke befand sich sicherlich in Übereinstimmung mit 
der Mehrheit seiner Zeitgenossen, als er feststellte: „Der Siebenjährige Krieg 
bildet in jeder Beziehung ein Moment der allgemeinen Weltentwicklung, 
welche die Folgezeit beherrscht hat.“ 10 Zum ersten Mal in der Geschichte der 
Neuzeit blieb ein militärischer Konflikt nicht auf Teile des alten Europas be¬ 
schränkt, sondern setzte sich gleichermaßen in den entfernten kolonialen Be¬ 
sitzungen der Großmächte fort. 11 Während noch der Spanische Erbfolge¬ 
krieg und der gleichzeitig ablaufende Nordische Krieg von unterschiedlichen 
Interessenkoalitionen auf getrennten Kriegsschauplätzen geschlagen wurde, 
erfaßte die Konfrontation 1756 nahezu alle Staaten Europas. 12 

Preußen, dessen König mit dem Einmarsch seines Heeres in Sachsen die 
Kampfhandlungen in Europa eröffnet hatte, bildete aufgrund seiner geogra¬ 
phischen Mittelposition das Objekt einer gegnerischen Koalition, in der sich 
vor allem die Anrainerstaaten Rußland, Österreich und das mit ihm verbun¬ 
dene Ungarn, Schweden ebenso wie das entfernte Frankreich zusammenfan¬ 
den. Ostpreußen, Polen, Schlesien, Böhmen, Mähren, Sachsen, Mecklenburg 
und Pommern, der fränkische Reichskreis, Westfalen, das Rheinland und 
Norddeutschland blieben in den folgenden Jahren von Truppendurchzügen, 


* Harm Klueting, Die Lehre von der Macht der Staaten. Das außenpolitische Machtproblem in 
der „politischen Wissenschaft“ und in der praktischen Politik im 18. Jahrhundert (= Histori¬ 
sche Forschungen 29), Berlin 1986, S. 302ff. 

9 Samuel E. Finer, State and Nation Building in Europe. The Role of the Military, in: The Fo¬ 
undation of the National States in Western Europe, hrsg. v. Charles Tilly. Princeton 1975, 
S. 134-144. 

10 Leopold v. Ranke, Sämtliche Werke, Bd. 30: Ansicht des Siebenjährigen Krieges, Leipzig 1870, 
S. 273ff., hier S. 383. 

11 Karl W. Schweizer, The Seven Ycars’ War. A System Perspective, ln: The Origins of War in 
Early Modern Europe, hrsg. v. Jeremy Black. Edinburgh 1987, S. 242-260; Ch. J. Duffy, Die 
Dynamik eines Weltkrieges im 18. Jahrhundert, ln: Formen des Krieges. Vom Mittelalter zum 
„Low Intensity Conflict“ (= Forschungen zur Militärgeschichte 1), hrsg. v. Manfried Rau¬ 
chensteiner u. E. A. Schmidl. Graz 1991, S. 71-88. 
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Gefechten und Scharmützeln nicht verschont. Verebbte der Krieg, je weiter 
er sich von den Grenzzonen Preußens entfernte, so entstanden doch neue 
Zentren an den neuralgischen Punkten englisch-französischen Kolonialinter¬ 
esses in Nordamerika und in Indien. 13 

Bereitwillig und weitgehend unkritisch ist die deutsche Historiographie in 
der Vergangenheit der Darstellung Friedrichs des Großen, der zweifellos als 
der Urheber der Legende von der wunderbaren Errettung Preußens zu gel¬ 
ten hat, gefolgt. 14 Erst in jüngster Zeit unterzog die moderne Forschung die¬ 
ses zählebige Klischee einer kritischen Revision. Dabei stellte sich schon bald 
heraus, daß nicht nur auf taktisch-operativem Gebiet, sondern auch bei der 
diplomatischen Vorbereitung und Absicherung der Koalitionskriegsführung 
erhebliche Mängel bestanden, die einen Sieg der Alliierten von vornherein 
problematisch erscheinen ließen. 15 Die vornehmlich Kriegs- und diplomatie- 
geschichtlich orientierte Diskussion blendet aber einen anderen, ebenso wich¬ 
tigen Aspekt weitgehend aus. Warum, so fragt man sich, gelang es der Koali¬ 
tion auch unter Würdigung aller Reibungsverluste nicht, durch eine optimale 
Ausschöpfung ihrer ökonomischen Ressourcen Preußen, das Königreich der 
Grenzstriche, wie es Voltaire zynisch nannte, in einem konzentrierten An¬ 
griff niederzuwerfen oder in einem langjährigen Kampf zu zermürben? 16 Die 
europäische Wirtschaftsgeschichtsschreibung hat auf diese Frage bisher keine 
befriedigende Antwort geben können, da offenbar der unterschiedliche For¬ 
schungsstand zu diesem Thema in den einzelnen Ländern eine vergleichende 
Analyse noch nicht zuließ. Es soll daher in der nachfolgenden Darstellung 
mit Hilfe des in den letzten Jahren publizierten Materials der sicherlich nicht 
alle Aspekte gleichermaßen intensiv gewichtende Versuch unternommen 
werden, der Frage nachzugehen, ob und in welchem Umfang es den krieg- 
führenden Staaten gelang, ihr Rüstungspotential für die Zwecke der Krieg¬ 
führung zu mobilisieren. In der Regel bemißt sich der Grad der militärischen 
Kraftentfaltung nach der Einschätzung der gegnerischen Stärke, nach den 
Kriegszielen und damit dem Gewinn, der aus den Operationen erhofft wird. 
Bevor wir in eine Leistungsanalyse der einzelnen Staaten eintreten, sollen 
zunächst ihre Motive erörtert werden. 

Für Preußen ging es in diesem Krieg um die endgültige Festschreibung des 
Status quo. Fraglos hätte Friedrich, bei einem entsprechenden Verlauf des 
Krieges, auch eine weitere Vergrößerung seiner Provinzen durch sächsische 
Grenzmarken oder schwedisch-pommersches Gebiet zumindest ins Kalkül 


11 Military Affairs in North America 1748-1765. Selected Documents from the Cumbcrland 
Papers in Windsor Castle, hrsg. v. S. Pargellis. New York 1936; Patrice L. R. Higonnet, The 
Ortgins of the Seven Years’ War. In: Journal of Modern History 40, 1968, S. 57-90. 

14 Politische Korrespondenz Friedrich des Großen, 46 Bde., hrsg. v. Gustav B. Volz. Berlin 
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15 Dieter E. Bangert, Die russisch-österreichische militärische Zusammenarbeit im Siebenjähri¬ 
gen Krieg in den Jahren 1758 bis 1759 (= Militärgeschichtliche Studien, 13), Boppard 1971. 
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gezogen. 17 Schon während der Regierungszeit seines Vaters hatte sich ge¬ 
zeigt, daß die Wirtschaftskraft des Landes eine schrankenlose Vermehrung 
des Heeres nicht mehr erlaubte. Mit 80 000 Mann war dieses Instrument, das 
die einzige Grundlage preußischer Machtpolitik darstellte, für die Bedürfnis¬ 
se einer Mittelmacht zu groß und einer Großmacht zu klein geworden. 18 Ge¬ 
treu merkantilistischer Vorstellungen, nach denen das Gesamtvolumen aller 
Volkswirtschaften konstant und damit eine Vergrößerung der eigenen Wirt¬ 
schaftskraft nur zu Lasten einer anderen möglich war, konnte Preußen eine 
Verstärkung seiner Armee nur durch die Annexion bevölkerungsreicher und 
wirtschaftlich leistungsfähiger Nachbarprovinzen erreichen. 19 Die Annexion 
Schlesiens hat in diesen Überlegungen eine in ihrer Bedeutung nicht zu un¬ 
terschätzende Ursache. 

Umgekehrt wollte Maria-Theresia nichts unversucht lassen, diese wohlha¬ 
bende Provinz wieder ihrem Herrschaftsgebiet einzufügen. Schlesien bildete 
das strategische und wirtschaftsgeographische Glacis Böhmens und Habs- 
burgs im protestantischen Norden des Reiches. 20 Darüber hinaus stand die 
Kaiserin im Bann einer tiefen persönlichen Abneigung gegenüber Fried¬ 
rich II., der mit seinem Angriff auf Schlesien 1740 die Auseinandersetzun¬ 
gen um das Erbe Karls VI. eingeleitet hatte. Damit erhielt die österreichische 
Politik gegen Preußen einen eigentümlichen Zug von Härte und Kompro- 
mißlosigkeit, der der zeitgenössischen, wenig emotionsgeladenen methodi¬ 
schen Kriegführung eher fremd war. Die Forschung hat indessen die von der 
älteren, borussischen Historiographie vertretene Ansicht widerlegt, im Sie¬ 
benjährigen Krieg hätten Österreich und seine Alliierten die „destruction to¬ 
tale“ Preußens erreichen wollen. 21 Im Gegenteil: Österreich wäre gar nicht 
in der Lage gewesen, eine politische Kräfteverschiebung, wie sie eine Zer¬ 
schlagung Preußens zur Folge gehabt hätte, politisch oder militärisch zu 
kompensieren. Das stimulierende und propagandistisch-publizistisch attrak¬ 
tive Bild vom Überlebenskampf einer Dynastie läßt nur zu gern außer acht, 
daß die Macht des habsburgischen Kaisertums nicht ausreichte, einen Kur¬ 
fürsten ohne weiteres zu depossedieren. Seit dem Ausbruch des Dreißig¬ 
jährigen Krieges hatte Wien weder gegen den kalvinistischen Kurfürsten 
Friedrich von der Pfalz noch gegen Bayern und Köln Sanktionen erreichen 
können, die über eine zeitweise Achterklärung, respektive Privation, hinaus- 
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gegangen wären. Andererseits ist die Absicht Maria-Theresias unverkennbar, 
Preußen aus der Rolle einer protestantischen Vormacht im Reich herauszu¬ 
drängen und es durch ein demembrement wieder auf den Status zurückzu¬ 
führen, den es in der Mitte des 17. Jahrhunderts besessen hatte. 22 

Den weitgehend klaren Zielvorstellungen, mit denen die beiden Haupt¬ 
kontrahenten in diesen Krieg hineingingen, standen weitaus verschwomme¬ 
nere und zum Teil wenig deckungsgleiche Projektionen ihrer jeweiligen Al¬ 
liierten gegenüber. Dies gilt in besonderem Maße für die Politik der Zarin 
Elisabeth. 23 Zwar bildete die Westexpansion seit den Tagen Peters des 
Großen eine Konstante der russischen Außenpolitik, doch unterlag die In¬ 
tensität, mit der dieses Ziel betrieben wurde, dem Wechselspiel rivalisieren¬ 
der höfischer Interessengruppen. Durch eine Annexion Ostpreußens und 
seiner Häfen sollte ein russisches „Dominium maris baltici“ realisiert wer¬ 
den. Gleichzeitig wurde eine vasallitische Abhängigkeit Polens angestrebt. 
Durch diesen „cordon sanitaire“ wäre nicht nur ein logistisches Vorfeld ge¬ 
schaffen, sondern auch die Gefährdung des neuen Herrschaftszentrums 
St. Petersburg gemindert worden. Eine Schwächung Preußens mußte im In¬ 
teresse der Zarin liegen, dessen Funktion als „Barriere de l’Est“ dadurch auf¬ 
gehoben wurde. 24 Der angegriffene Gesundheitszustand Elisabeths und die 
daraus resultierenden ständigen Hofkabalen um die Nachfolge verhinderten 
jedoch während des Siebenjährigen Krieges eine Politik, die sich kompro¬ 
mißlos diesen Zielen verschrieb. 

Für England, Preußens einflußreichsten Verbündeten, bildete der Krieg 
auf dem europäischen Festland nur einen Nebenschauplatz. 25 Nach den Vor¬ 
stellungen der Londoner Regierung war eine mögliche Bedrohung des Kur¬ 
fürstentums Hannover, das über das englische Königshaus mit der Insel in 
Personalunion verbunden war, durch Preußen höher zu veranschlagen, als 
ein möglicher Schutz dieser Achillesferse durch den österreichischen Partner 
der beiden Schlesischen Kriege von 1740-1745. Der europäische Bündnis¬ 
wechsel im Vorfeld des Siebenjährigen Krieges, das „renversement des allian- 
ces“ lag daher durchaus im englischen Interesse. 26 Englands Kriegsgegner 
war aber nicht Österreich, sondern in erster Linie Frankreich, dessen kolo- 
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nialer Besitzstand in Nordamerika und Indien den englischen Expansions¬ 
drang in diesen Regionen behinderte. 

Frankreichs Seitenwechsel von Preußen zu Österreich und damit das 
Bündnis mit seinem historischen Gegner wird heute nicht mehr ohne weite¬ 
res als ein epochales Ereignis der europäischen Diplomatiegeschichte be¬ 
trachtet. Nach dem Tode Kardinal Fleurys, seines greisen Steuermannes, 
trieb das Schiff der französischen Außenpolitik hilflos in den trüben Wassern 
europäischer Geheimdiplomatie. Die Annäherung der beiden großen eu¬ 
ropäischen Dynastien, die sich bereits in den letzten Regierungsjahren Lud¬ 
wigs XIV. abzuzeichnen begonnen hatte, schöpfte ihre Ursache aus der 
durch den Spanischen Erbfolgekrieg veränderten machtpolitischen Situation 
in Mitteleuropa. Die habsburgische Umklammerung war zwar endgültig auf¬ 
gebrochen, doch ließ der Aufstieg des protestantischen Englands eine neue 
Frontstellung entstehen, durch die die klassische französische Reichspolitik 
zunehmend obsolet wurde. 27 

Seit dem 16. Jahrhundert hatten Frankreichs Könige ihre vordringlichste 
Aufgabe stets darin gesehen, Habsburg durch die Unterstützung konkurrie¬ 
render Machtzentren im Reich zu schwächen. Dabei bildete Preußen als auf¬ 
strebende protestantische Vormacht in Norddeutschland ein ebenso nützli¬ 
ches Gegengewicht wie die katholischen Wittelsbacher in Bayern, die der 
übermächtige habsburgische Nachbar immer wieder in die Arme Frank¬ 
reichs trieb. Nach dem Tode Karls VII. hatte Bayern als Machtfaktor für 
Frankreich seine bisherige Bedeutung eingebüßt, während Preußens Bünd¬ 
nis mit England Ludwig XV. geradezu zur Allianz mit der Kaiserin dräng¬ 
te. 28 Wie England in Österreich sah auch Frankreich in Preußen nicht ei¬ 
gentlich den Hauptgegner dieses Krieges. Die bourbonische Monarchie war 
sich ihrer militärischen Stärke auf dem Kontinent ebenso bewußt wie der 
Unzulänglichkeit ihrer maritimen Rüstung. Langfristig, und das hatten die 
ersten beiden Schlesischen Erbfolgekriege zur Genüge bewiesen, vermochte 
Ludwig XV. seine überseeischen Besitzungen nicht ausreichend gegen engli¬ 
sche Angriffe zu schützen. 29 Mit der Besetzung des Kurfürstentums Hanno¬ 
ver meinte man in Versailles ein wirksames Faustpfand für spätere Friedens¬ 
verhandlungen in Händen zu halten, mit dem England bewegt werden 
konnte, französischen Kolonialbesitz in Nordamerika und Indien wieder 
herauszugeben. 

Sachsen war das eigentliche Opfer des Siebenjährigen Krieges. Aufgrund 
seiner geographischen Lage bildete das Kurfürstentum für Österreich wie 
Preußen automatisch Aufmarschgelände und Versorgungszone. Kurfürst 
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August III., gleichzeitig gewählter König von Polen, war überzeugt, daß ei¬ 
ne Befriedung Mitteldeutschlands nur durch eine nachhaltige Schwächung 
Preußens erreicht werden könnte. Zudem befürchtete er, nach einer endgül¬ 
tigen Einverleibung Schlesiens in den preußischen Staat könnten sich die In¬ 
teressen der Hohenzollern auf sächsisches Gebiet richten. 30 

Auch Schweden fühlte sich von Preußen, wenn auch in geringerem Maße 
als Sachsen, bedroht. Seit den Zeiten des Großen Kurfürsten richtete Bran¬ 
denburg begehrliche Blicke auf Schwedens deutsche Besitzungen an der Ost¬ 
see. Inzwischen hatte sich jedoch Rußland zum eigentlichen Gegner Schwe¬ 
dens entwickelt. Nur im Zusammenwirken mit dem Zartum, dessen 
annexionistische Politik es auf diese Weise zu neutralisieren hoffte, und da¬ 
mit in der antipreußischen Koalition, glaubte Schweden seine deutschen Pro¬ 
vinzen ausreichend gesichert. 31 Die innenpolitischen Wirren, in die das Kö¬ 
nigreich seit längerem verstrickt war, beförderten noch zusätzlich seinen 
Kriegseintritt. Die Fraktion der Hüte, die die Politik der Freiheitszeit in 
Schweden maßgeblich bestimmte, benötigte nach dem glücklosen Ausgang 
des verlustreichen finnischen Krieges dringend außenpolitische Erfolge. Da 
die Armee aus Sparsamkeitserwägungen in Ausbildung und Ausrüstung lan¬ 
ge Zeit vernachlässigt worden war, standen die Chancen für einen schwedi¬ 
schen Waffengang von Anfang an nicht gut. Zudem tendierte das Offiziers¬ 
korps in seiner royalistischen Einstellung mehrheitlich zur Opposition der 
Mützen, die sich um die Königin Ulrike Eleonore, die Schwester Friedrichs 
des Großen, gruppierte. 32 Der Tod auf dem Schafott, mit dem die beiden er¬ 
folglosen Oberkommandierenden der schwedischen Armee, Buddenbrock 
und Graf Lewenhaupt, ihre Niederlage im finnischen Krieg hatten bezahlen 
müssen, war nicht dazu angetan, die Entscheidungsfreudigkeit der Befehls¬ 
haber des schwedischen Expeditionskorps auf dem Kontinent zu heben. 

In den Reigen der Gegner Friedrichs des Großen gehört auch das Heilige 
Römische Reich. 33 Preußens Präventivschlag gegen Sachsen hatte den 
schwerfälligen Reichstag in eine ungewöhnliche Geschäftigkeit versetzt. Die 
Erklärung des Reichskrieges im Januar 1757 kam vor allem auf Betreiben der 
katholischen Reichsfürsten zustande. Der defensive Charakter der Reichspo¬ 
litik drückte auch der Reichskriegführung im Siebenjährigen Krieg einen un¬ 
verkennbaren Stempel auf: Die Verteidigung der Territorien seiner Glied- 
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Staaten und die Reichsexekution gegen einen landfriedensbrüchigen Fürsten 
aus den eigenen Reihen in die Botmäßigkeit der Reichsverfassung war ihr 
einziges Kriegsziel. 34 

Auf die Politik Spaniens, das an der Seite seines bourbonischen Vetters 
Frankreich in den kolonialen Verteilungskampf eingriff, kann an dieser Stel¬ 
le aus naheliegenden Gründen ebensowenig eingegangen werden wie auf die 
Portugals, das sich, von Spanien bedroht, in die Arme Englands warf. Blei¬ 
ben schließlich noch die neutralen Staaten, von denen Holland seinen Vorteil 
vor allem darin sah, dem internationalen Waffenhandel seine Bank- und Um¬ 
schlagplätze zur Verfügung zu stellen, 35 während die Schweizer Eidgenos¬ 
senschaft, wie in den vorangegangenen Kriegen, den Großmächten, allen 
voran Frankreich, als Rekrutierungsplatz diente. 

Der frühe Versuch des preußischen Königs, noch mit französischer Hilfe 
das osmanische Reich zu einem Entlastungsangriff gegen Österreich im Süd¬ 
osten zu mobilisieren, scheiterte. Nach den langen kriegerischen Ausein¬ 
andersetzungen in der ersten Hälfte des Jahrhunderts gegen Österreich wie 
auch gegen Rußland fehlte der Pforte die Kraft zu einem neuerlichen Waf¬ 
fengang. 36 

Die unterschiedliche Stoßrichtung und Intensität, mit der die Alliierten ih¬ 
re Kriegszielpolitik vorantrieben, blieb auf die ökonomische Mobilisierung 
ihres Rüstungspotentials nicht ohne Auswirkung. 

Lange bevor Charles Tilly und Ekkehart Krippendorff die zum Krieg trei¬ 
benden innenpolitischen Faktoren des modernen Staatsbildungsprozesses 
beschrieben, hatte bereits Werner Sombart „Etatismus, Fiskalismus, und Mi¬ 
litarismus“ als die grundlegenden Antriebskräfte europäischer Staatenpolitik 
im 18. Jahrhundert ausgemacht. 37 Auch wenn die einzelnen Termini inzwi¬ 
schen unterschiedlich definiert und damit ihrer plakativen Wirksamkeit weit¬ 
gehend entkleidet sind, so umreißen sie doch die zentralen Wirkungsfelder, 
in denen sich der frühneuzeitliche Staat das zur Machtausübung und Macht¬ 
erweiterung notwendige Potential zu schaffen suchte. 38 

Nachfolgend soll für die Sektoren der zentralen Verwaltungsorganisation 
des jeweiligen Staatshaushaltes und der Heeresrüstung untersucht werden, in 


M A. Brabant, Das heilige römische Reich teutschcr Nation im Kampf mit Friedrich dem 
Großen, 2 Bdc., Berlin 1904-1911; H. v. Eicken, Die Reichsarmee im Siebenjährigen Krieg, ln: 
Preußische Jahrbücher 41, 1878, S. 1-14, 113-135, 248-267. 

15 Alice C. Carter, The Dutch Republic in Europe in the Seven Years’ War, London 1971. 

5 ‘ A. C. Schaendlinger, Die Entdeckung des Abendlandes als Vorbild. Vorschlag zur Umgestal¬ 
tung des Heerwesens und der Außenpolitik des Osmanischcn Reiches zu Beginn des 18. Jahr¬ 
hunderts. ln: Das Osmanische Reich und Europa 1683 bis 1789, Konflikt, Entspannung und 
Austausch (= Wiener Beiträge zur Geschichte der Neuzeit, 10), hrsg. v. Gemot Heiß u. Gre¬ 
te Klingenstein. München 1983, S. 89-112. 

37 Werner Sombart, Krieg und Kapitalismus (= Studien zur Entwicklungsgeschichte des moder¬ 
nen Kapitalismus, 2), München 1913, S. 11. 

3 * Bernhard R. Krocner, „Das Schwungrad an der Staatsmaschine“? Die Bedeutung der bewaff¬ 
neten Macht in der europäischen Geschichte der Frühen Neuzeit. In: Krieg und Frieden. Mi¬ 
litär und Gesellschaft in der Frühen Neuzeit, hrsg. v. ders. u. Ralf Pröve. Paderborn 1996, S. 1- 
24. 
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welchem Umfang auf den einzelnen Gebieten eine optimale Ausrichtung auf 
die Bedürfnisse des Krieges erreicht worden ist. Der Einfachheit halber be¬ 
schränken wir uns bei der nachfolgenden Leistungsanalyse auf die Staaten 
der späteren europäischen Pentarchie. 

Obwohl Preußen, was seine Bevölkerungsdichte anging, zu Beginn der Re¬ 
gierungszeit Friedrichs II. erst an zehnter Stelle in Europa rangierte, verfüg¬ 
te es bereits 1740 nach Rußland, Österreich und Frankreich über die viert¬ 
stärkste Armee des Kontinents. 

Weder seine Landmasse noch seine Wirtschaftskraft, sondern ausschließ¬ 
lich die Gewalt seiner Truppen konnten dem Staat der Hohenzollern den 
Weg in das Konzert der europäischen Großmächte bahnen helfen. Die im 
Verhältnis zur Gesamtbevölkerung überdimensionierte Armee ließ eine im¬ 
mer stärkere Ausrichtung der Gesellschaft auf die Bedürfnisse der bewaffne¬ 
ten Macht notwendig werden. 39 


Jahr 

Ist-Stärke der Armee 

Einwohner 

Verhältnis 

1740 

80 000 

2,2 Mio 

1 : 27 

1763 

166 000 

4,5 Mio 

1 ; 28 

1786 

194 000 

5,7 Mio 

1 :29 


Die Tabelle zeigt anschaulich, daß die preußische Armee bereits zu Beginn 
der Regierungszeit Friedrichs des Großen ihre im Verhältnis zur Bevöl¬ 
kerung maximale Größe erreicht hatte. Dennoch blieb der Abstand zu den 
Armeen der anderen europäischen Großmächten, die zumeist zwischen 
200 000 und 300 000 Mann stark waren, 40 erheblich. Eine Steigerung ließ sich 
also nur durch einen überdurchschnittlichen Bevölkerungszuwachs errei¬ 
chen. Damit war der Weg der territorialen Expansion zwangsläufig vorge¬ 
zeichnet. 

Dem scharfzüngigen Mirabeau wird das maliziöse Bonmot zugeschrieben, 
Preußen, das sei eine Armee, die sich ihren Staat geschaffen habe. 41 Tatsäch¬ 
lich umfaßte die Militärbevölkerung Preußens, zu der man neben den Solda¬ 
ten auch deren engsten Familienangehörigen rechnete, in der Mitte des 18. Jahr¬ 
hunderts etwa 25 Prozent der gesamten Einwohnerschaft des Königreiches. 42 


^ Corvisier, Armees, S. 126; Olaf Groehler, Die Kriege Friedrichs II., Berlin (Ost) 1966, S. 80. 

40 Christopher Duffy, The Army of Maria Theresa. The Armed Forces of Imperial Austria, 1740- 
1780, London 1977, S. 170; Dietrich Bevrau, Militär und Gesellschaft im vorrevolutionären 
Rußland, Köln 1984 (= Beiträge zur Geschichte Osteuropas 15), S. 58; Lee B. Kennen, The 
French Armies in the Seven Years War. A study in military Organisation and administration, 
Durham 1968, S. 76f.; Corvisier, Armees, S. 126. 

41 Theodor Schieder, Friedrich der Große. Ein Königtum der Widersprüche, Frankfurt 1983. 

42 Klaus Schwieger, Militär und Bürgertum. Zur gesellschaftlichen Prägekraft des preußischen 
Militärsystems im 18. Jahrhundert. In; Preußen in der deutschen Geschichte (= NWB 101), 
hrsg. v. Dirk Blasius. Königstein 1980, S. 179-200, hier S. 186. 
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Der enorme Heeresbedarf forderte eine leistungsfähige, streng auf die Rü¬ 
stungsbedürfnisse ausgerichtete Zentralverwaltung. Mit der Errichtung des 
Generaldirektoriums hatte Friedrich Wilhelm I. in der Verwaltungsspitze be¬ 
reits diese Zentrierung erreicht. Damit wurde eine schrittweise Militarisierung 
der Gesamtgesellschaft eingeleitet, die unter Friedrich dem Großen mit der 
zunehmenden Durchdringung der Zivilverwaltung mit ehemaligen Offizieren 
eine weitere Dynamisierung erhielt. Bereits Friedrich Wilhelm, der Große 
Kurfürst, hatte damit begonnen, die erheblichen Staatsschulden, ein Grund¬ 
übel aller absolutistischen Staates des 17. und 18. Jahrhunderts, abzubauen. 
Durch die Einziehung der Kronländer erschlossen sich die preußischen Kö¬ 
nige von ständischer Mitwirkung freie Einnahmequellen. 43 Über die ländliche 
Grundsteuer und die städtische Verbrauchssteuer (Kontribution und Akzise) 
ließ sich die volkswirtschaftliche Leistungskraft in erheblichem Umfang fis¬ 
kalisch abschöpfen. 44 

Mitte des 18. Jahrhunderts verwendete die preußische Krone in Friedens¬ 
zeiten etwa achtzig Prozent des Staatshaushaltes für direkte und indirekte 
Rüstungsbelange. In Kriegszeiten stieg die Ausgabenmenge auf über neun¬ 
zig Prozent an. In anderen europäischen Staaten betrugen die Friedensauf¬ 
wendungen für die bewaffnete Macht dagegen in der Regel nicht mehr als 
vierzig bis fünfzig Prozent. 45 Da ein Teil der Aufwendungen für Militär und 
Kriegführung durch indirekte Maßnahmen auf verschiedenen Sektoren der 
allgemeinen Infrastruktur (Straßen- und Kanalbau, Kornmagazine u.a.) er¬ 
folgten, läßt sich eine weitgehend exakte Berechnung der Militäraufwendun¬ 
gen kaum durchführen. Am Vorabend des Siebenjährigen Krieges hatte die 
Besteuerung der preußischen Untertanen ein existenzgefährdendes Ausmaß 
erreicht. Die bäuerlichen Produzenten, die die Masse der preußischen Bevöl¬ 
kerung stellten, hatten, von gewissen regionalen Unterschieden abgesehen, 
bis zu 33,5 Prozent ihres Bruttoeinkommens an den Staat abzuführen. Von 
den ihnen verbleibenden Einkünften mußten sie dann noch die grundherrli¬ 
chen Abgaben leisten und ihren Lebensunterhalt bestreiten. 46 

Getreu der merkantilisitischen Wirtschaftsdoktrin bildete Geld für die 
preußischen Könige keine Ware, sondern nur ein Tauschobjekt. Diesem 
Vorgehen entsprach auch die Anhäufung eines größeren Kriegsschatzes. 
Dieses ineffektiv angelegte Kapital betrug am Vorabend des Siebenjährigen 


43 Wolfgang Petter, Militär und Militarisierung, ln: Preußen-Ploetz, hrsg. v. M. Schlenke. Frei¬ 
burg 1983, S. 55-66, hier S. 58. 

44 Gerhard Papke, Von der Miliz zum Stehenden Heer. Wehrwesen im Absolutismus. In: Hand¬ 
buch zur deutschen Militärgeschichte, hrsg. v. Militärgeschichtiichen Forschungsamt, 6 Bde., 
Frankfurt 1964-1981, hier Bd. 1, S. 219. 

45 Peter Claus Hartmann, Geld als Instrument europäischer Machtpolitik im Zeitalter des Mer¬ 
kantilismus (= Studien zur bayerischen Verfassungs- und Sozialgeschichte 8), München 1978, 
S. 30; Dietmar Stutzer, Das preußische Heer und seine Finanzierung in zeitgenössischer Dar¬ 
stellung. In: Militärgeschichtliche Mitteilungen 2, 1978, S. 23-48, hier S. 39; Beyrau, Militär 
und Gesellschaft, S. 59. 

44 Otto Büsch, Militärsystem und Sozialleben im alten Preußen 1713-1806. Die Anfänge der so¬ 
zialen Militarisierung der preußisch-deutschen Gesellschaft, Frankfurt 1981, S. 22 ff. 
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Krieges bereits 15,5 Millionen Taler, eine im Vergleich zu anderen europäi¬ 
schen Staaten enorme Summe. 47 Friedrich war sich aber bewußt, daß mit 
diesem Geld nur ein relativ kurzer Krieg geführt werden konnte. Bereits in 
seinen etwa 1748 entstandenen „General-Prinzipien vom Kriege“ stellte der 
König unmißverständlich fest, daß „unsere Kriege kurtz und vives seiyn 
müssen, massen, es uns nicht conveniret, die Sachen in die Länge zu ziehen, 
weil ein langwieriger Krieg ohnvermerckt unsere admirable Disziplin fallen 
machen, und das Land depeupliren, unsere Ressources aber erschöpfen 
würde“ (38). Jede kriegführende Partei in geographischer Mittellage und mit 
geringen ökonomischen und personellen Ressourcen muß von vornherein 
einen kurzen Krieg anstreben. Diesen Zwängen konnte Friedrich nur entge¬ 
hen, wenn er seine Operationsbasis auf das Territorium seiner Feinde ver¬ 
legte. Der Schlag gegen Sachsen 1756 trug dieser Lagebeurteilung Rech¬ 
nung. 

Ähnliche wie im petrinischen Rußland diente der Aufbau von eisenverar¬ 
beitenden Produktionsstätten und Tuchmanufakturen zunächst ausschließ¬ 
lich den Bedürfnissen der Armee. In Preußen gelang es bis 1740, den Frie¬ 
densbedarf des Heeres weitgehend im eigenen Land zu decken. 48 Staatlicher 
Protektionismus, der sich in Einfuhrverboten und Steuererleichterungen für 
neuerrichtete Betriebe äußerte, förderte privatwirtschaftliche Initiativen. 
Staatliche Abnahmegarantien ermöglichten den Aufbau größerer, leistungs¬ 
fähigerer und rationell arbeitender Betriebseinheiten. 49 Auf der anderen Sei¬ 
te war Preußen während der gesamten Regierungszeit Friedrichs des Großen 
gezwungen, die notwendigen Rohstoffe im Ausland einzukaufen. Durch die 
Einschaltung Amsterdamer und Hamburger Zwischenhändler gelang es so¬ 
gar während des Siebenjährigen Krieges, kriegswichtige Rohstoffe aus den 
gegnerischen Staaten, wie etwa Schweden, einzuführen. Während das schwe¬ 
dische Erz bar bezahlt werden mußte, verschaffte man sich die notwendigen 
Kupfermengen aus dem besetzten Sachsen, Zinn wurde hingegen aus Schott¬ 
land bezogen und mit englischen Subsidien beglichen. 50 

Die Kurmark bildete im 18. Jahrhundert das Rüstungszentrum des preußi¬ 
schen Staates. Die Residenzstadt Berlin entwickelte sich bis zur Mitte des 
18. Jahrhunderts zur größten Industriestadt des Kontinents. Ein weiterer 
Schwerpunkt wurde in den fünfziger Jahren in Schlesien gebildet. Nicht nur 
in strategischer und demographischer, sondern auch in ökonomischer Hin¬ 
sicht war der Erwerb dieser Provinz für die preußische Expansionspolitik 
von herausragender Bedeutung. 


47 Reinhold Koser, Die preußischen Finanzen im Siebenjährigen Kriege (= Forschungen zur 
brandenburgischen und preußischen Geschichte 13/1900).; Christopher Duffy, Friedrich der 
Große und seine Armee, Stuttgart 1978, S. 193 f. 

41 P. Rehfeld, Die preußische Rüstungsindustrie unter Friedrich dem Großen (= Forschungen 
zur brandenburgischen und preußischen Geschichte 35/1944); A. Zottmann, Die Wirtschafts¬ 
politik Friedrichs des Großen unter besonderer Berücksichtigung der Kriegswirtschaft, Leip¬ 
zig 1937; Schwieger, Militär und Bürgertum, S. 182 f. 

44 Duffy, Friedrich der Große, S. 195 ff. 

50 Ebd., S. 198 ff. 
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Neben der Ausstattung der Truppen mit Waffen, Munition und Beklei¬ 
dung kam der Proviantversorgung im 18. Jahrhundert eine nicht selten 
schlachtentscheidende Bedeutung zu. So wie die Krone die aufstrebenden 
Manufakturen durch Protektionismus und Auftragsgarantien zu schützen 
verstand, suchte sie auch, durch Bauern- und Güterschutz die Agrargesell¬ 
schaft vor allzu großen Einbußen zu sichern. 51 Eine staatlich gelenkte 
Kriegsmagazinverwaltung erreichte bereits in Friedenszeiten durch den An- 
und Verkauf von Getreide eine gewisse Preisstabilität. 52 Als Äquivalent für 
seine Dienstleistungen als Offizier erhielt der Adel auf diese Weise eine wirt¬ 
schaftliche Existenzgarantie. Die Bauern, die die Masse der militärischen 
Kantonisten stellten, schützte als freigestellte Militärangehörige eine verbes¬ 
serte Rechtsstellung vor den Übergriffen ihrer Grundherren. 53 

Abschließend bleibt festzustellen, daß in Preußen, gemessen an den Mög¬ 
lichkeiten der Zeit, eine extrem effiziente Ressourcenmobilisierung auf allen 
kriegswichtigen Sektoren staatlichen Wirkens gelungen war, mit deren Hilfe 
die Krone eine Großmachtpolitik betreiben konnte, zu der ihr außerhalb der 
Armee kein adäquates Potential zur Verfügung stand. 

Maria Theresia hielt am Vorabend des Siebenjährigen Krieges nahezu 
200 000 Soldaten unter Waffen. Bei einer Gesamtbevölkerung von etwa 20 
Millionen stand damit nur etwa jedem hundertsten Einwohner ein Soldat ge¬ 
genüber. 54 Zur Sicherung der weit auseinanderliegenden Besitzungen der 
deutschen Habsburger, mußte die Armee auf kleine und kleinste Garnisonen 
verteilt werden. Diese Form der Dislozierung, die von den österreichischen 
Niederlanden im Norden über Vorderösterreich nach Böhmen, Oberitalien 
und die Toscana bis hin zur transsylvanischen Militärgrenze im heutigen 
Ungarn reichte, machte eine rasche Mobilmachung, wie sie die preußische 
Armee immer wieder vorexerzierte, unmöglich. 

Der habsburgische Gesamtstaat des 18. Jahrhunderts verdankte seine Ent¬ 
stehung einem defensiven Fürstenbündnis zur Abwehr der osmanischen Ge¬ 
fahr. Die seit dem 15. Jahrhundert immer wieder eingetretenen Erbteilungen 
hatten den Länderbesitz zerstückelt und die Ausbildung lokaler ständischer 
Verwaltung begünstigt. 55 Erst zu Beginn des 18. Jahrhunderts wurde die Un¬ 
teilbarkeit und Untrennbarkeit der einzelnen Länder hausrechtlich abgesi- 


51 Vgl. hierzu die Forschungen von Hartmut Harnisch, Preußisches Kantonsystem und ländli¬ 
che Gesellschaft: Das Beispiel der mittleren Kammer Departements und J. Kloosterhuis, Zwi¬ 
schen Aufruhr und Akzeptanz: Zur Ausformung und Einbettung des Kantonsytems in die 
Wirtschafts- und Sozialstruktur des preußischen Westfalen, beide Arbeiten, die die ältere 
u. vor allem von Otto Büsch vertretene Auffassung in entscheidender Hinsicht korrigieren, 
finden sich in: Kroener, Krieg und Frieden, S. 137-165 (Harnisch) und 157-190 (Kloosterhuis). 

M Acta Borussica. Denkmäler der preußischen Staatsverwaltung im 18. Jahrhundert, Getreide¬ 
handelspolitik und Kriegsmagazinverwaltung in Brandenburg-Preußen, bearb. v. Wilhelm 
Naude, August Skaiweit, Bde. II-FV. Berlin 1901 ff. 

51 Büsch, Militärsystem und Sozialleben, S. 51 f. Zur Kritik vgl. die Aufsätze in Anm. 51. 

M Corvisier, Armees, S. 126. 

M Peter Broucek, Der Geburtstag der Monarchie. Die Schlacht bei Kolin, Wien 1982, S. 9 u. 12. 
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chert. Beim Regierungsantritt Maria-Theresias lag nicht nur das Steuerbewil¬ 
ligungsrecht noch bei den einzelnen Landtagen der Erblande, sondern auch 
das für die Belange der Kriegführung entscheidend wichtige Rekrutierungs-, 
Verpflegungs-, Einquartierungs- und Remontewesen. Die in diesem Zusam¬ 
menhang anfallenden Kosten wurden von der im voraus festgelegten Militär- 
Kontribution abgezogen. Um die ständig steigenden Aufwendungen für das 
aerarium einigermaßen abfangen zu können, war man dazu übergegangen, 
die in diesem Zusammenhang anfallenden Schuldzinzen ebenfalls über das 
Contnbutionale der Länder zu tragen. Das bedeutete, daß die laufenden Ko¬ 
sten des Heeresunterhaltes über diese Einkünfte der Krone immer weniger 
gedeckt werden konnten. 56 

Nach den Erfahrungen der ersten beiden Schlesischen Kriege begann die 
Kaiserin bereits 1745/46 mit einer Reform der Zentralverwaltung nach 
preußischem Vorbild. 57 Dabei wurden die Hofkammer (Finanzen), der Hof¬ 
kriegsrat (Außen-Militärpolitik und operative Kriegführung) und das Gene¬ 
ralkriegskommissariat (Heeresversorgung) einander gleichgeordnet. Die 
Macht der Stände war damit aber noch nicht gebrochen. Die neuere For¬ 
schung erkennt gemeinhin im Einfluß der ständischen Komponente ein wir¬ 
kungsvolles und fruchtbares Korrektiv zur überbordenden absolutistischen 
Verwaltung. 58 Im Hinblick auf die Einsatzbereitschaft der Armee und damit 
auch eine erfolgreiche Landesverteidigung führten gerade die ständischen 
Prärogativen und Privilegien zu schwerwiegenden Folgen. 59 Aufgrund des 
fortgesetzten Widerstandes der Landstände konnten etwa in Schlesien zu Be¬ 
ginn des Krieges 1740 nur etwa zwei Kavallerieregimenter einquartiert und 
versorgt werden. Friedrich unterhielt dagegen wenig später auf demselben 
Gebiet ohne nennenswerte Schwierigkeiten die gesamte preußische Haupt¬ 
armee. 60 

Für die Reformer um die Kaiserin, und hier vor allem Haugwitz, bildeten 
die Erfolge, die die preußische Verwaltung in Schlesien zu verzeichnen hatte, 
Anschauungsmaterial für die eigene Arbeit, deren theoretisches Konzept sie 


56 Friedrich Walter, Die theresianische Staatsreform 1749, Wien 1958, S. 39. 

57 Johann Christoph Allmayer-Beck, Wandlungen im Heereswesen Maria Theresias. In: Maria 
Theresia. Beitrage zur Geschichte des Heereswesens ihrer Zeit (= Schriften des Heeresge- 
schichtlichcn Museums 3). Graz 1967, S. 12. Friedrich Walter, Die Geschichte der österreichi¬ 
schen Zentralverwaltung in der Zeit Maria Theresias (1740-1780), Wien 1938; J. Zimmermann, 
Militärverwaltung und Hecresaufbringung in Österreich bis 1806. In: Handbuch zur deut¬ 
schen Militärgeschichte, Bd. 1, Abschn. III. Frankfurt 1965. 

5 * Rudolf Vierhaus, Deutschland im Zeitalter des Absolutismus (= Deutsche Geschichte 6), Göt¬ 
tingen 1978, S. 182 ff. 

59 Anna M. Drabek, Die politische Haltung der böhmischen und mährischen Stande zum Herr- 
schcrabsolutismus des 17. und 18. Jahrhunderts. Von der traditionellen ständischen Rechtspo¬ 
sition zu fnihkonstitutionellen Forderungen. In: Ständefreiheit und Staatsgestaltung in 
Ostmitteleuropa. Übernationale Gemeinsamkeiten in der politischen Kultur vom 16.-18. Jahr¬ 
hundert, hrsg. v. Joachim Bahlcke, Hans-Jürgen Bömelburg u. Norbert Kersken. Leipzig 19%, 
S. 265-282, hier S. 273 f. 

40 H. Kretschmayr, Die österreichische Zentralverwaltung, Bd. II/2: Die Zeit des Directoriums in 
publicis et cameralibus. Aktenstücke, bearb. v. J. Kallbrunner u. M. Winkler. Wien 1925, 
S. 242. 
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aus den Schriften der österreichischen Kameralisten des ausgehenden 
17. Jahrhunderts, wie etwa J. Becher, W. Schröder und vor allem V. Hörnigk, 
entwickelten. 61 

Ein Vergleich zwischen den Einkünften, die Habsburg aus seinen schlesi¬ 
schen Provinzen bezogen hatte, und denen, die Friedrich offenbar ohne 
größere Schwierigkeiten eintrieb, bewies schlagend die Nachteile ständisch 
organisierter Steuererhebung. Der von Haugwitz angestellte Vergleich zeig¬ 
te im einzelnen: 


In Fl. 

Contribunale Stadtaccise 

Gesamt 

Kameralgefälle 
(= Kronein- 
künfte, ohne Salz- 
und Zollgefälle) 

Österreich 

2 000 000 

2 000 000 

200 000 

Preußen 

3 864 355 1 500 000 

5 364 355 

500 000 

Differenz 

3 364 355 


300 000 w 


Um ihren Einfluß nicht einzubüßen, beharrten die Stände der Erblande ge¬ 
genüber der Kaiserin zunächst hartnäckig auf ihrem Recht, die Steuern jähr¬ 
lich neu zu bewilligen. Die Krone konnte hingegen eine einigermaßen konti¬ 
nuierliche Budgetplanung nur dann erreichen, wenn der Steuereingang auf 
mindestens zehn Jahre festgeschrieben wurde. Erst unter der preußischen 
Bedrohung akzeptierten die böhmischen, wie auch wenig später die inner¬ 
und vorderöstereichischen Stände, die vorgeschlagenen Dezennalrezesse, 
während für die unruhigen ungarischen Magnaten eine abweichende Rege¬ 
lung getroffen werden mußte. 

Insgesamt gestaltete Österreich in den zehn Friedensjahren zwischen dem 
Ende des Zweiten Schlesischen Krieges und dem Beginn des Siebenjährigen 
Krieges seinen Verwaltungsapparat in sich straffer und leistungsfähiger. 
Durch maßvolle Steuererhöhungen, die Einführung neuer Besteuerungsob¬ 
jekte und den Wegfall der Adeligensteuerfrciheit ließen sich die Einnahmen 
der Krone erheblich steigern. 63 Standen 1740 nur etwa 6 Millionen Gulden 
für die Bedürfnisse der Armee zur Verfügung, so erhöhte sich diese Summe 
bis 1763 um 60 Prozent auf 10 Millionen Gulden. 64 Die größte Hypothek, 
die Maria Theresia bei ihrem Regierungsantritt übernahm, waren die Schul¬ 
den ihres Vaters, die sich zu diesem Zeitpunkt bereits auf 101 Millionen Gul- 

61 Zum Vergleich der preußischen und österreichischen Kriegsanstrengungen wahrend des Sie¬ 
benjahngen Krieges: Bernhard R. Kroencr, Die materiellen Grundlagen österreichischer und 
preußischer Kriegsanstrengungen 1756-1763. In: ders. , Europa im Zeitalter Friedrichs des 
Großen, S. 47-78. 

63 Duffy, The Army of Maria Theresa, S. 123.- A.O. Loehr, Die Finanzierung des Siebenjährigen 
Krieges. In: Numismatische Zeitschrift, N.F. 18, 1925, S. 95-110. Kroencr, Die materiellen 
Grundlagen. 

63 Grundlegend hinsichtlich der österreichischen Kriegsfinanzicrung wahrend des Siebenjährigen 
Krieges: Peter G.M. Dickson, Finance and Government under Maria Theresia, 1740-1780, 2 
Bde, Oxford 1987. 

64 G. Otruba, Die Wirtschaftspolitik Maria Theresias, Wien 1963. 
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den beliefen. 55 Allein der Zinsdienst für diese Summe verschlang in den vier¬ 
ziger Jahren des 18. Jahrhunderts bis zu 20 Prozent der Gesamteinnahmen 
des Staates. Es gelang der Kaiserin jedoch im Laufe ihrer Regierung, den 
Umfang dieser Annuitäten auf 10 Prozent der Gesamteinnahmen herabzu¬ 
drücken. Auf diese Weise ermöglichte die Finanzreform zwar den laufenden 
Unterhalt für die 108 000 Mann reguläre Truppe, ließ aber eine darüber hin¬ 
ausgehende Vorratshaltung nicht zu. 66 

Es war für Habsburg von Vorteil, daß es im Hinblick auf rüstungswirt¬ 
schaftliche Rohstoffe und Produktionsstätten eine weitgehende Autarkie er¬ 
reichte. Während die Bekleidungsindustrie mit Schwerpunkt in Böhmen und 
Mähren angesiedelt war, erfolgte die Herstellung von Blankwaffen in der 
Steiermark. Schußwaffen wurden durch die Armatur-Gesellschaft in Wie¬ 
nerneustadt, in Karlsbad und zwei weiteren kleinen Produktionsstätten her¬ 
gestellt. Ähnlich wie Preußen schuf auch Österreich in der ersten Hälfte des 
18. Jahrhunderts protoindustrielle Produktionszentren, in den mit staatli¬ 
chen Absatzgarantien größere Betriebseinheiten geschaffen und erste Ansät¬ 
ze von Rationalisierungen durchgeführt wurden. Besondere Erfolge zeigte 
diese Entwicklung bei der österreichischen Artillerie, die sich durch eine 
Vielzahl auf die Bedürfnisse der Truppe ausgerichtete Kaliber, eine größere 
Reichweite, höhere Beweglichkeit und eine größere Feuergeschwindigkeit 
gegenüber der preußischen auszeichnete. 67 Die Bevorzugung einer starken 
Artillerie läßt das generelle Defensivkonzept der österreichischen Strategie 
deutlich zutage treten. 

Ihre besondere Leistungssteigerung verdankte diese Waffe vor allem Fürst 
Joseph Wenzel Liechtenstein, der die erheblichen Finanzmittel seines Für¬ 
stentums in den Dienst der kaiserlichen Geschützentwicklung und Produk¬ 
tion stellte. Im Gegensatz zu Preußen ist die österreichische Rüstungsindu¬ 
strie aber im Rahmen von Kontraktverhältnissen gegenüber der Krone 
immer wieder in Vorlage getreten, was zwar die augenblicklichen bud¬ 
getären Engpässe zu überwinden half, langfristig aber zu einer erheblichen 
Verteuerung der Rüstungsgüter führte. Die Aufwendungen des Siebenjähri¬ 
gen Krieges betrugen daher auch in Österreich mit 260 Millionen Gulden 
ein Mehrfaches der preußischen Kosten. 68 Die immensen Schwierigkeiten, 
denen sich die Kaiserin bei der Reorganisation der Staatsverwaltung und der 
Ausrüstung ihres Heeres gegenübersah, führten dazu, daß Österreich bei 
Beginn des preußischen Angriffs auf Sachsen 1756 noch nicht kriegsbereit 
war. Im Unterschied zu Friedrich dem Großen, der zu diesem Zeitpunkt die 
vorhandenen Ressourcen seines Staates nahezu vollständig ausgeschöpft 
hatte, bestanden in den habsburgischen Territorien freie Kapazitäten, die 
während des Krieges eine erhebliche Rüstungsausweitung ermöglichten. So 
gelang es, die Artillerie, die das kostenintensivste militärische Großgerät 


65 Duffy, The Army of Maria Theresa, S. 125. 

“ Broucek, Der Geburtstag der Monarchie, S. 55. 
67 Duffy, The Army of Maria Theresa, S. 124. 

“ Ebd.' 
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benötigte, zwischen 1756 und 1760 von 202 Geschützen auf 548 zu verstär¬ 
ken. 69 

Dagegen vermochten es Österreich wie auch Rußland nicht, ihre Armeen 
bei Ausbruch des Krieges personell aufzufüllen. Da die Rekrutierung von 
Soldaten bares Geld erforderte, was aufgrund der weitgehend inflexiblen 
Steuer- und Geldschöpfungspolitik in beiden Ländern nicht ohne weiteres 
erreicht werden konnte, mußte die Kaiserin während des Krieges aus finan¬ 
ziellen Gründen sogar 20 000 Mann ihres Heeres demobilisieren. Der Ver¬ 
gleich zwischen Österreich, Rußland und Preußen weckt immer wieder As¬ 
soziationen mit den Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges. Österreich wie 
Rußland waren zu Beginn des Krieges der preußischen Militärmaschinerie 
unterlegen. Sie besaßen aber im Gegenatz zu Preußen, dessen Territorium 
immer wieder zum Kriegsschauplatz wurde und so eine erhebliche Beein¬ 
trächtigung seiner Rüstungswirtschaft mit sich brachte, ein weites, von den 
Kämpfen unberührtes Hinterland, in dem Kapazitäten neu geschaffen und 
während des Krieges wirkungsvoll zum Einsatz gebracht werden konnten. 

Obwohl strukturell mit Österreich vergleichbar, besaß das russische Zarentum 
gerade im Hinblick auf die militärische Nutzbarmachung seiner wirtschaftli¬ 
chen Reserven erhebliche Schwächen. Das mißtrauische autokratische Regi¬ 
me Peters des Großen und seiner Nachfolger drückte auch der russischen 
Verwaltung und Bürokratie seinen Stempel auf. Die Leistungsfähigkeit der 
Zentralverwaltungsorgane wurde durch die Einführung des Kollegialität¬ 
sprinzips weitgehend entwertet. 70 Durch die Bindung an das einvernehmli¬ 
che Votum eines Ratskollegiums war die Eigenverantwortlichkeit eines ein¬ 
zigen Entscheidungsträgers maßgeblich eingeschränkt. Dahinter stand die 
Überlegung, mit dem Instrument der institutionalisierten Rivalität einer de¬ 
stabilisierenden Verselbständigung von Machtzentren vorzubeugen. 71 Das 
hatte zur Folge, daß etwa die russische Heeresverwaltung während des 
18. Jahrhunderts in einer Flut von Papier zu ertrinken drohte. Korruption 
und mangelnde Entschlußfreudigkeit der Funktionsträger haben die opera¬ 
tive Einsatzfähigkeit der größten europäischen Armee erheblich beeinträch¬ 
tigt. Ebenso stand der materielle Reichtum des Landes in krassem Gegensatz 
zu einer ineffizienten Steuer- und Finanzverfassung. Zweifellos war die be¬ 
waffnete Macht des russischen Reiches zu Beginn des Krieges auch ohne die¬ 
se retardierenden Elemente beeindruckend. Die Westminster-Konvention 
vom Januar 1756 ging daher auf die Furcht Friedrichs zurück, Preußen 
könnte von Zehntausenden russischen Soldaten in englischem Solde über¬ 
schwemmt werden. Im Gegensatz zu anderen europäischen Staaten nahmen 
sich die Ausgaben für das etwa 300 000 Mann starke russische Heer eher be- 


69 Broucek, Der Geburtstag der Monarchie, S. 56. 

70 J. H. Keep, Die russische Armee im Siebenjährigen Krieg, ln; Kroener, Europa im Zeitalter 
Friedrichs des Großen, S. 133-170. 

71 D. Masslowski, Der Siebenjährige Krieg nach russischer Darstellung, 3 Teile, Berlin 1888-1893, 
Bd. I, S. 60. 
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scheiden aus. Von 13 Millionen Rubeln Staatseinnahmen wurden 176 nur et¬ 
wa 50 Prozent für die Armee verwendet. 72 In seinem Beistandspakt ver¬ 
pflichtete sich Österreich, während des Krieges jährlich eine Million Rubel 
Subsidien zu zahlen. Dennoch sah sich die zaristische Regierung im Verlau¬ 
fe der Kampfhandlungen gezwungen, die indirekten Steuern erheblich zu 
erhöhen. Durch die Ausgabe von Kupfergeld vermied sie zwar eine über¬ 
mäßige Verschuldung, mußte aber diesen Vorteil mit einem deutlichen 
Währungsverfall bezahlen. 

In den merkantilistisch strukturierten Staaten führte der Krieg mit seinen 
übermäßigen finanziellen Belastungen zu ersten tastenden Versuchen, ein 
zentrales Kredit- und Bankwesen aufzubauen. Vergleichbar der Wiener 
Stadtbanco entstand auch in Rußland unter der Ägide Pjotr Shuvalovs zur 
Beschaffung der kostenintensiven Artillerie bereits 1756 die Artilleriebank in 
St. Petersburg. 73 Im Gegensatz zu Frankreich gelang es in Rußland, die ade¬ 
lige Führungsschicht und die von ihr repräsentierte Wirtschaftskraft zur 
Gründung von Manufakturen zu gewinnen, bisweilen auch zu zwingen. 
Adelsbanken vermittelten zu diesem Zweck günstige Kredite von 6 statt der 
gewöhnlich geforderten 12-20 Prozent Zinsen. Indem sie die Produkte ade¬ 
liger Manufakturen von jeglichen Binnenzöllen befreite, erleichterte Elisa¬ 
beth I. den Fortbestand dieser Unternehmungen. 74 

Der endgültige Durchbruch zu einem flexibel gestalteten Steuersystem als 
wichtige Voraussetzung einer funktionierenden Heeresfinanzierung, zumal 
in Kriegszeiten, in denen Ausgaben kaum vorausschauend kalkuliert werden 
konnten, zählt zweifellos zu den großen Leistungen Pjotr Shuvalovs. Mit der 
Salz- und Branntweinsteuer war der vorläufige Schlußstein in die Konstruk¬ 
tion eines stärker auf indirekte Steuern zielenden Abgabensystem eingefügt, 
das sich von der Hof- zur Kopf- und von hier zur Verbrauchssteuer hin ent¬ 
wickelt hatte. 75 

Die weitgehend spannungsfreien Jahre seit dem Tode Peters des Großen 
hatten das innere Gefüge der russischen Truppen und den Ausbildungsstand 
vor allem der Kavallerie stark beeinträchtigt. So waren die Reiter aus Ko¬ 
stengründen weit verstreut in der Ukraine untergebracht. Eine kostenspa¬ 
rende, aber unzureichende Verpflegung ließ die Pferde für den Kavallerie¬ 
dienst untauglich werden. Die meisten Regimenter hatten jahrelang nicht 


72 Großer Generalstab, Die Kriege Friedrichs des Großen, Teil III, Der Siebenjährige Krieg, 
Bd. 4, Berlin 1902, S. 5 f. 

7J Christopher Duffy, Russia’s Military Way to the West. Origins and Natures of Russian Mili¬ 
tary Power 1700 to 1800, London 1981, S. 60. 

74 W. O. Kljutschcwskij, Russische Geschichte. Von Peter dem Großen bis Nikolaus I., 2 Bdc., 
Zürich 1945, Bd. I, S. 205; Valentin Gitermann, Geschichte Rußlands, 3 Bde., Zürich 1945- 
1952, Bd. II, S. 128; A. Fenster, Adel und Ökonomie im vorindustriellen Rußland. Die unter¬ 
nehmerische Betätigung der Gutsbesitzer in der großgewerblichen Wirtschaft im 17. und 
18. Jahrhundert, Phil. Diss. Frankfurt a.M. 1983, S. 28. 

75 Kljutschcwskij, Russische Geschichte, Bd. I, S. 787; Mediger, Moskaus Weg, S. 321 f.; 
Tamara Talbot Rice, Elisabeth von Rußland. Die letzte Romanow auf dem Zarenthron, Mün¬ 
chen 1973, S. 182; Duffy, Russia’s Military Way, S. 60ff. 
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mehr im Verband geübt. Erst unter dem Eindruck des drohenden Krieges 
entschloß man sich 1756 zu einer durchgreifenden Reform. Mit Beginn der 
Mobilmachung waren die entsprechenden Maßnahmen vor allem bei der 
Reiterei bei weitem noch nicht abgeschlossen. So rückte die Armee zunächst 
ohne ihre kavalleristische Komponente ins Gefecht. 76 Da die Ausbilder der 
Dragonerregimenter und Infanterieeinheiten in den Jahren nach dem Tode 
Peters des Großen hauptsächlich als Exekutivorgane der inneren Verwaltung 
und hier vor allem der Finanzverwaltung eingesetzt waren, bestanden erheb¬ 
liche Lücken in der Ausbildung, die durch eine unzureichende Felderfahrung 
noch vergrößert wurden. Zudem klaffte eine erhebliche Diskrepanz zwi¬ 
schen der dekretierten Soll-Stärke der russischen Armee und ihrer Ist-Stärke. 
Zwar galt die russische Infanterie als tapfer und genügsam, doch war der all¬ 
gemeine Gesundheitszustand der russischen Bevölkerung so schlecht, daß 
der Krankenstand nach entbehrungsreichen Märschen sprunghaft in die 
Höhe schnellte, was die Gefechtsstärken noch weiter herabsetzte. 77 

Mit der Einrichtung der kaiserlichen Hofkonferenz 1756 schuf sich die Za¬ 
rin ein zentrales Verwaltungs- und Beratungsinstrument, das unter ihrem 
Kanzler Bestuchev als allgemeiner Rat in politisch-strategischen Fragen fun¬ 
gierte. Gleichzeitig wurde das bereits bestehende Kriegskollegium, das im 
Gegensatz zur Hofkonferenz aus militärisch sachkundigem Personal bestand, 
aus dem Informations- und Entscheidungsprozeß ausgeschaltet. Bei den Ar¬ 
meen waren die Oberkommandierenden stets gehalten, vor einer Entschei¬ 
dung zumindest das Votum ihres Kriegsrates, d.h. eines ausgewählten Kreises 
von Stabsoffizieren, einzuholen. In besonderen Fällen war außerdem die 
Hofkonferenz zu beteiligen. Die Unsicherheit vieler politisch einflußreicher 
Kreise, die mit dem baldigen Ableben der Zarin rechneten, verstärkte die 
Zaghaftigkeit der militärischen Führer und bewegte einige von ihnen, wie et¬ 
wa Apraxin, mit seinen Truppen nicht zu weit außerhalb der Grenzen zu 
operieren, um im Falle des Thronwechsels dem neuen Regiment mögliche mi¬ 
litärische Unterstützung leisten zu können. 78 

Der ständige Nachschubmangel, der die Truppen während des gesamten 
Siebenjährigen Krieges begleitete, verminderte noch zusätzlich ihre Bewe¬ 
gungsfreiheit. Da das russische Reich im Gegensatz zu Preußen im Frieden 
keine umfangreiche Magazinverwaltung betreiben mußte, hatte man für eine 
ausreichende Getreideversorgung des Heeres in Kriegszeiten keine Vorsorge 
getroffen. 79 Das Kontaktsystem mit zivilen Getreidehändlern krankte an der 
schon fast sprichwörtlichen Neigung dieses Personenkreises zur Korruption. 
Doch selbst wenn Getreidevorräte in größerem Umfang bereitgestellt werden 
konnten, erschwerten die mangelnden Transportverbindungen, die wenigen 


74 Großer Generalstab, Die Kriege Friedrichs des Großen, S. 5 f.; B. Mcnning, Russian Military 
Innovation in the sccond half of the eighteenth Century. In: Armed Forces and Society 2, 1984, 
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77 Duffy, Russia’s Military Way, S. 98. 
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jährigen Krieges. In: Allgemeine Militär-Zeitung 53. Jg., 48, 1878, S. 394. 
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schiffbaren Flüsse und ein nahezu vollständig fehlendes Kanalsystem ihre 
Auslieferung an die Truppe. 80 

Die russische Eisenindustrie war, vergleichbar der österreichischen, von 
ausländischen Einfuhren unabhängig. Seit Beginn des Jahrhunderts stieg die 
heimische Eisenerzeugung kontinuierlich an. Bereits 1750 wurden in rund 
150 Eisenhämmern etwa 2 Millionen Pud (1 Pud = 40 Pfund) verarbeitet. 
Damit rückte Rußland vor Schweden und England unter den europäischen 
Eisenproduzenten an die erste Stelle. 

Zwischen 1730 und 1750 verdoppelte sich die Jahresproduktion an Roheisen: 


Die Zahl der Hochöfen 
zwischen 1710 und 1800 

Die Jahresproduktion an Roheisen 
zwischen 1710 und 1800 

Jahr 

Zahl der 
Hochöfen 

Jahr 

Produktion 
in 1000 Pud 

Tonnen 

1710 

19 

1710 

316 

5 181 

1720 

25 

1720 

610 

10 000 

1730 

28 

1730 

957 

15 689 

1740 

35 

1740 

1 530 

25 082 

1750 

42 

1750 

2 009 

32 935 

1760 

62 

1760 

3 663 

60 050 

1770 

76 

1770 

5 106 

83 705 

1780 

83 

1780 

6 718 

110 132 

1790 

106 

1790 

7 957 

130 443 

1800 

111 

1800 

9 908 

162 427 


Das Wachstum der Zahl der Textilmanufakturen (Tuch, Leinen, Seide) zwischen 1720 


und 1760: 

Jahr 

Zahl der Manufakturen 

1720 

39 

1740 

71 

1760 

145« 


Die Rüstungszentren befanden sich mit Schwerpunkt in den Gouvernements 
St. Petersburg und Moskau. Dank der unermüdlichen Arbeit Pjotr Shuvalovs, 
dessen Rolle etwa der des Fürsten Liechtenstein in Österreich entsprach, 8 ' 
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verfügte die Artillerie bei Kriegsbeginn über einen ausreichenden Artillerie¬ 
park. Mit den Shuvalovschen Haubitzen gelang sogar ein technologischer 
Fortschritt. Wenngleich die Geschütze zwar von den anderen Staaten nicht 
übernommen wurden, prägten sie doch die russische Artillerie bis zum Aus¬ 
gang der Napoleonischen Kriege. Erschwerte Transportbedingungen führten 
dazu, daß die an sich positive Entwicklung zu verschiedenen Kalibern und 
Geschütztypen, je nach den ihnen zugewiesenen taktischen Aufgaben, in ihr 
Gegenteil verkehrt wurde, da die notwendige Munition nicht in ausreichen¬ 
dem Umfang nachgeführt werden konnte. Wie bei den anderen Waffengat¬ 
tungen traten auch bei der Artillerie erhebliche Engpässe bei der Ausbildung 
des Personals auf. Eine schwerfällige Verwaltungsstruktur, eine noch unferti¬ 
ge Heeresreform und völlig unzureichende Transportkapazitäten verhinder¬ 
ten eine angemessene Ausschöpfung der für die Kriegswirtschaft notwendi¬ 
gen Ressourcen des Zarenreiches. Das Kollegiatsystem, das sich unter einem 
starken Herrscher, wie Peter dem Großen, als durchaus leistungsfähig erwie¬ 
sen hatte, ermöglichte während der mehrjährigen Phase der Unsicherheit über 
die Neuorientierung der russischen Politik nach dem zu erwartenden Tode 
der Zarin durch ein Verschleppen von Entscheidungen vielen Funktionsträ¬ 
gern, ihre Umgebung über ihre eigentliche Haltung im Ungewissen zu lassen. 

Auch in Frankreich nahm sich die Truppenstärke im Verhältnis zur Gesamt¬ 
bevölkerung eher bescheiden aus. Nur etwa jeder elfte männliche Inländer 
im Alter zwischen 19 und 45 Jahren stand unter Waffen (140 000 Mann Feld¬ 
heer, ohne Miliz und Flotte). 82 Etwa 25 Prozent der Truppe formierten sich 
aus Ausländern, die in landsmannschaftlich einheitlich organisierten Regi¬ 
mentern zusammengefaßt waren. Unter ihnen haben die Schweizer Gardere¬ 
gimenter eine besondere Bedeutung erlangt. Im Gegensatz zu Preußen, wo 
sich hinter dem Begriff der Werbung eine zumeist zwangsweise Aushebung 
verbarg, galt in Frankreich seit dem 17. Jahrhundert der Grundsatz einer aus¬ 
schließlichen Freiwilligenrekrutierung. Der wirtschaftliche Aufschwung, an 
dem seit den dreißiger Jahren des 18. Jahrhunderts vor allem durch einen ex¬ 
pandierenden Überseehandel immer breitere Schichten der Bevölkerung teil¬ 
hatten, ließ das inländische Rekrutierungspotential der Armee zusehends 
schrumpfen. Während Preußen durch das System der Überkompletten 
ausreichende Reserven zumindest für die ersten Gefechtsausfälle besaß, ver¬ 
fügte Frankreich in entsprechender Situation kaum über ausreichenden 
Nachersatz. 83 Nach den ersten verlustreichen Schlachten des Siebenjährigen 
Krieges bestanden daher nahezu 50 Prozent der Truppe aus unausgebildeten 
Mannschaften oder ausgehobenen Milizionären. Da das Königreich während 
des Krieges nicht unmittelbar bedroht war, ergaben sich von daher noch zu¬ 
sätzliche negative Auswirkungen auf die Motivation und das innere Gefüge 
der so zusammengebrachten Regimenter. 

Obwohl das Land zu den bevölkerungsreichsten und wirtschaftlich lei¬ 
stungsfähigsten Staaten Europas zählte, wurde seine Produktivkraft durch 


83 Corvisier, Armees, S. 57 f.; Kenne«, The French Armies, S. 77-78. 
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einen unheilbaren Krebsschaden zunehmend aufgezehrt. Seit den Jahren Ri- 
chelieus und Mazarins kämpfte die französische Krone mit der höchsten 
Staatsverschuldung Europas. Eine Ursache dieser zunächst paradox wirken¬ 
den Situation ist zweifellos in dem in Frankreich besonders ausgeprägt ent¬ 
wickelten System der Ämterkäuflichkeit (venalite des offices) zu suchen. Die 
Ämter galten vor allem bei den Angehörigen des Besitzbürgertums als Sine¬ 
kuren und Investitionen für einen sozialen Aufstieg, die sich in erster Linie 
für ihren Inhaber zu rentieren hatten. Der Aufbau einer leistungsfähigen 
Verwaltungsorganisation mußte daher zwangsläufig scheitern. Die Kosten, 
die die königliche Administration verschlang, waren enorm und standen in 
keinem Verhältnis zu ihrer Effizienz. Darüber hinaus floß auf diese Weise 
auch ein nicht unerheblicher Teil des volkswirtschaftlich erarbeiteten Mehr¬ 
wertes, anstatt reinvestiert zu werden, in die kontraproduktiven Kanäle des 
Ämterhandels. Die Entwicklung zum zentralistischen Verwaltungsstaat hat¬ 
te bereits unter Ludwig XIV. und seinem secretaire d’Etat de la guerre Lou- 
vois eine erhebliche Bürokratisierung nicht nur der Heeresorganisation, 
sondern darüber hinaus auch der unmittelbar taktisch-operativen Organisa¬ 
tionsplanung herbeigeführt. 84 

Nicht nur für die Armee, sondern auch für die französische Adelsgesell¬ 
schaft des 18. Jahrhunderts insgesamt bildete Versailles die Schaltstelle ihres 
sozialen Auf- oder Abstieges. 85 Die unter Ludwig XV. immer stärker um 
sich greifende Günstlingswirtschaft mit ihren häufig wechselnden Koalitio¬ 
nen führte dazu, daß auch die militärischen Befehlshaber im Kampf um ihren 
gesellschaftlichen Einfluß in der Führung ihrer Armee nichts unternahmen, 
was ihnen zum Nachteil ausgelegt werden konnte. 86 Die zögerliche Krieg¬ 
führung wurde noch verstärkt durch überlängte Nachschublinien und das 
völlige Versagen der auf dem Vertragswege bestellten Heereslieferanten. Die 
immense Staatsverschuldung zwang die Krone, den Gesamtbereich der Hee¬ 
resrüstung zu privatisieren. Die Lieferanten traten dabei stets in Vorlage und 
sollten aus den zu erwartenden Staatseinnahmen der kommenden Jahre ent¬ 
schädigt werden. 87 Das damit verbundene Risiko und ihre mangelnde Bo¬ 
nität mußte die Krone mit Schuldzinsen von 30 Prozent und mehr ausglei- 
chen. Die zur Kontrolle der Heereslieferanten bestellten staatlichen 
Funktionsträger, wie etwa die Kriegskommissare, hatten ihre Ämter käuflich 
erworben und waren von daher wenig leistungsbereit und nicht selten kor¬ 
rupt. 

84 Roland Mousnier, La venelite des offices sous Henri IV ei Louis XIII, Paris -1971. 
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1980, S. 654 f.; E. G. Leonard, L’armce et ses problemes au XVlIIc siede, Paris 1958, S. 191 ff.; 
John Albert Lynn, Giant of the Grand Siede. The French Army 1610-1715, Cambridge 1997, 
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87 L. Dupre d’Aulnay, Traite subsistances militaires, Paris 1727; Bernhard. R. Kroener, „Blut¬ 
sauger, Schurken, Diebe?“ - Zur Rolle französischer Hccreslieferanten in der ersten Hälfte des 
17. Jahrhunderts. In: VSWG 76,1989, S. 457-493. 
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Die Strukturmängel in der Staats- und Heeresorganisation führten dazu, 
daß Frankreich mit jährlichen Kriegskosten von zeitweise mehr als 150 
Millionen Livres im Vergleich zu den anderen kriegführenden Staaten un¬ 
angefochten den ersten Platz behauptete. 88 Die Aufwendungen für die be¬ 
waffnete Macht betrugen im Frieden etwa 50 Prozent des Gesamthaushaltes 
und lagen damit auf vergleichbarer Ebene mit denen von Österreich 
und Rußland. 89 Mindestens 25 Prozent aller Einnahmen verschlang der 
jährliche Schuldendienst, den die französische Krone zu leisten hatte. Ent¬ 
gegen landläufig vertretenen Legenden hat nicht die höfische Repräsentation 
der bourbonischen Könige den Staat ruiniert und der Revolution ein Stück 
weit den Boden bereitet. Die durch eine ineffiziente Verwaltung ins 
unermeßliche gesteigenen Kosten der Kriege des 18. Jahrhunderts und 
die zusätzlich betriebene politische Absicherung mit Hilfe von Subsidien 
haben die Leistungsfähigkeit dieses Gemeinwesens von innen heraus 
zerstört. Der Versuch, durch das Eintreiben von Kontributionen im Fein¬ 
desland wenigstens einen Teil dieser Kosten auf die Bevölkerung anderer 
Territorien abzuwälzen, schlug fehl, da die Armee aufgrund ihrer struk¬ 
turellen Schwäche nicht in der Lage war, ein Gebiet so lange zu besetzen, 
daß es möglich gewesen wäre, erhebliche Summen aus ihm herauszu¬ 
pressen. 90 

Die übermäßige Verschuldung des Staates zusammen mit einer streng phy- 
siokratischen Wirtschaftsdoktrin ließen noch nicht einmal erste Ansätze 
staatlich gesteuerter Kreditschöpfungsinstitutionen wie etwa in Rußland 
oder Österreich entstehen. Nach dem katastrophalen Scheitern des Law- 
schen Bankprojekts, war an die Errichtung einer mit staatlichen Privilegien 
arbeitenden Zentralbank vergleichbar der Bank von England nicht mehr zu 
denken. 91 Dagegen bestanden zahlreiche kleinere Bankhäuser, die ihre Kre¬ 
ditgewährung mit gleichzeitigen Handelsinteressen verknüpften. Die kon¬ 
servative Wirtschaftsverfassung ermöglichte das Überleben einer anachroni¬ 
stischen Finanzverfassung, deren Wurzeln bis ins 16. Jahrhundert 
zurückreichten. Der Versuch, während des Krieges durch Ausländsanleihen 
dem Ausgabendruck Herr zu werden, warf ungeheure Schwierigkeiten auf. 
Spanien etwa lehnte ein entsprechendes Ansinnen rundweg ab, da ihm 
Frankreich nicht kreditwürdig genug erschien. Der Versuch, über Mittels¬ 
männer beim Kriegsgegner England Geld aufzunehmen, mußte mit einem 
Schuldzinsensatz von 11,5 Prozent bezahlt werden, während die englische 
Krone zur selben Zeit eine Annuität von nur 4 Prozent aufzubringen hatte. 92 


88 Kennen, The French Armies, S. 90. 

89 Pierre Goubert u. Daniel Roche, Les Fran^ais et PAncien Regime, 2 Bde., Paris 1984, Bd. 1: La 
Societe et l’Etat, S. 312. 

90 Kennen, The French Armies, S. 91 f. 

91 J. Schilds, Armies and Warfare in Europe 1648-1789, Manchester 1982, S. 179. 

91 H. Wellenreuther, Land, Gesellschaft und Wirtschaft in England wahrend des Siebenjährigen 
Krieges. In: Historische Zeitschrift 218, 1974, S. 593-634; L. Sutherland, Samson Gideon, 
Eighteenth Century Jewish Financier. In: I. Sutherland, Politics and Finance in the Eighteenth 
Century (= History Series 34/1984), S. 387-398. 
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In einer aus den ersten Jahren nach dem Friedensschluß von 1763 stammen¬ 
den Berechnung ermittelte der französische Militärtheoretiker Guibert im 
Vergleich der jährlichen Truppenstärken und Kriegskosten folgende Durch¬ 
schnittswerte 9 * 


Frankreich 140 000 Mann 106 Millionen Livres toumois 

Österreich 180 000 Mann 62 Millionen Livres tournois 

Preußen 180 000 Mann 52 Millionen Livres tournois 


Aufgrund seiner prekären finanziellen Situation verfügte Frankreich zu 
Beginn des Krieges über keine nennenswerten Vorräte an Nachschubma¬ 
terial. Der Staat Ludwigs V. war wie die anderen kontinentaleuropäischen 
Mächte ein durch die Bedürfnisse der Landwirtschaft dominiertes Gemein¬ 
wesen. Im Bereich der Rüstungsfertigung existierten keine größeren staat¬ 
lichen Unternehmungen, da die für ihre Gründung notwendigen Mittel 
nicht zur Verfügung standen. Seit den Tagen Ludwigs IV. hatte sich dagegen 
eine Fülle kleinerer und kleinster Betriebe etabliert, deren Produkte zum 
Teil erhebliche Qualitätsunterschiede aufwiesen. Der Schwerpunkt der 
Schußwaffenfertigung lag im nordfranzösischen Charleville und im zentral¬ 
französischen St. Etienne. 94 Der Bedarf der Armee konnte zwar aus der hei¬ 
mischen Produktion gedeckt werden, doch ließ sich durch die regional 
breitgestreute Herstellung eine Standardisierung nicht erreichen. Da die aus¬ 
nahmslos in Handarbeit gefertigten Waffenteile nicht austauschbar waren, 
sahen sich die Regimenter außerstande, Reparaturen in eigener Regie vor¬ 
zunehmen. 

Während sich die Beschaffung von Hieb- und Schußwaffen, zumindest 
was die Quantität betraf, noch einigermaßen problemlos gestaltete, stellte die 
Finanzierung der Artillerie die französische Krone vor unlösbare Probleme. 
Verglichen mit den anderen kriegführenden Staaten besaß Frankreich im 
Verhältnis zu seiner Truppenstärke zu wenige und überdies fast ausnahmslos 
veraltete Geschütze. Doppelt so schwer wie die preußische Feldartillerie, wa¬ 
ren die französischen Stücke im Einsatz zu unbeweglich, blieben entweder 
hinter der Armee zurück oder fielen dem Feind bei Rückzügen vom 
Gefechtsfeld in die Hände. 

So ereilte 1756 die französische Armee ein ähnliches Schicksal wie die 
preußische ein halbes Jahrhundert später. Der Schlaf auf den Lorbeeren der 
Kriege Ludwigs IV. war ebenso tief wie der auf denen der friderizianischen; 
das Erwachen für beide Staaten gleichermaßen fürchterlich. Der grand mait- 
re de l’artillerie La Valliere, der seinem Vater 1732 im Amte gefolgt war, 
mußte sich noch in der Mitte des 18. Jahrhunderts mit einer über 50 Jahren 
alten Technologie behelfen. Obwohl Frankreich durchaus über das techni¬ 
sche „know-how“ verfügte, und La Valliere auch bestrebt war, Verbesserun¬ 
gen im Artilleriepark der königlichen Armee vorzunehmen, scheiterten alle 


95 Kenne«, The French Armies, S. 97. 
* F.bd.,S. 114. 
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Bemühungen letztlich an der Unmöglichkeit, genügend Kapital und Interes¬ 
se für eine großzügige Umrüstung dieser Waffe zu mobilisieren. 95 

Die Pulverherstellung war in Frankreich seit dem 15. Jahrhundert ein 
Staatsmonopol, aber auch sie wurde im Laufe der Jahrhunderte zunehmend 
privatisiert und schließlich an ein Unternehmerkonsortium verpachtet. Die 
fixe Pachtsumme ließ auch hier ein Bedürfnis nach technischen Innovationen 
erst gar nicht aufkommen. So unterblieb etwa in Frankreich die künstliche 
Herstellung der Schwefelblüte, die in Preußen und Österreich im 18. Jahr¬ 
hundert erfolgreich praktiziert wurde. 96 

Eine immense Staatsverschuldung, eine korrupte und ineffiziente Verwal¬ 
tung, mangelnde Investitionen für die Rüstungsindustrie, ein nur geringes 
Interesse der Bevölkerung an den Kriegszielen der Krone, eine Armee ohne 
Sozialprestige und ein Regent ohne jeden militärischen Ehrgeiz zerstörten 
den Nimbus der französischen Armee, die noch zu Beginn des Jahrhunderts 
Europa in Schrecken und Bewunderung versetzt hatte. 97 Zu welcher mi¬ 
litärischen Kraftentfaltung das französische Hexagon in der Lage war, zeig¬ 
ten die Napoleonischen Kriege, deren technische und organisatorische Vor¬ 
aussetzungen noch unter den politischen Bedingungen des Anden Regime in 
der Reformära nach dem Siebenjährigen Krieg geschaffen worden waren 98 

Bei einer Bevölkerung von 12 Millionen mobilisierte England zu Beginn des 
Siebenjährigen Krieges eine Gesamtstreitmacht von 140 000 Mann, von de¬ 
nen allein 50 000 in der königlichen Marine Dienst leisteten. 99 Im Gegensatz 
zu den kontinentaleuropäischen Staaten, deren starres Merkantilsystem in 
Verbindung mit einer wenig elastischen Verwaltungsstruktur eine maßgebli¬ 
che Steigerung des Bruttosozialprodukts nicht ermöglichte, verschaffte der 
Überseehandel England erhebliche Zuwachsraten. Daher vermehrte sich der 
staatliche und private Wohlstand schneller als die Kosten für den Armee an- 
stiegen, deren zahlenmäßige Stärke aufgrund der insularen Lage des König¬ 
reichs weitaus geringer sein konnte als die der anderen europäischen Mäch¬ 
te. Zudem mußten die Staaten des Kontinents aufgrund der weit 
auseinandergezogenen Dislozierung ihrer Truppen und ihres unterent¬ 
wickelten Transportsystems die Heeresrüstung und -Versorgung weitgehend 
dezentral organisieren, was dazu führte, daß sich im Gegensatz zu England 


95 E. Picard u. R. Jouan, L’artillerie franyaise au XVIIIe siede, Paris 1906; M. Decker, Le bassin 
de la Charente et les fabrications d’Artillerie du XVIc siede - XIX. siede. In: Bulletin et me¬ 
moire de la Societe archeologique et historiquc de la Charente 2, 1984, S. 138-151; P. Nardin, 
Le comite d'artillerie et la realisation des materiels d’armement des origines ä 1870. In: Me¬ 
morial d’artillerie franyais 50, 1976, S. 471-504; M.A. Basset, Essais biographiques sur les 
grands maitres de l’artillerie. In: Memorial de l’artillcric franyaise 11, 1932, S. 862-1034. 

96 Kennen, The French Armies, S. 119. 

97 Leonard, L’armee, S. 191 ff. 

98 A. Quimby, The Background to Napoleonic Warfare, New York 1957; Ch. Aubry, Le Ravi- 
taillement des Armecs de Frederic Le Grand et de Napoleon, Paris 1894. 

99 Michael Duffy, The Foundation of the British Naval Power. In: The Military Evolution and 
the State 1500-1800 (= Exeter Studics in History 1, 1980), S. 49-85, S. 82; Corvisier, Armees, 
S. 126. 
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kein auf wenige Arsenale ausgerichtetes Lieferantensystem herausbilden 
konnte. Die Mobilisierung von Ressourcen im Bereich der Rüstungswirt¬ 
schaft entwickelte durch die im Hinblick auf die Notwendigkeit in England 
erkennbare Interessenidentität bestimmter außenpolitischer Aktivitäten zwi¬ 
schen privatwirtschaftlichen Unternehmern auf der einen und dem Staat auf 
der anderen Seite eine besondere Dynamik. 

In Preußen, wie auch in anderen spätabsolutistischen Staaten, legte die 
Krone stets Wert darauf, daß der Einsatz der Armee sich ausschließlich am 
Interesse des Fürsten als Träger des staatlichen Gewaltmonopols zu orientie¬ 
ren habe. Nach der Idealvorstellung frühmoderner Herrschaftspraxis sollte 
der Krieg unberührt von den partikularen Interessen einzelner Gruppen der 
Gesellschaft ausschließlich nach rationalen Erwägungen dynastischer Macht¬ 
politik geführt werden. Friedrich der Große hat dieser Maxime in seinem 
Politischen Testament von 1768 mit den schon klassisch gewordenen Sätzen 
Ausdruck verliehen, daß „der friedliche Bürger in seiner Behausung ruhig 
und ungestört bleibt und gar nicht merkt, daß sein Land im Kriege ist, wür¬ 
de er es nicht aus den Kriegsberichten erfahren [...] Unter dem Schutz der 
edelen Vaterlandsverteidiger bestellt der Landwirt seine Felder; die Gesetze 
werden von den Gerichten aufrechterhalten; der Handel blüht und alle Be¬ 
rufe werden ungestört betrieben.“ 100 Die englische Handelsoligarchie war 
sich indes seit Beginn des 18. Jahrhunderts bewußt, daß ihr Fernhandel nur 
unter dem Schutz einer ausreichenden Flottenrüstung und unter dauernder 
Ausschaltung kontinentaler Konkurrenten gesichert werden konnte. 

Das englische Steuersystem erwies sich zu dieser Zeit ebenso inflexibel wie 
das der anderen europäischen Staaten. Mit der Bank von England besaß die 
Krone aber ein äußerst bewegliches Instrument zur Kreditschöpfung. 101 
Während des Siebenjährigen Krieges war es ihr daher möglich, zu jedem 
Zeitpunkt Kriegsanleihen durch die Handelsherren der Londoner City 
zeichnen zu lassen. Sie bediente sich bei diesem Prozeß vor allem der Hilfe 
äußerst agiler „stock-jobber“. Zu den bedeutendsten unter ihnen zählte Sam¬ 
son Gideon, der einer jüdischen Familie entstammte, die zu Beginn des Jahr¬ 
hunderts aus Portugal eingewandert war. Der expandierende, durch die Flot¬ 
te geschützte Handel schaffte der Krone immer neue Möglichkeiten der 
Besteuerung. Damit hob er ihre Kreditwürdigkeit. 102 Ihre Gläubiger konn¬ 
ten darauf vertrauen, daß das Parlament, in dem ihre Interessenvertreter Sitz 
und Stimme besaßen, kriegsbedingten Steuerschöpfungen stets zustimmen 
würde. Damit sicherten sie die Liquidität und Bonität der Krone. Fehlte in 
den kontinentaleuropäischen Staaten die Interessenidentität zwischen Kapi¬ 
tal und Staatsmacht, so war auch hier eine wirtschaftliche Expansion über 
den Außenhandel, sieht man von Frankreich einmal ab, nicht möglich. So¬ 
lange Landbesitz als Grundlage der Besteuerung diente, ließ sich eine erheb¬ 
liche Verbesserung der Staatseinnahmen nur über territorialen Gewinn erzie- 


100 Papke, Von der Miliz, S. 188. 

101 Sucherland, Samson Gideon, S. 399-413, bes. S. 402. 

102 McNeill, Krieg und Macht, S. 164. 
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len. Dieser Weg ist von Preußen über die Besetzung Schlesiens, von Öster¬ 
reich über seine Expansion im Südosten und in Rußland durch Annexion 
weiter Gebiete auf der Krim beschritten worden. 

Koloniale Expansion und die damit verbundene Flottenrüstung bildeten 
somit auch den Angelpunkt englischer Außen- und Rüstungspolitik. Die Be¬ 
drohung des Kurfürstentums Hannover, der territorialen Achillesferse Eng¬ 
lands auf dem Kontinent, berührte daher weniger die Interessen der engli¬ 
schen Gesellschaft insgesamt als vielmehr die seines Herrscherhauses. 
Militärisch konnte sich das Territorium nur selbst verteidigen, sofern es die 
Anlehnung an eine kontinentale Großmacht besaß. 103 Im Siebenjährigen 
Krieg sah sich die englische Krone durch die extreme Belastung seines 
preußischen Bündnispartners gezwungen, ihr personelles Engagement auf 
dem kontinentalen Kriegsschauplatz zunehmend zu verstärken. 104 1761 be¬ 
fanden sich von einer Gesamtstreitmacht von 107084 Mann etwa 23000 
Mann auf deutschem Boden. Die Lasten, die die Insel zu tragen hatte, er¬ 
schöpften sich aber nicht nur in Subsidienzahlungen an Preußen, was sich 
zweifellos stimulierend auf den englischen Handel auswirkte, sondern um¬ 
faßten auch den Löwenanteil der Kosten für die englisch-hannoversche Ar¬ 
mee. Von den 101400 Mann unter dem Kommando des Herzogs von Braun¬ 
schweig wurden gegen Ende des Krieges 97000 Mann mit englischem Geld 
unterhalten. Durch diese ständig steigenden Ausgaben sah sich London in 
der zweiten Kriegshälfte gezwungen, einen Teil seiner Subsidienzahlungen 
an Preußen in Exportleistungen englischer Manufaktur-, Kolonialwaren und 
Rohstoffe umzuwandeln. 105 

Durch die steigende Einfuhr von Rohstoffen aus Übersee gelang es Eng¬ 
land in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, seinem wachsenden Bevöl¬ 
kerungsdruck Herr zu werden. Erste Ansätze einer protoindustriellen 
Massenfabrikation, begünstigt durch verbesserte Transportbedingungen, er¬ 
möglichten bodenunabhängige Einkommenssteigerungen für immer breitere 
Bevölkerungsschichten und schufen so die Grundlagen für die gegen Ende 
des Jahrhunderts realisierte Einkommenssteuer. 106 

Aus der Distanz von mehr als 200 Jahren mag es auf den ersten Blick den 
Anschein haben, als wiesen die außenpolitischen Zielvorstellungen und die 
innere Struktur der europäischen Mächte am Vorabend des Siebenjährigen 


103 Karl W. Schweizer, Frederick the Great, William Pitt and Lord Bute. The origin, development 
and dissolution of the Anglo-Prussian Alliance, 1756-1763, Cambridge PhD 1976. 

104 Reginald Savory, His Britannic Majesty’s Army in Germany during the Seven Years War, Ox¬ 
ford 1966; H. C. B. Rogers, The British Army of the eighteenth Century, London 1977; 
J. A. Houlding, Fit for Service. The training of the British Army 1715-1795, Oxford 1981; 
Tony Hayter, The Army and the crowd in Mid-Gcorgian England, London 1978. 

105 Tony Hayter, England, Hannover, Preußen. Gesellschaftliche und wirtschaftliche Grundla¬ 
gen der britischen Beteiligung an Operationen auf dem Kontinent während des Siebenjähri¬ 
gen Krieges, ln: Kroener, Europa im Zeitalter Friedrichs des Großen, S. 171-192. 

I0 *’ William Alan Cole, Eighteenth Century Economic Growth Revisited. In: Expiorations in 
Economic History 10, 1973, S. 327-348. 
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Krieges keine nennenswerten Unterschiede auf. Eine streng nationale Ge¬ 
schichtsbetrachtung, die in Deutschland noch bis in die jüngste Vergangen¬ 
heit eher die Regel als die Ausnahme darstellte, mochte dadurch zu dem 
Schluß verleitet werden, daß das Überleben Preußens in diesem Konflikt in 
der Tat einem Wunder gleichkomme. Eine differenzierte Untersuchung, wie 
sie an dieser Stelle, wenn auch nur grob und unvollkommen, versucht wurde, 
zeigt indes die Korrekturbedürftigkeit einer derartigen Interpretation. 

Der Mangel an existentieller Bedrohung, der die preußische Aufrüstung 
unter Friedrich Wilhelm I. auszeichnete, hatte zur Folge, daß die preußische 
Aggression von 1740 die Gegner Friedrichs des Großen weitgehend unvor¬ 
bereitet traf. Nach Abschluß der beiden Schlesischen Kriege kam die not¬ 
wendige Modernisierung und eine Intensivierung der Kriegsvorbereitungen 
in den einzelnen Staaten nur schleppend oder, wie im Falle Frankreichs, 
überhaupt nicht in Gang. Da eine vollständige Zerschlagung der Hohenzol- 
lernmonarchie von keiner europäischen Macht ernsthaft ins Auge gefaßt 
wurde, stellte sich auch der Umfang der zu erwartenden territorialen Ge¬ 
winne unterschiedlich dar. Gravierender als die abweichenden außenpoliti¬ 
schen Zielvorstellungen erwiesen sich die retardierenden Elemente in der in¬ 
neren Verfassung der am Krieg beteiligten Mächte. Mit Ausnahme von 
Preußen, das in dieser Beziehung einen mehr als dreißigjährigen Vorsprung 
besaß, gelang es ihnen nicht, die vorhandenen Ressourcen schnell und gezielt 
zu mobilisieren. Die Hohenzollernmonarchie war der einzige Staat, der sein 
militärisches Instrument und das zu diesem Zweck notwendige ökonomische 
Potential auf lange Sicht und planvoll auf kriegerische Aggression und terri¬ 
toriale Expansion ausgerichtet hatte. Der Vorsprung, den der Staat Fried¬ 
richs des Großen auf diese Weise erzielt hatte, konnte von seinem schärfsten 
Gegner Österreich bis zum Ausbruch des Siebenjährigen Krieges nicht mehr 
wettgemacht werden. 

Ähnlich verhielt es sich mit England, das seine Flotte im Zuge der kolo¬ 
nialen Expansion ständig ausgebaut und verbessert hatte, während sein Ri¬ 
vale Frankreich aus finanziellen Erwägungen den kostengünstigeren Kaper¬ 
krieg bevorzugen mußte, mit dessen Mitteln er aber außerstande war, seine 
überseeischen Besitzungen wirkungsvoll zu verteidigen. Damit besaßen die 
beiden Bündnispartner England und Preußen, bezogen auf ihre jeweils un¬ 
terschiedlichen Kriegsziele, ein adäquates militärisches Potential. 

Die Mängel auf dem Sektor der Heeresrüstung waren bei der gegnerischen 
Koalition zwar unterschiedlich gravierend, aber gleichermaßen unaufhebbar. 
Während Österreich aufgrund seiner erheblichen Staatsverschuldung und ei¬ 
ner nur zögernden Verbesserung der Staatseinnahmen den Personaletat sei¬ 
ner Truppen nicht vergrößern konnte, sondern sogar während des Krieges 
abbauen mußte, konnte die russische Armee die schon bei der Mobil¬ 
machung erkennbar gewordenen Versorgungsmängel nicht beheben, was den 
Aktionsradius und die Beweglichkeit ihrer Verbände erheblich beeinträch¬ 
tigte. Für Frankreich schließlich, dessen strategisches Primärziel Hannover 
und nicht die preußischen Kernprovinzen darstellte, führten Ausrüstungs¬ 
und Versorgungsmängel zu einer fortgesetzten Schwächung der Kampfkraft. 



173 


_ Der Siebenjährige Krieg 

Die unterschiedliche Beweglichkeit und Einsatzfähigkeit der gegnerischen 
Truppen wurden noch verstärkt durch eine unzureichende vertikale wie ho¬ 
rizontale Befehlsstruktur. Eine wirkungsvolle Koordination der operativen 
Planungen zwischen den Befehlshabern der verbündeten Armeen, die einzi¬ 
ge Möglichkeit, einen konzentrierten Angriff gegen Preußen zu führen, 
mißlang ebenso, wie die Abhängigkeit der einzelnen Frontbefehlshaber von 
den politischen und strategischen Entscheidungszentren an den jeweiligen 
Höfen Überraschungsangriffe illusorisch werden ließ. Zudem mußten die al¬ 
liierten Generäle stets befürchten, im Falle des Scheiterns eines derartigen 
riskanten Unternehmens, was bei der inneren Verfassung der zeitgenössi¬ 
schen Armeen immer in Betracht gezogen werden mußte, ihres Kommandos 
enthoben zu werden und damit auch ihren Einfluß in der höfischen Gesell¬ 
schaft zu verlieren. Friedrich, als roi-connetable, war bei seinen Entschei¬ 
dungen von derartigen Skrupeln frei. 

Preußen überlebte das siebenjährige Ringen, weil sein Herrscher entgegen 
allen Gewohnheiten europäischer Politik und Kriegführung im 18. Jahrhun¬ 
dert die verfügbaren Ressourcen seines Staates ausschließlich den Zwecken 
einer gewaltsamen Politik untergeordnet hatte. Gegenüber einem Prinzip der 
absoluten Kriegsvorbereitung erwiesen sich die Maßnahmen seiner Gegner 
als halbherzig und unvollkommen. Zudem setzte das Prinzip der europäi¬ 
schen Konvenienz, das den Krieg gegen eine Macht abendländischer Gesit¬ 
tung, mit der sich die europäische Staatengesellschaft in dem Verständnis ei¬ 
ner „societas nexusque moralis“ 107 verbunden fühlte, stets nur als einen 
begrenzten Konflikt zur Erhaltung des Gleichgewichts empfand, jeder um¬ 
fassenden Kräftemobilisierung unüberwindbare systemimmanente Schranken. 

Die Mirabeau in den Mund gelegte und sicherlich tendenziös entstellte 
Äußerung „La guerre est l’industrie nationale de la Prusse“ 108 trifft sicherlich 
den zentralen Ansatzpunkt zeitgenössischer Kritik. Krieg nicht als selbstver¬ 
ständliches Stilmittel der Außenpolitik, sondern als Ausdruck eines aus¬ 
schließlich dynastischem Machtwillen folgenden Kalküls, bildete das Er¬ 
folgskonzept preußischer Expansionspolitik, dem seine Gegner nichts 
Adäquates entgegenzusetzen hatten. Ökonomische Ressourcenmobilisierung 
zum Zwecke der Kriegführung ließ sich auch im Zeitalter des fürstlichen 
Machtstaates nur im Einklang mit einem innergesellschaftlich konsensfähi¬ 
gen Staats- und Politikverständnis verwirklichen. 


107 Kunisch, Ausgang, S. 182. 

108 Skaiweit, Frankreich und Friedrich der Große, S. 183. 
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Revolutionskriege'"' 


von 

T. C. W. BLANNING 

Die .französischen Revolutionskriege*, die am 17. August 1787 mit der 
Kriegserklärung der Türkei an Rußland begannen und am 18. Juni 1815 mit 
der Schlacht von Waterloo endeten, können mit Recht als die ersten moder¬ 
nen Kriege bezeichnet werden. Wie schon wie der Siebenjährige Krieg wur¬ 
den sie zwar nicht mehr um religiöse Fragen geführt, richteten jedoch ähnli¬ 
che Verwüstungen wie der Dreißigjährige Krieg an. Obwohl alle 
Zahlenangaben nur sehr ungenaue Schätzungen darstellen, geht man davon 
aus, daß ungefähr fünf Millionen Menschen diesen Kriegen zum Opfer fie¬ 
len, oder anders ausgedrückt, mehr im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung als 
während des Ersten Weltkrieges. Was als begrenzter Konflikt am Rande Eu¬ 
ropas begann, weitete sich zu einem globalen Konflikt von welthistorischen 
Dimensionen und weitreichenden Folgen aus. So stieg unter anderem mit 
Großbritanniens Sieg über Frankreich im .Zweiten Hundertjährigen Krieg* 
Englisch zur Weltsprache auf und mit Polen und dem Heiligen Römischen 
Reich verschwanden zwei bedeutende Staatsverbände aus Mittel- und Ost¬ 
europa. Desgleichen legten die Kriege nach 1787 die Grundlagen für die spä¬ 
tere staatliche Einigung Deutschlands, so daß es nicht verwundert, wenn 
Thomas Nipperdey seine Deutsche Geschichte 1800-1866 mit den Worten 
beginnt: „Am Anfang war Napoleon“. 1 

Über weite Strecken dieses Jahrhunderts stand die innenpolitische Dimen¬ 
sion der revolutionären und napoleonischen Ära im Mittelpunkt des Inter¬ 
esses der Forschung, während die internationale Dimension bis vor kurzem 
vernachlässigt wurde. Marxisten-Leninisten, Revisionisten und Post-Revi¬ 
sionisten hegen zwar unterschiedliche Ansichten über Ursachen, Gestalt und 
Folgen der Revolution, sind sich jedoch einig in ihrer Abneigung gegen 
außenpolitische Themen. 2 Einen Wendepunkt stellte erst 1994 die Veröffent¬ 
lichung von Paul Schroeders The Transformation of European Politics 1763- 
1848 dar, mit dem er die internationalen Beziehungen wieder an den ihnen 


* Aus dem Englischen von Matthias Reiß. 

1 Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte 1800-1866. Bürgcrwelt und starker Staat, München 
1983, S. U. 

2 Eine gründliche und ausgewogene Betrachtung der Literatur bietet Michael Hochedlingcr, Die 
Krise der österreichischen Außenpolitik 1787-1792. Österreich, die „französische Frage“ und 
das Ende der Ära Kaunitz, Diss. Wien 1997, S. 2-15. Es ist zu hoffen, daß dieses umfangreiche 
und beeindruckende Werk den Beginn einer neuen Phase in der österreichischen Geschichts¬ 
schreibung anzeigt. Zum gegenwärtigen Stand der Geschichtsschreibung über die Französi¬ 
sche Revolution siehe T. C. W. Blanning, The French Revolution: Class War or Culture Clash? 
London 1998, passim. 
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gebührenden Platz an der vordesten Front der Geschichtsschreibung zurück¬ 
brachte. Schroeder übt sich nicht in Bescheidenheit, wenn er die Bedeutung 
seines Forschungsfeldes erläutert. Der Wandel des europäischen Staatensy¬ 
stems in dieser Periode, so führt der Autor in seinem Vorwort aus, sei eben¬ 
falls eine Revolution gewesen, die zudem tiefgreifendere Umwälzungen als 
die Französische oder die Industrielle Revolution mit sich gebracht habe. 
Das im 18. Jahrhundert vorherrschende Konzept der Konkurrenz rivalisie¬ 
render Mächte wurde im 19. Jahrhundert abgelöst durch das Konzert der 
Mächte und die Idee eines sich neutralisierenden Gleichgewichts der Kräfte. 
In Folge dieser Umwälzung wurden Kriege in der Zukunft viel seltener und 
weitaus weniger blutig geführt, und das Verhältnis der im Krieg Gefallenen 
zur Gesamtbevölkerung sank um das Siebenfache. Diese, einer Revolution 
gleichkommende, Entradikalisierung war nicht nur eine kurzfristige Gegen¬ 
reaktion auf das schreckliche Blutvergießen, das die französischen Revoluti¬ 
onskriege entfesselt hatten. Sie war vielmehr Ausdruck eines Systemwech¬ 
sels, wobei .System' hier verstanden wird im Sinne von Regeln und 
Annahmen, die der Praxis der internationalen Politik zugrunde liegen. 3 Der 
Krieg war keine bloße Begleiterscheinung der innenpolitischen Situation in 
Frankreich, der nur gelegentlich auf diese zurückwirkte, sondern ein zentra¬ 
les Ereignis. 

Die gesellschaftlichen Entwicklungen und Umbrüche im Europa des spä¬ 
ten 18. Jahrhunderts werden im allgemeinen als Ausdruck größerer, unter 
der Oberfläche vorgehender Strukturentwicklungen mit tiefgreifenden orga¬ 
nischen Ursachen und Folgen gesehen. Die internationalen Ereignisse und 
Entwicklungen dieser Zeit werden dabei lediglich als Erscheinungen an der 
Oberfläche dieser fundamentaleren Wandlungsprozesse betrachtet, als Er¬ 
gebnis von Kontinuität, Wandel und individuellen Entscheidungen der han¬ 
delnden Akteure. Diese Sicht ist gefährlich einseitig. Niemand wird bestrei¬ 
ten, daß die Umbrüche des späten 18. Jahrhunderts tiefgreifende strukturelle 
Folgen für Europa und den Rest der Welt hatten, wie widersprüchlich und 
vielfältig sich diese im Ergebnis letztendlich auch präsentieren. Es bleibt je¬ 
doch festzuhalten, daß der Ausbruch der Französischen Revolution letzt¬ 
endlich kein unabwendbares Ereignis gewesen ist, während die Kriege um 
die europäische Ordnung, die 1787 begannen, dies in gewisser Weise waren. 4 

Dieser große Konflikt um die Neugestaltung des europäischen Systems 
begann mit dem Versuch der Türken, dem russischen Streben nach Auftei¬ 
lung ihrer europäischen Territorien entgegenzuwirken, führte schließlich zur 
Auflösung zweier anderer großer Reiche - dem polnisch-litauischen Staat 
und dem Heiligen Römischen Reich und legte den Grundstein für die Auf¬ 
lösung zweier weiterer - der spanischen und portugiesischen Kolonialreiche 

3 Paul Schroeder, The Transformation of European Politics 1763-1848, Oxford 1994, S. xii. Zum 
Konzert der Mächte und ebenfalls zum Grundsätzlichen vgl. das von Heinz Duchhardt und 
Franz Knipping herausgegebene Handbuch der Geschichte der Internationalen Beziehungen, 
Bd. 6: Winfried Baumgart, Europäisches Konzert und nationale Bewegung. Internationale Be¬ 
ziehungen 1830-1878, Paderborn 1999. 

4 Ebd.,S. 51. 
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in Mittel- und Südamerika. Die Kriege um die französische Hegemonialstel- 
lung in Europa waren wichtige Bestandteile dieses Konflikts, beschreiben ihn 
jedoch keinesfalls in seiner Gesamtheit. Da die Kriege der Französischen Re¬ 
volution jedoch das Thema dieser Abhandlung bilden, werde ich mich jetzt 
wieder diesen zuwenden. 

In Folge der Revolution wandte sich die französische Außenpolitik einer 
ungezügelten Revisionspolitik zu, die langfristig zum wichtigsten Faktor der 
französischen Phase des europäischen Gesamtkrieges wurde. Dieses Phäno¬ 
men kann nur im Zusammenhang mit der großen Entwicklung der europäi¬ 
schen Politik im 18. Jahrhundert verstanden werden. Säkularisierung und 
Rationalisierung führten zum Niedergang des von Ludwig XIV. perfektio¬ 
nierten, auf die Person des Herrschers zentrierten politischen Stils zugunsten 
eines rationaleren politischen Systems, das auf dem Prinzip der nationalen 
Souveränität beruhte. In Staaten wie vor allem Großbritannien, Rußland und 
Preußen, die sich dieser Entwicklung anpassen konnten, führte dies zu einer 
Stärkung der bestehenden Ordnung. Monarchien jedoch, denen die Anpas¬ 
sung nicht gelang, waren gefährdet. Das prominenteste Opfer war Frank¬ 
reich, wo die politische Opposition das machtvolle Prinzip der nationalen 
Souveränität für sich vereinnahmte. 

Das Anden Regime in Frankreich stand vor zwei großen Problemen. Das 
erste war die Frage der Jansenisten. Indem Ludwig XIV. bei seinem Versuch, 
den Jansenismus auszurotten, die Unterstützung des Papstes in Anspruch 
nahm, erlaubte er der hauptsächlich in den Parlamenten versammelten poli¬ 
tischen Opposition, sich als Verteidiger der nationalen Unabhängigkeit 
Frankreichs gegen fremde Einmischung darzustellen. Sowohl Ludwig XV. 
wie auch Ludwig XVI. setzten diese zutiefst fehlgeleitete Politik fort. Die 
Folge war, daß aus der Reihe von Zusammenstößen zwischen König und den 
Parlamenten ein Prinzip der nationalen Souveränität hervorkam, welches 
von der Opposition mit Beschlag belegt wurde. Ein Beispiel für die dabei 
entstandene Rhetorik bietet das Parlament von Rennes 1757: „Le Parlement 
ne parle jamais ä la nation qu’au nom du Roi, et de meme il ne parle jamais 
au Roi qu’au nom de la nation.“ 5 

Das andere Problem bezog sich auf die Außenpolitik. Nichts geringeres als 
eine „diplomatische Revolution“ hatte sich 1756 ereignet, als Frankreich das 
Grundprinzip seiner Außenpolitik - Feindschaft mit den Habsburgern - auf¬ 
gab und ein Bündnis mit Österreich schloß. Langfristig sollte diese Annähe¬ 
rung nach fast 300 Jahren der Gegnerschaft den neuen außenpolitischen Ge¬ 
gebenheiten Rechnung tragen, wie dem immer intensiver werdenden Ringen 
zwischen Großbritannien und Frankreich um die außereuropäische Welt, dem 
Niedergang der traditionellen Verbündeten Frankreichs auf dem Kontinent 
(Schweden, Polen, Türkei) und dem Aufstieg neuer Mächte (Rußland, 
Preußen, und im geringeren Maße Österreich). Genauer gesagt sollte dieses 
Bündnis die Mächte auf dem europäischen Kontinent neutralisieren, während 
sich die Franzosen auf den aufziehenden Kolonialkrieg mit Großbritannien in 


5 Michel Antoine, Louis XV., Paris 1989, S. 580. 
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Nordamerika vorbereiteten. Dieser Wechsel in der französischen Außenpoli¬ 
tik war so fundamental, daß er schon aufgrund seiner Radikalität zu jedem 
Zeitpunkt unpopulär gewesen wäre. Vielleicht wäre er trotzdem vermittelbar 
gewesen, wenn das Kalkül aufgegangen wäre. Nach dem tatsächlichen Verlauf 
der Ereignisse war das Ergebnis jedoch katastrophal. Am Entscheidendsten 
war der Verlust Nordamerikas, der einen weltgeschichtlichen Einschnitt von 
großer Bedeutung markierte. Im Bewußtsein der Zeitgenossen war jedoch die 
französische Niederlage auf dem Kontinent hervorstechender. Sucht man nach 
dem entscheidenden Datum, von dem an das Schicksal des Anden Regime in 
Frankreich besiegelt war, so ist der 5. November 1757, an dem die Franzosen 
unter Fürst de Soubise bei Rossbach von einer halb so starken preußischen 
Streitmacht unter Friedrich dem Großen vernichtend geschlagen wurden, ei¬ 
ner der stärksten Anwärter. Voltaires Ansicht zufolge war diese Schlacht eine 
größere nationale Demütigung als Crecy, Poitiers oder Agincourt. 6 

Die Lage verbesserte sich auch nach 1763 nicht. Ungeachtet des katastro¬ 
phalen Ausganges des Siebenjährigen Krieges wurde das Bündnis mit Öster¬ 
reich und mit ihm der Niedergang Frankreichs fortgesetzt. In den folgenden 
zwei Jahrzehnten zeigte sich anhand einer Reihe von Ereignissen, wie stark 
der französische Einfluß gesunken war. Die Teilung Polens 1772 war ein be¬ 
sonders harter Schlag, denn einer der Nutznießer dieser Beraubung eines al¬ 
ten französischen Verbündeten war Österreich. Der Erfolg über die Briten in 
Amerika brachte einen kleinen Teil des verlorenen Prestiges wieder zurück, 
aber auch dieses Kapitel endete mit einer herben Enttäuschung. Im letzten 
Jahr dieses Krieges erlangten die Briten durch ihren Sieg bei den Westindi¬ 
schen Inseln die Seeherrschaft zurück und wehrten einen spanisch-französi¬ 
schen Angriff auf Gibraltar ab. Nach fünf Jahren äußerst kostspieliger 
Kriegsführung brachte der Friede von Versailles 1783 lediglich den Erwerb 
der Insel Tobago, die von sehr geringem Wen war, des Senegal Flusses, der 
ohne jeden Wert war, sowie einiger unbedeutender Zugeständnisse bezüglich 
der Fischereirechte vor Neufundland. 7 Nicht einmal der Verlust der ameri¬ 
kanischen Kolonien schwächte den Erzfeind, im Gegenteil. Der britische 
Handel mit den USA blühte wie nie zuvor und ermöglichte William Pitt 
bald, den Haushalt seines Landes auszugleichen. In Frankreich hingegen ga¬ 
ben die für den Krieg getätigten Ausgaben den Finanzen des Anden Regime 
den coup de gräce. Das durch den Konflikt gewonnene magere Ansehen ver¬ 
puffte schnell durch das Unvermögen, die Annexion der Krim durch Katha¬ 
rina die Große 1783 zu verhindern (die wiederum durch den verräterischen 
Joseph II. unterstützt wurde). Von größerer Bedeutung war jedoch, daß 
Frankreich auch den Einmarsch Preußens in die Vereinigten Provinzen 1787 
nicht verhindern konnte. Diese Demütigung, die endgültig die faktische Ab¬ 
dankung der französischen Monarchie aufzeigte, erwies sich als tödlich. 8 


6 Theodor Schicder, Friedrich der Große. Ein Königtum der Widersprüche, Frankfurt/Main 
1983, S. 455. 

7 Derek McKay u. H. M. Scott, The Rise of the Great Powers, 1648-1815, London 1983, S. 264. 

8 T. C. W. Blanning, The French Revolutionär)’ Wars 1787-1802, London 1996. 
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Nach 1789 verschmolzen zwei hochexplosive politische Kulturen mitein¬ 
ander - die rastlose, auf Gebietserwerbung bedachte, zutiefst instabile Politik 
des Gleichgewichts der Kräfte in der internationalen Arena, und die aggressiv 
revisionistische, auf Vergeltung bedachte Innenpolitik der Revolution. Daß die 
von Paul Schroeder ausgemachte große Systemkrise schon zum Zeitpunkt des 
Sturms auf die Bastille ausgebrochen war, ist deutlich genug erkennbar, doch 
erst durch das Eingreifen der Revolution 1792 wandelte sich die europäische 
Systemkrise zum welterschütternden Konflikt. Dies kam nicht als Donner¬ 
schlag aus heiterem Himmel, denn die nationale Souveränität stand von An¬ 
fang an im Zentrum der revolutionären politischen Kultur. Der Abbe Sieyes 
drückte es in seiner wegweisenden Flugschrift Was ist der Dritte Stand? wie 
folgt aus: „The nation is prior to everything. 1t is the source of everything. Its 
will is always legal; indeed it is the law itself.“ Die Erklärung über die Men¬ 
schen- und Bürgerrechte vom 26. August 1789 war sogar noch unverblümter: 
„Sovereignty rests essentially in the nation“. Obwohl noch drei Jahre verge¬ 
hen sollten, bevor die Nationalversammlung den Krieg erklären würde, gab es 
in der Zwischenzeit genügend Hinweise, daß die neuen Entscheidungsträger 
in Frankreich sich von Österreich bedroht sahen. So löste zum Beispiel im 
Juli 1790 ein österreichisches Durchmarschersuchen für auf den Weg nach Bel¬ 
gien befindliche Truppen einen Proteststurm aus. Neben anderen Dingen kam 
es im Verlauf der Debatten zu den folgenden Behauptungen: 

- Preußen sei kurz davor, Frieden mit der Habsburger Monarchie zu 
schließen, die sich in der Übereinkunft beider Staaten dazu verpflichten 
werde, den Anspruch deutscher Fürsten auf das Elsaß zu unterstützen. 

- Die von der österreichischen Armee ersuchte Durchmarscherlaubnis be¬ 
deute in Wirklichkeit eine Invasion französischen Territoriums. 

- Österreichische Truppen würden in Luxemburg zusammengezogen. 

- Die Schiffahrt auf der Meuse in Richtung Liege sei gestoppt worden und 
die Ufer von niederländischen und österreichischen Truppen besetzt. 

- In Savoyen seien Truppen zusammengezogen worden und auch der Kö¬ 
nig von Sardinien habe Verstärkungen nach Nizza geschickt. 

- Verräterische Kommandanten im Bunde mit den Österreichern würden 
französische Truppeneinheiten von den bedrohten Grenzen abziehen. 

- Im Elsaß sei es zu Versuchen gekommen, einen Aufstand zu entfachen, 
unter Beihilfe und mit der Unterstützung von emigres. 

- Gegenrevolutionäre Bestrebungen würden im Midi geschürt werden. 

- Großbritannien sei vordergründig dabei, sich gegen Spanien massiv zur 
See zu rüsten, doch sei dies in Wahrheit gegen Frankreich gerichtet. 

- Die königlichen Minister seien so einfältig, daß man annehmen müsse, sie 
seien Verräter. 9 

Das enge Zusammenspiel zwischen Innen- und Außenpolitik kam nicht erst 
beim Ausbruch des Krieges im April 1792 zustande, sondern hatte von An- 

9 Archives Parlementaires de 1787 ä 1860: Recueil complet des debats legislatifs et politiques des 
chambres franfaises, Paris 1879-, S. xvii, S. 379-81, S. 384-93 u. S. 399. 
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fang an bestanden. Es wurde von mindestens drei starken Bindekräften zu¬ 
sammengehalten. Die erste dieser Kräfte war Königin Marie Antoinette, ge¬ 
borene Habsburg. Ihre Heirat mit Ludwig XVI. 1770, der zu diesem Zeit¬ 
punkt noch der Dauphin war, war mit dem ausdrücklichen Ziel arrangiert 
worden, das Bündnis zwischen Frankreich und Österreich zu festigen. Wie 
sie unbewußt dazu beitrug, die Legitimation der Bourbonen-Monarchie zu 
untergraben ist ebenso wichtig wie interessant, doch ist es hier aus Platz¬ 
gründen notwendig, lediglich die wichtigsten Punkte aufzuführen. Späte¬ 
stens 1780 hatte Marie Antoinette den Ruf erworben, promiskuitiven Um¬ 
gang mit beiden Geschlechtern zu pflegen, was nicht den Tatsachen 
entsprach; extravagant zu sein, was den Tatsachen entsprach; und ihren Ein¬ 
fluß auf den König zu nutzen, die französische Politik im Sinne ihres Bru¬ 
ders Joseph II. zu lenken, was ebenfalls den Tatsachen entsprach. 10 Sie wur¬ 
de die von den Revolutionären am meisten gehaßte Person, die 
personifizierte Verbindung der anti-nationalen und gegenrevolutionären 
Außen- und Innenpolitik. 

Die zweite Verbindung zwischen Innen- und Außenpolitik waren die emi¬ 
gres. Drei Tage nach dem Fall der Bastille verließen die ersten emigres das 
Land, angeführt vom Bruder des Königs, dem Grafen von Artois. Anstatt 
sich diskret von dannen zu machen, unternahmen sie besondere Anstren¬ 
gungen, ihre Ablehnung des neuen Regimes zu verdeutlichen, so daß die von 
den Revolutionären gehegte Verschwörungstheorie eine solide Grundlage 
hatte. Es existierte in der Tat ein gegenrevolutionärer Plan, denn Artois und 
die anderen emigres versuchten nach ihrem Weggang, die gekrönten Häupter 
Europas zu einem Kreuzzug gegen die Revolution zu bewegen. Die dritte 
Verbindung bildete die Religionsfrage. Die Nationalversammlung begann im 
Herbst 1789 zügig damit, den Besitz der Kirche zu enteignen und ihre Struk¬ 
turen neu zu organisieren. Das Ergebnis bildete die Zivilverfassung des Kle¬ 
rus vom Juli 1790 sowie der Treueeid auf eben diese, der allen Inhabern von 
Pfründen vier Monate später auferlegt wurde, was den Papst im Frühling 
1791 veranlaßte, die Revolution sowie ihre Ideen und Ziele öffentlich in 
Bausch und Bogen zu verdammen. Da über die Hälfte des französischen 
Klerus sich weigerte, den geforderten Treueeid auf die Zivilverfassung zu lei¬ 
sten und da in vielen Teilen Frankreichs, besonders im Westen und Südwe¬ 
sten, der Einfluß der Geistlichen auf die Gemeindemitglieder sehr groß war, 
kamen die Revolutionäre mit Recht zu der Ansicht, daß sie nun in Frank¬ 
reich einer vom Ausland gelenkten gegenrevolutionären Kraft gegenüber¬ 
standen. 


10 Die Korrespondenz zwischen dem österreichischen Botschafter Graf Mercy und Kaunitz zeigt 
auf, wie sehr Marie Antoinette versuchte, die Sache Österreichs zu fördern. Correspondance 
Secretc du Comte de Mercy-Argenteau avec L’Empereur Joseph II et le Prince de Kaunitz, 2 
Bde., hrsg. v. Alfred Ritter von Arneth u. J. Flammermont. Paris 1889-1891. Mittlerweile gibt 
es eine umfangreiche Literatur über die Verleumdungskampagnc gegen sie. Eine gute Über¬ 
sicht bietet Lynn Hunt, Pornography and the French Revolution, in: The Invention of Por- 
nography. Obscenity and the Origins of Modemity, 1500-1800, hrsg. v. Lynn Hunt. New York 
1993. 
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Diese drei Verbindungen wirkten im Sommer 1791 zusammen, der in Hin¬ 
blick auf die innenpolitischen Ursprünge der Kriege entscheidenden Periode. 
Ihren Zusammenhalt und ihre Explosivität für die von den Revolutionären 
gehegte Verschwörungstheorie erhielten sie durch den Versuch der königli¬ 
chen Familie, sich der Revolution durch die Flucht nach Luxemburg zu ent¬ 
ziehen. Die „Flucht nach Varennes“ am 20. Juni 1791 verkündete der Welt in 
deutlichster Sprache, wovon die Mehrzahl der Revolutionäre immer über¬ 
zeugt gewesen war - daß der König und die Königin in Gegnerschaft zur 
Revolution standen und versuchen wollten, diese mit Hilfe ihrer österreichi¬ 
schen Verwandtschaft zu unterdrücken. Dieses Ereignis brachte die republi¬ 
kanische Idee zum ersten Mal auf die Tagesordnung des politischen Gesche¬ 
hens in Frankreich und eröffnete die letzte Phase auf dem Weg zum 
Ausbruch des Krieges. 

Dies ist daher der geeignete Zeitpunkt, um die Beziehung zwischen den 
kurz- und langfristigen Ursachen des Kriegsausbruches zu erörtern. Den 
Schlüssel zum Verständnis dieser Beziehung bildet der im August 1787 aus¬ 
brechende Krieg zwischen der Türkei und Rußland, denn in der Anfangs¬ 
phase dieses Konfliktes bildeten sich die französischen Revolutionäre und 
die etablierten Mächte der alten Ordnung ihre jeweils irrigen Ansichten über¬ 
einander, die beide Parteien schließlich 1792 miteinander in den Kriegszu¬ 
stand brachten. 

Wie sahen die französischen Revolutionäre das europäische Staatensystem 
Ende der achtziger und Anfang der neunziger Jahre des 18. Jahrhunderts? Sie 
sahen eine Ansammlung von etablierten Staaten, die einander an der Kehle 
hatten und offensichtlich vor ihrem endgültigen Zusammenbruch standen. 
Seit Anfang August 1787 befand sich die Türkei im Krieg mit Rußland und 
Österreich. Dies führte im September 1787 zum Einmarsch Preußens in die 
Vereinigten Provinzen der Niederlande, der von Großbritannien gedeckt 
wurde. Als nächstes griff Schweden in die Prügelei ein, indem es 1788 den 
Krieg gegen Rußland in der Hoffnung eröffnete, die baltischen Territorien 
zurückzugewinnen, die es am Anfang des Jahrhunderts an Peter den Großen 
verloren hatte. Während ihre russischen Unterdrücker in einen Zweifronten¬ 
krieg gegen die Schweden und Türken verstrickt waren, versuchten die Polen 
ihre Unabhängigkeit wiederzuerlangen, was in der sogenannten Revolution 
vom Mai 1791 gipfelte. Innerhalb des Habsburger Reiches ermöglichte die 
Konzentration Josephs II. auf den Balkan 1789 die erfolgreiche Revolte sei¬ 
ner belgischen Besitzungen, die zur Vertreibung der Österreicher und der 
Gründung der unabhängigen Vereinigten Staaten von Belgien im Januar 1790 
führte. Gleichzeitig erschien es zumindest als sehr wahrscheinlich, daß die 
Polen in Galizien und die Magyaren in Ungarn sich gegen Wien erheben 
würden. Preußen stand im Frühjahr 1790 kurz vor einem Waffengang mit 
Österreich. Großbritannien stand im Sommer 1790 kurz vor einem Krieg 
mit Spanien über den „Nootka Sund“ und zusammen mit Preußen im Früh¬ 
jahr 1791 kurz vor einem Krieg mit Rußland wegen Ochakov. 

Mit anderen Worten, in keinem Teil Europas herrschte nicht Krieg oder 
kursierten nicht Kriegsgerüchte. Es verwundert daher nicht, daß die Franzo- 
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sen zu der Ansicht gelangten, die etablierten Regime in ganz Europa stünden 
kurz vor dem Zusammenbruch und nur ein Stoß würde genügen, um sie zu 
Fall zu bringen. Wie es Brissot vor der Nationalversammlung am 29. De¬ 
zember 1791 ausdrückte: „La Revolution fran^aise a bouleverse toute la di- 
plomatie. Quoique les nations ne soient pas encore libres, toutes pesent 
maintenant dans la balance politique; les rois sont forces de compter leurs 
voeux pour quelque chose.“" Das britische Volk, so fuhr er fort, wäre rück¬ 
haltlos für die Französische Revolution, und die britische Regierung müsse 
beachten, was es denke. In allen Provinzen der Habsburger Monarchie herr¬ 
sche siedende Unruhe, die das baldige Kommen eines Aufstandes ankündige. 
In Belgien könne der tiefe Haß auf die Österreicher nur in einer Weise en¬ 
den - mit dem völligen Sieg der Freiheit, und ein Krieg sei der beste Weg, 
diesen Prozeß zu beschleunigen. Ein Krieg gegen Frankreich würde inner¬ 
halb der österreichischen Armee zu einem Zusammenbruch der Disziplin 
führen und, falls Kaiser Leopold einen Krieg gegen Frankreich begänne, so 
werde man an die brüderlichen Gefühle seiner Untertanen appellieren. Be¬ 
sonders Brissot und die ihm nahestehenden Deputierten waren überzeugt, 
daß die zwei deutschen Großmächte niemals in der Lage sein würden, sich 
zusammen gegen Frankreich zu verbünden - eine nicht unbegründete 
Ansicht, hatte doch kurz vorher im Juli 1790 ein Krieg zwischen 
Preußen und Österreich erst im allerletzten Moment abgewendet werden 
können. 

Die Fehler, die die etablierten Mächte bei der Einschätzung der Situation 
des neuen Regimes begingen, waren genauso kraß. In ihren Augen schien 
Frankreich durch Bankrott und innere Unruhen paralysiert zu sein. Lud¬ 
wig XVI. hatte sich 1787 als unfähig erwiesen, die Interessen Frankreichs in 
den Vereinigten Provinzen zu verteidigen, und seither hatte sich die innere 
Lage des Landes nur weiter verschlechtert. Frankreich hatte einfach aufge¬ 
hört, als ein aktiver Mitspieler im europäischen Staatensystem zu gelten. In 
den eindrucksvollen Worten Edmund Burkes vor dem House of Commons 
am 5. Februar 1790: 

„The French had shown themselves the ablest architects of ruin that had 
hitherto existed in the world. In that very short space of time, they had 
completely pulled down to the ground their church, their nobility, their 
law, their revenue, their army, their navy, their commerce, their arts and 
their manufacturers. They had done their business for us as rivals, in a 
way which twenty Ramilies or Bienheims could never have done. Were 
we absolute conquerors and France to lie prostrate at our feet, we 
should be ashamed to send a Commission to settle their affairs which 
impose so hard a law upon the French so destructive of all their conse- 
quence as a nation, as that they had imposed on themselves.“ 12 


11 Archives Parlementaires, S. xxxvi, S. 602. 

,J Zitiert in T. C. W. Blanning, The Origins o{ the French Revolutionarv Wars, London 1986, 
S. 79 f. 
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Es ging nicht darum, ob Frankreich paralysiert sei. Die Beobachter der eta¬ 
blierten Mächte waren allgemein der Ansicht, daß aus Bürgern bestehende 
Armeen militärisch wertlos seien - daß Bürger in Uniform stets die Flucht 
ergriffen, sobald sie der disziplinierten Feuerkraft einer regulären Armee 
ausgesetzt würden. Denn dies war es auch, was die holländischen Patrioten 
im September 1787 getan hatten, als die preußischen Soldaten des Herzogs 
von Braunschweig erschienen waren. Von 1572 an hatten die auf der Höhe 
ihrer Macht stehenden Spanier achtzig Jahre lang versucht, die Vereinigten 
Provinzen zu erobern - und waren gescheitert, ebenso wie Ludwig XIV. in 
den 1670er Jahren. Die Preußen hingegen schafften es, das Land in nur ei¬ 
nem Monat zu unterwerfen. Die Österreicher zogen genau die gleichen Leh¬ 
ren, als sie im Herbst 1790 Belgien mit sogar noch geringerem Aufwand 
zurückeroberten. Es verwundert daher nicht, daß sowohl die preußische wie 
auch österreichische Armeeführung einem möglichen Konflikt mit den fran¬ 
zösischen Revolutionären so gelassen entgegensahen. Diese verständliche, 
doch fatale Unterschätzung der Bedrohung, die eine Bürger-Armee darstell¬ 
te, erklärt, warum die von Braunschweig im Sommer 1792 nach Frankreich 
geführte Streitmacht so klein war. 

Die Zuversicht der Alliierten wurde noch durch die Ereignisse vergrößert, 
die der Flucht nach Varennes im Sommer 1791 folgten. Die Beendigung des 
Krieges im Osten erlaubte es Leopold II., sich stärker den Angelegenheiten 
in Frankreich zu widmen und vor allem eine Geste zur Unterstützung seiner 
Schwester, der Königin Marie Antoinette, zu machen. Am 6. Juli veröffent¬ 
lichte er das „Rundschreiben von Padua“, in dem er an die gekrönten Häupter 
Europas apellierte, gemeinsam die Freiheit der königlichen Familie Frankreichs 
wiederherzustellen. Ende August traf er sich in Pillnitz mit Friedrich 
Wilhelm II. von Preußen. Die gemeinsam veröffentlichte Deklaration rief in 
fester, gegenrevolutionärer Sprache zur aktiven Unterstützung Ludwigs XVI. 
auf und versprach, eine gemeinsame Aktion durch eigene Truppen zu unter¬ 
stützen. Jedoch wurden dem vordergründig kriegerischen Dokument seine 
Zähne durch den Vorbehalt gezogen, daß eine Intervention beider Staaten 
durch eine internationale Vereinbarung gedeckt sein müsse. Da es allgemein 
bekannt war, daß die Briten nicht die geringsten Absichten diesbezüglich 
hatten, waren diese Worte lediglich eine symbolische Geste. Wie es Leopold 
in einem Schreiben an Kaunitz kurz nach Unterzeichnung der Deklaration 
ausdrückte: „If England fails us, the case is non-existent.“ 1J 

In Frankreich hatte mittlerweile die Flucht nach Varennes und die in ihrem 
Gefolge aufkommende republikanische Bewegung die Mehrheitsfraktion der 
Nationalversammlung stark erschüttert. Das Zentrum versuchte die Initiati¬ 
ve wiederzuerlangen, indem es eine Kampagne gegen die Linken startete, ei¬ 
ne Demonstration auf dem Champ de Mars auflöscn sowie linksgerichtete 
Klubs und Zeitungen schließen und republikanische Agitatoren verhaften 
ließ. Sie beschleunigten außerdem die Ausarbeitung einer Verfassung, der 


,J Ebd., S. 86 f. 
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Ludwig XVI. am 13. September 1791 seine förmliche Zustimmung gab. Für 
eine Weile war die Ordnung wiederhergestellt und die politische Initiative 
zum Zentrum zurückgeschwungen. Obwohl dies durch das Betreiben inner¬ 
französischer Kräfte erfolgte, interpretierten Preußen und Österreicher die 
Ereignisse anders. In ihren Augen hatte die durch das Rundschreiben von 
Padua und der Deklaration von Pillnitz betriebene Einschüchterungskampa¬ 
gne die Revolutionäre unter Druck gesetzt und zum Einlenken gezwungen. 
Wenn nötig, so folgerten sie, könnte diese Taktik erneut angewendet werden. 

Es sollte sehr schnell wieder nötig werden, denn das neue Forum der Re¬ 
volutionäre - die Gesetzgebende Versammlung - erwies sich als sehr viel ra¬ 
dikaler und zugleich sehr viel aggressiver als ihre Vorgängerin. Es war die 
entscheidende Erkenntnis von Brissot und seinen politischen Freunden, daß 
des Königs Unterstützung für die neue Verfassung ein reines Täuschungs¬ 
manöver darstellte und daß dieser Verrat am besten durch einen Krieg zwi¬ 
schen Frankreich und Österreich bewiesen werden könnte. Mit Hilfe ihrer 
herausragenden rednerischen Fähigkeiten machten sie sich daran, ihre Kolle¬ 
gen von dieser Ansicht zu überzeugen und waren so erfolgreich, daß in we¬ 
niger als sechs Monaten fast allgemeine Einstimmigkeit in diesem Punkt 
herrschte: Nur sieben Abgeordnete der Gesetzgebenden Versammlung 
stimmten am 20. April 1792 gegen die Kriegserklärung. Ein Schlüssel für den 
Erfolg Brissots und seiner politischen Freunde war, daß sie die unterschwel¬ 
ligen Gefühle der Revolutionäre, besonders ihren mit Austrophobie gepaar¬ 
ten Nationalismus, ansprachen. Ein weiterer war, daß sie (wie sie glaubten) 
bewiesen, daß der Krieg kurz und ruhmreich sein würde: Die Bürger-Solda¬ 
ten der Revolution würden mit ihrem unwiderstehlichen Elan die Söldnerar¬ 
mee der etablierten Mächte hinwegfegen. Wie es Brissot vor der Gesetzge¬ 
benden Versammlung formulierte: „Maintenant tout citoyen fran^ais est 
soldat, et Soldat de bon coeur! (Applaudissements). Et quelle est la puissance 
sur la terre, oü est le Gengis, oü est le Timur, eüt-il des nuees d’esclaves ä sa 
suite, qui püt se flatter d’enchainer 6 millions de soldats libres?“ 14 Darüber 
hinaus könnten sie auf die Unterstützung der Millionen unterdrückten Eu¬ 
ropäer zählen, die immer noch unter dem Joch der Despoten stöhnten. Der 
Glaube, daß das Auftauchen einer revolutionären Armee das Startsignal zu 
einem allgemeinen Aufstand geben würde, war vielleicht die folgenschwer¬ 
ste Fehleinschätzung Brissots und seiner Anhänger. Wie es Maximilien Is- 
nard ausdrückte: „Au moment que les armees ennemies lutteront avec les 
nötres, le jour de la philosophie frappe leurs yeux, les peuples s’embrasseront 
ä la face des tyrans detrönes, de la terre consolee et du ciel satisfait (Vifs 
applaudissements).“ 15 

Bei ihrem Versuch, die Gesetzgebende Versammlung davon zu überzeugen, 
daß die Lösung für alle Probleme Frankreichs im Krieg mit Österreich lag, 
erhielt die Gruppe um Brissot starke und vermutlich entscheidende Unter¬ 
stützung von ihren Feinden. Als die Situation in Frankreich sich gegen Ende 


14 Archives Parlcmenuircs, S. xxxvi, S. 607. 
1 s Ebd., xxxv, S. 442. 
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des Jahres 1791 als Folge der Agitation Brissots und seiner Anhänger ver¬ 
schlechterte, versuchten Österreich und Preußen das zu wiederholen, was ih¬ 
nen ihrer Ansicht nach im Sommer gelungen war - nämlich die Revolutionä¬ 
re durch verbale Drohung einzuschüchtern. Am 21. Dezember sowie am 
17. Februar 1792 schickte Kaunitz jeweils Noten an den französischen 
Außenminister, in denen er mit einer militärischen Intervention drohte, falls 
sich die Lage nicht verbessern würde. Nichts hätte den austrophoben Natio¬ 
nalismus der Revolutionäre besser entflammen können als der arrogante Ton 
dieser Depeschen. Sie waren ein Geschenk, das Brissot und seine Anhänger 
mit eilfertiger Dankbarkeit annahmen und bis zum Äußersten ausbeuteten. 16 
Gleichzeitig war keine der beiden deutschen Mächte bemüht, einen Krieg zu 
verhindern, von dem sie glaubten, daß er in einem schnellen und leichten Sieg 
enden und eher den Charakter einer militärischen Demonstration haben wür¬ 
de. Der Bericht des preußischen Diplomaten von der Goltz ist ein typisches 
Beispiel für die völlige Fehleinschätzung der militärischen Stärke Frankreichs, 
aufgrund der die Alliierten ihre Entscheidungen trafen: „La France est sans 
armees disciplinees, sans generaux connus, sans argent, et la plus grande anar- 
chie dans toutes les parties.“ 17 Diese Einstellung faßte später der emigrierte 
Marquis d’Autichamps bei seinem Auszug in den Krieg denkwürdig zusam¬ 
men, als er einer ihm Glück wünschenden Dame „Ce n’est qu’une promena- 
de!“ entgegnete. Bischoffwerder tat es ihm gleich und nahm die denkwürdi¬ 
gen Worte Kaiser Wilhelms II. „Daheim wenn das Laub fällt!“ 18 vom 
August 1914 voraus, als er einer Gruppe österreichischer Offiziere riet: „N’a- 
chetez pas trop de chevaux, la comedie ne durera pas longtemps. L’armee des 
avocats sera bientöt aneantie, et nous serons de retour dans nos foyers vers 1’ 
automne.“ Österreich, das die verworrene Lage ausnutzen wollte, um inter¬ 
nationale Zustimmung zu dem lange von ihm gewünschten Tausch seiner bel¬ 
gischen Besitzungen für Bayern zu gewinnen und Preußen, das eine weitere 
Teilung Polens anstrebte, waren nun auf einem Kollisionskurs mit den eben¬ 
so optimistischen wie aggressiven Revolutionären. 19 

Der unbekümmerte Optimismus, der sich aus einer Fehleinschätzung der 
jeweiligen Positionen speiste, verdeutlicht in hervorragender Weise die 
Gültigkeit von Geoffrey Blaineys zentraler Erkenntnis: „This recurring op- 
timism is a vital prelude to war. Anything which increases that optimism is 
a cause of war. Anything which dampens that optimism is a cause of 


16 Für eine detailliertere Beschreibung dieser Episode siehe Blanning, The Origins of the Frcnch 
Revolutionary Wars, Kap. 4. 

17 Dieses und ähnliche Zitate in: ebd., S. 115 f. 

18 Zitiert in Rudolf Eickemeyer, Denkwürdigkeiten des Generals Eickemeyer, hrsg. von Hein¬ 
rich König, Frankfurt/Main 1845, S. 110, und Albert Sorel, Dumouriez: Un General Diplo- 
mate au Temps de la Revolution. In: Revue des Deux Mondes 64, 1884, S. 323. 

18 Die beste Zusammenfassung der österreichischen Knegsziele ist nun natürlich Hochedlinger, 
Die Krise der österreichischen Außenpolitik 1787-1792. Die große Anzahl herausragender 
Werke über die preußischen Kriegsziele stammt aus der Feder von Historikern des 19. Jahr¬ 
hunderts, wie z. B. Ranke, Heigel, Baillcu und die Gebrüder Wittichen. Immer noch von 
großem Nutzen ist Robert Howard Lord, The Second Partition of Poland. A Study in Diplo¬ 
matie History (= Harvard Historical Studies, Bd. 23), Cambridge, Mass. 1915. 



186 


T. C. W. Blanning 


peace.“ 20 Jeder, der sich mit den Ursachen von Kriegen beschäftigt, sollte 
diese Beobachtung in Erwägung behalten, denn sie verhindert die aus ver¬ 
ständlichen Gründen verbreitete, jedoch gefährliche Tendenz, nur die 
Handlungen einer der kriegführenden Parteien zu untersuchen. Es kann je¬ 
doch keinen Krieg geben, ohne daß beide Seiten überzeugt sind, durch ihn 
mehr erreichen zu können als durch die Beibehaltung des Friedens. Es 
genügt nicht herauszufinden, warum zum Beispiel Deutschland 1939 der 
Aggressor war, denn nicht einmal Hitler hätte nur mit sich selbst Krieg 
führen können. Es kam 1938 nicht zum Krieg, da die Tschechoslowaken 
und ihre Verbündeten glaubten, durch die Beibehaltung des Friedens besser 
ihren Interessen zu dienen; es kam 1939 zum Krieg, da die Polen und ihre 
Verbündeten glaubten, dadurch besser ihren Interessen zu dienen. Es kam 
1792 zum Krieg, da Franzosen, Preußen und Österreicher alle überzeugt 
waren, in einem kurzen und leichten Krieg schnell große Gebietserwerbungen 
machen zu können. Wie es sich herausstellte, waren sie alle im Irrtum, 
obwohl sich letztendlich der Irrtum der Franzosen nach 23 Jahren der 
Kriegführung als größer als der ihrer Gegner erwies. 

Ursache für das fehlgeschlagene Kalkül beider Seiten waren die ideologi¬ 
schen Scheuklappen aller kriegführenden Parteien. Berauscht von der neuen 
politischen Kultur von Freiheit, Einheit und Brüderlichkeit, erkannten die 
Revolutionäre nicht, daß sich die etablierten Mächte trotz aller oberflächli¬ 
chen Probleme in ihren Ländern immer noch auf ein großes Reservoir von 
Legitimität stützen konnten. Andererseits engte die aristokratische Gedan¬ 
kenwelt der Entscheidungsträger in Berlin oder Wien deren Blickwinkel zu 
sehr ein, als daß sie zu einer korrekten Einschätzung der im Verlauf der Er¬ 
eignisse von 1789 entfesselten prometheischen Kräfte gelangen konnten. In 
diesem Sinne waren die entgegengesetzten Ideologien beider Seiten von 
großer Bedeutung, auch wenn sie einen bewaffneten Konflikt nicht unaus¬ 
weichlich machten. Ideologische Unterschiede verhinderten schließlich we¬ 
der den Hitler-Stalin-Pakt von 1939 noch die 1942 folgende Allianz zwi¬ 
schen der UdSSR und den USA. 

Ebensowenig veranlaßten sie Frankreich 1792, gegen Österreich und 
Preußen Krieg zu führen. Sicherlich hatten die Revolutionäre in der Natio¬ 
nalversammlung einen Hang dazu, in ihren außenpolitischen Reden Prinzi¬ 
pien beschwörende Rhetorik zu verwenden, doch bemühten sie sich ebenso, 
stets zu betonen, daß sich zum Beispiel ihre Rechte im Elsaß und in Avignon 
auf traditionelle Legitimationen wie Gesetze und Verträge stützten. Zudem 
hätten diese beiden Streitfragen ohne weiteres durch finanzielle Entschädi¬ 
gungen gelöst werden können und es bleibt darüber hinaus zu fragen, ob es 
zwei Mächten, die Polen einmal geteilt und Pläne für ein weiteres Mal hatten, 
anstand, zu heftig gegen diese beiden relativ kleinen Gebietsveränderungen 
zu protestieren. Gelegentliche Ausfälle in der Nationalversammlung gegen 
die „feudalen Despoten“ wurden mehr als aufgewogen durch die geäußerte 
Bewunderung für die von Friedrich dem Großen (dem „roi philosophe“) 


20 Geoffrey Blainey, The Causes of War, Melbourne 1977, S. 53. 
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oder von Joseph II. eingeführten aufklärerischen Reformen. So pries zum 
Beispiel Herault de Sechelles im Verlauf der großen Debatte am 29. Dezem¬ 
ber 1791 Preußen für „la sagesse des lois, de la moderation des impöts, 
d’une justice prompte, impartiale, econome.“ 21 Diese Bewunderung drückte 
sich auch in Taten aus: Ein Bündnis mit Preußen wurde bis unmittelbar vor 
Ausbruch des Krieges angestrebt und es wurde sogar ein Versuch unternom¬ 
men, den Herzog von Braunschweig als Befehlshaber für die Armee der Re¬ 
volution zu gewinnen! 22 Die Habsburger Monarchie wurde nicht aus ideo¬ 
logischen Gründe verachtet, sondern weil man der Ansicht war, daß sie, 
obwohl nominell ein Bündnispartner, Frankreich ausgenutzt und gedemütigt 
hatte. Kein geringerer als der erz-austrophobe Brissot äußerte die Ansicht, 
daß die Feindschaft Leopolds II. gegenüber den Revolutionären nur aus Un¬ 
kenntnis entstanden sein könne, denn deren Prinzipien wären denen des Kai¬ 
sers so ähnlich: „Comment l’empereur n’ a-t-il pas reconnu dans notre Revolu¬ 
tion l’empire de cette philosophie qu’il a lui-meme cultivee?“ 23 
Umgekehrt lehnten es auch die etablierten Mächte ab, sich in prinzipielle 
Opposition zur Revolution zu stellen. Dem um Unterstützung für die Ge¬ 
genrevolution vorstellig werdenden jüngeren Bruder Ludwigs XVI., dem 
Comte d’Artois, wurde schnell die Tür gewiesen. Joseph II. schrieb am 
10. August 1789 in der ihm eigenen Schroffheit an seinen Botschafter in den 
österreichischen Niederlanden, Graf Trauttmansdorff: „Ma convenance est 
d’etre parfaitement neutre dans toute cette affaire, arrive ce qui voudra au 
Roi et ä la Reine, je ne m’en melerai certainement pas.“ 24 Er machte sich die 
Mühe, selbst einen Brief Artois’ zu beantworten, doch tat er dies in so schar¬ 
fen Tönen, daß sein Adressat den Wunsch gehabt haben muß, er hätte sich in 
Schweigen gehüllt. In diesem bemerkenswerten Dokument äußert Joseph, 
daß die emigres sich in Gegnerschaft zu „der am wenigsten anfechtbaren Au¬ 
torität in der Welt“ begeben würden - dem König in seinem Volk, recht¬ 
mäßig repräsentiert durch dessen Abgeordnete; daß auch Prinzen aus könig¬ 
lichem Geblüt im Prinzip nichts weiter als einfache Bürger seien, die ohne 
Anrecht auf besondere Vorrechte sich in das fügen sollten, was der König 
und die Nation für nötig erachteten; und daß sie auf der Stelle nach Frank¬ 
reich zurückkehren sollten, um dort wieder dem nationalen Interesse zu die¬ 
nen und so zu versuchen, die öffentliche Meinung in Bezug auf ihre vorheri¬ 
ge abtrünnige Haltung zu ändern. 25 Artois dürfte mit einigem Recht der 
Ansicht gewesen sein, daß ein solcher Rat von einem Herrscher, dessen bel¬ 
gische Untertanen sich im Aufstand befanden, keine Berechtigung hatte, 
doch konnte es keine deutlichere Ablehnung seiner Einladung geben, in 
Frankreich einzugreifen. 


;i Archives Parlemcntaires, xxxvi, S. 614. 

u Alben Sorel, L’Europe et la Revolution Frantaise, 8 Bde., Paris 1885-1905, II, S. 334. 
a Ebd., xxxix, S. 537. 

Geheime Correspondenz Joseph II. mit seinem Minister in den österreichischen Niederlanden 
Ferdinand Grafen Trauttmansdorff, hrsg. v. Hanns Schiitter .Wien 1902, S. 344. 

;5 Wien, Haus-, Hof- und Staatsarchiv, Handbilletenprotokolle, 51, Nr. 1139, fos. 678-82. 
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Josephs Bruder und Nachfolger, Leopold II., stand noch viel weniger in 
prinzipieller Opposition zur Revolution, war er doch ein überzeugter An¬ 
hänger verfassungsstaatlicher Prinzipien. Er lehnte jede Überlegung ab, 
Frankreich eine gegen die Revolution gerichtete Übereinkunft aufzuzwingen 
und trachtete nach einer, die dem Interesse Österreichs dienen würde, nicht 
mehr und nicht weniger. 26 

Die Preußen teilten, wenn überhaupt, noch stärker diese Sicht der Dinge, 
denn am dortigen Hofe hatte es stets eine starke pro-französische Gruppe 
gegeben, die die Feindschaft zu Österreich als eine wünschenswerte Kon¬ 
stante der preußischen Außenpolitik betrachtete. In diesem Sinne war die 
Bemerkung Hertzbergs, daß die der Französischen Revolution und die dem 
aufgeklärten preußischen Staate zugrundeliegenden Grundsätze im Wesentli¬ 
chen die gleichen seien, keineswegs ironisch gemeint. 27 

Das offensichtliche Fehlen jeglicher ideologischen Dimension unter den 
Ursachen des Krieges bedeutet nicht, daß die Französische Revolution keine 
Auswirkungen auf die Art und Weise hatte, wie in Europa Außenpolitik be¬ 
trieben wurde. Die Erklärung über die nationale Souveränität durch die Na¬ 
tionalversammlung im Juni 1789 führte dazu, daß zukünftig Politik wesent¬ 
lich offener diskutiert und ausformuliert werden würde, als dies in der 
Vergangenheit der Fall gewesen war. 28 Obwohl es weiterhin einen nominell 
verantwortlichen Außenminister gab, lag die tatsächliche Kontrolle bei der 
Legislative und ihren Ausschüssen. Dieser Umstand wurde zugleich sichtba¬ 
rer und auch gefährlicher, als die Nationalversammlung als Ergebnis der 
„Oktobertage“ nach Paris umzog. Kaum hatten sich die Deputierten in der 
höhlenartigen Manege niedergelassen, gerieten sie unter den Einfluß und 
vielfältigen Druck der in der Hauptstadt herrschenden demokratischen poli¬ 
tischen Kultur. Als Folge wandelte sich die Nationalversammlung von einem 
dem britischen Parliament oder dem amerikanischen Kongreß ähnlichen 
Diskussionsforum zu einer permanenten Wahlkampfveranstaltung, bei der 
die Öffentlichkeit ebenso Teilnehmer wie Beobachter war. Die gänzlich ver¬ 
änderte Räumlichkeit brachte einen gänzlich veränderten Stil der politischen 
Arbeit hervor - ohne Zweifel demokratischer, offener und transparenter, 
aber auch wesentlich anfälliger für Demagogen, die einfache Lösungen für 
komplexe Probleme anboten. Es war dieses Forum, das es der herrlichen Re¬ 
dekunst der Gruppe um Brissot ermöglichte, ihre Kollegen fast geschlossen 
zur Eröffnung eines Krieges zu bewegen, in dem viele von ihnen den Tod 
finden und ihre Revolution zerstört werden würde. Es ist daher passend, 
zum Abschluß einen kurzen Auszug aus einer Rede Guadets vom 14. Janu¬ 
ar 1792 zu zitieren, die in hervorragender Weise den neuen Stil der revolu¬ 
tionären Außenpolitik zusammenfaßt sowie einen Ausblick auf das 20. Jahr¬ 
hundert mit all seinen Schrecken bietet: 


26 Adam Wandruszka, Leopold II., 2 Bdc. Wien 1964-65, II, S. 372 u. S. 381. 

27 Jacques Droz, L’Allemagne et la Revolution Franijaise, Paris 1949, S. 80. 

28 Siehe Linda Frey und Marsha Frey, „The Reign of the Charlatans is Over“: The French Revo- 
lutionary Attack on Diplomatie Practice. In: Journal of Modem History 65, 1993, passim. 
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„Apprenons donc, Messieurs, a tous les princes de PEmpire que la nation 
fran^aise est decidee ä maintenir sa Constitution tout entiere; nous 
mourrons tous ici (Oui, Oui! Vifs applaudissements) (A ces mots, tous 
les membres de PAssemblee animes du meme sentiment, se levent et 
s’ecrient: Oui nous le jurons! Ce mouvement d’enthousiasme se com- 
munique ä toutes les ämes, echauffe tous les coeurs. Les ministres de la 
justice et des affaires etrangeres, les huissiers, les citoyens, les citoyennes 
presents ä la seance, s’unissent aux representants du peuple, se levent, 
agitent leurs chapeaux, etendent leurs bras vers le bureau du President et 
pretent le meme serment. Les cris de: Vivre libre ou mourir, la Consti¬ 
tution ou la mort!, se font entendre, la salle retentit d’applaudissements) 
... [Guadet zusammenfassend]: En un mot, marquons ä l’avance une place 
aux traitres, et que cette place soit sur l’echafaud! (Bravo! Bravo! Vifs 
applaudissements).“ 29 

Guadet wurde am 15. Juni 1794 guillotiniert. 


71 Archives Parlemenuires, xxxvii, S. 413 f. 
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von 

WINFRIED BAUMGART 

Wie alle großen Kriege hat der Krimkrieg lang- und mittelfristige Ursachen 
sowie unmittelbare Anlässe. In diesem Dreischritt soll das Ursachengeflecht 
behandelt werden. Zunächst einmal ist auf einige Besonderheiten des Krie¬ 
ges hinzuweisen, die ihn von den vorangehenden Kriegen - etwa den Napo- 
leonischen - oder den folgenden - etwa dem Ersten Weltkrieg - unterschei¬ 
den. In mancherlei Hinsicht ist er als typischer Kabinettskrieg anzusehen: 
Eine der fünf Großmächte, Rußland, hatte durch ihre Forderungen an die 
schwache Türkei und durch die Besetzung der türkischen Donaufürstentü¬ 
mer im Juli 1853 die Grundregel des Europäischen Konzerts verletzt, indem 
sie ohne Rücksicht auf die anderen vier Mächte sich in einem sensiblen 
Schnittpunkt der Großmächte-Interessen, nämlich der Orientalischen Frage, 
einseitige Vorteile verschaffte, welche das Europäische Gleichgewicht Um¬ 
werfen mußten. Die anderen vier Mächte reagierten darauf, indem sie 
zunächst in einer diplomatischen Koalition, aus der sich Preußen im Sommer 
1854 entfernte, Rußland zur Rücknahme seiner einseitigen Ansprüche auf¬ 
forderten. Dann, als das nicht fruchtete, gingen sie zur Gewaltandrohung 
über und schritten schließlich von seiten Frankreichs und Großbritanniens 
zur Gewalt. Ein weiteres typisches Kennzeichen dieses Kriegs als Kabinetts¬ 
krieg ist, daß der Kriegsschauplatz zunächst auf die Gebiete der unteren Do¬ 
nau, schließlich der Halbinsel Krim beschränkt blieb. Es gab zwar Neben¬ 
kriegsschauplätze, wie die Ostsee, den Kaukasus, das Weiße Meer und das 
Ochotskische Meer; sie spielten aber keine entscheidende Rolle. Das dritte 
und wohl merkwürdigste Merkmal des Krimkriegs als Typus eines Kabi¬ 
nettskriegs ist, daß er nach der Einnahme der starken Festung Sevastopol’ 
durch die Westmächte am 8. September 1855 bald von russischer Seite abge¬ 
brochen wurde, obwohl das Kriegspotential erst zu einem kleinen Teil ein¬ 
gesetzt worden war. Der Zar überlegte also rational, ob es sich nach Sevasto¬ 
pol’ noch lohne, weitere Opfer an Gut und Blut zu bringen, oder ob die 
Nachteile einer Fortführung des Krieges die Vorteile überwögen. 

Auf der anderen Seite hat die Krimkriegsforschung in den letzten Jahr¬ 
zehnten das Bild dieses Krieges soweit ausgedeutet, daß gesagt werden kann, 
in diesem Krieg waren so viele Momente eines totalen Krieges, also des 
Kriegstypus des 20. Jahrhunderts enthalten, daß er doch nicht als reiner Ka¬ 
binettskrieg angesehen werden kann. Folgende Faktoren sind damit gemeint: 


Der Aufsatz gibt in erweiterter Form das einschlägige Kapitel wieder, das in dem im selben Ver¬ 
lag erschienenen Handbuch der Geschichte der Internationalen Beziehungen, hrsg. v. Heinz 
Duchhardt u. Franz Knipping, Bd. 6: Winfried Baumgart, Europäisches Konzert und nationa¬ 
le Bewegung. Internationale Beziehungen 1830-1878, Paderborn 1999, enthalten ist. 
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1. Die Kriegstechnik war durch Einführung moderner Handfeuerwaffen 
(Perkussionsgewehr vom Typ Minie usw.), neuer Nachrichtenmittel (Te¬ 
legraphie), neuer Transportmöglichkeiten (Dampfschiffe), neuer mariti¬ 
mer Seekampfmittel (Panzerschiffe) in einem tiefen Wandel begriffen, der 
auf die Kriege neuen Typs, den amerikanischen Bürgerkrieg und den Er¬ 
sten Weltkrieg, hinwies. 

2. Die Revolution war in ihrem großen Anlauf von 1848/49 von den kon¬ 
servativen Kräften zwar gebändigt und zurückgeschlagen worden, ihr 
Feuer aber noch nicht erloschen und es konnte jederzeit neu ausbrechen. 
Jede der fünf Großmächte fürchtete im Krimkrieg entweder ihr umstür¬ 
zendes Potential, zuvörderst Österreich und Preußen, oder hantierte mit 
ihren Sprengmöglichkeiten, um dem Gegner zu schaden: So bedrohte 
Napoleon III. immer wieder Österreich mit der Revolution in Italien, um 
es in den Krieg hineinzuzwingen; so plante Palmerston 1855/56 die Auf¬ 
wiegelung aller russischen Fremdvölker, um das Revolutionsfeuer nach 
Rußland zu tragen; auch der Zar lockte und drohte Österreich mit der 
Anzettelung von Aufständen unter den Balkanvölkerschaften, um es sich 
gefügig zu machen. 

3. war klar vorauszusehen, daß der Krimkrieg, wenn die Kriegshandlungen 
1856 fortgeführt worden wären, seinen Charakter als lokalisierter Krieg 
verloren und die Dimensionen zunächst eines europäischen, dann eines 
Weltkriegs angenommen hätte: Österreich hatte mit seinem an Rußland 
gerichteten Ultimatum vom 16. Dezember 1855 einen beinahe unum¬ 
kehrbaren Schritt in das Lager der kriegführenden Westmächte getan; 
Preußen hätte sich bei einer russischen Ablehnung dieses Ultimatums für 
die russische oder für die westmächtliche Seite entscheiden müssen (die 
neu veröffentlichten Quellen machen das unmißverständlich klar); der 
Deutsche Bund hätte dann nicht mehr auf dem Zaun sitzen können; 
Schweden hatte sich durch den Novembertraktat von 1855 an die West¬ 
mächte gekettet und brannte darauf, in den Krieg einzutreten; Spanien 
bot den Westmächten Truppen an, um sich im Gegenzug den Bestand 
Kubas garantieren zu lassen; die englisch-amerikanischen Beziehungen 
standen vor allem wegen unerlaubter englischer Söldnerwerbungen in den 
USA auf des Messers Schneide; die Westmächte arbeiteten für 1856 
Kriegspläne aus, die auf jeden Fall neue Kriegstheater in der Ostsee (Lan¬ 
dungen im Baltikum und Einnahme Kronstadts) und im Kaukasus eröff¬ 
net hätten. 

Die möglichen Entwicklungen brauchen nicht weitergesponnen zu werden. 
Der Krieg wäre ein Völker- und Weltkampf mit möglicherweise dramati¬ 
schen Folgen geworden: 

Österreich wäre als Großmacht verschwunden, Rußland auf seinen vorpe¬ 
trinischen Stand zurückgefallen; England und Frankreich wären als Sieger 
aus dem Kampf hervorgegangen, Frankreich wäre auf dem Kontinent be¬ 
herrschend geworden, wobei England alle seine Positionen auf dem ameri¬ 
kanischen Kontinent hätte aufgeben müssen; die Verhältnisse auf dem Bai- 
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kan und auf der Apenninenhalbinsel wären völlig neu geordnet worden. Mit 
einem Wort: Die internationalen Beziehungen wären wie auf dem Wiener 
Kongreß von 1815 oder wie in Paris 1919 völlig neu gestaltet worden. 

Wie kam es zum Krimkrieg, diesem merkwürdigen Gemisch aus Kabinetts¬ 
krieg und totalem Krieg? 

Der Krimkrieg begann zunächst als russisch-türkischer Krieg und kann 
somit in die lange Kette solcher Kriege seit Peter dem Großen eingereiht und 
mit dem russischen Drang ans Schwarze Meer und an die strategischen tür¬ 
kischen Meerengen erklärt werden. Im Unterschied jedoch zum unmittelbar 
vorangegangenen russisch-türkischen Krieg von 1828/29 und zum folgenden 
von 1877/78 griffen in ihn die beiden Großmächte England und Frankreich 
direkt ein. Warum taten sie das? 

Die Orientalische Frage, also die Frage nach Sein oder Nichtsein des Os- 
manischen Reiches, war seit den 1820er Jahren europäisiert worden. Das 
Schicksal dieses schwachen Riesenreiches war nun nicht mehr wie im 18. 
Jahrhundert eine russisch-österreichische, sondern eine gesamteuropäische 
Angelegenheit. Das orientalische Gleichgewicht war zum integrierenden Be¬ 
standteil des umfassenden Europäischen Gleichgewichts geworden. England 
und Frankreich hatten auf dem Balkan, an den Meerengen und im östlichen 
Mittelmeer Interessen aufgebaut - „Lebensinteressen“ nannte man sie damals 
-, die geschützt und beachtet werden mußten. 

Englands Interessen waren dabei die massiveren. Sie waren machtpoli¬ 
tisch-strategischer und wirtschaftlicher Art. Seit den Tagen von Unkiar-Ske- 
lessi (1833), als Rußland der Türkei in ihrem Überlebenskampf mit dem 
ägyptischen Rebellen Mehmed Ali sein Protektorat aufgenötigt hatte, war es 
zu einem Axiom der englischen Orientpolitik geworden, „die Integrität und 
Unabhängigkeit des Osmanischen Reiches“ als unabdingbar für „die Ruhe, 
die Freiheit und das Gleichgewicht im übrigen Europa“ 2 anzusehen. Als in 
der Krise von 1839/40 der Bestand der Türkei erneut gefährdet war, wieder¬ 
um durch den ägyptischen Vasallen und zusätzlich durch Frankreich, setzte 
die englische Politik diese Maxime abermals in den internationalen Londo¬ 
ner Konferenzen durch. 1853 war die Türkei wieder einmal bedroht, diesmal 
von Rußland her, und England machte seinen Orientgrundsatz erneut gel¬ 
tend. 

Hinter diesem Grundsatz steckte die Sorge Englands, daß seine Verbin¬ 
dungslinien über das östliche Mittelmeer zu seinem indischen Empire ge¬ 
fährdet würden, wenn sie sich nicht in schwacher türkischer, sondern in star¬ 
ker ägyptisch-französischer oder russischer Hand befänden. Das 
zangenartige Vordringen Rußlands über den Balkan Richtung Meerengen 
und über den Kaukasus Richtung Persien und Anatolien war in englischen 
Augen am gefährlichsten. Die alten See- und Landrouten durch die Landen¬ 
ge von Suez, vom östlichen Mittelmeerufer durch das Zweistromland an den 
Persischen Golf sowie durch das Schwarze Meer, den Kaukasus, das Kaspi- 


2 Hansard's Parliamentary Debates, Third Series, vol. 19. London 1833, Sp. 580. 
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sehe Meer nach Afghanistan waren in den dreißiger und vierziger Jahren 
„wiederentdeckt“ worden, nachdem durch die Erfindung der Dampfschiff¬ 
fahrt der lange Umweg per Segelschiff um das Kap der Guten Hoffnung im¬ 
mer kostspieliger und der um zwei Drittel kürzere Weg über Suez immer ko¬ 
stengünstiger wurde. Für die Überlandzwischenstücke schmiedeten 
englische Ingenieure seit den dreißiger Jahren mannigfache Eisenbahnbau¬ 
pläne. 

Die Industrialisierung mit ihren umwälzenden Wirkungen, gerade für den 
englischen Außenhandel, hatte also das Osmanische Reich, durch das sämt¬ 
liche Landrouten nach Indien und dem Fernen Osten führten, zu einem No- 
li me tangere gemacht. Die politische Maxime von der „Integrität und Unab¬ 
hängigkeit der Türkei“ hieß ins Handelspolitische übersetzt, daß die 
Uberlandrouten nach Indien und dem Fernen Osten nicht in die Hände ei¬ 
ner anderen Großmacht fallen durften. 

Aber nicht nur der Mittlere und Ferne, sondern auch der Nahe Osten, al ¬ 
so die ganze Türkei selbst, nahm in dieser Hinsicht in den Jahrzehnten vor 
dem Krimkrieg eine gewaltig wachsende Bedeutung. Frank E. Bailey 
und Vernon J. Puryear haben für den englisch-türkischen Handel das 
Zahlenmaterial zusammengestellt. Daraus geht hervor, daß der englische Ex¬ 
port in die Türkei im Zeitraum von 1825 bis 1852 um rund 800 Prozent und 
der englische Import immerhin um fast das Doppelte gestiegen sind. Die 
Türkei war zu Beginn des Krimkrieges ein wichtigerer Handelspartner als 
Rußland, Österreich, Frankreich oder Italien. Aufgrund außerordentlich 
günstiger Zolltarife (höchstens 5 Prozent), die im englisch-türkischen Han¬ 
delsvertrag von Balta Liman 1838 festgeschricben worden waren, konnten 
englische Fertigwaren im riesigen türkischen Reich ungehindert abgesetzt 
werden. Umgekehrt wurde die Türkei ein mindestens ebenso wichtiger Ge¬ 
treidelieferant (das Getreide wurde aus den Donaufürstentümern ausgeführt) 
wie Rußland. 

Die Handelszahlen sprechen also eine deutliche Sprache. Wie weit sie den 
diplomatischen Knoten, der 1853/54 den Kriegsausbruch unausweichlich 
machte, geschürt haben, ist schwer zu entscheiden. Die Parallelität von stei¬ 
gendem Handelsinteresse und steigendem politischem Interesse Englands an 
der Türkei ist jedenfalls evident. Aber es kamen noch zahlreiche weitere Fak¬ 
toren hinzu, die den Weg zum Krieg erklären. 

Da ist zunächst noch Rußlands Interesse am Osmanischen Reich zu skiz¬ 
zieren. Seit den Tagen Peters des Großen und erst recht Katharinas der 
Großen hat Rußland in sehr regelmäßigen Kriegen - beinahe alle 25 Jahre - 
die Türkei durch Territorialannexionen sukzessive geschwächt. Mit Öster¬ 
reich, der zweiten unmittelbar am Schicksal der Türkei interessierten Macht, 
hat es zuletzt unter Joseph II. einen Aufteilunsgplan geschmiedet. 1829 hat 
die französische Außenpolitik unter Polignac einen solchen Plan vorgelegt. 
Zar Nikolaus entschied sich jedoch nach eingehender Klausur mit seinen Be¬ 
ratern, daß es nicht im Interesse Rußlands liege, die Türkei zu beerben, weil 
das Erben, an dem jetzt neben Österreich auch Frankreich und England teil¬ 
haben würden, zu weit größeren Gefahren als zu Vorteilen führen würde. 
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Aufgrund der doppelten Ägypten-Krise 1830-1840 festigte sich aber in den 
Überlegungen des Zaren immer mehr die Überzeugung, daß die Tage des 
„kranken Mannes“ nicht mehr lange währen würden. Metternich hat er 
mehrfach mit Beerbungsvorschlägen behelligt, der sich aber jedesmal spröde 
zeigte. Mit England hat er das gleiche in den vierziger Jahren versucht, und 
zwar in seinen Augen mit größerem Erfolg. 1844 war es sogar zu einem 
Gentlemans Agreement in Form des sogenannten Nesselrode-Memoran- 
dums gekommen. Es besagte, daß sich beide Mächte im Falle des Hinschei- 
dens des „kranken Mannes“ zur Besprechung der Eventualitäten zusammen¬ 
tun würden. Außenminister Aberdeen, dem Nesselrode eine Aufzeichnung 
über diese Gespräche vorlegte, hatte „die Richtigkeit der Darlegungen' 3 in 
einem Briefaustausch bezeugt. 

Nikolaus war über diese Einigung sehr glücklich und bewahrte dieses 
Glücksgefühl über Jahre hinweg bis ins Jahr 1853, als er die nämlichen Ge¬ 
sprächsfäden mit dem englischen Gesandten George Flamilton Seymour 
wieder aufnahm und sie weiterspann. Da der Zar davon ausging, daß Außen¬ 
politik von Einzelpersonen gemacht und entschieden würde, glaubte er, daß 
dies nicht nur von ihm selbst gelte, sondern auch von seinen englischen Ge¬ 
sprächspartnern. Das war jedoch ein fundamentaler Irrtum. 

Das russische Interesse an der Türkei setzte sich aus machtpolitisch-stra¬ 
tegischen, religiösen und wirtschaftlichen Komponenten zusammen. Das 
Streben nach den Meerengen war alt und bedeutete im Erfolgsfall die Be¬ 
herrschung des Zugangs zum Schwarzen Meer und den direkten Einfluß im 
östlichen Mittelmeer. Der religiöse Aspekt war seit dem russisch-türkischen 
Friedensschluß von Kücük-Kainardze von 1774 evident und bedeutete zu 
Beginn des Krimkrieges aus russischer Sicht den Anspruch auf Schutz der 
orthodoxen Christen im Osmanischen Reich, ein in den Augen der anderen 
Großmächte ungeheuerlicher Anspruch, da er einem Protektorat über zwölf 
bis dreizehn Millionen Untertanen des Sultans und damit einer eklatanten 
Mißachtung der Unabhängigkeit der Türkei gleichkam. In wirtschaftlicher 
Hinsicht war der freie Durchgang durch die Meerengen wichtig, da Rußland 
von Odessa aus sein südrussiches Getreide - in Konkurrenz übrigens zum 
türkischen Getreide aus den Donaufürstentümern - nach Europa, vornehm¬ 
lich England, ausführte. 

Das französische Interesse am Schicksal der Türkei war zugleich alt und 
neu. Seit den Tagen Napoleons I. hat Frankreich vergeblich versucht, in 
Ägypten und Palästina/Syrien Fuß zu fassen. Napoleon III. entwickelte 
gleich nach seiner Wahl zum Präsidenten der Republik 1848 ein neuartiges 
Interesse an der Türkei, das mit seiner innenpolitischen Stellung unmittelbar 
zusammenhing. Als Neuling auf der innenpolitischen Bühne mußte er nach 
Stützen suchen. In der katholischen Kirche - bei den katholischen Wählern - 
fand er eine solche, die unschätzbar war. Da seit der Öffnung Palästinas für 


1 A. M. Zaionckovskij, Vostocnaja vojna 1853-1856gg. v svjazi s sovremennoj ej politiceskoj 
obstanovkoj [Der orientalische Krieg von 1853-1856 im Zusammenhang mit der damaligen 
Lage dargestellt]. Bd. 1, Prilozenija [Anhang], St. Petersburg 1908, S. 144. 
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den europäischen Einfluß, besonders für den religiösen Einfluß in Form der 
Missionstätigkeit, die katholische Kirche ein wachsameres Auge auf die Hei¬ 
ligen Stätten warf, erschien es günstig, daß sich auch der französische Staat, 
also Napoleon III. selbst, hinter dieses neugeweckte Interesse stellte und 
Forderungen nach Wiedereinsetzung der katholischen Kirche in früher inne¬ 
gehabte, aber seit langem in Vergessenheit geratene Rechte beim Sultan als 
dem Oberherrn erhob. 

Die seit 1850 mit der griechisch-orthodoxen Kirche geführten Auseinan¬ 
dersetzungen sind als sogenanntes „Mönchsgezänk“ um die Heiligen Stätten 
in die Geschichte eingegangen. Für sich genommen, war es von kleinlicher 
Lächerlichkeit und lokaler Bedeutung. Da aber hinter den katholischen An¬ 
sprüchen jetzt Frankreich, in zweiter Linie zusätzlich auch Österreich, und 
hinter den orthodoxen Ansprüchen Rußland stand, gewann das „Gezänk“ 
schnell internationale Dimensionen. Es ging z. B. um den Besitz der Schlüs¬ 
sel zur Geburtskirche und -grotte in Bethlehem oder um Restaurierungsar¬ 
beiten in der Grabeskirche in Jerusalem. 1740 hatte der damalige Sultan den 
Katholiken bestimmte Rechte eingeräumt, die aber in den folgenden Jahr¬ 
zehnten wieder in Vergessenheit gerieten, so daß sie von den orthodoxen 
Mönchen und Christen, die eifrige Palästina-Pilger waren, Stück für Stück 
übernommen wurden. Nach fast zweijährigem Druck seitens der französi¬ 
schen Regierung gewährte der Sultan den Katholiken im Heiligen Land weit¬ 
reichende Konzessionen, die er in einem Firman (Dekret) vom 9. Febru¬ 
ar 1852 niederlegte. Da sie mit Zugeständnissen kollidierten, die er 
gleichzeitig den Griechisch-Orthodoxen machte, war der Streit nicht nur an 
Ort und Stelle, sondern nun auch in Konstantinopel sowie zwischen Paris 
und St. Petersburg vorprogrammiert. 

Obwohl es in Rußland damals eine öffentliche Meinung im westeuropäi¬ 
schen Sinne nicht gab, vermochte eine Religionsfrage dieser Art Stimmungen 
und Leidenschaften im russischen Volk wachzurufen. Potenzierend kam in 
Rußland eine persönliche Ranküne des Zaren gegenüber Napoleon III. hin¬ 
zu. Seit der Julimonarchie sah Nikolaus I. in Frankreich den Hort der Revo¬ 
lution. Als gar Napoleon III. durch Volkswahl an die Macht kam und oben¬ 
drein im Dezember 1852 den Kaisertitel annahm, kannte der Abscheu des 
Zaren keine Grenzen. Aus der Frage der Anerkennung und der Anrede des 
neuen Kaisers inszenierte er eine internationale Krise, die zwar bald beige¬ 
legt wurde, aber den französischen Kaiser nun seinerseits in eine antirussi¬ 
sche Stimmung drängte. Als alle Mächte, angefangen mit England und 
schließlich auch das legitimitätsbewußte Österreich und Preußen, die neue 
französische Staatsform anerkannten, setzte der Zar seiner Anerkennung die 
beleidigende Anrede „Cher ami“ statt des unter europäischen Souveränen 
üblichen „Mon Frere“ zur Seite. 

Zwei weitere Begebenheiten und Affären, die von russischer Seite ausgin¬ 
gen, komplizierten die europäische Situation in den ersten Monaten des Jah¬ 
res 1853, ohne daß ihnen eine bewußte Kriegstreiberei zugrunde lag. Ende 
Dezember 1852 hatte in England eine Koalitionsregierung von Whigs und 
Peeliten, unter Führung des friedfertigen Aberdeen, die Tory-Regierung unter 
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Derby abgelöst. Zar Nikolaus, der 1844 bei seinem England-Aufenthalt mit 
Aberdeen Gespräche über das Schicksal der Türkei geführt hatte, nahm die 
Gelegenheit wahr, mit dem englischen Gesandten Seymour ab Januar 1853 ei¬ 
ne Reihe von hochbrisanten Unterredungen über die Orientalische Frage ab¬ 
zuhalten, über die Seymour in aller Ausführlichkeit nach London berichtete. 
Des Pudels Kern war, daß Nikolaus im Vertrauen auf den Geist von 1844 ein 
Begräbnis- und Beerdigungsszenarium für den „kranken Mann“ entwarf. Es 
gipfelte in dem Vorschlag, die Donaufürstentümer und Bulgarien zu unab¬ 
hängigen Staaten unter russischem Schutz zu machen, Österreich als Aus¬ 
gleich Serbien und die Herzegowina, England wiederum Ägypten und Kreta 
anzubieten. Das Angebot an Österreich übermittelte er etwas später in einem 
persönlichen Handschreiben an Franz Joseph. Ein grandioser Plan zur Auf¬ 
teilung des türkischen Reiches, wobei aus Konstantinopel eine „Freie Stadt“ 
gemacht werden sollte! Im Falle Österreichs vertraute der Zar auf die Dank¬ 
barkeit, die ihm in seinen Augen die Wiener Regierung für die Hilfe bei der 
Niederschlagung des ungarischen Aufstandes von 1849 schuldete. 

Die englische Antwort, die zunächst verfolgt werden soll, war zwar aus¬ 
weichend, aber im Geiste des Memorandums von 1844 stellte sie gegenseitige 
Beratung im Falle eines Zusammenbruchs der Türkei in Aussicht. Der Zar 
war mit dieser generellen Zusage vorerst sehr zufrieden. Um so größer war 
im Laufe der späteren Entwicklung seine Enttäuschung, als sie nicht hono¬ 
riert wurde - eine Enttäuschung, die in persönliches Verletztsein umschlug, 
als die englische Regierung ein Jahr später - im März 1854 - seine intimsten 
Ergüsse in Form eines Blaubuches veröffentlichte und damit in der englischen 
Öffentlichkeit einen Aufschrei der Empörung hervorrief. Es war ein großer 
Fehler des Zaren, daß er glaubte, Außenpolitik würde wie im 18. Jahrhundert 
nur von Monarchen und ihren Regierungen betrieben. Er hatte nicht die bläs¬ 
seste Ahnung, wie Regieren in England funktionierte, was Parlamentarismus 
bedeutete, daß auch in der Außenpolitik zwischen Krone, Kabinett und Par¬ 
lament ein kompliziertes Balanceverhältnis existierte und von einer englischen 
Regierung weitreichende Zusagen für die Zukunft nicht gemacht werden 
konnten. Seine Ignoranz rächte sich furchtbar. Daß Seymour ihn in einem sei¬ 
ner im Jahr darauf veröffentlichten Berichte als heuchlerischen Ränkeschmied 
bezeichnete, wird ihm zwar nicht gerecht, traf ihn aber innerlich tief. Der Zar 
war kein Ränkeschmied, sondern einfach ein Tölpel. 

Tölpelhaft und einfältig war auch eine weitere Aktion, die Nikolaus etwa 
gleichzeitig und flankierend zu den Seymour-Gesprächen unternahm, näm¬ 
lich die berühmte Mensikov-Mission nach Konstantinopel. Angeregt durch 
eine ähnliche Aktion seitens Österreichs, die sogenannte Leiningen-Mission, 
die Anfang Februar 1853 innerhalb kürzester Zeit und ultimativ die Abstel¬ 
lung von Beschwerden in Montenegro, darunter die Beendigung von tür¬ 
kisch-montenegrinischen Grenzkämpfen, bewirkte, schickte der Zar Ende 
Februar Admiral Aleksandr S. Mensikov nach Konstantinopel. In einer 
ostensiblen Instruktion bekam Mensikov den Auftrag, eine Konvention mit 
der Türkei abzuschließen, in der die Vorrechte der Orthodoxen an den Hei¬ 
ligen Stätten wiederhergestellt und garantiert werden sollten. 
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Damit war scheinbar ein weiterer Akt in dem jahrelangen Tauziehen um 
den Religionsstatus im Heiligen Land inszeniert. In Wirklichkeit setzte mit 
der Mensikov-Mission die erste heiße Phase ein, die schließlich zum Krim¬ 
krieg führte. Sie dauerte vom Eintreffen Mensikovs in Konstantinopel Ende 
Februar 1853 bis Anfang Juli, als Rußland nach der gescheiterten Mission die 
Donaufürstentümer besetzte. Es schlossen sich als zweite Phase mehrfach 
wiederholte Vemittlungs- und Lösungsversuche der vier anderen europäi¬ 
schen Großmächte an, die bis zur türkischen Kriegserklärung an Rußland 
am 4. Oktober 1853 wähne. Die dritte Phase reichte bis zum 
27./28. März 1854, als England und Frankreich Rußland den Krieg erklärten 
- eine Phase, in der weitere Vermittlungsaktionen seitens der europäischen 
Mächte mit dem Zentrum Wien unternommen wurden und gleichzeitig ein 
Werben sowohl Rußlands als auch der Westmächte um das Herüberziehen 
der beiden deutschen Großmächte ins jeweils eigene Lager einsetzte. 

Dieser hier der Übersichtlichkeit halber in drei Teile gegliederte heiße Ab¬ 
schnitt dauerte also ein volles Jahr - ungewöhnlich lang für den Ausbruch ei¬ 
nes Krieges in der neuesten Geschichte. Die lange Dauer macht indes deut¬ 
lich, daß um die Erhaltung des Friedens ernsthaft gerungen wurde, daß keine 
Regierung den Krieg planmäßig herbeiführte, daß der weite Weg dorthin mit 
zahlreichen politischen Fehlern und Unzulänglichkeiten gepflastert war. 

Die Wahl Mensikovs zum Sondergesandten war ein großer Mißgriff. Als 
Militär war er für diplomatische Verhandlungen gänzlich ungeeignet. Den 
Sultan schockierte er sogleich, indem er die Etikette verletzte und als erstes 
die Entlassung des Außenministers Fuad verlangte und erwirkte. Ein beson¬ 
ders großer Fehler war, daß er volle drei Monate in Konstantinopel verhan¬ 
delte, anstatt wie Leiningen ultimativ mit begrenzten Forderungen aufzutre¬ 
ten und das Terrain bald wieder zu verlassen. Der allergrößte Fehler war 
indes, daß er hinter seiner Forderung nach Wiederherstellung der Religions¬ 
privilegien eine geheime, weitreichende politische Forderung verbarg, mit 
der er zögernd und spät herausrückte, die aber schließlich im Mai den wah¬ 
ren Charakter seiner Mission entpuppte: das Verlangen nach Abschluß eines 
Protektoratsvertrags nach Art des Vertrags von Unkiar Skelessi - ein Ver¬ 
trag, der von den anderen Großmächten, zumal England, einfach nicht ak¬ 
zeptiert werden konnte. Man muß Mensikov zwar zugute halten, daß der 
türkische Widerstand durch das Eintreffen des englischen Botschafters Strat- 
ford Canning Anfang April 1853 in Konstantinopel nach einem längeren 
Urlaub versteift wurde; doch sein ungeschicktes Auftreten hatte er sich selbst 
zuzuschreiben, und die Protektoratsforderung läßt auf unentschuldbare 
Naivität seitens des Zaren schließen. 

Mensikov, der seine Religonsforderungen zwar erfüllt bekam, aber die Pro¬ 
tektoratsforderung unerfüllt sah, reiste am 21. Mai 1853 unter Eklat aus Kon¬ 
stantinopel ab. Nach einem erneuten Ultimatum aus St. Petersburg, das in 
Konstantinopel auf taube Ohren stieß, überschritten am 2. Juli russische Trup¬ 
pen den Pruth und marschierten in die türkischen Donaufürstentümer ein. 

Nach dem spektakulären Abgang Mensikovs aus Konstantinopel ent¬ 
schloß sich das englische Kabinett zur Entsendung der Mittelmeerflotte in 
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die Besika-Bucht am Eingang zu den Dardanellen. Napoleon war mit einem 
entsprechenden Schritt schon vorausgegangen und hatte seine Flotte von 
Toulon in die griechische Bucht von Salamis in Wartestellung verlegt. Beide 
Flotteneinheiten trafen am 13. und 14. Juni in der Besika-Bucht ein. Damit 
war eine weitere Drehung an der Kriegsspirale vollzogen. Die nun folgende 
Phase bis zum Oktober war ausgefüllt von zahlreichen, in Wien erarbeiteten 
Notenprojekten der vier Großmächte, die zwischen der Türkei und Rußland 
in der Religionsfrage vermitteln sollten. Elf solcher Projekte lassen sich für 
die zweite Jahreshälfte 1853 zählen. Das wichtigste war die Wiener Note vom 
31. Juli 1853, nach der die osmanische Regierung die Beachtung der Religi¬ 
onsbestimmungen der Verträge von Kücük Kainardze und Adrianopel 
(1829) versprechen und der religiöse Status quo nicht ohne vorherige Ver¬ 
ständigung mit Frankreich und Rußland verändert werden sollte. Dieser 
Vorschlag, der also die bisherige russisch-türkische Auseinandersetzung über 
die Religionsfrage internationalisierte, wurde in den folgenden Monaten im¬ 
mer wieder modifiziert, um den russischen und türkischen Einwänden ent¬ 
gegenzukommen. 

In Konstantinopel hatte sich inzwischen eine kriegerische Stimmung aus¬ 
gebreitet, die den „Heiligen Krieg“ gegen Rußland verlangte. Sie wurde an¬ 
geheizt durch das Eintreffen der ägyptischen Flotte am Goldenen Horn. 
Dieser Ausbruch einer türkischen öffentlichen Meinung war es schließlich 
und nicht, wie Zeitgenossen und spätere Darstellungen immer wieder be¬ 
hauptet haben, der hinter den Kulissen angeblich zum Widerstand und Krieg 
treibende englische Botschafter Stratford, der dann am 4. Oktober die türki¬ 
sche Kriegserklärung an Rußland bewirkte. 

Der lokale Krieg war nun ausgebrochen. Er führte aber nicht automatisch in 
den europäischen Krieg, der vielmehr weitere sechs Monate auf sich warten 
ließ. Die entscheidende Wende in dieser Phase war das sogenannte „ Massa¬ 
ker von Sinope“ vom 30. November 1853, eine falsche Bezeichnung für ei¬ 
nen völlig „normalen“ Kriegsakt. Im Hafen von Sinope wurde an diesem Tag 
die vor Anker liegende türkische Schwarzmeerflotte von russischen Schiffen 
innerhalb von zwei Stunden in Brand geschossen und versenkt. Die Nach¬ 
richt davon, die schon vom Telegraphen abschnittsweise übermittelt wurde, 
traf am 11. Dezember in London ein und löste einen Sturm der Entrüstung 
in der englischen öffentlichen Meinung aus, der jeden Widerstand, den es im 
uneinigen Kabinett noch gegen ein militärisches Eingreifen an der Seite der 
Türkei gab, hinwegfegte. 

Eine weitere Drehung an der Kriegsspirale war vollzogen, diesmal nicht 
von einer politischen Entscheidung oder Nichtentscheidung, sondern von 
der öffentlichen Meinung herbeigeführt. In England hatte sich seit den 
dreißiger Jahren und zuletzt in der Agyptenkrise von 1839/41 eine antirussische 
Stimmung aufgebaut, die sich an der Südexpansion des russischen Kolosses 
in Richtung Meerengen und Persien und an der Interventionsrolle der russi¬ 
schen Armee zur Niederwalzung von Freiheitsaufständen, wie in Polen 1831 
und Ungarn 1849, entzündete. Wonführer der rabiaten Russophobie 1853 
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war die Presse, vor allem die Times. Sie hat das englische Kabinett zu diesem 
Zeitpunkt geradezu gezwungen, Farbe zu bekennen und dem russischen 
Bären, der der am Boden liegenden Türkei die schwere Tatze auflegte, die 
Zähne zu zeigen. Es ist kaum zu glauben, wie mächtig der Einfluß der öf¬ 
fentlichen Meinung in den Jahren des Krimkrieges gewesen ist. Die offiziel¬ 
le Geschichte der Times schreibt scheinbar etwas vollmundig: 

„The paper might claim to have made the war [...]; it had been largely 
responsible for the Crimean campaign that had brought victory in the 
end; it had ,saved the remnant of an army‘; it had destroyed one Mini- 
stry and forced important changes in another; and it had caused the re- 
moval of a Commander-in-Chief .“ 4 

Dieser Aussagenreigen meint die Entscheidung zum Krieg, die Verlagerung 
des Kriegstheaters von der Donau auf die Krim, die Anprangerung des Zu¬ 
sammenbruchs des Nachschub- und Sanitätswesens im „Krim-Winter“ 
1854/55, den Sturz der Regierung Aberdeen Ende Januar 1855 und die Er¬ 
setzung des Oberbefehlshabers General Sir James Simpson durch General 
Sir William Codrington im Oktober 1855. Die ältere und neuere Forschung 
zusammen mit den jüngst veröffentlichten Quellen können die Behauptung 
der Times im wesentlichen bestätigen. In der jahrelang aufgebauten Russo- 
phobie und in den Forderungen der öffentlichen Meinung liegt also ein Ur¬ 
sachenstrang, der für den englischen Kriegseintritt und die englische Krieg¬ 
führung entscheidend verantwortlich gewesen ist. 

Insgesamt gesehen entsprang also der Krimkrieg aus einer vielgliedrigen 
Kette von Fehlern, Fehlschlüssen, Mißverständnissen, falschen Verdächti¬ 
gungen und irrationalen Feindbildern, weniger aus kühler Berechnung und 
bösem Willen. Der englische Außenminister hatte mit seinem Urteil recht, 
daß man in den Krieg „hineingetaumelt“ sei („that we are driftung towards 
war“) 5 . 

Mit Sinope und der Ende Dezember 1853 befohlenen Entsendung der al¬ 
liierten Flotten ins Schwarze Meer war der Kriegsausbruch nur noch eine 
Frage der Zeit. Erst am 27./28. März erfolgte die britische und französische 
Kriegserklärung an Rußland. 

Die ersten Monate des Jahres 1854 waren ausgefüllt mit diplomatischen 
Versuchen Rußlands und der Westmächte, die beiden deutschen Großmäch¬ 
te jeweils in ihr Lager zu ziehen und damit die Kriegsaussichten günstiger zu 
gestalten. Daß es keiner Seite gelang, Österreich und Preußen zum Kriegs¬ 
eintritt zu veranlassen, bedeutete, daß sich das Kriegsgeschehen im wesentli¬ 
chen an der Peripherie des russischen Riesenreiches, vor allem auf der Krim, 
und nicht an der breiten Landfront wie 1812 oder 1941 abspielte. Die Er¬ 
klärung für dieses vergebliche Tauziehen um die deutschen Mächte ist außer¬ 
ordentlich kompliziert. Zeitgenossen und Forschung haben viel Irreführen¬ 
des und Halbwahres und nur wenig Wahres darüber verbreitet. Die neu 


4 The History of the Times. Vol. 2: The Tradition Estabüshed, 1841-1884. London 1939, S. 191 f. 

5 Hansard’s Parliamentary Debates, Third Series, vol. 130. London 1854, Sp. 568. 
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veröffentlichten österreichischen und preußischen Quellen ermöglichen es 
heute aber, in den Kern der österreichischen und der preußischen Krim- 
kriegspolitik vorzustoßen. 

Österreich hat das ganze Jahr 1853 und während der ersten Monate 1854 
versucht, auf Großmächte-Konferenzen in Wien, an denen Rußland nicht 
teilnahm, den Frieden zu erhalten. Nach Kriegsausbruch war es wiederum 
unablässig bemüht, die Kriegführenden an den Friedenstisch zu bringen. Von 
russischer Seite wurde es zum Kriegseintritt mit dem Versprechen der Anne¬ 
xion Serbiens und der Herzegowina geködert; Napoleon drängte ihm im¬ 
mer wieder die Donaufürstentümer auf. Österreich hat beharrlich wider¬ 
standen. Der Widerstand wurde oft mit der Warnung quittiert, man könne 
auch anders mit ihm verfahren. Nikolaus drohte der Wiener Regierung, die 
Balkanvölkerschaften zu revolutionieren; Napoleon warnte entsprechend: 
„J’insurgerai l’Italie“. 6 

In der Bedrohung Österreichs durch die Revolution liegt der Schlüssel zu 
seinem Verhalten in den Jahren 1853-1856 insgesamt. Die Revolution von 
1848/49, die das Reich an den Rand des Ruins gebracht hatte, war zwar 
oberflächlich überwunden, ihre Ursachen - die Forderungen nach Freiheit 
und Autonomie - waren aber nicht aus der Welt geschafft. Dem jungen Kai¬ 
ser Franz Joseph und all seinen Beratern, voran dem Außenminister Graf 
Buol, steckte die Furcht vor dem erneuten Ausbruch der Revolution tief in 
den Knochen. In vielen Landesteilen herrschte 1853/54 und in Siebenbürgen 
noch bis Ende 1854 der Belagerungszustand. Der Krieg an Österreichs 
Grenze, wie er sich im Oktober 1853 an der unteren Donau entzündete, be¬ 
schwor erneut die Gefahr von Aufständen herauf. Der große, der europäi¬ 
sche Krieg, der eingetreten wäre, wenn sich die deutschen Mächte einem der 
Kontrahenten angeschlossen hätten, würde das in seinem Innern erschütter¬ 
te und geschwächte Reich durch einen Flächenbrand von Revolutionen in 
Ungarn, in Norditalien, in Böhmen binnen kurzem Zusammenstürzen lassen. 

Das Sitzen auf dem Zaun, also die bewaffnete Neutralität, die Österreich 
am 10. November 1853 tatsächlich erklärte, war aber nicht lange durchzu¬ 
halten, da der Funke der Revolution durch Nachhilfe von außen leicht auf 
das Reich übergreifen konnte. Daher bewegte sich die österreichische Poli¬ 
tik schrittweise ins Lager der Westmächte. Die wichtigsten Etappen dieses 
Weges waren: der gescheiterte Versuch im Frühjahr 1854, eine Viermächte- 
Konvention abzuschließen; die Ausarbeitung der sogenannten „Vier Punk¬ 
te“ am 8. August 1854, eines Programms von vier allgemeinen Kriegszielen, 
mit Frankreich und England; das Bündnis mit den Westmächten vom 2. De¬ 
zember 1854, das den österreichischen Kriegseintritt in Aussicht stellte, 
wenn zuvor anzuberaumende Friedenskonferenzen gescheitert seien; 
schließlich die ultimative Forderung vom 16. Dezember 1855 an Rußland, 
das nun um einen weiteren Punkt ergänzte Kriegszielprogramm der drei 


6 Akten zur Geschichte des Krimkrieges, hrsg. v. Winfried Baumgart. Serie I.; Österreichische 
Akten zur Geschichte des Krimkrieges. Bd. 1, bearb. v. Ana Maria Schop Soler, München 
1980, S. 463. 
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Mächte anzunehmen oder den österreichischen Kriegseintritt auf Seiten der 
Westmächte zu gewärtigen. 

Diese Schritte scheinen auf eine offensive, kriegsbereite Politik hinzudeu¬ 
ten. Von Zeitgenossen ist dies so gesehen, von der Forschung in der Regel so 
mißverstanden worden. Die Kriegsbereitschaft war aber tatsächlich nur 
Schein. Buol hatte diese Täuschung absichtlich aufgebaut, um einerseits Ruß¬ 
land angesichts einer Drei- oder Vier-Mächte-Koalition (da auch Preußen 
nicht mehr abseits stehen konnte) zum Wiedereinlenken zu zwingen; ande¬ 
rerseits um den Westmächten den eigenen Kriegseintritt vorzugaukeln, da¬ 
mit sie nicht das Feuer der Revolution entfachten und nicht allzu exorbitan¬ 
te Kriegsziele formulierten. Auch die Besetzung der Donaufürstentümer 
durch österreichische Truppen im August 1854, nachdem sie durch öster¬ 
reichischen Druck von den russischen Truppen geräumt worden waren, war 
nur scheinbar ein Kriegsakt. In Wirklichkeit handelt es sich um einen Frie¬ 
densakt, um das gefährliche Kriegstheater unmittelbar an der eigenen Flanke 
aufzulösen und die Frage der Donaufürstentümer, die bisher von Rußland 
bestimmt worden war, zu europäisieren. Der Einmarsch war im übrigen der 
Grund, daß die westlichen Armeen eine neue Front suchten und sie, fernab 
vom Balkan, auf der Krim fanden. Die österreichische Besetzung der 
Donaufürstentümer sollte nicht, wie das immer wieder behauptet worden ist, 
ein erster Schritt zu ihrer Annexion sein. 

Die österreichische Krimkriegspolitik legte also nur oberflächlich ein of¬ 
fensives Verhalten an den Tag; im Kern lag ihr, aus existenziellem innenpoli¬ 
tischem Ruhebedürfnis heraus, ein defensives Kalkül, ein Übcrlebcnskalkül 
zugrunde. 

Die gleiche Meßlatte muß man auch den Beziehungen Österreichs zu 
Preußen und seiner Politik am Frankfurter Bundestag anlegen. Der immer 
wieder unternommene österreichische Versuch, Preußen und den Deutschen 
Bund an sich zu binden, sollte das eigene politische und militärische Gewicht 
stärken, um desto aussichtsreicher nach Öst und West im Sinne des Friedens 
wirken zu können. Der Vorwurf, Österreich habe eine Schaukelpolitik zwi¬ 
schen den Kriegslagern geführt, es habe sich die Sympathien aller anderen 
Mächte verscherzt, seine Isolierung nach 1856 also selbst verschuldet und 
dafür 1859 die Zeche zahlen müssen, geht fehl. Österreich konnte nach den 
Gesetzen seiner brüchigen Existenz gar nicht anders handeln, als es dies im 
Krimkrieg tat, wenn es nicht damals schon seinen Untergang besiegeln woll¬ 
te. Durch seinen Kriegseintritt hätte es nach allem menschlichen Ermessen 
die allgemeine Revolution und den Weltkrieg heraufbeschworen, und daran 
wäre es zerbrochen. 

Auch die preußische Politik stand unter permanenter Revolutionsfurcht. 
Sie ist aber noch durch zusätzliche Komponenten zu erklären. Zunächst ein¬ 
mal war eine einheitliche Außenpolitik aus strukturellen Gründen in 
Preußen gar nicht möglich. Außenpolitik wurde damals von König Friedrich 
Wilhelm IV., vom preußischen Außenministerium unter Otto von Manteuf- 
fel, von der Kamarilla, der kleinen Beratergruppe um den König, zeitweilig 
vom Kronprinzen Wilhelm und der Wochenblatt-Partei betrieben. In diesem 
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Parallelogramm neutralisierten sich die Kräfte untereinander, was vom Kö¬ 
nig auch beabsichtigt war. Nur war eine solche Politik gefährlich, da sie nicht 
beliebig durchzuhalten war. Früher oder später konnte von außen her in die¬ 
se willenlose Führung Druck hineinwirken und dann die preußische Politik 
ins Schlepptau nehmen. Neu veröffentlichte Quellen ermöglichen den 
Schluß, daß die preußische Politik an der Jahreswende 1855/56 an diesem 
Punkt angelangt war. Das österreichische Ultimatum an Rußland vom De¬ 
zember, der schwedische Novembertraktat, verhaltene französische Drohun¬ 
gen, das Kriegstheater von der Krim an den Rhein zu verlagern, deutliche 
englische Warnungen vor einer Truppenlandung an der Ostseeküste machten 
der preußischen Politik deutlich, daß die Vogel-Strauß-Politik und das Irr¬ 
lichtern zu Ende waren. Preußen hatte sich seit dem Frühjahr 1854 schon 
mehrmals in eine Sackgasse begeben, aus der herauszukommen es ihm im¬ 
mer wieder gelungen war. Anfang Januar 1856 war das aber nicht mehr mög¬ 
lich. Nach damaliger Anschauung hatte sich Preußen aus dem Europäischen 
Konzert ausgeschlossen. In die Friedensverhandlungen von Paris wurde es 
verspätet und unter demütigenden Umständen hereingelassen. Es war ein 
Glücksfall für Preußen, daß der Krieg 1856 nicht weitergeführt wurde. 

Es sind noch die Kriegsziele der kriegführenden Mächte zu behandeln. Wie 
sahen sie aus? Die russischen Absichten sind im Zusammenhang der Mensi- 
kov-Mission und der Seymour-Gespräche genannt worden: Wiedereinset¬ 
zung der orthodoxen Kirche im Osmanischen Reich in ihre Privilegien vor 
dem Firman des Sultans vom Februar 1852, dahinter die Errichtung eines 
Protektorats über die Türkei und schließlich, im Falle einer Aufteilung des 
Reiches, die Annexion oder Beherrschung der Donaufürstentümer und Bul¬ 
gariens sowie die Erhebung Konstantinopels zu einer Freien Stadt. 

Die französischen Kriegsziele waren eher immaterieller Art. Die Erhaltung 
des Status von 1852 für die Katholiken in Palästina war das ursprüngliche 
Ziel, das von Napoleon III. aus dem innenpolitischen Grund aufgestellt wur¬ 
de, sein neues Kaisertum auf den Katholiken des eigenen Landes zu begrün¬ 
den. Die außenpolitischen Ziele Napoleons waren vielfältiger. Zunächst ein¬ 
mal wollte er aus der machtpolitischen Isolierung ausbrechen, in die er als 
Präsident der Republik und Kaiser der Franzosen kraft seines Amtes, deren 
Träger ja durch die Wiener Kongreßakte geächtet waren, gelangt war. Mit der 
allseitigen Anerkennung Anfang 1853 war dieses Ziel rasch erreicht. Sodann 
trachtete Napoleon die Heilige Allianz, die „Allianz der drei nordischen Hö¬ 
fe“, wie sie damals noch hieß, als Garanten der Ordnung von 1815 endgültig 
zu zerstören und damit das Werk von 1815, das ja zu Lasten Frankreichs ge¬ 
gangen war, vollends zunichte zu machen. Das war ihm durch Rußlands Po¬ 
litik auf dem Balkan 1853/54 und die daher rührende österreichisch-russi¬ 
sche Entfremdung, am deutlichsten durch das Dezemberbündnis Österreichs 
1854 mit den Westmächten gelungen. Der auf der Krim lokalisierte Krieg 
war Napoleon desto unangenehmer, je länger er sich hinzog, weil er im Lan¬ 
de selbst die Frage immer hörbarer aufkommen ließ, warum französische 
Soldaten weit weg auf der Halbinsel im Schwarzen Meer verbluten sollten. 
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Das wichtigste militärische Ziel war daher 1854/55, einen entscheidenden 
militärischen Schlag auf der Krim gegen die Russen auszuteilen, also die Er¬ 
oberung der Festung Sevastopol’ zu erreichen. Nachdem dies gelungen war, 
sollte der Krieg, sofern er fortgeführt würde, andere Dimensionen anneh¬ 
men. Im September 1855, nach dem Fall von Sevastopol’, schlug Napoleon 
in London die Eröffnung der polnischen Frage vor. Sie hätte die Schaffung 
einer Landfront gegen Rußland unter Einbeziehung der deutschen Mächte 
ermöglicht. Der große europäische Krieg wäre dann ausgebrochen, an des¬ 
sen Ende Frankreich sich am Rhein entschädigt und die österreichische Po¬ 
sition in Italien beerbt hätte. Dadurch daß England das Anschneiden der pol¬ 
nischen Frage ablehnte, wurde aus diesem großen Plan eines 
„Renversement“ der Ordnung von 1815 und eines „Remaniement de la car¬ 
te de l’Europe“ nichts. Vom September 1855 ab drängte Napoleon daher 
zum Frieden. 

Die englischen Kriegsziele waren von anderem Holze; deswegen konnte 
der Kriegskoalition mit Frankreich keine lange Dauer beschieden sein. Nach 
außen hin, für die europäische Öffentlichkeit, wurde die Wiederherstellung 
des Europäischen Gleichgewichts proklamiert, nachdem Rußland es durch 
sein Auftreten in Konstantinopel und durch seinen Einmarsch in die 
Donaufürstentümer beeinträchtigt hatte. Dahinter verbarg sich die Absicht, 
die Türkei zu stärken und Rußland zu schwächen, damit der Kreislauf rus¬ 
sisch-türkischer Kriege, an deren Ende das orientalische Gleichgewicht im¬ 
mer mehr zugunsten Rußlands verschoben wurde, durchbrochen würde. Die 
Schwächung Rußlands konnte erfolgen, indem man es zwang, seinen An¬ 
spruch auf Schutz der orthodoxen Christen im Osmannischen Reich aufzu¬ 
geben, sein ab 1829 ausgeübtes Protektorat über die Donaufürstentümer zu 
beenden und seine maritimen Machtmittel im Schwarzen Meer, also die Flot¬ 
te und ihre Häfen, allen voran Sevastopol’, unschädlich zu machen. Die Stel¬ 
lung der Türkei würde korrespondierend damit gestärkt; zudem würde der 
großangelegte Versuch, die islamische Türkei auf der Bahn der Europäisie- 
rung voranzutreiben und in ihrer inneren Regeneration zu unterstützen, es 
dem Land ermöglichen, künftigem russischen Anstürmem besser zu wider¬ 
stehen. 

Ein weit über dieses Programm hinausreichendes Kriegsziel, wie es etwa 
Palmerston vertrat, der ab Februar 1855 Premierminister war, richtete sich 
auf eine wesentlich substantiellere Schwächung Rußlands. Sein „beau ideal“ 
war die Abtrennung aller fremdvölkischen, nichtrussischen Bestandteile vom 
russischen Reich: von Finnland im Norden, das an Schweden fallen sollte, 
über die baltischen Gebiete, die sich Preußen einverleiben könnte, über die 
Donaufürstentümer, die Österreich annektieren sollte, über die Krim, die an 
Österreich oder die Türkei fallen sollte, bis zur Verselbständigung der Kau¬ 
kasusvölker, um damit die Landbrücke nach Indien zu sichern. Diese Ziele 
hätten Wirklichkeit werden können, wenn der Krimkrieg 1856 fortgesetzt 
worden wäre. 

Das öffentlich von den Westmächten und Österreich proklamierte Kriegs¬ 
ziel war in den am 8. August 1854 formulierten „Vier Punkten“ niedergelegt. 
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Im ersten Punkt wurde Rußland dazu aufgefordert, sein einseitiges Protek¬ 
torat über die Donaufürstentümer aufzugeben und diese Provinzen unter eu¬ 
ropäische Aufsicht zu stellen. Nach dem zweiten Punkt sollte Rußland die 
Freiheit der Donauschiffahrt wiederherstellen, die es in den Jahrzehnten zu¬ 
vor durch absichtliches Versandenlassen der Donaumündungen und durch 
schikanöse Quarantänebestimmungen für ausländische Schiffe beeinträchtigt 
hatte. Der dritte Punkt sah in vager Form eine Revision des Meerengensta¬ 
tuts von 1841 vor. Dieses unbestimmte, aber für England zentrale Kriegsziel 
wurde im Fortgang des Krieges vielfältig präzisiert und bedeutete im Kern 
die Zerstörung der maritimen Macht Rußlands im Schwarzen Meer. Nach 
dem vierten Punkt sollte Rußland seinen 1774 errungenen und immer wie¬ 
der ausgebauten Anspruch auf den Schutz der Christen im Osmanischcn 
Reich aufgeben; die Christen sollten unter den gemeinsamen Schutz der eu¬ 
ropäischen Mächte gestellt werden. Ein fünfter Punkt, der Ende 1855 Ruß¬ 
land präsentiert wurde, war besonders vage formuliert und sollte es vor al¬ 
lem England ermöglichen, die Entmilitarisierung des Schwarzen Meeres zu 
behandeln und die Alandsinseln in der Ostsee zu entfestigen. 

Die vier Punkte wurden auf einer Friedenskonferenz behandelt, die auf 
österreichischen Druck hin Ende Dezember 1854 anberaumt wurde und in 
Wien vom 15. März bis 4. Juni 1855 mit Unterbrechungen tagte. Die beiden 
Westmächte gingen in die Konferenz mit der festen Absicht, sie scheitern zu 
lassen. Rußland hatte sich zur Beschickung der Konferenz - die also mitten 
im Krieg stattfand, ohne daß die Waffen schwiegen - bequemt, weil der 
österreichische Kaiser insgeheim, was bisher so gut wie unbekannt war, dem 
Zaren sein Wort gegeben hatte, daß der entscheidende dritte Punkt nicht das 
Verschwinden der russischen Flotte vom Schwarzen Meer bedeuten würde. 
Die Konferenz war hochkarätig beschickt - der französische Außenminister 
führte die französische Delegation und Lord John Russell, der ehemalige 
Premierminister, die englische -, und das Erstaunliche war, daß nach wo¬ 
chenlangem Feilschen in Wien zum dritten Punkt (die anderen Punkte berei¬ 
teten keine Schwierigkeiten) eine Kompromißformel zustande kam, die von 
allen Seiten akzeptiert wurde. Die Formel wurde aber im nachhinein 
zunächst in Paris, dann sogleich in London gekippt, so daß die Waffen das 
endgültige Wort sprechen mußten. 

Mit der Erstürmung der Festung Sevastopol’ am 8. September 1855 war die 
Entscheidung auf dem militärischen Feld gefallen. Die politische Entschei¬ 
dung fiel erst Anfang Januar 1856 auf zwei Kronratssitzungen, die der neue 
Zar Alexander II. einberief, um über die Annahme des österreichischen Ulti¬ 
matums, in dem man die vier Punkte verschärft formuliert und durch einen 
fünften Punkt ergänzt hatte, zu beraten. Die Beratung konnte hinter ver¬ 
schlossenen Türen, unbeeinflußt von einer aufgeheizten öffentlichen Meinung 
stattfinden und erbrachte nach Darlegung der außenpolitischen, militärischen, 
kriegswirtschaftlichen und wirtschaftlichen Situation des Landes das einzig 
vernünftige Ergebnis: das Ultimatum anzunehmen, den Krieg abzubrechen 
und an den Friedenstisch zurückzukehren. Außenpolitisch mußte in St. Pe¬ 
tersburg befürchtet werden, daß Österreich nun den entscheidenden Schritt 
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zum Kriegseintritt tun würde. In buchstäblich letzter Minute kam aus Berlin 
die telegraphische Mitteilung, man müsse nolens volens dem österreichischen 
Schritt folgen. Außerdem war gerade bekanntgeworden, daß sich Schweden 
mit den Westmächten zusammengetan hatte. Militärisch war Rußland durch 
den Fall von Sevastopol’ zwar noch längst nicht geschlagen und die Truppen¬ 
stärke seiner Armee belief sich noch auf 1,8 Millionen Mann, doch bisher hat¬ 
te der Krieg eine Viertel Million Tote und mindestens ebenso viele Verwun¬ 
dete gefordert. Das war ein Aderlaß, der nicht weiter fortgesetzt werden 
konnte, wenn man nicht die Landwirtschaft durch weitere Rekrutierungen in 
den Ruin treiben wollte. Überdies waren die Kriegsvorräte (an Waffen, Mu¬ 
nition, Pulver) weitgehend erschöpft. Hinzu kamen Transportschwierigkei¬ 
ten, welche die riesige Armee immobilisierten, während den Gegnern der 
schnellere Seeweg zur Verfügung stand, so daß sie die nächsten Kriegseinsät¬ 
ze bestimmen konnten. Da man in St. Petersburg rational überlegen und ab¬ 
wägen konnte, fiel die Entscheidung nicht schwer. 

Auf dem Friedenskongreß, der in Paris, nicht in Wien zusammenkam, 
wurde auf der Grundlage der fünf Punkte im Laufe des Monats März 1856 
ein Friedenswerk zustande gebracht. Das wichtigste Ergebnis war die Neu¬ 
tralisierung des Schwarzen Meeres; so hieß nun die Formel für die Lösung 
des dritten Punktes. Danach durften künftig im Schwarzen Meer keine See¬ 
streitkräfte, weder russische, noch türkische, noch alliierte kreuzen; daneben 
war es Rußland nicht erlaubt, an seiner Küste Kriegshäfen zu unterhalten. 
Das Schwarze Meer wurde also entmilitarisiert. Rußland gab sein Protekto¬ 
rat über die beiden Donaufürstentümer auf, deren Schicksal nun unter Fort¬ 
bestand der türkischen Souveränität unter die Garantie der europäischen 
Großmächte, einschließlich Rußlands, gestellt wurde. Neben der Schweiz, 
Belgien und Griechenland war damit eine weitere Region zum gemeinsamen 
Interessengebiet der Großmächte erklärt worden. Die Freiheit der Donau¬ 
schiffahrt wurde statuiert. Eine Uferstaatenkommission - für die praktische 
Freihaltung des Schiffsweges - und eine Europäische Donaukommission - 
für die rechtliche Ausarbeitung eines Verkehrsreglements - sollten diese 
Freiheit gewährleisten. 

Der vierte Punkt, in dem der unmittelbare Anlaß zum Krimkrieg, nämlich 
die Christenfrage steckte, war auf einem Umweg geregelt worden. Vor dem 
Kongreß hatte der Sultan durch den Hatt-i Hümayun vom 18. Februar 1856, 
einer Art grundgesetzlicher Erklärung, die Gleichstellung aller Christen in 
seinem Reich mit den Muslimen proklamiert. Die Mächte hatten in einer 
Formel ihres Friedenswerkes den „hohen Wert“ dieser Proklamation gewür¬ 
digt, was praktisch bedeutete, daß nun Europa, nicht mehr Rußland allein, 
über das Schicksal aller Christen, also nicht nur der griechisch-orthodoxen, 
wachen würde. Beim fünften Punkt, einer Forderung der Engländer, führten 
die langwierigen Verhandlungen lediglich zur Entfestigung der Alandsinseln. 
Immerhin wies dieser Punkt auf neuartige Kriegsziele jenseits der Orientali¬ 
schen Frage hin, die bei Fortführung des Krieges ausgebaut worden wären. 

In diesem Zusammenhang ist auch die italienische Frage zu verstehen, die 
nach Abschluß des Friedensvertrags auf einer weiteren Sitzung des Pariser 
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Kongresses gegen den erbitterten Widerstand Österreichs besprochen wur¬ 
de, ohne allerdings ein Ergebnis zu zeitigen. Sardinien war 1855 auf seiten 
der Westmächte in den Krieg gegen Rußland eingetreten und hatte ein Trup¬ 
penkontingent auf die Krim entsandt. In dem Allianzvertrag hatte es sich 
zähneknirschend zur bedingungslosen Kriegsteilnahme bereiterklärt. Auf 
dem Pariser Friedenskongreß war es indes - anders als Preußen - von An¬ 
fang an durch seinen Ministerpräsidenten Cavour vertreten. Dessen rastloser 
Einsatz hinter den Kulissen, mit Hilfe Napoleons die italienische Frage auf 
die Tagesordnung zu setzen, hatte nur nach getaner Friedensarbeit einen pa- 
piernen Erfolg. Da keinerlei Beschlüsse gefaßt wurden, fuhr Cavour schwer 
enttäuscht aus Paris ab. Von nun an war indes die italienische Frage „eu¬ 
ropäisiert“ worden. Der Weg zum Krieg 1859 war aber kein direkter. Er 
steht auf einem anderen Blatt. 

Die Bedeutung und die Folgen des Pariser Kongresses waren weitreichend. 
Zunächst hat er eine Entwicklung auf dem Balkan angestoßen, wenn auch 
nicht prädisponiert, in deren Verlauf die Donaufürstentümer und Serbien 
sich Zug um Zug aus türkischer Oberherrschaft freimachten und an deren 
Ende, nämlich auf dem Berliner Kongreß 1878, ihre Unabhängigkeit stand. 
Hauptmotiv für diesen gradlinig erscheinenden Weg zur rumänischen und 
serbischen Unabhängigkeit war die Uneinigkeit der europäischen 
Großmächte. Die Türkei und Österreich als konservative Mächte waren Ver¬ 
fechter des vielfach unklaren Status quo von 1856. Frankreich war der 
Hauptmotor für die Emanzipation dieser Gebiete. Napoleon als Verfechter 
des Nationalitätsprinzips in Italien und auf dem Balkan konnte sich aus in¬ 
nen- und außenpolitischen Gründen entsprechende Erfolge an seine Fahne 
heften. Er wurde ein gut Stück des Weges von Rußland unterstützt, das sich 
für die Niederlage im Krimkrieg und an Österreich rächen wollte. England 
war schwankend. Die Führungsgruppen in beiden Ländern, Rumänien und 
Serbien, nahmen, der französischen Unterstützung gewiß, ihr Schicksal 
selbst in die Hand und ertrotzten sich, besonders im Windschatten europäi¬ 
scher Krisen, ein Stück Autonomie nach dem andern, bis sie dafür 1878 die 
volle europäische Sanktion erhielten. 

Das Schicksal des Osmanischen Reiches war angesichts solcher Loslö¬ 
sungserscheinungen ungewisser denn je. Die Regeneration von innen kam 
trotz anfänglicher englischer Unterstützung nur schleppend voran. Die De¬ 
komposition des Reiches von den Rändern her, auf dem Balkan, in Syrien, 
Palästina, Ägypten und Kreta schritt voran und gab überreichen Stoff für das 
Eingreifen der europäischen Mächte, obwohl sie sich 1856 zur Nichtinter¬ 
vention verpflichtet hatten. Die Türkei war in Paris völkerrechtlich ins Eu¬ 
ropäische Konzert aufgenommen worden. In Wirklichkeit bedeutete dies 
aber nicht Ruhe für eine stetige innere Reformarbeit, sondern ständige Gän¬ 
gelung und fortwährendes Feilschen um Einfluß. Auf der anderen Seite ha¬ 
ben gerade die gegenseitige Überwachung der Großmächte auf dem orienta¬ 
lischen Terrain und ihre chronische Uneinigkeit das Überleben des maroden 
Reiches bis ans Ende des Ersten Weltkrieges ermöglicht. 
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Für die Beziehungen der europäischen Großmächte untereinander stellt 
das Ende des Krimkriegs eine bedeutende Wendemarke dar. Rußland hatte 
eine schwere Niederlage erlitten, die es zu einer tiefgründigen Suche nach 
den Ursachen zwang. Man fand sie in der überholungsbedürftigen Sozialver¬ 
fassung, vor allem in der Leibeigenschaft der Bauern. Ihre Abschaffung wur¬ 
de als Voraussetzung für die Aufstellung einer modernen Armee und die 
Einführung der Wehrpflicht erkannt und erfolgte bald nach dem Krimkrieg 
im Jahr 1861. Die Reorganisation der Sozialverfassung, der Wirtschaft und 
des gesamten Staatslebens beanspruchte jetzt alle Kräfte der russischen 
Staatsführung. Außenpolitik wurde daher kleingeschrieben. Die Aufmerk¬ 
samkeit, die Rußland auf sein traditionelles Betätigungsfeld, den Balkan, 
richtete, ließ zwar nicht nach, wurde aber nicht in offensive Tätigkeit umge¬ 
setzt. Das Hauptaugenmerk richtete sich vielmehr nach dem asiatischen Sü¬ 
den und nach dem Fernen Osten. Rußland hatte die Rolle des Gendarmen in 
Europa ausgespielt. 

Österreich hatte am stärksten unter den Folgen des Krimkriegs zu leiden. 
Es hatte zwar durch seine Friedenspolitik das eigene Überleben gesichert 
und sich aus der russischen Vormundschaft emanzipiert, jedoch die Suche 
nach einem dauerhaften Bündnis mit Frankreich und England war erfolglos, 
da die innenpolitischen Voraussetzungen dafür fehlten. Als Vielvölkerreich 
war Österreich daher gegenüber den anstürmenden Kräften des Nationalis¬ 
mus allein auf sich gestellt. Es erlag diesen in zwei Anläufen: 1859, als sich 
der italienische Nationalismus mit der Großmacht Frankreich verband und 
1866, als Preußen im Verbund mit dem neuen Italien den alten deutschen 
Dualismus zu seinen Gunsten entschied. Beide Niederlagen zwangen auch 
Österreich zu innerer Reform und Reorganisation. 

Preußen, das sich den Anfechtungen von Ost und West im Krimkrieg ge¬ 
rade noch hatte entziehen können, profitierte von der Zerfahrenheit des Eu¬ 
ropäischen Konzerts, von der Schwäche Österreichs und von der außenpoli¬ 
tischen Passivität Rußlands nach 1856. Unter Bismarck machte es sich diesen 
Immobilismus seiner beiden Nachbarn zunutze und führte in drei Kriegen 
die kleindeutsche Lösung zum Erfolg. 

Frankreich stand 1856 auf dem Zenit seiner Macht. Da sich Napoleon aber in 
seiner Außenpolitik dem Nationalitätsprinzip verschrieb, war es für ihn 
schwierig, mit einer der europäischen Großmächte ein dauerhaftes Bündnis 
einzugehen. Mit dem Krimkriegspartner England ließ sich das Allianzverhält¬ 
nis nicht ohne weiteres fortsetzen, weil die beiderseitigen Interessen rasch in 
Italien kollidierten und sich auch im Orient immer wieder rieben. Das Rap¬ 
prochement mit Rußland zeichnete sich zwar schon während des Pariser Kon¬ 
gresses ab, aber wegen der unruhigen Italienpolitik Napoleons setzte schon die 
Entfremdung ein und beim Polnischen Aufstand von 1863, den Napoleon in 
der Öffentlichkeit verbal unterstützte, kam es zum inneren Bruch. Napoleon 
war in der deutschen Frage der Raffinesse Bismarcks nicht gewachsen. Durch 
sein Mexiko-Abenteuer diskreditierte er sich innen- wie außenpolitisch. 

In England breiteten sich Enttäuschung und Katzenjammer über die ge¬ 
ringen Erträge des großen Einsatzes während des Krimkrieg aus. Die orien- 
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talischen Belange interessierten fortan nur noch am Rande. Auch in der Eu¬ 
ropapolitik begab sich England insgesamt in eine Phase der „splendid isola- 
tion“. Seine außenpolitische Aufmerksamkeit widmete es dem amerikani¬ 
schen Kontinent, Indien, dem Mittleren und Fernen Osten, wo es sich der 
russischen Rivalität gegenübersah. Der spätere englische Premierminister, 
Disraeli, der im Krimkrieg Führer der Opposition war und in der nächsten 
großen Orientkrise in scharfer Frontstellung gegen Rußland stehen sollte, 
hat den Krimkrieg einmal, angesichts der vielen Probleme, die er ungelöst 
gelassen und neu geschaffen hat, „a just but unnecessary war “ 7 genannt. 
Unnötig war er wie eigentlich jeder Krieg, aber doch sehr folgenschwer. 


7 Zitiert bei Robert Blake, Disraeli, London 1966, S. 359. 



Im Reich des Absurden: 

Die Ursachen des Ersten Weltkrieges 


von 

STIG FÖRSTER 
Vorbemerkung 

Die Frage nach den Ursachen des Ersten Weltkrieges zählt zu den umstrit¬ 
tensten in der Geschichtswissenschaft überhaupt und hat jahrzehntelang zu 
äußerst heftigen Kontroversen geführt. Nach dem Ende des Kalten Krieges 
und mit dem Abschluß des „kurzen zwanzigsten Jahrhunderts“, das Eric 
Hobsbawm zufolge von 1914 bis 1991 währte 1 , wird die Diskussion nun al¬ 
lerdings nüchterner geführt. Es ist inzwischen möglich geworden, mit gerin¬ 
gerem politischen Baiast an die Untersuchung jener Entwicklungen heran¬ 
zugehen, die die „Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts“ 2 herbeiführten und 
die für die Einleitung der vielleicht blutigsten Epoche der Geschichte ver¬ 
antwortlich waren. 

Dies bedeutet jedoch nicht, daß das Interesse an den Ursachen des Ersten 
Weltkrieges nachgelassen hätte. Das Gegenteil ist der Fall. Vor allem in den 
letzten zehn Jahren sind neue Forschungsergebnisse vorgelegt worden, die 
die internationale Diskussion wieder intensivieren. Generell läßt sich ein 
Trend beobachten, demzufolge der Erste Weltkrieg in seiner Gesamtheit wie¬ 
der in den Mittelpunkt der Forschung rückt. Dies gilt auch für die Frage 
nach seinen Ursachen. 3 * 5 


1 Siche Eric Hobsbawm, Age of Extremes. The Short Twcntieth Century, 1914-1991, London 
1994. 

2 So George F. Kennan, The Dcclinc of Bismarcks European Order. Franco-Russian Relations, 
1875-1890, Princcton 1979, S. 3. Kcnnans Feststellung, es habe sich beim Ersten Weltkrieg um 

„f he great seminal catastrophc of this Century* gehandelt, hat in der Geschichtswissenschaft 

weitreichende Akzeptanz gefunden. 

5 Die folgende Auswahl an wichtigen Texten soll nur die Tendenz aufzeigen, ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit zu erheben. Diese Auswahl deutet aber an, wie methodisch und thematisch fa- 
cettenrcich die Forschung zum Ersten Weltkrieg inzwischen geworden ist: Modris Ekstcins, 
Rites of Spring. The Great War and the Birth of the Modern Agc, London 1989; Avner Offer, 
The First World War. An Agrarian Interpretation, Oxford 1989; Jean-Jaques Becker u. Ste¬ 
phane Audoin-Rouzeau (Hrsg.), Les societes europeenncs et la guerre de 1914-1918, Paris 1990; 
Gerhard Hirschfeld, Gerd Krumeich u. Irina Renz (Hrsg.), Keiner fühlt sich hier mehr als 
Mensch... Erlebnis und Wirkung des Ersten Weltkriegs, Essen 1993; Stephane Audoin-Rou¬ 
zeau, La guerre des enfants, 1914-1918. Essai d’histoire culturelle, Paris 1993; Manfred Rau¬ 
chensteiner, Der Tod des Doppeladlers. Österreich-Ungarn und der Erste Weltkrieg, Graz 
1993; Martin Gilbert, First World War, London 1994; Wolfgang Michalka (Hrsg.), Der Erste 
Weltkrieg. Wirkung, Wahrnehmung, Analyse, München 1994; Johannes Burckhardt, Josef 
Becker, Stig Förster u. Günther Kronenbitter, Lange und kurze Wege in den Ersten Weltkrieg. 
Vier Augsburger Beiträge zur Kriegsursachenforschung, München 1996; Holger H. Herwig, 
The First World War. Gertnany and Austria-Hungary, 1914-1918, London 1997; Gerhard 
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Daß der Erste Weltkrieg immer noch ein Forschungsschwerpunkt ist, liegt 
nicht nur an der epochalen Bedeutung dieses Ereignisses. Es würde auch zu 
kurz greifen, das ungebrochene Interesse an diesem Krieg allein durch die 
sich jede Generation verändernden Forschungsausrichtungen und erkennt¬ 
nisleitenden Fragestellungen erklären zu wollen. Zentral ist vielmehr die Tat¬ 
sache, daß es der Forschung trotz aller Bemühungen bis heute nicht gelungen 
ist, allgemein befriedigende Antworten zu Schlüsselfragen zu geben. Gerade 
im Hinblick auf die Ursachen dieses Krieges wirft jede Antwort neue Fragen 
auf, so daß die Debatte auf höherer Ebene immer wieder von vorne beginnt. 
Dies kann auch nicht überraschen, handelt es sich doch um eine höchst kom¬ 
plexe Materie. Allein im Rahmen der internationalen Politik im Vorfeld des 
August 1914 gilt es, die Handlungsweisen von sechs europäischen 
Großmächten und einer Anzahl von mehreren kleineren Mächten zu analy¬ 
sieren. Bündnissysteme, Rüstungswettläufe, Konferenzen, Verträge und Ab¬ 
machungen sind dabei ebenso zu berücksichtigen, wie das Problem des Im¬ 
perialismus und die Bedeutung von wirtschaftlichen Rivalitäten. Aber damit 
bei weitem nicht genug. Innenpolitische Entwicklungen sind bei jeder ein¬ 
zelnen Macht zu untersuchen. Hinzu kommen Verfassungsfragen, die Un¬ 
tersuchung von Mentalitäten und kulturellen Dispositionen, die Rolle der 
Geschlechterbeziehungen und natürlich immer wieder Studien über einzel¬ 
ne Persönlichkeiten. Obendrein stellt sich das Problem der Zeitdimension. 
Die Forschung hat sich längst von der Fixierung auf die Julikrise und die un¬ 
mittelbaren Vorkriegsjahre verabschiedet. Längerfristige Trends werden nun 
bis zur Jahrhundertwende, bis in die 1890er Jahre, ja bis zum Krieg von 
1870/71 zurückverfolgt. Eine Studie hat sogar kategorisch postuliert, daß die 
Vorgeschichte des Ersten Weltkrieges überhaupt nur verstanden werden 
kann, wenn man die Entwicklung bis zurück zum Jahre 1815, also bis zum 
Wiener Kongreß und dem Ende der Napoleonischen Kriege untersucht. 4 

Wer in dieser Debatte auf dem Forschungsstand bleiben möchte, muß 
nicht nur die zahlreichen neuesten Publikationen intensiv studieren, sondern 
sollte auch die älteren Forschungen kennen, die durchaus wichtige Ergebnis¬ 
se geliefert haben. Für eine einzelne Person ist das überhaupt nicht mehr zu 
leisten. 5 Die internationale Forschung ist dafür viel zu umfangreich gewor¬ 
den. Wenn an dieser Stelle die Kriegsursachenforschung zum Ersten Welt¬ 
krieg vorgestellt werden soll, kann Vollständigkeit daher nicht geboten wer- 


Hirschfeld u.a. (Hrsg.), Kriegscrfahrungen. Studien zur Sozial- und Mentalitatsgcschichtc des 
Ersten Weltkrieges, Essen 1997; Roger Chickering, Imperial Gcrmany and the Great War, 
1914-1918, Cambridge 1998; Daniel Marc Segesscr, Empire und Totaler Krieg. Australien, 
1905-1916, Paderborn 2001; Roger Chickering u. Stig Förster (Hrsg.), Great War, Total War. 
Germany, France, Great Britain, and the United States, 1914-1918, Cambridge 2000. 

4 Siehe Imanuel Geiss, Der lange Weg in die Katastrophe. Die Vorgeschichte des Ersten Welt¬ 
krieges, 1815-1914, München 1990. 

5 Umso dankbarer ist der Autor seinen Freunden und Kollegen, die ihm nach Durchsicht des 
Manuskripts mit zahlreichen Anregungen halfen, die komplizierte Materie besser in den Griff 
zu bekommen. Der Dank gilt insbesondere Prof. Dr. Wilhelm Deist, Prof. Dr. Gerhard 
Hirschfeld, Prof. Dr. Gerd Krumeich und Dr. Daniel Marc Segesscr. 
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den. Es muß genügen, einige der interessantesten neueren Trends vorzustel¬ 
len, um anzudeuten, in welche Richtung sich die Forschung weiter ent¬ 
wickeln könnte. 

Dabei wird sich dieser Beitrag weitgehend auf jene Macht konzentrieren, 
die nach Einschätzung der überwiegenden Mehrheitsmeinung hauptverant¬ 
wortlich für die Verursachung des Ersten Weltkrieges war: Das Deutsche 
Reich. Andere Mächte werden gleichwohl in die Untersuchung miteinbezo- 
gen werden, soweit das der begrenzte Rahmen eines Aufsatzes zuläßt. Zeit¬ 
lich soll die Entwicklung - dem ernstzunehmenden Einwand von Imanuel 
Geiss zum Trotz - nur etwa bis in das Jahr 1890 zurückverfolgt werden, um 
die Darstellung nicht gänzlich ausufern zu lassen. Auch so werden viele 
wichtige Aspekte unberücksichtigt bleiben müssen. 

Dieser Aufsatz richtet sich an ein zweifaches Publikum. Als Beitrag im 
Rahmen der generellen historischen Kriegsursachenforschung ist er nicht nur 
für Spezialisten gedacht, weshalb durchaus bekannte Zusammenhänge erneut 
dargelegt werden. Aber die zusammenfassende Analyse des Forschungsstan¬ 
des richtet sich auch an Kenner der Materie, da allmählich der Überblick ver¬ 
loren zu gehen droht. Darüber hinaus liefert der Aufsatz durchaus neue For¬ 
schungsergebnisse, die vor dem Hintergrund der Debatte über die 
Kriegsursachen in einen größeren Rahmen gestellt werden. 

Die folgende Untersuchung gliedert sich in vier Teile. Zunächst wird die 
.Entwicklung der Forschung referiert. Ausgangspunkt ist dabei die Frag«, ob 
der Erste Weltkrieg im Grunde überflüssig war. Diese Frage wurde schon 
von Zeitgenossen aufgeworfen und hat in jüngster Zeit in der Forschung ei¬ 
ne Renaissance erlebt. Die alte These, der Erste Weltkrieg sei unvermeidbar 
gewesen, steht im Mittelpunkt des zweiten Abschnitts. Anhand dieser Fra¬ 
gestellung werden die langfristigen Kriegsursachen analysiert. Die in der 
Forschung weit verbreitete Ansicht, der Erste Weltkrieg sei vor allem von 
der deutschen Führung gewollt worden, wird im dritten Abschnitt unter¬ 
sucht. Hierbei geht es um die kurzfristigen Kriegsursachen. Mit der Frage, 
ob der Erste Weltkrieg im Vorfeld geplant worden ist, setzt sich der letzte 
Abschnitt auseinander. Hier liegt das Hauptaugenmerk auf dem militäri¬ 
schen Kalkül vor dem 1. August 1914. 

Insgesamt ist es das Anliegen dieses Aufsatzes zu zeigen, daß der Erste 
Weltkrieg zwar viele Ursachen besaß, aber nicht das Ergebnis eines zielori¬ 
entierten Entscheidungsprozesses war. Vielmehr bewegten sich die Männer, 
die den Krieg schließlich herbeiführten, in einem Reich des Absurden. Dies 
ist denn auch der Grund, weshalb die Entstehungsgeschichte des Ersten 
Weltkrieges so schwer nachzuvollziehen ist. 

1. Ein überflüssiger Krieg? 

In der langen Friedenszeit zwischen 1871 und 1914 war ein großer Krieg 
durchweg eine reale Möglichkeit. Aber es gab zahlreiche Warner, die einen der¬ 
artigen Krieg für überflüssig, sinnlos, wenn nicht gar katastrophal hielten. Be¬ 
zeichnend hierfür waren jene Ausführungen, mit denen Hugo Stinnes, einer 
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der Führer der deutschen Wirtschaft, am 11. September 1911 den Vorsitzenden 
des Alldeutschen Verbandes, Heinrich Claß, konfrontierte. Vehement verwahr¬ 
te sich Stinnes gegen die fortlaufende Kriegshetze der Alldeutschen. Deutsch¬ 
land brauche keinen Krieg, um in Europa die Vorherrschaft zu übernehmen. 
Schließlich ginge es in der modernen Welt längst nicht mehr nur um militäri¬ 
sche Macht und Territorialbesitz, sondern in erster Linie um wirtschaftliche 
Stärke. In dieser Hinsicht befinde man sich jedoch auf bestem Wege: 

„Und sehen Sie, was das heißt, wenn ich langsam aber sicher mir die 
Aktienmehrheit von dem oder jenem erwerbe, wenn ich nach und nach 
die Kohlenversorgung Italiens immer mehr an mich bringe, wenn ich in 
Schweden und Spanien wegen der notwendigen Erze unauffällig Fuß 
fasse, ja mich in der Normandie festsetze - lassen Sie noch 3-4 Jahre ru¬ 
higer Entwicklung, und Deutschland ist der unbestrittene wirtschaftli¬ 
che Herr in Europa. Die Franzosen sind hinter uns zurückgeblieben; sie 
sind ein Volk der Kleinrentner. Und die Engländer sind zu wenig ar¬ 
beitslustig und ohne den Mut zu neuen Unternehmungen. Sonst gibt es 
in Europa niemanden, der uns den Rang streitig machen könnte. Also 3 
oder 4 Jahre Frieden, und ich sichere die deutsche Vorherrschaft in Eu¬ 
ropa im Stillen.“ 6 

Stinnes ging es also um friedlichen Wirtschaftsimperialismus. Ein Krieg konn¬ 
te da nur stören. Andere Zeitgenossen hielten Krieg sogar für eine existentiel¬ 
le Bedrohung. Friedrich Engels warnte schon 1887 vor der Verwüstung Euro¬ 
pas, dem allgemeinen Zusammenbruch und dem Umsturz. Sieger würde es 
kaum geben. 7 Ähnlich pessimistisch war Generalfeldmarschall Graf Moltke, 
als er am 14. Mai 1890 vor dem Reichstag ein wahres Schreckensszenario ent¬ 
warf, demzufolge Europa ein neuer Siebenjähriger, vielleicht sogar ein Dreißig¬ 
jähriger Krieg bevorstünde. 8 Der polnische Bankier Ivan Bloch ging solchen 
Warnungen wissenschaftlich auf den Grund und legte in einem monumenta¬ 
len Werk dar, daß ein moderner Krieg militärisch, wirtschaftlich, politisch und 
sozial katastrophale Ausmaße annehmen mußte. Krieg mache deshalb keinen 
vernünftigen Sinn mehr. 9 Der britische Schriftsteller Norman Angell schließ¬ 
lich erklärte Krieg unter modernen Umständen einfach als zutiefst irrational. 10 

Wenn also bereits einsichtige Zeitgenossen erkannt hatten, daß ein allge¬ 
meiner Krieg überflüssig, sinnlos und katastrophal sein würde, wieso kam es 
dann dennoch zum „großen Kladderadatsch“? In der Nachkriegszeit gab es 


6 Zitat nach den Aufzeichnungen bei Heinrich Ciaß, Wider den Strom. Vom Werden und Wach¬ 
sen der nationalen Opposition im alten Reich, Leipzig 1932, S. 216. Für eine ausführliche In¬ 
terpretation siehe neuerdings Gerald D. Feldman, Hugo Stinnes. Biographie eines Industriel¬ 
len, 1870-1924, München 1998, S. 349-351. 

7 Karl Marx u. Friedrich Engels, Werke, hrsg. v. Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK 
der SED, 39 Bde., Berlin 1958-68, Bd. 21, S. 350-354. 

8 Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstages (Sten. Bcr.), 1890/91, 
Bd. 114, S. 76 f. 

9 Ivan Bloch, Der Krieg, 6 Bde., Berlin 1899. 

10 Norman Angell, The Great Illusion, London 1910. Vgl. auch die Analyse bei Offer, First 
World War, S. 10-12. 
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auf derartige Fragen zunächst keine Antworten. Im Gefolge des Versailler 
Kriegsschuldparagraphen wurde vielmehr international die Verantwortung 
herumgereicht, während national ausgerichtete Geschichtswissenschaften 
gleichzeitig bemüht waren, die eigene Seite reinzuwaschen. Doch nachdem 
sich der (pseudo-) wissenschaftliche Kampfeslärm gelegt hatte, entstand so 
etwas wie eine unausgesprochene Übereinkunft, der Krieg sei eine Art Na¬ 
turkatastrophe gewesen, größer als die Menschenmacht ihn zu verhindern. 
Ausgerechnet der britische Kriegspremier David Lloyd George erfand die 
versöhnliche Zauberformel: „The nations slithered over the brink into the 
boiling cauldron of war“, weil die europäischen Staatsmänner der Lage nicht 
gewachsen waren." Der Erste Weltkrieg war demnach eine Art schicksalhaf¬ 
te Verstrickung gewesen, die kaum jemand bewußt angestrebt hatte, die sich 
aber dennoch als unentrinnbar erwies. 

Dabei blieb es solange, bis die Geschichtswissenschaft sich von den Fol¬ 
gen des Zweiten Weltkrieges einigermaßen erholt hatte. Es war der Hambur¬ 
ger Historiker Fritz Fischer, der Ende der fünfziger Jahre damit begann, 
Lloyd Georges Zauberformel zu widerlegen. In mehreren, sich radikalisie- 
renden Arbeiten suchte er den Nachweis zu führen, die Leitung des Deut¬ 
schen Reiches habe den Krieg systematisch und von langer Hand geplant 
vom Zaun gebrochen, um Hegemonialansprüche innerhalb und außerhalb 
Europas mit Waffengewalt durchzusetzen. 12 Aus der schicksalhaften Ver¬ 
strickung wurde damit ein kühl berechneter Akt. In der durch diese Thesen 
ausgelösten heftigen Kontroverse wehrten sich konservative deutsche Histo¬ 
riker verzweifelt und häufig mit unfairen Mitteln gegen die angebliche Neu¬ 
auflage der „Kriegsschuldlüge“. International erhielt Fischer jedoch viel Bei¬ 
fall. 13 Die Geschichtswissenschaft der DDR fühlte sich in mancher Hinsicht 
bestätigt, hielt doch auch sie den Ersten Weltkrieg für bewußt herbeigeführt 
- wenn auch im Interesse des (nicht nur deutschen) Großkapitals. 14 So ist 
denn die These vom gewollten und geplanten Krieg auch heute noch sehr 
einflußreich. Insbesondere die Schüler von Fritz Fischer und ihre Freunde 
vertreten mehr oder weniger kompromißlos diesen Standpunkt. 15 


" David Lloyd George, War Mcmoirs, 2 Bdc., London 2 1938, Bd. t, S. 32. 

12 Siehe Fritz Fischer, Griff nach der Weltmacht. Die Kriegszielpolitik des kaiserlichen Deutsch¬ 
land, 1914/18, Düsseldorf 1961; ders, Krieg der Illusionen. Die deutsche Politik von 1911 bis 
1914, Düsseldorf 1969; ders., Juli 1914: Wir sind nicht hineingeschlittert. Das Staatsgeheimnis 
um die Riezler-Tagebücher. Eine Streitschrift, Reinbek bei Hamburg 1983. 

13 Zur Geschichte der Fischer-Kontroverse siehe etwa Immanuel Geiss, Studien über Geschich¬ 
te und Geschichtswissenschaft, Frankfurt/Main 1972 und Jaques Droz, Les causes de la Pre¬ 
miere Guerre mondiale. Essai d’historiographie, Paris 1973. 

14 Siehe stellvertretend Deutschland im Ersten Weltkrieg, Bd. 1: Vorbereitung, Entfesselung und 
Verlauf des Krieges bis Ende 1914. Von einem Autorenkollektiv unter Leitung von Fritz Klein, 
Berlin 2 1970. Vgl. auch die pointierte Version von Willibald Gutsche, Der gewollte Krieg. Der 
deutsche Imperialismus und der 1. Weltkrieg, Berlin 1984. Einen interessanten und selbstkriti¬ 
schen Überblick liefen Fritz Klein, Der Erste Weltkrieg in der Geschichtswissenschaft der 
DDR, in: ZfG 42, 1994, S. 293-301. 

13 Siehe unter anderem Volker R. Berghahn, Germany and the Approach of War in 1914, London 
1973 und John C. G. Röhl, Vorsätzlicher Krieg? Die Ziele der deutschen Politik im Juli 1914. 
In: Michalka, Weltkrieg, S. 193-215. 
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Demgegenüber hat sich allerdings seit den siebziger Jahren eine gemäßig¬ 
tere Gegenposition etabliert, die zwar ebenfalls von der Hauptverantwor¬ 
tung des Deutschen Reiches für die Verursachung des Ersten Weltkrieges 
ausgeht, jedoch die These vom systematisch geplanten Angriffskrieg bezwei¬ 
felt. Stattdessen wird im Verhalten der deutschen Führung eine komplizierte 
Mischung aus defensiver Grundeinstellung und aggressivem Vorgehen dia¬ 
gnostiziert. Hans-Ulrich Wehler, ein Hauptvertreter dieser Linie, betont al¬ 
lerdings zurecht, daß beide Interpretationslinien zusammengenommen es 
immerhin erreicht haben, weitgehend konkurrenzlos dazustehen. Kaum ein 
ernst zu nehmender Historiker wagt es heute noch, als Apologet der deut¬ 
schen Politik vor dem August 1914 aufzutreten. 16 Die Forschungen Fritz Fi¬ 
schers und seiner Schüler haben also zumindest die Überwindung des tradi¬ 
tionellen nationalistischen Geschichtsbildes bewirkt. 

Als der britische Historiker James Joll im Jahre 1984 ein Fazit nach der Fi¬ 
scher-Kontroverse zog, kam auch er zu dem Schluß, daß der Schlüssel für die 
Verursachung des Ersten Weltkrieges in Berlin gelegen hatte. Ansonsten aber 
vertrat er eher den gemäßigten Standpunkt der modernen Fischer-Kritiker. 
Joll wies darüber hinaus jedoch auch auf die Verantwortlichkeiten in ande¬ 
ren europäischen Hauptstädten hin. Damit leistete er einen wichtigen Beitrag 
für die Überwindung der allzu sehr auf die deutsche Politik fixierten Suche 
nach den Wurzeln dieses Krieges. 17 Tatsächlich haben Einzelstudien gezeigt, 
daß auch andere Mächte erheblich dazu beitrugen, die internationale Atmo¬ 
sphäre zu vergiften, immer neue Spannungen auszulösen, das Wettrüsten 
voranzutreiben und schließlich Europa in den Krieg zu stürzen. 18 

Die zunehmende Kenntnis der Wechselseitigkeit der Verantwortlichkeiten 
beginnt nunmehr die vor allem von der Fischer-Schule scheinbar gewonne¬ 
nen eindeutigen Einsichten wieder aufzulösen. Das Bild von den Ursachen 
des Ersten Weltkrieges ist erneut komplexer geworden. Ernst Schulin meint 
etwa, daß die Geschichtswissenschaft trotz aller Anstregungen die Hauptur¬ 
sachen und die Hauptschuldigen noch immer nicht gefunden habe. Schließ- 


16 Siehe Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, bisher 3 Bdc., München 1989- 
1995, Bd. 3, S. 1153. Neben Wehler hat insbesondere W. J. Mommscn eine pointiert abwagen¬ 
de Position bezogen. Vgl. vor allem Wolfgang J. Mommscn, Burgerstolz und Weltmachtstre- 
bcn. Deutschland unter Wilhelm II., 1890-1918 (= Propyläen Geschichte Deutschlands, 
Bd. 7/2), Berlin 1995, S. 450-563. Im Prinzip ähnlich, wenn auch in manchen Punkten anders 
gewichtend, argumentiert Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte, 1866-1918, 2 Bde. Bd. 2: 
Machtstaat vor der Demokratie, München 1992, S. 621-699. Wie sehr sich die kritische Be¬ 
trachtung der deutschen Außenpolitik bis zum August 1914 durchgesetzt hat, zeigt gerade 
auch die Untersuchung des eher konservativen Historikers Klaus Hildebrand, Das vergange¬ 
ne Reich. Deutsche Außenpolitik von Bismarck bis Hitler, Stuttgart 1995, S. 249-315. 

17 James Joll, The Origins of the First World War, London 1984. 

11 Siche etwa Gerd Krumeich, Aufrüstung und Innenpolitik in Frankreich vor dem Ersten Welt¬ 
krieg. Die Einführung der dreijährigen Dienstpflicht, 1913-1914, Wiesbaden 1980; J. F. V. Kci- 
gcr, France and the Origins of the First World War, London 1983; Dominique C. B. Lieven, 
Russia and the Origins of the First World War, London 1983. Erste Ergebnisse einer geplanten 
größeren Studie präsentiert Günther Kronenbitter, .Nur los lassen“. Österreich-Ungarn und 
der Wille zum Krieg. In: Burkhardt u. a., Wege, S. 159-188. 
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lieh habe kein Staat wegen Lebensinteressen Krieg führen müssen. Aber 
auch keine Macht sei im entscheidenden Moment bereit gewesen, um «der 
Kriegsvermeidung willen den Verlust eigenen Prestiges in Kauf zu nehmen. 19 
War der Erste Weltkrieg also vielleicht doch überflüssig? War er objektiv be¬ 
trachtet vielleicht sinn- und ziellos, da keine Macht ihn um Lebensinteres¬ 
sen willen führen mußte? Handelte es sich hierbei um ein Unterfangen, dem 
jedwedes berechnende Kost-Nutzen-Denken abging? Zumindest Avner Of- 
fer vertritt diese Ansicht, wenn er im Hinblick auf das Deutsche Reich 
schreibt: „Even Russian roulette is safer than deliberately entering a war 
with powers of equal or superior resources to one’s own.“ Seiner Meinung 
nach wurde dieser Krieg von deutschen Politikern und Militärs gleichwohl 
vom Zaun gebrochen, weil sie außer dem Verlust ihrer Reputation keinerlei 
persönliche Nachteile von der damit ausgelösten Katastrophe befürchten 
mußten. 20 Auch wenn Offer das persönliche Risiko der betroffenen Ent¬ 
scheidungsträger wohl unterschätzt, so spricht manches dafür, seinem Argu¬ 
ment folgend die Zweckrationalität der Entscheidung zum Krieg infrage zu 
stellen. 

Doch dies ist keineswegs nur ein deutsches Problem. Niall Ferguson hat 
kürzlich die Entscheidung der britischen Regierung aufs Korn genommen, 
sich an dem auf dem Kontinent ausgebrochenen Krieg zu beteiligen. Als die 
deutsche Politik in der Julikrise 1914 den kontinentalen Krieg herbeiführte, 
hätte Großbritannien immer noch die Option besessen, sich aus der Kata¬ 
strophe herauszuhalten. Selbst im Falle eines deutschen Sieges wäre das Em¬ 
pire schließlich nicht existentiell bedroht worden. Doch Aussenminister 
Grey und seine Mitstreiter beharrten, so der Autor, auf antiquierten und eher 
nebulösen Vorstellungen vom Gleichgewicht der Kräfte und stürzten ihr 
Land auf diese Weise ohne Not in den bis dahin schlimmsten Krieg seiner 
Geschichte, der die Weltmachtstellung Großbritanniens entscheidend 
schwächte. 21 

Fergusons Thesen mögen vielleicht überpointiert sein und obendrein das 
aggressive Potential der deutschen Politik unterschätzen. Doch seine Analy¬ 
se erweitert zweifellos die Dimensionen bereits bestehender Zweifel am Kal¬ 
kül der Entscheidungsträger von 1914. Die Forschung wird allerdings noch 


19 Ernst Schulin, Die Urkatastrophe des zwanzigsten Jahrunderts. In: Michalka, Weltkrieg, S. 3- 
27, hier S. 5. 

20 Offer, First World War, S. 351-353. 

21 Niall Ferguson, The Pity of War, London 1998 (dt.: Der falsche Krieg. Der Erste Weltkrieg 
und das 20. Jahrhundecrt, Stuttgart 1999). Ferguson fährt allerdings fort, die britische Zu- 
schauerrollc bei einem deutschen Sieg auf dem Kontinent und bei der Errichtung eines eu¬ 
ropäischen Wirtschaftsblocks unter deutscher Führung hatte im Resultat weitgehend der ge¬ 
genwärtigen Situation entsprochen. Denn nunmehr stunde Großbritannien tatsächlich einer 
Europäischen Union unter deutscher Führung gegenüber. Im Jahre 1914 hatten die Briten aber 
immerhin noch über das Empire verfügt. Diese kühnen Behauptungen zeugen nicht nur von 
völligem Unverständnis für den Charakter des modernen Europa, sondern demonstrieren, daß 
manche britische Konservative sich nach wie vor nicht von der Fixierung auf die beiden Welt¬ 
kriege in diesem Jahrhundert lösen können. Das ändert aber nichts an der Diskussionswur- 
digkeit von Fergusons Thesen zur britischen Politik von 1914. 
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intensiver der Frage nachgehen müssen, warum so viele Politiker und Mi¬ 
litärs subjektiv glaubten, daß es vor dem Krieg kein Entrinnen gab. 

2. Ein unvermeidlicher Krieg? 

Tatsächlich war unter einflußreichen Politikern und Militärs in Europa schon 
lange vor 1914 die Meinung weit verbreitet, ein großer Krieg sei früher oder 
später unvermeidlich. So vertrat etwa Reichskanzler Caprivi am 27. August 
1891 die Ansicht, „daß eine kriegerische Entscheidung über lang oder kurz 
unvermeidlich sei.“ 22 Kriegsminister von Einem bemerkte im März 1906: 
„Der Krieg wird und muß kommen, und zwar schwerlich später als in 12 
oder 18 Monaten!“ Vorher müsse jedoch die deutsche Feldartillerie umbe¬ 
waffnet werden und ein Kriegsgrund gefunden werden, der die Masse der 
Bevölkerung überzeuge. 23 Ende November 1912 ließ der russische Kriegsmi¬ 
nister Suchomlinow den Zaren und die anderen Minister wissen, daß es sei¬ 
ner Meinung nach in jedem Fall zum Krieg kommen werde, weshalb man 
schnell losschlagen solle. 24 Auch französische Generale waren von der Un¬ 
vermeidlichkeit des Krieges überzeugt und ließen deshalb gegenüber dem 
britischen General Sir Henry Wilson im Januar 1913 anläßlich seines Besuchs 
in Paris erkennen, daß sie einen möglichst baldigen Kriegsausbruch wünsch¬ 
ten. 25 In Großbritannien machte sich bereits seit Jahren eine regelrechte Hy¬ 
sterie breit, die auch höchste Regierungskreise erfaßte, die Deutschen planten 
eine Invasion. 26 Reichskanzler Bethmann Hollweg brachte am 6. Juni 1914 
seine Befürchtung zum Ausdruck: „Wir treiben dem Weltkrieg zu.“ 27 Einen 
Tag vorher schrieb der nationalliberale Parteiführer Ernst Bassermann an sei¬ 
nen Parteifreund Eugen Schiffer wörtlich genau dasgleiche. 28 Ähnliche Er¬ 
wartungen und Befürchtungen lassen sich bei allen Großmächten vor dem 
Ersten Weltkrieg nachweisen. 

In einem bahnbrechenden Aufsatz hat Wolfgang J. Mommsen die Bedeu¬ 
tung des Topos vom unvermeidlichen Krieg anhand des deutschen Beispiels 
untersucht. 29 Es muß wohl davon ausgegangen werden, daß es sich bei der 
fatalistischen Kriegserwartung um ein regelrechtes Syndrom handelte, wel¬ 
ches quer zu den ziemlich realistischen Horrorszenarios stand, die Kenner 
im Hinblick auf den Krieg der Zukunft ausmalten. Dabei konnten Kriegser- 


22 Die Denkschrift ist abgedruckt in: Der Weltkrieg 1914 bis 1918. Kriegsrüstung und Kriegs¬ 
wirtschaft, Anlagen zum ersten Band, Berlin 1930, S. 45-50, Zitat: S. 46. 

21 Einem laut Bericht des bayerischen Militärbevollmächtigen v. Gebsattel an den bayerischen 
Kriegsminister, 30.3.1906, Bayerisches Hauptstaatsarchiv München, Kriegsarchiv, MKr. 42. 

24 Siche Egmont Zechlin, Krieg und Kriegsrisiko. Zur deutschen Politik im Ersten Weltkrieg. 
Aufsätze, Düsseldorf 1979, S. 130-132. 

25 Ebd.,S. 155. 

2 ‘ Ferguson, Pity, S. 14. 

27 Zitiert nach: Hildebrand, Reich, S. 300. 

2 * Fischer, Krieg, S. 656. 

29 Wolfgang J. Mommsen, The Topos of Inevitable War in Germany in the Decade before 1914. 
In: Germany in the Age of Total War, hrsg. v. Volker R. Berghahn u. Martin Kitchen. London 
1981, S. 23-44. 



Die Ursachen des Ersten Weltkrieges 


219 


Wartung und die Furcht vor der allgemeinen Katastrophe durchaus neben¬ 
einander stehen. Generalfeldmarschall Moltke etwa, der 1890 vor einem sie¬ 
ben- wenn nicht gar dreißigjährigen Krieg warnte, hatte noch zehn Jahre 
vorher geschrieben: „Der ewige Friede ist ein Traum, und nicht einmal ein 
schöner, und der Krieg ist ein Glied in Gottes Weltordnung ... Ohne den 
Krieg würde die Welt im Materialismus versumpfen.“ 30 Sicherlich war an der 
Wende zum zwanzigsten Jahrhunden für viele Menschen in Europa Krieg 
noch ein durchaus natürlicher Vorgang. Ja, die aus früheren Zeiten stammen¬ 
de Ansicht, wonach Krieg ein legitimes Mittel zwischenstaatlicher Auseinan¬ 
dersetzungen sei, war noch keineswegs ausgestorben. Dennoch wird dieser 
Umstand in der Forschung häufig überstrapaziert. So nahmen die Warnun¬ 
gen vor den Ausmaßen eines zukünftigen Krieges in den letzten drei Deka¬ 
den vor 1914 ständig zu. Der Strukturwandel des modernen Krieges vom be¬ 
grenzten Kabinettskrieg hin zum kaum mehr kalkulierbaren Volkskrieg, der 
schon im Amerikanischen Bürgerkrieg und im Deutsch-Französischen Krieg 
zum Ausdruck gekommen war J1 , stellte die traditionellen Gewißheiten über 
die Selbstverständlichkeit bewaffneter Auseinandersetzungen grundsätzlich 
in Frage. Gerade auch Helmuth von Moltke hatte diesen Strukturwandel er¬ 
kannt, was ihn zu seinen düsteren Warnungen veranlaßte. 32 Er stand damit 
keineswegs allein. 

Auf der anderen Seite waren es natürlich besonders Militärs, die die immer 
länger werdende Friedenszeit nach 1871 mit zunehmender Nervosität erleb¬ 
ten und geradezu sehnsüchtig auf die Gelegenheit warteten, endlich ihr ei¬ 
gentliches Metier - das Kriegshandwerk - wieder in der Praxis ausüben zu 
dürfen. Durchaus typisch für diese Haltung waren folgende Zeilen, die Ge¬ 
neral Colmar von der Goltz am 14. April 1906 dem osmanischen General 
Pertev schrieb: 

„Es ist eine schöne Zeit. Schade nur, dass die Konferenz von Algeciras 
uns wieder einen unabsehbaren Frieden gebracht hat und dass der Sol¬ 
dat sich dabei Vorkommen muss, wie der Spielmann, der immer und 
ewig ein Instrument spielt, das keinen rechten Ton gibt.“ 33 

Doch auch diese in militärischen Kreisen Europas ziemlich weit verbreitete 
Einstellung erklärt das Syndrom der angeblichen Unvermeidbarkeit des 
Krieges nicht vollständig. Schon gar nicht wird daraus ersichtlich, wieso auch 


30 Helmuth von Moltke an Professor Bluntschli, 11.12.1880, neu abgedruckt in: Stig Förster 
(Hrsg.), Moltke. Vom Kabinetskrieg zum Volkskrieg. Eine Werkauswahl, Bonn 1992, S. 633. 

51 Siehe Stig Förster, Vom Volkskrieg zum totalen Krieg? Der Amerikanische Bürgerkrieg 1861- 
1865, der Deutsch-Französische Krieg 1870/71 und die Anfänge moderner Kriegführung. In: 
Deutschland in den internationalen Beziehungen des 19. und 20. Jahrhunderts. Festschrift für 
Josef Becker zum 65. Geburtstag, hrsg. v. Walther L. Bernecker u. Volker Dotterweich. Mün¬ 
chen 1996, S. 71-92. 

32 Vgl. Stig Förster, Helmuth von Moltke und das Problem des industrialisierten Volkskriegs im 
19. Jahrhundert, ln: Generalfeldmarschall von Moltke. Bedeutung und Wirkung, hrsg. v. Ro¬ 
land G. Foerstcr. München 1991, S. 103-116. 

33 Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg (fortan BA-MA Freiburg), N737/v.9, Nachlaß 
v. d. Goltz. 
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und gerade Zivilisten schon lange vor 1914 den großen Krieg für unabwend¬ 
bar hielten. Hier hatte sich in Teilen der europäischen Nationen eine menta¬ 
le Disposition festgesetzt, deren Genesis in den allgemeinen politischen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklungen, samt deren Auswir¬ 
kungen auf die Denkweisen der Menschen vor 1914 zu suchen ist. Die Frage 
nach der Unvermeidbarkeit des Ersten Weltkrieges ist somit im Kern mit der 
Suche nach den langfristigen Kriegsursachen verbunden. 

Wiederholt ist in der Forschung die These vertreten worden, der Imperia¬ 
lismus sei eine der wesentlichen langfristigen Ursachen des Ersten Weltkrie¬ 
ges gewesen. 34 Der mit den Auseinandersetzungen um die Aufteilung Afri¬ 
kas in den 1880er Jahren einsetzende Wettlauf um Kolonien habe ein 
„Zeitalter des Imperialismus“ eingeläutet und damit für eine Serie neuartiger 
internationaler Spannungen gesorgt. In Europa habe sich „Prestigetaumel 
und Raumwahn ohne Beispiel“ breit gemacht. Die internationale Atmosphä¬ 
re sei wegen des durchtriebenen Ringens um kolonialpolitische Vorteile 
nachhaltig vergiftet worden. Ein Klima der Mißgunst und des Mißtrauens 
habe sich aufgebaut und das Funktionieren des traditionellen „Konzerts der 
europäischen Mächte“ immer stärker behindert. Eine chauvinistisch aufge¬ 
hetzte öffentliche Meinung nahm immer mehr Einfluß auf den Gang der in¬ 
ternationalen Politik. Im Zuge der wachsenden Spannungen setzte schließ¬ 
lich ein verschärftes Wettrüsten ein, das militärischen Erwägungen ständig 
steigenden Einfluß verschaffte. Auf der anderen Seite wurde unter dem Ein¬ 
druck des Imperialismus wirtschaftlichem Konkurrenzdenken ein hohes Ge¬ 
wicht in der internationalen Politik eingeräumt. Gleichzeitig entstanden 
Bündnissysteme, die nicht mehr nur der Kriegsverhütung, sondern eher dem 
Zweck des Sieges in einem zukünftigen Krieg galten. All dies und die zahl¬ 
reichen internationalen Krisen hätten maßgeblich auf die Herausbildung des 
Syndroms vom unvermeidlichen Krieg eingewirkt. 35 


M Im Hinblick auf die Verwendung des Impcrialismusbegriffs ist die Debatte um die Ursachen 
des Ersten Weltkriegs merkwürdig vage. Dabei hat die primär auf das Imperialismusproblem 
bezogene Forschung längst brauchbare Arbeitsdefinitionen vorgelegt, die sicherlich bei den 
Untersuchungen im Hinblick auf die langfristige Vorgeschichte des Ersten Weltkrieges hilf¬ 
reich waren. Siehe zum Beispiel John Gallagher u. Ronald Robinson, The Imperialism of Free 
Trade. In: The Economic History Review 6, 1953, S. 1.15. Vgl. außerdem Stig Förster, Die 
mächtigen Diener der East India Company. Ursachen und Hintergründe der britischen Ex¬ 
pansionspolitik in Südasien, 1793-1819, Stuttgart 1992, S. 14-23. Um die vorliegende Analyse 
jedoch nicht unnötig zu komplizieren, soll an dieser Stelle bewußt eine genauere Begriffsbe¬ 
stimmung unterbleiben. Für unseren Zusammenhang genügt es einstweilen, sich auf den Stand 
der gegenwärtigen Diskussion einzulassen. 

55 So Hildebrand, Reich, S. 149 f. Vgl. aber auch die in vieler Hinsicht zwar gegensätzlichen, 
gleichwohl jedoch den Imperialismus in den Mittelpunkt ruckenden Darstellungen bei Wolfgang 
J. Mommsen, Das Zeitalter des Imperialismus, Frankfurt/Main 1969 und Gregor Schöllgen, Das 
Zeitalter des Imperialismus, München 1986. Aus der Sicht der modernen Imperialismusfor¬ 
schung ist die Konzentration des Imperialismusbegriffs auf die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg 
allerdings mehr als problematisch. Es muß vielmehr von einer über vierhundertjährigen Konti¬ 
nuitätslinie ausgegangen werden, die gleichwohl Brüche und Strukturwandel kannte. Vgl. Wolf¬ 
gang Reinhard, Imperialistische Kontinuität und nationale Ungeduld im 19. Jahrhundert, Frank¬ 
furt/Main 1991 und ders., Geschichte der europäischen Expansion, 4 Bde., Stuttgart 1983-1990. 
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Diese Argumente sind sicherlich nicht von der Hand zu weisen. Man soll¬ 
te sich allerdings davor hüten, dem Imperialismus eine alles überragende 
Rolle im Vorfeld des Ersten Weltkriegs zuzuschreiben. So dauerte die ei¬ 
gentliche Hochphase der kolonialpolitischen Auseinandersetzungen im 
Grunde nur bis zur Jahrhundertwende. Danach gab es zwar wiederholt er¬ 
hebliche Konflikte, etwa um die Zukunft Marokkos oder des Osmanischen 
Reiches, doch in den meisten anderen Regionen der Erde war eine Art Ent¬ 
spannungspolitik durchaus möglich. Insbesondere die scheinbaren Haupt¬ 
protagonisten im kolonialen Verteilungskampf, die sich ansonsten einen har¬ 
ten maritimen Rüstungswettlauf leisteten - das Deutsche Reich und 
Großbritannien -, verfolgten einen recht vielversprechenden Verständi¬ 
gungskurs in kolonialen Fragen. 36 Das Problem des Imperialismus stand in 
den letzten Jahren vor dem Krieg jedenfalls nicht mehr unmittelbar zwischen 
diesen beiden Mächten. 37 

Die eigentlichen kolonialen Rivalen Großbritanniens waren vielmehr 
Frankreich und Rußland. Wenn der Imperialismus direkter Kriegsgrund ge¬ 
wesen wäre, dann hätten die Briten in den 1870er und 1880er Jahren Krieg 
gegen Rußland wegen der Auseinandersetzungen um Zentralasien führen 
müssen, oder in den 1890er Jahren einen militärischen Konflikt mit Frank¬ 
reich wegen Afrika anfangen sollen. Doch dazu kam es nicht. Stattdessen er¬ 
wies sich Großbritannien gegenüber anderen Mächten als recht kompromiß¬ 
bereit. Im Hinblick auf Frankreich und Rußland wurde nach der 
Jahrhundertwende eine Annäherungspolitik verfolgt. Mit dem Deutschen 
Reich wurden in konkreten Fällen Übereinkünfte getroffen. Auch gegenüber 
dem rabiaten Expansionskurs der USA zeigte sich die britische Regierung 
nachgiebig. 38 Dabei war die britische Politik gleichwohl alles andere als 
zimperlich, wenn es darum ging, gegenüber Schwächeren die Interessen der 
eigenen Lobbyisten durchzusetzen. Dann wurde auch vor Gewalt nicht 
zurückgeschreckt, wie der Burenkrieg bewies. 

Es waren derartige Gewaltakte und zynische Machtspiele, die das schon 
von Zeitgenossen beklagte Klima des Mißtrauens in der internationalen Po¬ 
litik erzeugten. Besonders negativ zu Buche schlug in diesem Zusammen¬ 
hang jene Serie von internationalen Krisen, die von rücksichtsloser Macht- 
und Prestigepolitik, sowie den verantwortungslosen Machenschaften von 
Lobbies und imperialistischen Interessenten an der Peripherie ausgelöst wur¬ 
den, wobei chauvinistische Hetzkampagnen von Agitationsverbänden, 
rechtsgerichteten Parteien und Presseorganen immer wieder Öl ins Feuer 
gossen. Seit den 1870er Jahren drehte sich das Krisenkarussell, das nach der 
Jahrhundertwende immer gefährlichere Fahrt aufnahm. Der Bogen spannte 
sich schließlich von der Faschodakrise 1898, über die erste Marokkokrise 
1905/06, die bosnische Annexionskrise 1908/09, die zweite Marokkokrise 


14 Siehe Michael Fröhlich, Von Konfrontation zur Koexistenz. Die deutsch-englischen Kolonial¬ 
beziehungen zwischen 1884 und 1914, Bochum 1990. 

17 Ferguson, Pity, S. 68f. 

18 Ebd., S. 40-55. 
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1911, die Adriakrise 1912 bis zur Liman-von-Sanders-Krise 1913/14. Es ist 
sicher richtig, daß keine dieser Krisen unmittelbar zum Krieg führte. Das 
friedenserhaltende Konzert der Mächte erwies sich letztlich immer noch als 
funktionsfähig, denn dem Krisenmanagement der europäischen Kabinette 
gelang es wiederholt, die tickende Bombe zu entschärfen, bevor sie ganz Eu¬ 
ropa in Brand setzte. 39 Doch jede dieser Krisen hinterließ nachhaltige Wir¬ 
kungen. Obendrein war ein Trend zu erkennen, demzufolge die krisenhaften 
Spannungen von der Peripherie immer mehr ins europäische Zentrum rück¬ 
ten. Vor allem die bosnische Annexionskrise zeigte, daß es längst nicht mehr 
nur um koloniale Fragen ging, sondern der Frieden auf dem gesamten alten 
Kontinent zur Disposition stand. 

Besonders folgenreich war die zweite Marokkokrise, auch Agadirkrise ge¬ 
nannt. Die Krise selbst war ein krasses Beispiel für den Zustand der interna¬ 
tionalen Politik in Europa vor 1914. Eingeleitet wurde sie durch die Treibe¬ 
reien französischer Interessenten vor Ort, tatkräftig unterstützt von der 
französischen Regierung. Ziel war die Übernahme Marokkos. Daß die mi¬ 
litärische Intervention im marokkanischen Bürgerkrieg und die damit ver¬ 
bundenen Annexionspläne gegen internationale Verträge verstießen, störte 
nicht weiter. 

Von deutscher Seite wurden diese Machenschaften mit machiavellistischer 
Durchtriebenheit beantwortet. Der Staatssekretär des Äußeren von Kider- 
len-Wächter gedachte nämlich die Situation auszunutzen, um einen größeren 
kolonialen Prestigeerfolg in Form von kräftigen Kompensationen zu erzie¬ 
len und nebenher die entente zwischen Frankreich und Großbritannien, so¬ 
wie das französisch-russische Bündnis zu schwächen. Zu diesem Zweck 
hetzte Kiderlen die Alldeutschen auf, bestellte sich Hilferufe von dubiosen 
deutschen Geschäftemachern in Marokko und arrangierte die Provokations¬ 
fahrt des deutschen Kanonenboots Panther nach Agadir. 

In Frankreich und Deutschland überschlugen sich daraufhin die Wellen 
der gegenseitigen Empörung. Unverhohlene Kriegsdrohungen sollten 
Druck für die Geheimverhandlungen über koloniale Kompensationen ma¬ 
chen. Währendessen legte die britische Regierung wenig Geschick im Kri¬ 
senmanagement an den Tag. Nachdem Außenminister Grey die französische 
Regierung einfach hatte machen lassen, bezog Schatzkanzler Lloyd George 
mit Drohungen an die deutsche Adresse eindeutig Partei, was nun auch 
Großbritannien dem offenen Haß deutscher Chauvinisten und Kriegstrei¬ 
ber aussetzte. Die Krise endete schließlich in einem für die deutsche Seite 
wenig befriedigenden Kompromiß. Wenn aber eines deutlich geworden war, 
dann die Tatsache, daß die politische Klasse in den Hauptstädten der eu¬ 
ropäischen Großmächte auf einem Niveau erschreckender Leichtfertigkeit 
angelangt war. Insofern war die Agadirkrise ein bezeichnendes Vorspiel für 
die Vorgänge im Juli 1914, erwies sich doch die politische Elite Europas in 


39 Siehe hierzu neuerdings die sehr interessante Studie von Jost Dülffcr, Martin Kröger u. Rolf- 
Harald Wippich, Vermiedene Kriege. Deeskalation von Konflikten der Großmächte zwischen 
Krimkrieg und Erstem Weltkrieg, 1865-1914, München 1997. 
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der Folgezeit als unfähig, aus den Ereignissen des Sommers 1911 zu ler¬ 
nen. 40 

Die Agadirkrise löste zudem eine Spannungsspirale aus, die bis 1914 wei¬ 
terwirkte. Italien nutzte die Krise um Marokko zum Überfall auf das Osma- 
nische Reich. Die dadurch hervorgerufene erneute Schwächung des „kran¬ 
ken Mannes am Bosporus“ animierte 1912 Griechenland, Serbien, 
Montenegro und Bulgarien zum Angriff auf Makedonien. Der Streit um die 
Verteilung der Beute führte 1912/13 zu einem weiteren Balkankrieg, an dem 
sich diesmal auch noch Rumänien beteiligte. Das in beiden Kriegen sieg¬ 
reiche Serbien geriet in eine scharfe Konfrontation mit Österreich-Ungarn, 
was den Hintergrund für das Attentat von Sarajewo und die Julikrise 1914 
bildete. 

Mindestens ebenso bedeutsam waren die Auswirkungen der Agadirkrise 
auf die allgemeine Stimmung in Europa. Vor allem zwischen Frankreich und 
dem Deutschen Reich schien das Tuch zerschnitten. Die Kriegsdrohungen 
vom Sommer 1911 wegen einer derart banalen Frage, wie sie das Problem 
kolonialer Kompensationen darstellte, schürte den gegenseitigen Verdacht, 
die andere Seite führe nur Böses im Schilde. Während in Frankreich die Sor¬ 
ge vor einem plötzlichen deutschen Überfall umging, wuchsen sich in 
Deutschland die seit einiger Zeit wuchernden Einkreisungsängste, insbeson¬ 
dere nach der Intervention Lloyd Georges, zu einer regelrechten Hysterie 
aus. Im Deutschen Reichstag rasselten bis auf die Sozialdemokraten alle Par¬ 
teien mit dem Säbel und warfen der eigenen Regierung Furchtsamkeit vor. 
Es wurden sogar Rufe nach Krieg laut. Bis 1914 sollten sie nicht mehr ver¬ 
stummen. Die frustierten Alldeutschen und ihre Hilfstruppen begannen nun 
mit einer Hetzkampagne, die bis zum Kriegsausbruch fortdauerte. Die auf¬ 
gebrachte chauvinistische Stimmung bot zudem die Grundlage für eine wei¬ 
tere Runde des internationalen Wettrüstens, diesmal vor allem zu Lande. 41 
Daß die Kriegsgefahr im Gefolge von Agadir stieg, machten auch die nun¬ 
mehr getroffenen militärischen Geheimabsprachen zwischen Frankreich und 
Großbritannien deutlich. Für die Briten erhöhte sich damit die Gefahr, in ei¬ 
nen kontinentaleuropäischen Krieg hineingezogen zu werden. 42 

Auf diese Weise trug also der Imperialismus mittelbar durchaus zur Ver¬ 
ursachung des Ersten Weltkrieges bei. Gerade am Beispiel des Imperialismus 
lassen sich zudem interessante Rückschlüsse auf die Frage ziehen, ob der Er¬ 
ste Weltkrieg überflüssig oder unvermeidbar war. Zunächst einmal läßt sich 
mit guten Gründen bezweifeln, daß imperialistische Expansion eine unbe¬ 
dingte Notwendigkeit darstellte. Auf der anderen Seite ist die Tatsache nicht 


40 Die immer noch beste Analyse der zweiten Marokkokrise, die schonungslos und ohne Einsei¬ 
tigkeiten die Verantwortlichkeiten der Beteiligten bloßlegt, bietet die Darstellung von Geoff- 
rey Barraclough, From Agadir to Armageddon. Anatomy of a Crisis, London 1982. 

41 Vgl. Krumeich, Aufrüstung, S. 17-53 und Stig Förster, Der doppelte Militarismus. Die deut¬ 
sche Heeresrüstungspolitik zwischen Status-quo-Sicherung und Aggression, 1890-1913, Stutt¬ 
gart 1985, S. 208-247. 

42 Vgl. Hildebrand, Reich, S. 261-270 und Ferguson, Pity, S. 65-75. 
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zu leugnen, daß alle europäischen Großmächte vor 1914 auf die eine oder an¬ 
dere Weise imperialistische Politik betrieben. Die politischen Eliten in den 
Hauptstädten Europas - gelegentliche Ausnahmen bestätigen hier die Regel 
- waren nämlich ganz offensichtlich zu der subjektiven Überzeugung ge¬ 
langt, daß Imperialismus im Trend der Zeit lag, zum Großmachtstatus 
gehörte, populäre Zustimmung fand, sich innenpolitisch gut verkaufen ließ, 
das Prestige der Regierung steigerte und damit dem Erhalt des jeweiligen Sy¬ 
stems diente. Doch selbst unter diesen Umständen bestand keinerlei Not¬ 
wendigkeit, die dann zwangsläufigen imperialistischen Rivalitäten bis zum 
Extrem friedensbedrohender Krisen zu treiben. Die Entwicklung der 
deutsch-britischen Kolonialbeziehungen zeigte, daß es auch anders ging. 
Aber der unverantwortliche Machiavellismus vieler Beteiligten sorgte dafür, 
daß es nicht bei halbwegs kontrollierbaren Rivalitäten blieb. In diesem Zu¬ 
sammenhang lassen sich persönliche Schuld ebenso festmachen wie struktu¬ 
relle Unzulänglichkeiten einer elitären classe politique, die nicht auf den Ge¬ 
danken kam, daß die von ihr häufig strapazierte und allzu oft mißbrauchte 
Staatsräson auch mit der Verantwortung für das Schicksal von Millionen ver¬ 
bunden war. Notwendig war die Krisenspirale also nicht. Aber ihre schiere 
Existenz und die mit ihr verbundenen Folgen verstärkten zweifellos die Vor¬ 
stellung, ein großer Krieg müsse früher oder später über Europa hereinbre¬ 
chen. 

Nachdem der Krieg schließlich ausgebrochen war, führte der russische So¬ 
zialist Wladimir I. Lenin dessen Ursachen primär auf wirtschaftliche Zusam¬ 
menhänge zurück. Es seien die inneren Widersprüche des Kapitalismus in 
seiner staatsmonopolitischen Phase, die den Krieg heraufbeschworen hätten. 
Die fortschreitende Monopolisierung der Wirtschaft und die gleichzeitige 
Unterwerfung des Staates unter die Interessen der Monopole habe die radi¬ 
kale Ausbeutung der Massen ermöglicht. Dieses Ausbeutungssystem führe 
jedoch zum ständigen Sinken der Profitraten im Inland. Deshalb seien die 
staatsmonopolistischen Mächte zwingend darauf angewiesen, immer neue 
Auslandsmärkte zu erobern. Die dadurch hervorgerufenen Rivalitäten muß¬ 
ten den Siedepunkt erreichen, als alle Märkte der Welt aufgeteilt waren. 
Krieg wäre die notwendige Folge gewesen. Der Weltkrieg sei deshalb primär 
ein Verteilungskampf zwischen den am weitesten fortgeschrittenen imperia¬ 
listischen Mächten, nämlich Großbritannien und dem Deutschen Reich. 43 

Lenins Theorie hat jahrzehntelange Debatten über den Imperialismus im 
allgemeinen und die Rolle des Kapitalismus bei der Verursachung des Ersten 
Weltkrieges im besonderen ausgelöst. Orthodoxe und nicht-orthodoxe Mar¬ 
xisten machten sich auf die Suche nach Belegen für die Richtigkeit von Lenins 
Behauptungen. Heftiger Widerspruch kam aus der „bürgerlichen“ Ecke. 44 


41 Wladimir I. Lenin, Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus. Gemeinver¬ 
ständlicher Abriß (verfaßt Zürich 1916), hier zitiert: Berlin 1973, 13. Auf]. 

44 Als interessanten Überblick über die Debatte siehe Wolfgang J. Mommsen, Imperialismus¬ 
theorien. Ein Überblick über die neueren Imperialismusinterpretationen, Göttingen M987, be¬ 
sonders S. 27-93. 
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Auch wenn diese Diskussion so manches wichtige Forschungsergebnis her¬ 
vorbrachte, so erwies sich Lenins Theorie im Endeffekt ebenso als Sackgasse 
wie die von ihm errichtete bolschewistische Diktatur. Weder der Kapitalismus 
per se, noch die Mehrheit der europäischen Wirtschaftsmagnaten können für 
den Krieg allein verantwortlich gemacht werden. 

Natürlich gab es wirtschaftliche Rivalitäten. So bereitete die wachsende 
wirtschaftliche Stärke des Deutschen Reiches, das nach der Jahrhundertwen¬ 
de zur größten Industriemacht Europas avancierte, namentlich britischen In¬ 
dustriellen erhebliche Kopfschmerzen. Die dadurch hervorgerufenen Span¬ 
nungen belasteten denn auch die deutsch-britischen Beziehungen. 45 Doch 
darf die Bedeutung der industriewirtschaftlichen Reibungen im deutsch-bri¬ 
tischen Verhältnis nicht überbewertet werden. Im britischen Herrschaftsge¬ 
füge des „gentlemanly capitalism“ war die Rolle der Finanzoligarchie in der 
Londoner City ohnehin ungleich stärker als die der Industriekapitäne. Die 
weltweite Überlegenheit des britischen Finanzkapitals, auf der der Groß¬ 
machtstatus des Inselreiches wesentlich beruhte, war jedoch von dem noto¬ 
risch kapitalschwachen deutschen Imperialismus kaum bedroht. Auf dem 
Gebiet der Auslandsinvestitionen konnten die Deutschen einfach nicht mit¬ 
halten. Selbst imperialistische Prestigeobjekte wie der Bau der Bagdadbahn 
ließen sich nur mit britischer und auch französischer Hilfe finanzieren. 
Überhaupt waren viele imperialistische Aktivitäten vor 1914 finanzwirt¬ 
schaftlich betrachtet multinationale Unternehmungen. 46 Ein Krieg zur Um¬ 
verteilung von weltwirtschaftlichen Marktanteilen machte deshalb aus der 
Sicht der Hochfinanz keinen Sinn. Sowohl im Deutschen Reich wie auch in 
Großbritannien lehnten führende Finanzmagnaten wie Warburg und Roth¬ 
schild Krieg deshalb strikt ab, ja versuchten ihn mitunter sogar aktiv zu ver¬ 
hindern. Doch fehlte selbst diesen angeblich so mächtigen Männern eben 
doch die Macht, die Kriegsfurie aufzuhalten. 47 

Auch die führenden Industriellen hatten kaum Interesse an Krieg. Sicher¬ 
lich verdiente eine ganze Reihe von ihnen kräftig an den Rüstungswettläu¬ 
fen. 48 Das bedeutete jedoch noch lange nicht, daß sie den ruhigen Gang ihrer 
häufig internationalen Geschäfte dem unkalkulierbaren Risiko eines allge¬ 
meinen Krieges aussetzen wollten. Das oben zitierte Beispiel eines Hugo 
Stinnes war hier durchaus typisch. Erst der Krieg machte aus Stinnes und 
vielen seiner Kollegen rabiate Annexionisten, wohl weil sie für die von ihnen 


45 Dieses Problem und die damit in Zusammenhang stehenden politischen Verwerfungen sind 
wohl am besten herausgearbeitet bei Paul Kennedy, The Risc of the Anglo-German Antago- 
nism, 1860-1914, London 1980. 

4<> Zu all dem siehe etwa Boris Barth, Die deutsche Hochfinanz und die Imperialismen. Banken 
und Außenpolitik vor 1914, Stuttgart 1995. Zur Bagdadbahn siehe insbesondere S. 343-385. 

17 Vgl. hierzu und zur Rolle des Finanzkapitals, sowie zu den deutsch-britischen Wirtschaftsn- 
valitätcn überhaupt Peter J. Cain u. Anthony G. Hopkins, British Imperialism, 2 Bde., Lon¬ 
don 1993, Bd. I: S. 449-465 und Ferguson, Pity, S. 33-39, S. 195-197. 

48 Hierbei war allerdings auch nicht alles Gold, was da glänzte, wie das Beispiel von Krupp und 
dem deutschen Flottenbau zeigt. Siehe Michael Epkenhans, Die wilhelminische Flottenru- 
stung, 1908-1914. Weltmachtstreben, industrieller Fortschritt, soziale Integration, München 
1991. 
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nicht gewollte Katastrophe nun Kompensationen erstrebten. 49 Bei der Beur¬ 
teilung darf man jedoch Ursache nicht mit Wirkung verwechseln. 

Wirtschaftliche Rivalitäten scheinen allerdings insofern mittelbar zum 
Kriegsausbruch beigetragen zu haben, als die Laienschar unter den Politikern 
sie zu nationalstaatlichen Machtfragen aufbauschte. Aus diesem Mißver¬ 
ständnis resultierte ein großer Teil der deutsch-britischen Spannungen. 50 
Noch krasser trat dieses Phänomen im Hinblick auf die deutsch-russischen 
Beziehungen zutage. Auf beiden Seiten ging es hier nur noch sekundär um 
Handel und wirtschaftliche Probleme. Die russische Regierung trieb die In¬ 
dustrialisierung voran, um machtpolitisch mit dem Westen Schritt halten zu 
können. 51 Genau dagegen aber richtete sich Bismarcks langfristig verheeren¬ 
de antirussische Wirtschaftspolitik vom Ende der 1880er Jahre, die dem Za¬ 
renreich den so dringend benötigten Zugang zum westlichen Kapitalmarkt 
verbauen sollte. Neben den landwirtschaftlichen Schutzzöllen trieb vor allem 
das Lombardverbot vom November 1887 die Russen direkt in die Arme 
Frankreichs. 52 Die russische Industrialisierung wurde dadurch nicht aufge¬ 
halten. Als sie mit rasanten Wachstumszahlen weiter voranschritt, löste dies 
in der deutschen Führung Panik aus. So kam Reichskanzler Bethmann Holl¬ 
weg bei einer Rußlandreise im Sommer 1912 zu dem Schluß, daß die Indu¬ 
strialisierung das Zarenreich zu einer unüberwindbaren Macht aufsteigen las¬ 
sen würde, wenn es nicht gelänge, den Rivalen vorher auf Dauer zu 
schwächen. 53 Es war dieses sachfremde machtpolitische Denken, daß Pro¬ 
blemen der internationalen Wirtschaftsbeziehungen einen friedensgefährden¬ 
den Impetus verlieh. 

Machtpolitische Erwägungen waren es auch, die die Entwicklung der eu¬ 
ropäischen Bündnissysteme bestimmte. Die Umwandlung dieser ursprüng¬ 
lich defensiv angelegten Bündnisse in tendenziell offensive Allianzen war in 
der Tat ein wichtiger Schritt auf dem Weg in den Krieg. Zwischen 1885 und 
1890 durchlebte Europa eine Phase schwerer internationaler Krisen, die 
mehrfach die Gefahr eines allgemeinen Krieges heraufbeschworen. 54 Insbe¬ 
sondere führende deutsche Militärs trieben mit Inbrunst zum Krieg, um der 
Gefahr eines Zweifrontenkrieges präventiv zu begegnen. 55 Am Ende stand 
jedoch nicht der Krieg, sondern eine Neuarrangierung der europäischen 
Bündnisse. Frankreich konnte sich aus seiner seit 1871 andauernden Isolie- 


49 Vgl. insgesamt Feldman, Stinnes. 

50 Paul Kennedy gelingt es dementsprechend viel besser, diese wirtschafts-politischcn Konstruk¬ 
te einflußreicher Laien hcrauszuarbeiten, als tatsächlich wirtschaftlich begründete Ursachen 
für den deutsch-britischen Antagonismus darzustellen. Siehe Kennedy, Risc. 

51 Vgl. etwa Hugh Steven-Watson, The Russian Empire, 1801-1917, Oxford 1967, S. 517-534. 

52 Siche Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3, S. 974-977. 

55 Fischer, Krieg, S. 203. 

54 Siehe Hildebrand, Reich, S. 96-132. 

55 Zu den Kriegstreibereien des Generalstabschefs Alfred Graf Walderscc und seiner Entouragc 
siehe John C. G. Röhl, Wilhelm II. Die Jugend des Kaisers, 1859-1988, München 1993, S. 603- 
616. Vgl. außerdem Konrad Canis, Bismarck und Waldersec. Die außenpolitischen Krisener¬ 
scheinungen und das Verhalten des Generalstabs 1882 bis 1890, Berlin 1980. 
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rung befreien und 1892 eine Allianz mit Rußland schließen. Diese Konstella¬ 
tion stand nun dem Dreibund zwischen dem Deutschen Reich, Österreich- 
Ungarn und Italien gegenüber. Zwischen diesen Bündnissen existierten meh¬ 
rere Spannungspotentiale. Österreich-Ungarn rivalisierte mit Rußland auf 
dem Balkan. Das Deutsche Reich und Frankreich waren seit dem Krieg von 
1870/71 und der Annexion von Elsaß-Lothringen dauerhaft entfremdet. 
Trotz mehrerer Annäherungsversuche lebte die deutsche Führung in wach¬ 
sender Sorge vor der angeblich zunehmenden russischen Bedrohung. Aber 
auch dem Partner Italien stand sie nach der Jahrhundertwende mit immer 
größerer Skepsis gegenüber. 

Es blieb noch Großbritannien, das seit dem Krimkrieg in „splendid isola- 
tion“ verharrte. Nachdem die deutsche Politik bereits Frankreich und Ruß¬ 
land zusammengebracht hatte, beging sie auch im Hinblick auf das Inselreich 
schwere Fehler. Erneut war es die „Politik der freien Hand“, das Konzept ei¬ 
ner ungehinderten Großmachtpolitik, welches böse Folgen zeitigte. Im Jah¬ 
re 1897 leitete die deutsche Führung unter dem „persönlichen Regiment“ 
Wilhelms II. eine grandiose Offensivpolitik ein. Die neue Doppelstrategie 
hieß imperialistische „Weltpolitik“ auf der einen Seite und herausfordernder 
Schlachtflottenbau auf der anderen. Sie war mit den Namen Bülow und Tir- 
pitz verbunden. Ihr Ziel war es, Großbritannien durch militärischen Druck 
zur See nicht nur zu kolonialen Konzessionen, sondern sogar zur Anerken¬ 
nung des Reiches als gleichberechtigte Weltmacht zu zwingen. Dabei war 
diese Machtpolitik keineswegs Selbstzweck, sondern besaß erhebliche innen¬ 
politische Komponenten, sollten doch Prestigeerfolge und realer Machtge¬ 
winn die Öffentlichkeit und die nicht-sozialistischen Parteien um den Kaiser 
und seine Regierung sammeln und damit das wacklige System stabilisieren. 56 
Doch die britische Regierung ließ sich nicht erpressen. Gelegentliche Bünd¬ 
nissondierungen scheiterten zwischen 1898 und 1902 an deutscher Arroganz 
und mangelndem britischem Interesse. 57 

Dabei beruhte die deutsche Politik auf einer fatalen Fehlkalkulation: So¬ 
wohl der Kaiser, als auch Bülow und die graue Eminenz im Auswärtigen 
Amt Holstein waren der festen Überzeugung, daß „England“ sich niemals 
seinen kolonialen Rivalen Frankreich oder gar Rußland annähern könne und 
deshalb früher oder später „kommen“ müsse. Aus britischer Sicht stellte sich 
die Lage jedoch ganz anders dar. Gerade weil Franzosen und Russen in 
Übersee die gefährlicheren Gegner darstellten und das Deutsche Reich stra¬ 
tegisch betrachtet für das Empire weniger bedrohlich war, suchte London in 
der Folgezeit den Ausgleich mit seinen Hauptrivalen. 58 Die Folge war die 
„Revolution der internationalen Politik“, die 1904 zum Abschluß der enten- 
te cordiale mit Frankreich und 1907 zur Annäherung an Rußland führte. 59 

56 Siehe hierzu Peter Winzen, Bülows Weltmachtkonzept. Untersuchungen zur Frühphase sei¬ 
ner Außenpolitik, 1897-1901, Boppard 1977 u. Volker R. Berghahn, Der Tirpitz-Plan. Genesis 

und Verfall einer innenpolitischen Krisenstrategie unter Wilhelm II., Düsseldorf 1971. 

57 Hildebrand, Reich, S. 214-219. 

58 Ferguson, Piry, S. 53 f. und S. 72 f. 

5 ‘' Hildebrand, Reich, S. 222-230. 
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Die deutsche Politik hatte nichts als die Selbstisolation erreicht, aus der sie 
bis 1914 nicht mehr herauskam. 60 

Die Entwicklung der europäischen Bündnissysteme bildete neben dem 
Imperialismus den zweiten Hintergrund für jene Serie von internationalen 
Krisen seit 1905, die oben angesprochen wurde. Die Spannungen zwischen 
den Bündnissen waren auch der eigentliche Grund, warum sich das Zentrum 
der Krisen von der Peripherie immer mehr nach Europa selbst verlagerte und 
weshalb sie immer aggressivere Tendenzen aufwiesen. Die deutsche Führung 
fühlte sich nicht nur isoliert, sondern regelrecht „eingekreist“, wobei in bei¬ 
nahe hysterischer Weise der britischen Politik die Verantwortung für dieses 
angeblich hinterhältige Treiben in die Schuhe geschoben wurde. Bar jeden 
Realitätsinns wurde den Briten „Handelsneid“ unterstellt. 61 Dabei war die 
Empörung des Kaisers und seiner Paladine insofern berechtigt, als der briti¬ 
sche Außenminister Grey mit Rückendeckung des Premierministers tatsäch¬ 
lich so etwas wie Einkreisungspolitik betrieb. Doch spielte auch hierbei 
Machtpolitik eine zentrale Rolle, denn es ging um ein gutes Verhältnis zu 
Frankreich und Rußland. Allerdings machte sich in der britischen Führung 
spätestens seit der ersten Marokkokrise auch wachsende Sorge vor der ag¬ 
gressiven Energie der deutschen Politik breit. 62 

Diese Sorge war es schließlich, die Grey angesichts des sich beschleuni¬ 
genden Krisenkarussels dazu veranlaßte, ab 1911 militärische Absprachen 
mit den Partnern zu suchen. Dabei wurden neben einer Seeblockade gegen 
Deutschland auch eine militärische Intervention Großbritanniens auf dem 
Kontinent anvisiert und sogar Überlegungen zum Bruch der belgischen 
Neutralität angestellt. Im Mai 1914 nahmen britische Unterhändler auch 
noch Gespräche zum Abschluß einer Marinekonvention mit Rußland auf. 63 
Aus losen Verständigungsabsprachen wurde auf diese Weise ein immer fest¬ 
eres militärisches Bündnis. Diese Entwicklung war umso gefährlicher, als 
einzelne Teilnehmer geneigt waren, dem Bündnis einen offensiven Charak¬ 
ter zu verleihen. So hetzte der französische Präsident Poincare den russi¬ 
schen Partner im Herbst 1912 regelrecht zu einem aggressiven Vorgehen ge¬ 
genüber Österreich-Ungarn auf dem Balkan auf, als er selbst im Falle eines 
deutschen Eingreifens unbedingte militärische Unterstützung in Aussicht 
stellte. 64 

Eine ähnlich radikalisierende Tendenz trat bei den späteren Mittelmächten 
in Erscheinung. So fragte der österreichisch-ungarische Generalstabschef 
Conrad von Hötzendorf im Zusammenhang mit der Bosnischen Annexions¬ 
krise im Januar 1909 bei seinem deutschen Gegenüber, dem jüngeren Moltke, 


60 Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3, S. 1146 f. 

61 Hildebrand, Reich, S. 240 und Gerd Krumeich, Einkreisung. Zur Entstehung und Bedeutung 
eines politischen Schlagwortes. In: Sprache und Literatur in Wissenschaft und Unterricht 63, 
1989, S. 99-104. 

u Ferguson, Pity, S. 53-55, 74-80. 

M Ebd., S. 57-70 und Fischer, Krieg, S. 613-633. 

64 Fischer, Krieg, S. 220 und S. 618 f. 
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an, ob sich die bestehenden defensiven Absprachen nicht auch dahingehend 
interpretieren ließen, daß das Deutsche Reich bedingungslose militärische 
Unterstützung versprach, wenn die Doppelmonarchie nach einem Angriff 
auf Serbien mit Rußland in Krieg gerate. Nach Rücksprache mit Reichs¬ 
kanzler Bülow antwortete Moltke prinzipiell positiv, womit das Bündnis ei¬ 
ne offensive Spitze erhielt. 65 

Sicherlich blieb ein großer Teil dieser Absprachen und Vereinbarungen va¬ 
ge. So ging etwa Grey keine bindenden Verpflichtungen ein, und auch die 
militärischen Übereinkünfte innerhalb des Dreibundes enthielten im wesent¬ 
lichen leere Versprechungen. Gerade dies aber machte die Absprachen so ge¬ 
fährlich. Denn keiner der Beteiligten konnte sich seiner Partner wirklich si¬ 
cher sein, weshalb wiederholt die Tendenz bemerkbar war, durch forsches 
Auftreten dem Verbündeten den Rücken zu stärken, damit dieser bei der 
Stange blieb. Dies war der Hauptgrund, weshalb die britische Regierung das 
aggressive französische Vorgehen in Marokko unterstützte, die französische 
Regierung die russische Hilfestellung für den serbischen Expansionismus er¬ 
mutigte und die deutsche Reichsleitung 1908/09 in „Nibelungentreue“ der 
Doppelmonarchie beistand, als sie sich bei der Annexion Bosnien-Herzego¬ 
winas über internationale Verträge hinwegsetzte. Es gab aber auch gegentei¬ 
lige Fälle, etwa wenn die deutsche Reichsleitung während der Adriakrise 
mäßigend auf Österreich-Ungarn einwirkte, die Wiener Regierung ihrerseits 
das Deutsche Reich in den Marokkokrisen so gut wie gar nicht unterstützte, 
oder die britische Regierung wiederholt Rußland zur Zurückhaltung auffor¬ 
derte. Es wäre deshalb verfehlt, von bündnispolitischen Zwängen zu spre¬ 
chen, die sich im Verlauf der Julikrise 1914 gegenüber diplomatischen Ent¬ 
spannungsversuchen als übermächtig erwiesen hätten. 66 Es existierten auch 
dann immer noch Alternativen zum Krieg. 

Die Brisanz der bündnispolitischen Entwicklungen wird kaum verständ¬ 
lich, wenn man sie allein auf die diplomatischen Aspekte reduziert. Eine 
ganz wesentliche Rolle bei all dem spielte nämlich die Rüstungspolitik. Es 
stellt wohl keine Übertreibung dar, die Periode vor 1914 als eine Epoche bis 
dahin beispielloser Rüstungswettläufe zu betrachten. Dies lag zum Teil an 
der rasanten technologischen Entwicklung im Zuge der fortlaufenden Indu¬ 
strialisierung der Kriegführung, die alle paar Jahre sowohl zu Lande als auch 
zu Wasser und kurz vor dem Krieg schließlich sogar in der Luft ganze Waf¬ 
fensysteme obsolet werden ließ und massive Umrüstungsprogramme auslö¬ 
ste. Die Einführung von Repetiergewehren, Maschinengewehren, Rohrrück¬ 
laufgeschützen, mobiler schwerer Artillerie und rauchlosem Pulver etwa 
hatte für die Armeen nicht nur erhebliche taktische Konsequenzen, sondern 
zwang alle Großmächte früher oder später zu Nachrüstungsmaßnahmen. 
Zur See führte der Wettlauf zwischen Artillerie und Panzerplatten nach der 


65 Arden Bucholz, Moltke, Schlieffen, and Prussian War Planning, New York 1991, S. 257 f. 

“ So zuletzt der interessante Aufsatz von Gregor Schöllgen, Kriegsgefahr und Krisenmanage¬ 
ment vor 1914. Zur Außenpolitik des kaiserlichen Deutschland, in: HZ 267, 1998, S. 399-413, 
hier: S. 408. 
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Jahrhundertwende zum Bau von schnellen Großkampfschiffen, wobei die 
Entwicklung der Torpedowaffe und die Produktion erster U-Boote die Lage 
weiter komplizierte. In der neu erschlossenen dritten Dimension standen 
schließlich Luftschiffe in Konkurrenz zu Flugzeugen. 

Doch technologische Rüstungswettläufe waren bei weitem nicht alles. Ge¬ 
rade die Armeen - aber beileibe nicht nur sie - standen auch in quantitativer 
Hinsicht unter fast permanentem Konkurrenzdruck. So verwandelten sich 
die Armeen der kontinentalen Großmächte schon vor der Jahrhundertwende 
in Millionenheere. Grundlage hierfür bildete die überall eingeführte allge¬ 
meine Wehrpflicht, die bei zumeist wachsenden Bevölkerungszahlen immer 
neue Heeresvergrößerungen erlaubte. Da die Heeresverwaltungen und Ge¬ 
neralstäbe mit Argusaugen die entsprechenden Entwicklungen bei den 
Nachbarn beobachteten, entstand auch auf diesem Gebiet ein unterschwelli¬ 
ger Sachzwang zur wechselseitigen Aufrüstung. Bei den Armeen kamen die 
Aufrüstungsrunden in größeren und kleineren Wellenbewegungen, während 
der Rüstungswettlauf der Flotten durch langfristige Bauprogramme eher ver- 
stetigt wurde. 67 

Natürlich verursachten die Rüstungsprogramme erhebliche Kosten. Die 
Finanzierung dieser Ausgaben stellte ein Dauerproblem für alle Beteiligten 
dar. Hierzu bedurfte es eines innenpolitischen Mehrheitskonsenses, denn die 
Parlamente mußten die Rüstungsbudgets verabschieden, Interessengruppen 
und Parteien mußten Steuererhöhungen zustimmen, und die Mehrheit der 
Bürger mußte diese Maßnahmen wenigstens hinnehmen. All dies galt in ge¬ 
wisser Weise sogar für Rußland. Die militärischen und politischen Führungs¬ 
spitzen sahen sich daher genötigt, umfangreiche Überzeugungsarbeit zu lei¬ 
sten. Im Zeichen der wachsenden staatsbürgerlichen Partizipation am 
politischen Geschehen und vor dem Hintergrund eines tiefgreifenden 
„Strukturwandels der Öffentlichkeit“ 68 wurde die Epoche vor 1914 daher 
zur ersten großen Periode der Rüstungspropaganda. Chauvinistische Kam¬ 
pagnen, systematische Angstmacherei und militaristische Agitation waren 
dabei nicht nur weit verbreitete Begleiterscheinungen des Wettrüstens, son¬ 
dern gewannen schnell ein Eigenleben, das die Rüstungsspirale beschleunig¬ 
te. Hinzu kamen noch die Interessen von Rüstungsindustriellen an weiteren 
Aufträgen, was weitere Treibereien förderte. Vor 1914 hatten die Rüstungs- 


67 Zu den Rüstungswettläufen allgemein vgl. die etwas veraltete Arbeit von George W. F. Hall- 
garten. Das Wettrüsten. Seine Geschichte bis zur Gegenwart, Frankfurt/Main 1967 und neu¬ 
erdings Dieter Storz, Kriegsbild und Rüstung vor 1914. Europäische Landstreitkräfte vor dem 
Ersten Weltkrieg, Herford 1992, sowie David Stevenson, Armaments and the Coming of War. 
Europe 1904-1914, Oxford 1996. Als Einzelstudien siche auch Paul M. Kennedy, The Risc and 
Fall of British Naval Mastery, London 1976, S. 177-238; Berghahn, Tirpitz-Plan; Ivo N. Lam- 
bi, The Navy and German Power Politics, 1862-1914, Boston 1984; Michael Geyer, Deutsche 
Rüstungspolitik, 1860-1980, Frankfurt/Main 1984, S. 24-96; Förster, Militarismus; William 
Serman u. Jean-Paul Bertaud, Nouvclle histoire militaire de la France, 1789-1919, Paris 1998, 
S. 505-630; Krumeich, Aufrüstung. Zu Geschichte und Folgen einer technologischen Neue¬ 
rung siehe etwa John Ellis, The Social History of the Machine Gun, London 1975. 

6 * Hierzu immer noch die bahnbrechende Arbeit von Jürgen Habermas, Strukturwandel der Öf¬ 
fentlichkeit. Untersuchungen zu einer Kategorie der bürgerlichen Gesellschaft, Neuwied 1962. 
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wettläufe somit eine Eigendynamik entwickelt, die längst nicht mehr nur si¬ 
cherheitspolitische und militärfachliche Wurzeln besaß. 69 

Das kontinentale Wettrüsten setzte nach 1871 mit dem Wiederaufbau der 
französischen Armee ein. Das Deutsche Reich reagierte nur langsam und 
verlor deshalb bis Ende der 1880er allmählich seinen Vorsprung. 70 Dies er¬ 
schien führenden deutschen Politikern und Militärs umso bedrohlicher, als 
sich zu diesem Zeitpunkt eine Annäherung zwischen Frankreich und Ruß¬ 
land abzeichnete und damit die seit 1871 befürchtete Möglichkeit eines 
Zweifrontenkrieges näherrückte. Da auch Rußland seine Armee moderni¬ 
sierte, reagierte die deutsche Führung mit verstärkten Rüstungsanstrengun¬ 
gen, um der sich verschlechternden gesamtstrategischen Lage zu begegnen. 
Nach scharfen innenpolitischen Auseinandersetzungen wurde die Armee bis 
1893 qualitativ und vor allem quantitiv erheblich verstärkt. Doch das Aus¬ 
maß der beschlossenen Maßnahmen blieb deutlich hinter den ursprünglich 
von militärischer Seite gehegten Plänen zurück. 

Bis 1911 verlangsamte sich das Rüstungskarussel dann erkennbar, blieb al¬ 
lerdings auf hohem Niveau. Der verschärfte Rüstungswettlauf um 1890 hat¬ 
te jedoch gezeigt, daß sicherheitspolitische Defizite im Zuge der sich heraus¬ 
bildenden Bündniskonstellationen allzu schnell mit Heeresverstärkungen 
beantwortet werden konnten. Die vertrauensvolle internationale Zusammen¬ 
arbeit wurde durch diese Tendenzen nicht gerade gefördert. 71 

Ab 1897 verlagerte sich der Schwerpunkt der Rüstungswettläufe dann auf 
See. Das deutsche Schlachtflottenbauprogramm forderte Großbritannien 
heraus und trug maßgeblich zur Verschlechterung der Beziehungen zwischen 
beiden Ländern bei. Dabei gelang es der deutschen Marine jedoch nie, das 
angestrebte Stärkeverhältnis zur Royal Navy herzustellen. Im Gegenteil: Mit 
dem Übergang zum Bau von Großkampfschiffen ab 1906 ging der maritime 
Rüstungswettlauf zusehends verloren, da das Reich sich nicht in der Lage 
sah, finanziell mitzuhalten. 72 Auch wenn die Sache eigentlich entschieden 
war, so blieb der Flottenantagonismus doch eine Belastung für das deutsch¬ 
britische Verhältnis. Die inneren Machtkonstellationen im Kaiserreich er¬ 
laubten es nicht, auch wenn Reichskanzler Bethmann Hollweg dies wünsch- 


69 Zu diesem Komplex siehe generell Anthony J. A. Morris, The Scaremongcrs. The Advocacy of 
War and Rearmament, 1896-1914, London 1984. Dabei war Rüstungspropaganda keineswegs 
nur ein Geschäft führender Militärs, regierender Politiker und mächtiger Industrieller. Mitun¬ 
ter noch fordernder war Rüstungsagitation „von unten“, also durch Parteien und politische 
Verbände. Für Deutschland siehe hierzu Förster, Militarismus; Roger Chickenng, Der „Deut¬ 
sche Wehrverein“ und die Reform der deutschen Armee, 1912-1914. In: MGM 25, 1979, S. 7- 
35; Gcoff Eley, Reshaping the Right. Radical Nationalism and the German Navy League, 
1898-1908. In: Historical Journal 21, 1978, S. 327-354; Marilyn Shevin Coetzee, The German 
Army League. Populär Nationalism in Wilhelmine Germany, New York 1990. 

70 Zumindest für die deutsche Seite fehlt eine moderne Studie über die Heeresrüstung zwischen 
1871 und 1890. Michael Schmid (Augsburg) bereitet hierzu eine größere Studie vor. 

71 Vgl. hierzu Förster, Militarismus, besonders S. 11-73. 

71 Vgl. Berghahn, Tirpitz-Plan; Epkenhans, Flottenrüstung; Lambi, Navy; Kennedy, Mastcry, 
S. 205-238, Holger H. Herwig, „Luxury“ Fleet. The Imperial German Navy, 1888-1918, Lon¬ 
don 1980. 
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te, den Rüstungswettlauf zu beenden. Der Kaiser und Tirpitz bestanden wei¬ 
terhin auf dem provozierenden Ausbau der Marine und hintertrieben jedes 
mögliche Flottenabkommen. Die britische Regierung ihrerseits sah im An¬ 
gesicht des Sieges im Rüstungswettlauf keinerlei Veranlassung zu einem Ent¬ 
gegenkommen oder gar zu einem Neutralitätsversprechen für den Fall eines 
kontinentalen Krieges. So scheiterte im Jahre 1912 auch die berühmte Hald- 
ane-Mission, die das deutsch-britische Verhältnis hätte normalisieren sol¬ 
len. 73 Es ist sicher richtig, daß der maritime Rüstungswettlauf nicht der allei¬ 
nige und vielleicht noch nicht einmal der Hauptgrund für den 
deutsch-britischen Antagonismus war. 74 Aber er verschärfte zweifellos das 
beiderseitige Mißtrauen. 

Im Endeffekt allerdings erwies sich der Rüstungswettlauf zu Lande als ge¬ 
fährlicher. Die Wiederaufrüstung Rußlands nach der Niederlage im Krieg ge¬ 
gen Japan (1905) war das Vorspiel für eine weitere Runde auf diesem Gebiet. 
Bethmann Hollwegs Versuche, durch verstärkte Heeresrüstung die Pläne sei¬ 
nes Kontrahenten Tirpitz zu durchkreuzen, kamen hinzu. Der wachsende 
Druck rechtsradikaler Agitationsverbände in Deutschland, die die Niederla¬ 
ge im maritimen Rüstungswettlauf mit Hilfe der Armee kompensieren woll¬ 
ten und direkt auf Krieg zusteuerten, verschärfte die Lage noch mehr. Ent¬ 
scheidend war jedoch das sich seit 1911 beschleunigende Krisenkarussel, das 
die öffentliche Meinung in vielen Ländern aufwühlte, dem Chauvinismus 
Auftrieb verlieh, aber auch die Sorge vor einem Krieg verstärkte. Und oben¬ 
drein sorgten die sich verändernden und unterschwellig offensiven Charakter 
annehmenden Bündniskonstellationen für erneute sicherheitspolitische De¬ 
fizite. So rüsteten vor allem Frankreich, Rußland und das Deutsche Reich 
verschärft auf. Allein die deutsche Armee wurde 1912/13 um mehr als 
155.000 Mann verstärkt. Frankreich führte die dreijährige Dienstpflicht ein, 
während Rußland seine Armee nicht nur vergrößerte, sondern auch besser 
bewaffnete und seine Mobilmachung beschleunigte. 75 

Weitere Rüstungsmaßnahmen sollten folgen. Doch das Deutsche Reich 
sah sich aus innenpolitischen und finanziellen Gründen nicht mehr in der 
Lage, auf Dauer mit Rußland und Frankreich Schritt zu halten. Die drin¬ 
genden Forderungen des Generalstabschefs Moltke auf volle Durchführung 
der allgemeinen Wehrpflicht wurden bis in den Sommer 1914 hinein vom 
Kriegsminister und vom Reichskanzler abgelehnt. 76 Das Deutsche Reich lief 
Gefahr, auch den Rüstungswettlauf zu Lande zu verlieren. Angesichts der 
zu diesem Zeitpunkt bereits sicheren Bedrohung an zwei und mehr Fronten 
im Falle eines Krieges, war die Aussicht, 1916/17 zu Lande überrüstet 


75 Zur Haldane-Mission siehe etwa Fischer, Krieg, S. 182-192. 

7< So Ferguson, Pity, S. 70 f. 

75 Vgl. Förster, Militarismus, S. 208-295 und Krumeich, Aufrüstung. 

76 Siehe hierzu den abgedruckten Briefwechsel in Kriegsrüstung, Bd. 1, Anlagen, S. 192-197. Zu 
den finanzpolitischen Hemmnissen, die einen weiteren Ausbau von Heer und Flotte im Reich 
behinderten, siehe R. Kroboth, Die Finanzpolitik des Deutschen Reiches während der Reichs¬ 
kanzlerschaft Bethmann Hollwegs und die Geld- und Kapitalmarktverhältnisse, 1909-1913/14, 
Frankfurt/Main 1986. 
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zu werden, jedoch ungleich gefährlicher als die Niederlage im maritimen 
Rüstungswettlauf. Dies konnte nicht nur das Ende für die Politik der freien 
Hand bedeuten, sondern machte jegliche Offensivplanung des Generalstabs 
auf Dauer obsolet und drohte, das Reich im Falle eines Krieges in eine 
verzweifelte Lage zu bringen. Vor allem die russische Rüstung bereitete 
den Fachleuten Sorge. Seit Frühjahr 1914 argumentierte Moltke deshalb im¬ 
mer wieder, daß Rußland spätestens ab 1916 eine furchtbare Gefahr dar¬ 
stellen würde und man deshalb losschlagen solle, solange es noch Zeit sei. 
Diese Warnungen beeindruckten auch den Reichskanzler. Selbst der Kaiser, 
der einen Krieg eigentlich fürchtete, äußerte sich in einem Gespräch 
mit dem Bankier Warburg am 21. Juni 1914 Notizen zufolge im gleichen 
Sinne: 

„Die Rüstungen Rußlands, die großen russischen Bahnbauten waren 
seiner Ansicht nach Vorbereitungen für einen Krieg, der im Jahre 1916 
ausbrechen konnte ... bedrängt von seinen Sorgen, erwog der Kaiser 
sogar, ob es nicht besser wäre, loszuschlagen, anstatt zu warten.“ 77 

Die Rüstungswettläufe im allgemeinen und die Unfähigkeit des Deutschen 
Reiches im besonderen, beim angeschlagenen Tempo gerade auch auf dem 
Gebiet der Heeresrüstung mitzuhalten, trugen somit maßgeblich zur Erzeu¬ 
gung jener Stimmung bei, die die Voraussetzung für den Kriegsausbruch im 
Sommer 1914 bildete. Hier akkumulierte sich nicht nur weiteres Mißtrauen, 
das dem Gegner sogar die Bereitschaft zum Überfall unterstellte, sondern es 
kam zu Panikreaktionen. Wie noch zu zeigen sein wird, erklärt sich aus die¬ 
sem Umstand eine ganze Menge. 

Wie bereits angedeutet, standen die außen- und rüstungspolitischen Ent¬ 
wicklungen in einer engen Wechselbeziehung mit den jeweiligen innenpoliti¬ 
schen Verhältnissen. Außenpolitische Aktivitäten und militärpolitische Maß¬ 
nahmen lassen sich sogar häufig überhaupt nicht verstehen, ohne sie mit 
innenpolitischen Zusammenhängen in Verbindung zu bringen und das ge¬ 
sellschaftliche Umfeld auszuleuchten. 78 An dieser Stelle ist jedoch endgültig 
der Punkt erreicht, wo der Rahmen eines Aufsatzes gesprengt zu werden 
droht. Es ist schlechterdings unmöglich, hier die innenpolitischen Entwick¬ 
lungen auch nur der europäischen Großmächte einigermaßen sinnvoll dar¬ 
zustellen. Eine kurze und auf das Gesamtthema zugespitzte Skizze muß des¬ 
halb genügen. 


77 Warburgs Notizien zitiert nach Zechlin, Krieg, S. 69. Zu Moltkes Sorgen, seinen Praventiv- 
kriegsüberlegungen und deren Wirkung siehe ebd., S. 67-71, sowie Fischer, Krieg, S. 555, 581 f. 
und S. 693. 

78 Die Forschung verfolgt schon seit Jahren diese Richtung und hat dabei wiederholt beein¬ 
druckende Ergebnisse vorgclegt. Einen Klassiker in dieser Hinsicht stellt zweifellos Fischer, 
Krieg dar. Siehe aber auch die schon im Titel programmatische Arbeit von Wolfgang 
J. Mommsen, Domestic Factors in German Foreign Policy beforc 1914. In: Cental European 
History 6, 1973, S. 3-43. Sehr gelungen sind auch die entsprechenden Passagen bei Wehler, Ge¬ 
sellschaftgeschichte, Bd. 3. Ein interessantes Beispiel aus der französischen Forschung liefert 
Pierre Guillen, L’Expansion, 1881-1898, Paris 1984. 
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Es ist wohl kaum zu leugnen, daß alle europäischen Gesellschaften vor 
1914 mehr oder weniger stark ausgeprägte Klassengesellschaften waren. 
Klassenkampf von oben und von unten kennzeichnete die Beziehungen zwi¬ 
schen Bürgertum und Arbeiterschaft. Fast überall spielte der Adel immer 
noch eine starke, mitunter sehr starke Rolle, fühlte sich aber gleichwohl be¬ 
droht. Die verschiedenen kleinbürgerlichen Schichten sahen sich von mehre¬ 
ren Seiten unter Druck, entwickelten aber auch eigene Forderungen und 
suchten häufig in nationalistischen Parolen Zusammenhalt. Hinzu kamen 
noch scharfe Gegensätze zwischen Stadt und Land, konfessionelle Spannun¬ 
gen und Nationalitätenkonflikte. All dem zugrunde lagen tektonische gesell¬ 
schaftliche Verschiebungen, hervorgerufen durch die fortschreitende Indu¬ 
strialisierung, aber auch durch Veränderungen im landwirtschaftlichen 
Produktionsprozeß. Ganz Europa war im Umbruch begriffen, wobei sich al¬ 
lerdings die allgemeinen Lebensbedingungen im Vergleich zu früheren Ge¬ 
nerationen besserten. Es wäre also übertrieben, von einer generellen Krise zu 
sprechen. Doch krisenhafte Erscheinungen waren unverkennbar. 79 Die durch 
die Umbruchphase ausgelöste weit verbreitete Unsicherheit bewirkte jene 
Stimmungsschwankungen und Nervositäten bei Individuen und Gruppen, 
die für die Epoche kennzeichnend waren und maßgeblich zu katastrophalen 
Fehlentscheidungen beitrugen. 80 

Die politischen Autoritäten standen prinzipiell überall auf der Seite der ge¬ 
sellschaftlich dominierenden Schichten, wobei es allerdings zwischen diesen 
Schichten mitunter recht signifikante Differenzen gab. Parlamentarische De¬ 
mokratien im heutigen Sinne gab es noch nicht. Wohl aber existierten parla¬ 
mentarisch verfaßte Oligarchien (Großbritannien) neben relativ offenen 
parlamentarischen Systemen (Frankreich), stark eingeschränkt parlamentari¬ 
schen, halb-autoritären Strukturen (Deutsches Reich und Österreich-Un¬ 
garn) und beinahe unbegrenzten Autokratien (Rußland). In bezug auf die 
politischen Partizipationsmöglichkeiten für die Masse der männlichen Be¬ 
völkerung herrschte ein deutliches West-Ost-Gefälle. Aber Spannungen gab 
es überall. In Großbritannien bemühte sich die liberale Regierung seit 1906 
um Reformen, führte dabei jedoch harte Auseinandersetzungen mit den 
Konservativen und geriet über die Irlandfrage kurz vor dem Krieg in eine 
schwere innenpolitische Krise. In Frankreich war das politische System un¬ 
stabil und geriet 1913/14 über die Einführung der dreijährigen Dienstzeit in 
eine massive Zerreißprobe. Österreich-Ungarn zeigte bereits erste Auflö¬ 
sungserscheinungen und war innenpolitisch kaum noch handlungsfähig. In 
Rußland hatte das Regime des Zaren sich nicht wirklich von der Revolution 
des Jahres 1905 erholt und stand trotz wirtschaftlichen Wachstums und mi- 


79 Neben zahlreichen anderen Überblicksdarstellungen siehe die recht gegensätzlichen Analysen 
bei Eric J. Hobsbawm, The Age of Empire, 1875-1914, London 1987 und Theodor Schicder, 
Staatensystem als Vormacht der Welt, Frankfurt/Main 1977 (= Propyläen Geschichte Europas, 
Bd. 5), S. 219-380. 

80 Im Hinblick auf Deutschland liegt nunmehr eine hochinteressante Arbeit vor. Siche Joachim 
Radkau, Das Zeitalter der Nervosität. Deutschland zwischen Bismarck und Hitler, München 
1998. 
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litärischer Kraftentfaltung auf tönernen Füßen. Zumindest in Österreich- 
Ungarn und Rußland scheint die dortige innenpolitische Dauerkrise die Be¬ 
reitschaft unter den Eliten erhöht zu haben, der Endzeitstimmung durch den 
Schritt zum Krieg zu entkommen. 81 

Auch das politische System im Deutschen Kaiserreich litt unter erhebli¬ 
chen Legitimationsproblemen - mehr als seine westlichen, aber wohl weni¬ 
ger als seine östlichen Nachbarn. Die gesellschaftlichen Spannungen waren 
hier vielleicht besonders stark ausgeprägt. Dabei erwies sich das halbauto¬ 
ritäre System Bismarcks in der Regierungszeit Wilhelms II. als immer weni¬ 
ger funktionsfähig. Der Reichstag gewann an Einfluß, aber nicht an Gestal¬ 
tungskraft. Die einst so mächtige Regierung stand zwar über den Parteien, 
verfügte aber über so gut wie keinen parlamentarischen Rückhalt, weshalb 
Bethmann Hollweg nur noch lavierte, was er beschönigend eine „Politik der 
Diagonale“ nannte. Die innenpolitischen Machtzentren blockierten sich zu 
einem guten Teil gegenseitig. Zum Staatsstreich fehlte den herrschenden Eli¬ 
ten die Kraft, während das liberale Bürgertum zwischen Anpassung und Op¬ 
position pendelte und die Arbeiterbewegung trotz wachsendem Zulauf 
politisch weitgehend ghettoisiert blieb. 82 Als dann auch noch die Sozialde¬ 
mokratie im Jahre 1912 einen überwältigenden Wahlsieg errang, der ihr 
gleichwohl keine parlamentarische Mehrheit verschaffte, stand das System 
am Scheideweg. Die Politik der sekundären Integration durch auftrumpfen¬ 
des Machtgehabe und imperialistisches Prestigestreben war bankrott. Hans- 
Ulrich Wehler bringt die Dinge auf den Punkt, wenn er schreibt: 

„Spätestens seither war klargestellt, daß die innere Reform durch den So¬ 
zialimperialismus nicht länger zu verdrängen war - es sei denn, die 
Reichsleitung nahm, von der Illusion eines kurzen, erfolgreichen Krieges 
fasziniert, das ungeheure Risiko eines .Sprungs ins Dunkle* auf sich.“ 83 

Durchgreifende innenpolitische Reformen waren jedoch angesichts des kon¬ 
servativen Widerstandes bei Hofe, in Regierungskreisen, der Bürokratie, des 
Militärs und in wichtigen Teilen der Gesellschaft nicht zu haben. Blieb also 
nur der Krieg? Rechtsgerichtete Kreise, denen die gesellschaftliche und in¬ 
nenpolitische Entwicklung nicht paßte und die mit der Art und Weise der 
fortschreitenden Modernisierung nicht zurecht kamen, vertraten tatsächlich 
derartige Ansichten. Gerade unter Militärs waren solche Vorstellungen weit 
verbreitet. So meinte General Colmar von der Goltz schon im Jahre 1907: 

Ich wünsche dem deutschen Vaterlande freilich von allen guten Dingen 
zwei, nämlich völlige Verarmung und einen mehrjährigen harten Krieg. 
Dann würde sich das deutsche Volk vielleicht noch einmal wieder erhe¬ 
ben und für Jahrhunderte vor moralischer Auflösung schützen. 84 


81 Lievcn, Russia, und Rauchensteiner, Tod, S. 15-85. 

82 Vgl. die vorzüglichen einschlägigen Passagen bei Mommsen, Bürgerstolz, und Wehler, Gesell- 
schaftsgcschichtc, Bd. 3. 

85 Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3, S. 1141. 

84 Goltz an seinen Kameraden Mudra, 24.8.1907, BA-MA Freiburg, N80/1, Nachlaß Mudra. 
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Und 1912 schrieb er dann: „Völker werden überhaupt nur durch grosse 
Katastrophen überzeugt, wie Kinder durch eine ordentliche Tracht Prü¬ 
gel. “ 85 Noch weiter gingen die rechtsradikalen Agitationsverbände, die zwar 
konservative Zöpfe abschneiden wollten, aber Parlamentarisierungs- und gar 
Demokratisierungstendenzen entschieden ablehnten. Zu ihrem Sprecher 
machte sich der Vorsitzende des Alldeutschen Verbandes, Heinrich Claß, als 
er 1912 eine „Reichsreform“ vorschlug, die auf eine Mischform von Stände¬ 
staat und nationaler Diktatur hinauslief. Zur Durchsetzung dieser Reform 
propagierte er offen Krieg: 

„Oben habe ich die Ansicht bekämpft, daß wir “saturiert“ seien - stellt 
die öffentliche Meinung sich dazu in gleicher Weise, so wird sie auch 
unzweideutig aussprechen: Heer und Flotte sind auch Waffen des An¬ 
griffs, wenn die Sicherung unseres Daseins es verlangt. “ 86 

Auch aus den bürgerlichen Parteien, insbesondere von den Nationallibera¬ 
len, kamen kriegerische Stimmen, auch wenn die Alternative zwischen Re¬ 
formen und einem militärischen Befreiungsschlag hier nur unterschwellig ei¬ 
ne Rolle spielte. Die Reichstagsdebatte über die zweite Marokkokrise von 
1911, die bereits deutlich unter dem Vorzeichen des Wahlkampfes stand, 
zeigte dies in aller Klarheit. Die offene Kriegshetze ging jedoch weiter. So 
forderte der nationalliberale Politiker Edmund Rebmann bei einer aufgereg¬ 
ten Vorstandssitzung seiner Partei im Februar 1913: „Sagen wir wieder ein¬ 
mal dem Volke: Wir haben unsere Waffen, und wir wollen sie brauchen, der 
Teufel soll holen, wenn wir nicht wieder dieselbe Sache erhalten wie im Jah¬ 
re 1870!“ 87 Hetzkampagnen in der bürgerlichen Presse, teilweise von Regie¬ 
rungsstellen inspiriert, kamen noch hinzu. 88 Insgesamt läßt sich somit kaum 
bezweifeln, daß strategische Cliquen unterhalb der Regierungsebene zumin¬ 
dest in den letzten Jahren vor 1914 verschärft zum Krieg trieben. 89 Zugleich 
aber wuchs auch der antimilitaristische Widerstand, wie gerade der sozialde¬ 
mokratische Wahlsieg von 1912 demonstrierte. In dieser innenpolitischen 
Frontstellung kam die ganze Ambivalenz der Lage zum Ausdruck. Krieg 
war auch unter diesen Umständen nicht nötig. Aber die Reichsleitung, der 
die rechtsgerichteten strategischen Cliquen näher standen als die Sozialde¬ 
mokratie, geriet in diesem Prozeß enorm unter Druck. Manchem Beteiligten 
leuchteten die Rufe nach Krieg zudem ein. 


85 Goltz an Oberst Morgen, 20.8.1912, BA-MA Freiburg, N 227/34, Nachlaß Morgen. 

86 Daniel Frymann (i. e. Heinrich Claß), Wenn ich der Kaiser war’. Politische Wahrheiten und 
Notwendigkeiten, Leipzig 1912, S. 104 (Hervorhebung im Original). 

87 Rebmann auf der Sitzung des nationalliberalen Zentralvorstands am 9.2.1913, zitiert nach 
Klaus-Peter Reiss (Hrsg.), Von Bassermann zu Stresemann. Die Sitzungen des nationallibera¬ 
len Zentral Vorstandes, 1912-1914, Düsseldorf 1967, S. 139 f. 

88 Siehe Fischer, Krieg, S. 237-279, 543-564, 650-655 und S. 659. Zur Presse siehe neuerdings 
Bernhard Rosenberger, Zeitungen als Kriegstreiber? Die Rolle der Presse im Vorfeld des Er¬ 
sten Weltkrieges, Köln 1998. Rosenberger kommt zu dem interessanten Schluß, daß die Pres¬ 
se auf indirektem Weg eine regelrechte Kriegsstimmung erzeugte. 

89 Mommsen, Topos, S. 210 f. 



_ Die Ursachen des Ersten Wel t kriege s_ 237 

Auch auf anderen Ebenen läßt sich eine vor allem im Bürgertum weit 
verbreitete Kriegsmentalität nachweisen. So wurden in den letzten Vor¬ 
kriegsjahren Jahrestage und Gedenkfeiern anläßlich von heroisch verklärten 
Kapiteln der preußisch-deutschen Geschichte geradezu zu Festen der 
Kriegsverherrlichung hochstilisiert. Im Nachhinein entsteht hier der Ein¬ 
druck, erhebliche Teile der wilhelminischen Gesellschaft hätten in bezug auf 
Krieg unter so etwas wie einem Wiederholungszwang gestanden. 90 In vielen 
Bereichen der bürgerlichen Kultur war gleichzeitig eine regelrechte Unter¬ 
gangsstimmung vorhanden. Insbesondere junge Literaten des Expressionis¬ 
mus machten ihrem Verdruß über die verknöcherte Gesellschaft durch Her¬ 
beirufen der Apokalypse Luft. Krieg erschien manchen von ihnen, wie etwa 
dem jungen Münchner Schriftsteller Johannes R. Becher, geradezu als Erlö¬ 
sung. 91 Derartige Vorstellungen waren allerdings nicht nur ein deutsches 
Phänomen. Besonders prägnant waren in dieser Hinsicht der italienische Fu¬ 
turismus und seine Führungsfigur Filippo Tommaso Marinetti, die Krieg als 
ästhetische Ausdrucksform der Moderne verherrlichten. Dahinter steckte ein 
alternatives Konzept von Moderne, das in den Faschismus mündete. 92 

Eine ganz erhebliche Triebkraft hinter den kriegsbereiten Mentalitäten 
stellte der im Wilhelminismus wie ein Lauffeuer umsichgreifende Sozialdar¬ 
winismus dar. Diese eher vage Ideologie basierte auf der Darwinschen Na¬ 
turlehre und ihrer Vorstellung vom immerwährenden Existenzkampf der Ar¬ 
ten gegeneinander. Simplifiziert und radikalisiert wurden die biologischen 
Erkenntnisse auf Gesellschaften, Völker, Staaten und Kulturen übertragen — 
ein Vorgang, zu dem übrigens Charles Darwin selbst beigetragen hatte. 93 
Daraus entwickelte sich ein Weltbild, demzufolge alle Völker in einem dau¬ 
ernden „Kampf ums Dasein“ verstrickt seien, den nur die Stärksten überle¬ 
ben würden, also jene Völker, die am kriegstüchtigsten waren. Krieg wurde 
in diesem Zusammenhang nicht nur zu einem natürlichen Phänomen dekla¬ 
riert, sondern erhielt geradezu eine Funktion als „Kulturschöpfer“ zugewie¬ 
sen, weil er angeblich die Völker kräftigte und dem Starken die Möglichkeit 
eröffnete, sich gegenüber dem Schwachen, Dekadenten, zum Absterben Ver¬ 
urteilten durchzusetzen. Mit besonderer Schärfe brachte dies der pensionier¬ 
te General Friedrich v. Bernhardi in seinem berüchtigten Buch „Deutschland 
und der nächste Krieg“ zum Ausdruck. Emphatisch stellte Bernhardi fest. 


90 Siehe den brillianten Aufsatz von Johannes Burkhardt, Kriegsgrund Geschichte? 1870, 1813, 
1756 - historische Argumente und Orientierungen bei Ausbruch des Ersten Weltkrieges. In: 
Burckhardt u. a., Wege, S. 9-86. 

91 Klaus Vondung, Die Apokalypse in Deutschland, München 1988. 

M Siehe Hansgeorg Schmitt-Bergmann, Futurismus. Geschichte, Ästhetik, Dokumente, Reinbek 
bei Hamburg 1993. Zur deutschen Reaktion auf den Futurismus vgl. ders.. Die Anfänge der 
literarischen Avantgarde in Deutschland. Über Anverwandlung und Abwehr des italienischen 
Futurismus. Ein literaturhistorischer Beitrag zum expressionistischen Jahrzehnt, Stuttgart 
1991. Von alternativen Modemitätskonzepten in Deutschland, die teilweise ebenfalls auf 
Kriegsverherrlichung hinausfliefen, handelt das Buch von Thomas Rohkrämer, Eine andere 
Moderne? Zivilisationskritik, Natur und Technik in Deutschland, 1880-1933, Paderborn 1999. 

91 Siehe Charles Darwin, The Descent of Man, New York 1871. 
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„der Krieg ist in erster Linie eine biologische Notwendigkeit“. Das Recht 
habe dabei immer der Stärkere. Der Krieg sei das Mittel zum Rechtsent¬ 
scheid, „der zugleich immer biologisch gerecht entscheidet.“ Deutschland 
müsse sich deshalb freudig auf den nächsten Krieg vorbereiten, dem Kampf 
um Weltmacht oder Niedergang, denn jegliche Friedenspolitik verstoße ge¬ 
gen die Gesetze der Natur. 94 

Bernhardis Äußerungen mögen vielleicht besonders kraß gewesen sein. 
Doch sie waren populär, was allein schon der Erfolg seines Buches zeigte. 95 
Sie wurden schließlich von alldeutschen Kreisen und von vielen Militärs ge¬ 
teilt. Darüber hinaus lassen sich sozialdarwinistische Vorstellungen bei vie¬ 
len bürgerlichen Politikern, bei höchsten Regierungsvertretern, wie etwa 
dem Reichskanzler Bethmann Hollweg und gerade auch beim Kaiser nach- 
weisen. Der Sozialdarwinismus schuf eine wesentliche geistige Grundlage 
dafür, daß die Entscheidungsträger des Sommers 1914 den Krieg aus Fatalis¬ 
mus heraus oder sogar mit freudiger Erwartung herbeiführten. % 

All dies war sicherlich nicht nur auf Deutschland beschränkt. 97 Es wäre 
deshalb voreilig, hier von einem deutschen Sonderweg zu sprechen. Aber ge¬ 
rade im deutschen Fall treten die Tendenzen kriegsbereiter Mentalitäten be¬ 
sonders deutlich zutage, nicht zuletzt wohl deshalb, weil sie relativ gut er¬ 
forscht sind. 

Insgesamt zeigt die Untersuchung der längerfristigen Kriegsursachen, daß 
die Katastrophe des Jahres 1914 die Menschen nicht aus heiterem Himmel 
traf. Viele Faktoren trugen dazu bei eine Situation entstehen zu lassen, in der 
es nur noch weniger Schritte bedurfte, den allgemeinen Krieg auszulösen. 
Aber war der Krieg deshalb unvermeidlich? Die Frage zu stellen, heißt sie zu 
verneinen. Es gab schließlich starke gegenläufige Tendenzen, die sich hätten 
durchsetzen können, wenn die politischen und militärischen Führungen Eu¬ 
ropas das nur gewollt hätten. Denn die Entscheidung über Krieg und Frie¬ 
den lag unter den damaligen Verhältnissen immer noch bei ihnen. Es bleibt 
zu untersuchen, warum sie im entscheidenden Moment für Krieg optierten. 

3. Ein gewollter Krieg? 

Wie bereits angedeutet, stieg die Spannung in Europa in den letzten Jahren 
vor 1914 immer weiter an. So rief auch der erste Balkankrieg eine schwer¬ 
wiegende Krise zwischen den europäischen Großmächten hervor. Die Re¬ 
gierung Österreich-Ungarns war fest entschlossen, den siegreichen Serben ei¬ 
nen Adriahafen zu verwehren und schreckte auch vor Kriegsdrohungen 


94 Friedrich von Bernhardi, Deutschland und der nächste Krieg, Stuttgart 1912, Zitate S. 11 und 
S. 17 (Hervorhebungen im Original). 

95 Bis 1914 erreichte das Buch immerhin neun Auflagen. Fischer, Krieg, S. 343 f. 

96 Siehe hierzu die mit zahlreichen Literaturangaben versehene Darstellung bei Wehlcr, Gesell- 
schaftsgeschichte, Bd. 3, S. 1081-1085. 

97 So war etwa der Sozialdarwinismus nicht nur im deutschen Offizierkorps verbreitet, sondern 
ist beispielsweise auch bei britischen und französischen Offizieren nachweisbar. Siehe Storz, 
Kriegsbild, besonders S. 79-96. 
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nicht zurück. Die russische Regierung stärkte Serbien den Rücken und traf 
erste Kriegsvorbereitungen. Dies wiederum alarmierte die Führung in Ber¬ 
lin, wo Generalstabschef Moltke von verdeckten russischen Mobil¬ 
machungsmaßnahmen sprach. Am 2. Dezember 1912 hielt Bethmann Hollweg 
eine Rede im Reichstag, in der er sich demonstrativ auf die Seite Österreich- 
Ungarns stellte und Rußland vor einem Angriff warnte. Besorgt fragte dar¬ 
aufhin die französische Regierung bei ihren Partnern in St. Petersburg und 
London an, ob sie im Kriegsfälle auf der Seite Frankreichs stünden. Die La¬ 
ge war ernst. In dieser Situation hielt es die britische Regierung für ange¬ 
bracht, die deutsche Reichsleitung vor übereilten Schritten zu warnen. Ge¬ 
genüber dem deutschen Botschafter Lichnowsky stellte Kriegsminister 
Haldane unmißverständlich klar, daß Großbritannien nicht tatenlos Zusehen 
werde, wenn deutsche Armeen Frankreich überrannten. Die Drohung wirk¬ 
te. In den folgenden Wochen gelang es dem diplomatischen Zusammenspiel 
zwischen London und Berlin, die unmittelbare Krise zu entschärfen. 98 

Haldanes Intervention hatte jedoch noch eine andere, zweifellos nicht be¬ 
absichtigte Folge. Als Wilhelm II. am Morgen des 8. Dezember den Bericht 
Lichnowksys über Haldanes Warnungen las, gingen ihm die Nerven durch. 
In Hektik verfallend zitierte er die militärischen Spitzen zu einer Krisenbe¬ 
sprechung um 11:00 Uhr ins Schloß. Den versammelten Admiralen und Ge¬ 
neralen erklärte der aufgeregte Monarch, daß „England“ nun sein wahres 
Gesicht gezeigt habe. Es sei deshalb notwendig, daß Heer und Marine sich 
auf einen Krieg vorbereiteten. Daraufhin ergriff Moltke das Wort und er¬ 
klärte: „Ich halte einen Krieg für unvermeidlich und: je eher, desto besser.“ 

Dem widersprach jedoch Admiral v. Tirpitz, der um den Bestand seiner 
Flotte im Kampf gegen die überlegene Royal Navy fürchtete. Unter Hinweis 
auf den strategisch notwendigen Ausbau des Kaiser-Wilhelm-Kanals bat er 
um eine Verschiebung des Krieges um anderthalb Jahre. In der Zwischenzeit 
könne man ja das Heer verstärken. Dabei und bei der Anregung, die Bevöl¬ 
kerung propagandistisch auf den großen Krieg vorzubereiten, blieb es. 99 

Die historische Bedeutung des „Kriegsrats“ vom 8. Dezember 1912 ist in 
der Forschung bis heute heftig umstritten. Als Ausgangspunkt der Debatte 
darf man dabei wohl die auffällige zeitliche Übereinstimmung zwischen dem 
von Tirpitz erbetenen Aufschub um anderthalb Jahre und dem tatsächlichen 
Kriegsausbruch betrachten. Für Fritz Fischer, John Röhl und viele andere 
stellt der Kriegsrat dementsprechend ein zentrales Ereignis dar. Fortan habe 
die Reichsleitung und die militärische Führung zielbewußt auf den großen 


n Eine genaue Darstellung dieser Vorgänge findet sich bei Zechlin, Krieg, S. 115-159. 

** Die wichtigste Quelle über diese Krisensitzung waren zunächst die Aufzeichungen Admiral 
v. Müllers. Siehe: Walter Görlitz (Hrsg.), Der Kaiser... Aufzeichungen des Chefs des Marine¬ 
kabinetts Admiral Georg Alexander v. Müller über die Ära Wilhelms 11., Göttingen 1965, 
S. 124 f. In der Zwischenzeit sind aber noch weitere interessante Quellen aufgetaucht, die Mül¬ 
lers Bericht im Prinzip bestätigen, aber auch zusätzliches Licht auf die Unterredung werfen. 
Siehe hierzu insbesondere: Fischer, Krieg, S. 232-235, und Bernd F. Schulte, Europäische Kri¬ 
se und Erster Weltkrieg. Beitrage zur Militarpolitik des Kaiserreichs, 1871-1914, Frank¬ 
furt/Main 1983, S. 18-23. 
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Krieg hingearbeitet und auf vielen Gebieten - etwa in der Pressepolitik, bei 
der Rüstung, in wirtschaftlicher und finanzieller Hinsicht - systematische 
Kriegsvorbereitungen getroffen. Der Krieg sei demnach gewollt und von lan¬ 
ger Hand vorbereitet gewesen. 100 

Demgegenüber haben Kritiker auf die schwankende Haltung des Kaisers, 
die immer noch auf Verständigung mit Großbritannien ausgerichtete Politik 
des Kanzlers und die generelle Unfähigkeit der wilhelminischen Polykratie 
zu jeglicher langfristigen Planung hingewiesen. Kriegsvorbereitungen, die ab 
Anfang 1913 tatsächlich stattfanden, waren unsystematisch und zudem das 
natürliche Resultat des sich beschleunigenden Krisenkarussels. Die Bedeu¬ 
tung des Kriegsrats sei weit überschätzt und liege vor allem in weiteren rü¬ 
stungspolitischen Maßnahmen. Der Krieg sei keineswegs eine seit Dezember 
1912 abgemachte Sache gewesen. 101 Der Historikerstreit um den Kriegsrat ist 
zugleich eine Auseinandersetzung um die kurzfristigen Ursachen des Ersten 
Weltkrieges. Im Mittelpunkt dieser Auseinandersetzungen steht die deutsche 
Politik, denn die Forschung ist sich weitgehend darüber einig, daß der 
Schlüssel für die Entscheidung zum Krieg in Berlin lag. 

Wenn auch die Bewertung der deutschen Politik in dieser Phase umstrit¬ 
ten ist, so steht doch fest, daß der Handlungsspielraum der Regierung Beth- 
mann Hollweg zwischen 1912 und 1914 immer enger wurde. Innenpolitisch 
blockierte sich das gesamte System gegenseitig. Im Reichstag besaßen die So¬ 
zialdemokraten zwar die relative Mehrheit, waren jedoch als Oppositions¬ 
partei weitgehend isoliert. Die bürgerlichen Parteien waren heillos zerstrit¬ 
ten. Insgesamt war das Parlament zwar einflußreicher geworden, besaß 
jedoch kaum Möglichkeiten zur aktiven Politikgestaltung. In der Öffentlich¬ 
keit lieferten sich alte und neue Militaristen, Rechtsradikale, Konservative, 
politische Katholiken, Liberale und Sozialdemokraten heftige Auseinander¬ 
setzungen, die schon fast an einen geistigen Bürgerkrieg grenzten. Demge¬ 
genüber zogen Regierungsbehörden und Bürokratie nicht etwa an einem 
Strang, sondern verstrickten sich in Ressortkämpfe und Intrigen. Nicht viel 
anders sah es im Militär aus. Über allem thronte ein seit der Daily-Tele- 
graph-Affäre angeschlagener Kaiser, dessen Wankelmut und Arbeitsscheu ein 
polykratisches Chaos heraufbeschworen. 102 Außenpolitisch war die Lage 


100 Siehe etwa Fischer, Krieg, S. 232-247, und die gesamte folgende Darstellung in diesem Buch. 
Außerdem: John C. G. Röhl, Admiral von Müller and the Approach of War, 1911-1914. In: The 
Historical Journal 12, 1969, S. 651-673; ders. Die Generalprobe. Zur Geschichte und Bedeutung 
des .Kriegsrates" vom 8. Dezember 1912. In: Industrielle Gesellschaft und politisches System. 
Beiträge zur politischen Soziaigeschichte. Festschrift für Fritz Fischer zum 70. Geburtstag, 
hrsg. v. Dirk Stegmann, Bernd-Jürgen Wendt u. Peter Christian Win. Bonn 1978, S. 357-373; 
Adolf Gasser, Der deutsche Hegemonialkrieg von 1914. In: Deutschland in der Weltpolitik des 
19. und 20. Jahrhunderts. Festschrift für Fritz Fischer zum 65. Geburtstag, hrsg. v. Imanuel 
Geiss u. Bernd-Jürgen Wendt. Düsseldorf 1973, S. 307-340; Schulte, Krise, S. 15-44. 

101 Vgl. Zechlin, Krieg, S. 115-159; Wolfgang J. Mommsen, Domcstic Factors in German Foreign 
Policy before 1914. In: Imperial Gcrmany, hrsg. v. James J. Sheehan. New York 1976, S. 223- 
268; ders., Bürgerstolz, S. 495-499, und Förster, Militarismus, S. 252-255. 

102 Eine glänzende zusammenfassende Analyse der wilhelminischen Polykratie findet sich bei 
Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3, S. 1000-1004. 
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festgefahren. Das Reich verfügte nur noch über schwache oder gar unzuver¬ 
lässige Bündnispartner, sah sich aber von einer mächtigen Koalition einge¬ 
kreist. Die Annäherungsversuche an Großbritannien kamen nicht vom 
Fleck, während kolonialpolitische Erfolge ausblieben. Stattdessen schien 
das bedrohliche Potential Frankreichs und Rußlands immer mehr anzu- 
wachsen. 103 Lag es da nicht nahe, den Gordischen Knoten zu zerschlagen 
und einen Ausweg im Krieg zu suchen? 

Es ist umstritten, ob die Reichsleitung bis zum Frühjahr 1914 tatsächlich 
ernsthaft mit dem Gedanken an Krieg spielte. Unbestritten aber ist, daß sich 
in den politischen Führungsetagen Äußerungen häuften, die eine fast schon 
fatalistische Kriegserwartung zum Ausdruck brachten. Vor diesem Hinter¬ 
grund konnte das Drängen einflußreicher Persönlichkeiten, endlich loszu¬ 
schlagen, erhebliche Wirkung erzielen. Eine derartige Persönlichkeit war Ge¬ 
neralstabschef Moltke. Bereits im Kriegsrat hatte er ja betont, daß er einen 
baldigen Krieg für angebracht hielt. Er stand damit ganz in der Tradition sei¬ 
ner Vorgänger, die seit 1875 wiederholt zum Krieg gedrängt hatten. 10 * Im 
Frühjahr 1914 ergriff er erneut die Intitiative. Am 20. Mai fand im Neuen 
Palais in Potsdam ein Empfang statt. Die Rückfahrt nach Berlin nutzte Molt¬ 
ke zu einem längeren Gespräch mit dem Staatssekretär des Auswärtigen Am¬ 
tes v. Jagow. Laut Jagows Aufzeichungen hatte Moltke dabei folgendes mit¬ 
zuteilen: 

„Die Aussichten in die Zukunft bedrückten ihn schwer. In 2 bis 3 Jahren 
werde Rußland seine Rüstungen beendet haben. Die militärische Über¬ 
macht unserer Feinde wäre dann so groß, daß er nicht wüßte, wie wir 
ihrer Herr werden könnten. Jetzt wären wir ihnen noch einigermaßen 
gewachsen. Es blieb seiner Ansicht nach nichts übrig, als einen Präven¬ 
tivkrieg zu führen, um den Gegner zu schlagen, solange wir den Kampf 
noch einigermaßen bestehen könnten. Der Generalstabschef stellte mir 
demgemäß anheim, unsere Politik auf die baldige Herbeiführung eines 
Krieges einzustellen.“ ,05 

Frühere Präventivkriegsforderungen des Generalstabs waren von der politi¬ 
schen Führung immer abgewiesen worden. Doch diesmal machten sie offen- 


103 Zu all dem siehe die gelungene Darstellung bei Mommsen, Burgerstolz, S. 413-535. 

104 Zu den Präventivkriegsforderungen des alten Moltke siehe Stig Förster, Optionen der Krieg¬ 
führung im Zeitalter des .Volkskrieges“. Zu Helmuth von Moltkes militärisch-politischen 
Überlegungen nach den Erfahrungen der Einigungskriege. In: Militärische Verantwortung in 
Staat und Gesellschaft. 175 Jahre Generalsubsausbildung in Deutschland, hrsg. v. Detlef Bald. 
Koblenz 1986, S. 83-108. Vgl. auch Karl-Emst Jeismann, Das Problem des Präventivkriegs im 
europäischen Staatensystem mit besonderem Blick auf die Bismarckzeit, Freiburg 1957. Im 
Hinblick auf Moltkes Nachfolger Graf Waldersee siehe: Heinrich Otto Meisner (Hrsg.), 
Denkwürdigkeiten des General-Feldmarschalls Alfred Grafen Waldersee, 3 Bdc., Stuttgart 
1923, vor allem die Eintragungen ab 1886. Zu Schlieffens Kriegstreibercien während der er¬ 
sten Marokkokrise siehe: Heiner Raulff, Zwischen Machtpolitik und Imperialismus. Die 
deutsche Frankreichpolitik, 1904-1906, Düsseldorf 1976, S. 126-130. 

105 Aufzeichnungen Jagows zitiert nach Fischer, Krieg, S. 584. 
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bar Eindruck. Angesichts der drohenden Niederlage im kontinentalen Rü¬ 
stungswettlauf erschienen Moltkes Sorgen nicht ganz unbegründet. Vor al¬ 
lem aber Moltkes Feststellung, daß man jetzt noch Krieg mit einiger Aus¬ 
sicht auf Erfolg führen könne, verfehlte ihre Wirkung nicht. Bethmann 
Hollweg behauptete später jedenfalls, daß seine ganze Politik im Sommer 
1914 auf diesem Versprechen des Generalstabs beruht habe. 106 

Am 28. Juni fielen dann die fatalen Schüsse von Sarajewo. Wenige Tage 
später, am 5. Juli, stellte Wilhelm II. gegenüber dem Botschafter der Donau¬ 
monarchie seinen Blankoscheck an Österreich-Ungarn aus. Mit Serbien, das 
für das Attentat auf Thronfolger Franz Ferdinand verantwortlich gemacht 
wurde, müsse nun abgerechnet werden. Das Deutsche Reich werde seinem 
Bündnispartner auch bei einer russischen Intervention treu zur Seite stehen. 
Noch am gleichen Tag segnete der Reichskanzler diese Haltung ab. Die 
Bombe begann zu ticken. 

Doch nun ereignete sich etwas Merkwürdiges. Der Kaiser trat seine ge¬ 
plante Nordlandreise an, führende Minister und Militärs nahmen ihren Ur¬ 
laub, und der Generalstabschef blieb auf Kur. Fischer hält diesen Vorgang für 
ein Täuschungsmanöver, um die Welt in Sicherheit zu wiegen. 107 Es ist je¬ 
doch nicht genau bekannt, ob die politischen und militärischen Spitzen 
während der nun folgenden Wochen in dauerndem und engem Kontakt mit 
Berlin standen. Wenig wahrscheinlich ist zudem, daß die Führung die 
Hauptstadt ausgerechnet in einer Phase verlassen hätte, in der die Her¬ 
beiführung eines allgemeinen Krieges vorgesehen war. Angesichts der tradi¬ 
tionellen Rivalität zwischen militärischen und politischen Stellen erscheint es 
schließlich kaum denkbar, daß Moltke, Tirpitz und die anderen Militärs 
Bethmann Hollweg die Geschäfte ohne weiteres überlassen hätten, wenn sie 
mit Sicherheit einen Krieg erwartet hätten. Es liegt vielmehr die Vermutung 
nahe, daß die militärischen Spitzen der politischen Führung - schon gar nicht 
dem als schwach geltenden Kanzler - einfach nicht zutrauten, wirklich ernst 
zu machen. 

Bethmann aber nutzte seinen plötzlichen Handlungsspielraum zu einer 
machiavellistischen Intrige. Während er die Wiener Regierung unablässig 
zum Losschlagen gegen Serbien drängen ließ, denn die Zeit sei günstig, leite¬ 
te er in Berlin Vorbereitungen für den Mobilmachungsfall ein. Doch es dau¬ 
erte sehr lange, bis der Verbündete sich zu einer Aktion durchrang. Erst am 
23. Juli erging ein Ultimatum an Serbien, das von dort auch noch geschickt 
ausweichend beantwortet wurde. Österreich-Ungarn rüstete gleichwohl zum 
Krieg und wurde dabei von Berlin unterstützt. Bethmann hintertrieb nun al¬ 
le Vermittlungsvorschläge des britischen Außenministers Grey, um dem 
Bündnispartner seinen Krieg gegen Serbien zu ermöglichen. Am 28. Juli er- 


106 Eintragung von Kurt Riezler, dem engsten Mitarbeiter Bcthmanns, in sein Tagebuch, 
25.5.1915. Siehe Karl Dietrich Erdmann (Hrsg.), Kurt Riezler, Tagebücher, Aufsatze, Doku¬ 
mente, Göttingen 1972, S. 274 f. Hierbei handelt es sich um jenen Teil der Riezler-Tagebüchcr, 
dessen Autenzität unbestritten ist. 

107 Fischer, Krieg, S. 692. 
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folgte dann tatsächlich die Kriegserklärung. Europa stand am Rande der all¬ 
gemeinen Katastrophe. 

Über die Hintergründe von Bethmanns Vorgehen wurde und wird in der 
Forschung heftig gestritten. Angesichts der erdrückenden, dokumentarisch 
belegten Beweislast kann zwar nicht mehr ernsthaft bezweifelt werden, daß 
Bethmanns Politik entscheidend zur Heraufbeschwörung der Kriegskrise 
beitrug. Doch die Meinungen über Bethmanns Motivation und Zielsetzung 
gehen weit auseinander. Eine gemäßigte Linie vertritt Wolfgang J. Momm- 
sen, der Bethmann zugesteht, bis zum 28. Juli allenfalls einen begrenzten 
Balkankrieg angestrebt zu haben, um den Bündnispartner zu sichern und 
womöglich die entente zu sprengen. Bethmann habe jedoch mit dem Feuer 
gespielt und verloren. Klaus Hildebrand geht weiter, wenn er Bethmanns Po¬ 
litik vorwirft, das Risiko eines großen Krieges wegen der allgemein verfahre¬ 
nen Lage bewußt in Kauf genommen zu haben. Fritz Fischer schließlich 
meint, Bethmann habe von vornherein den großen Krieg anvisiert, zwar un¬ 
ter dem Vorwand des Präventivgedankens, doch objektiv als regelrechte Ag¬ 
gression. 108 

All dies sind Fragen der Interpretation und manchmal vielleicht auch der 
Spekulation. Tatsache ist aber, daß Bethmann im Verlauf der Julikrise das Ri¬ 
siko eines großen Krieges nicht mehr scheute. Schließlich hatte er ja schon 
vor Beginn der Krise seiner fatalistischen Befürchtung Ausdruck verliehen, 
man steuere auf einen Weltkrieg zu. Zurückhaltung erschien ihm unter die¬ 
sen Umständen wohl nicht mehr angebracht. Insofern hat Bethmann ganz im 
Geiste der weitverbreitenden Kriegsstimmung gehandelt. Bezeichnend ist 
aber auch, daß er außer der Zerstörung der entente keine konkreten Kriegs¬ 
ziele verfolgte. Selbst Fischer ist es schließlich nicht gelungen, derartige Zie¬ 
le beim Kanzler für die Zeit vor dem Kriegsausbruch nachzuweisen. 109 

Andererseits würde es zu kurz greifen, Bethmann als Opfer der Zwänge 
seines Amtes darzustellen. Er verfügte durchaus über Wahlmöglichkeiten, 
denn trotz aller Probleme bestand keine unbedingte Notwendigkeit zu ei¬ 
nem Krieg. Niemand hatte Bethmann gezwungen, Europa bis an den Rand 
der allgemeinen Katastrophe zu treiben. 

Tatsache ist aber auch, daß Bethmann im entscheidenden Moment nicht 
mehr allein bestimmen konnte. In den Tagen nach dem Ultimatum an Serbi¬ 
en waren die führenden Männer nach Berlin zurückgekehrt. Der Kaiser nahm 
wieder seine gewohnt schwankende Rolle ein und richtete viel Unheil an. 
Maßgeblichen Einfluß nahm nun aber die Armeeführung. Vom 28. Juli an 


IM Vgl. Mommsen, Bürgerstolz, S. 535-557; Hildebrand, Reich, S. 302-304; Fischer, Krieg, 
S. 682-738. 

I0 * Im Mittelpunkt von Fischers Argumentation im Hinblick auf Bethmanns Kriegszieie stand 
immer das sogenannte Septemberprogramm von 1914. Es handelte sich hierbei jedoch um ei¬ 
nen Forderungskatalog, der erst nach Kriegsausbruch im Moment des scheinbar schon er¬ 
rungenen Sieges formuliert wurde. Bethmanns undurchsichtige Politik im Juli 1914 laßt sich 
mit dieser Quelle jedoch nicht im Nachhinein rationalisieren. Zum Septemberprogramm sie¬ 
he Fischer, Griff, S. 113-119. 
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drängten Generalstabschef Moltke und Kriegsminister Falkenhayn, den sich 
andeutenden russischen Kriegsvorbereitungen mit eigenen Mobilmachungs¬ 
maßnahmen zu begegnen, was angesichts der operativen Planungen die Aus¬ 
lösung des Krieges bedeutete. Bethmann versuchte zu bremsen, um Rußland 
als Angreifer erscheinen zu lassen. Nur so, meinte er, konnten die deutsche 
Öffentlichkeit und vor allem die Sozialdemokraten davon überzeugt werden, 
das Reich führe einen Verteidigungskrieg. Zwar gelang es ihm in der Tat, die 
Generale solange hinzuhalten, bis Rußland durch die Ausrufung der Gene¬ 
ralmobilmachung den nötigen Vorwand lieferte. Doch durch sein prinzipiel¬ 
les Eingehen auf die Wünsche der Armee hatte der Kanzler bereits vorher je¬ 
de Chance zur Umkehr verloren. Dahin hatte es seine Politik in der Julikrise 
gebracht, daß er nach dem 28. Juli zunehmend in die Anhängigkeit von mi¬ 
litärischen Sachzwängen geriet. Aber vielleicht hatte er es ja auch nicht anders 
gewollt. Am 31. Juli wurden der „Zustand drohender Kriegsgefahr“ verkün¬ 
det und ein Ultimatum an Rußland, sowie eine „Anfrage“ an Frankreich ab¬ 
gesandt. Am nächsten Tag erging dann der Mobilmachungsbefehl. Die Sache 
war entschieden. Der Automatismus von Mobilmachung, Aufmarsch, Hand¬ 
streich gegen Lüttich und Krieg war jetzt nicht mehr aufzuhalten. 110 

Daß die Generale nun den von ihnen seit langem geforderten Krieg beka¬ 
men, hätte sie eigentlich glücklich machen müssen. Tatsächlich war der Jubel 
unter vielen Offizieren groß, als der Kriegsausbruch feststand. 111 Aber aus¬ 
gerechnet Generalstabschef Moltke, dessen Präventivkriegsforderungen so¬ 
viel zur Entstehung der Julikrise beigetragen hatten, hatte massive Zweifel. 
Bereits am 28. Juli hatte er zwar den Reichskanzler zu militärischen Kriegs¬ 
vorbereitungen aufgefordert, doch gleichzeitig machte er deutlich, daß er ei¬ 
nen „Weltkrieg“ befürchtete, „der die Kultur fast des gesamten Europas auf 
Jahrzehnte hinaus vernichten wird.“ 112 Diese Aussicht beunruhigte Moltke 
nun doch sehr. In der Nacht zum entscheidenden 31. Juli erklärte er gegen¬ 
über Major von Haeften: 

„Dieser Krieg wird sich zu einem Weltkriege auswachsen, in den auch 
England eingreifen wird. Nur Wenige können sich eine Vorstellung über 
den Umfang, die Dauer und das Ende dieses Krieges machen. Wie das 
alles enden soll, ahnt heute niemand.“ 

Haeften zufolge war Moltke in der entscheidenden Phase der Julikrise gera¬ 
dezu verzweifelt und empfand die Last der Verantwortung als unerträg¬ 
lich. 113 Moltkes zwiespältige Haltung fiel auch Kriegsminister von Falken- 


1,0 Zum Verlauf der letzten Tage der Julikrisc siehe etwa die akribische Darstellung bei Fischer. 
Krieg, S. 709-724. 

111 Ebd., S. 721-724. Siehe auch die Aufzeichungen des bayerischen Militärbevollmächtigten 
v. Wenninger vom 31. Juli, in: Schulte, Krise, S. 207. 

IIJ Moltke an Bethmann, 28.7.1914, „Zur Beurteilung der politischen Lage“, abgedruckt in: Eliza 
v. Moltke (Hrsg.), Generaloberst Helmuth von Moltke, Chef des Generalstabes der Armee. 
Erinnerungen, Briefe, Dokumente, 1877-1916, Stuttgart 1922, S. 3-7. 

,u BA-MA Freiburg, N 35/1, Nachlaß Hans von Haeften, „Meine Erlebnisse aus den Mobilm¬ 
achungstagen 1914“. 
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hayn auf, der selbst rückhaltlos für Krieg eintrat. In seinem hochinteressan¬ 
ten Tagebuch, dessen Entdeckung wir Holger Afflerbach verdanken, notier¬ 
te er am 30. Juli, nach Tagen der Klage über Moltkes ambivalentes Auftreten: 
„Moltke spricht sich in sehr entschiedener Weise für den Krieg sans phrase 
aus. Seine Stimmungswechsel sind kaum oder gar nicht zu erklären.“" 4 Zu¬ 
mindest bei einigen Führungspersönlichkeiten scheint der ursprünglich ge¬ 
wollte Krieg in dem Moment Skrupel ausgelöst zu haben, in dem er sich ma¬ 
terialisierte. Dies mag auch für Bethmann gegolten haben. Jedenfalls notierte 
das Protokoll des Preußischen Staatsministeriums über die Sitzung vom 30. 
Juli folgende düstere Äußerung: 

„Der Herr Ministerpräsident betonte zum Schluß, daß alle Regierungen - 
einschließlich Rußlands - und die große Mehrheit der Völker an sich 
friedfertig seien - aber es sei die Direktion verloren und der Stein ins 
Rollen geraten.“ 115 

Die ambivalenten Haltungen Bethmanns und vor allem Moltkes deuten an, 
daß die kurzfristigen Ursachen des Ersten Weltkrieges Züge des Absurden 
trugen. Beide Männer hatten entscheidend dazu beigetragen, den Krieg her¬ 
beizuführen. Insbesondere Moltke hatte den großen Krieg offen gefordert. 
Doch nun, wo er da war, hätte sich der Generalstabschef anscheinend am 
liebsten verkrochen, weil die Last der Verantwortung ihn schier erdrückte. 
Er war sich nicht mehr sicher, ob er den ursprünglich gewollten Krieg noch 
immer wollte. Auch aus Bethmanns Auftreten in den letzten Tagen der Kri¬ 
se spricht Unsicherheit. Vor diesem Hintergrund bleibt es einigermaßen rät¬ 
selhaft, welche Motive das merkwürdige Verhalten jener Führungspersön¬ 
lichkeiten nun tatsächlich bestimmten. Diese Frage wird sich vielleicht nie 
ganz beantworten lassen. 116 

Auch im Lande war die Stimmung ambivalent. In der - häufig verklärten - 
Erinnerung an die frühen Augusttage 1914 ist das Bild von überwältigender 
Kriegsbegeisterung und der fast einstimmigen Kampfbereitschaft der Nation 
haften geblieben. Die Jubelszenen vor den Schlössern deutscher Monarchen 
waren in der Tat nicht etwa bestellt. Doch diese Bilder täuschten. Begeistert 
waren in erster Linie junge Männer, meist bürgerlicher Herkunft. Neuere Stu¬ 
dien zeigen aber, daß die große Masse der Bevölkerung dem Geschehen eher 
skeptisch gegenüberstand. Sorge, Angst, mitunter sogar Hysterie scheinen 
überwogen zu haben. Ende Juli waren ja schließlich noch Hundertausende 


1,4 Holger Afflerbach, Falkenhayn. Politisches Denken und Handeln im Kaiserreich, München 
1994, S. 159. 

Ils Geheimes Staatsarchiv-Berlin, B.III. 2b. Nr.6, Akten betreffend die Staatsministerialen Sit¬ 
zungs-Protokolle, Bd. 163, 1914. 

Auf die kaum noch erklärbare Diskrepanz zwischen der Sorge vor einer allgemeinen Kata¬ 
strophe und der gleichwohl vorhandenen Bereitschaft zum Krieg, die sowohl bei Bethmann 
als auch bei der militärischen Führung hervortrat, weist neuerdings ein interessanter Aufsatz 
hin. Siehe: Jost Dülffer, Die zivile Reichsleitung und der Krieg. Erwartungen und Bilder, 
1890-1914. ln: Gestaltungskraft des Politischen. Festschrift für Eberhard Kolb, hrsg. v. Wolf¬ 
ram Pyta u. Ludwig Richter. Berlin 1998, S. 11-28, besonders S. 26-28. 
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dem Aufruf der Sozialdemokratie zu Anti-Kriegsdemonstrationen gefolgt. 
Auch wenn Bethmanns Desinformationspolitik hier wohl einen gewissen 
Stimmungsumschwung bewirkte, so dürfte die Masse der Kriegsgegner inner¬ 
lich wohl kaum innerhalb von Tagen zu Kriegsenthusiasten geworden sein. Bei 
den ahnungsvollen Sorgen, die viele Menschen beseelten, mögen die in den 
vorausgegangenen Jahren immer wieder öffentlich bekundeten Warnungen vor 
einer allgemeinen Katastrophe im Falle eines Großkrieges ihre Spuren hinter¬ 
lassen haben. Mit Sicherheit aber kann keine Rede davon sein, die Masse der 
Deutschen habe 1914 den Krieg gewollt. Vielmehr wurden die Menschen, die 
die Köpfe hinhalten mußten, nicht gefragt, sondern systematisch belogen. 117 

Nicht nur in Berlin, sondern auch in anderen europäischen Hauptstädten 
löste der Kriegsausbruch Jubelszenen aus. Überall wurde die Einheit der Na¬ 
tion oder der Untertanen im Angesicht angeblich unprovozierter Aggression 
beschworen. Überall wurde zur Verteidigung des Vaterlandes aufgerufen. 
Wie im Deutschen Reich, so meldeten sich auch in anderen Staaten scharen¬ 
weise vor allem junge Männer freiwillig zu den Waffen. Dennoch überwog 
hier ebenfalls die Skepsis. So hat die Forschung inzwischen herausgefunden, 
daß es etwa in Frankreich zu Massenprotesten gegen den Krieg kam, 
während in Großbritannien stummes Entsetzen weit verbreitet war. Es läßt 
sich somit kaum mehr behaupten, daß die Völker Europas mehrheitlich mit 
Begeisterung in den Krieg gezogen seien. Es handelte sich auch nicht um ei¬ 
nen Zug der Lemmige, der willenlos dem Abgrund entgegengestrebt wäre. 
Vielmehr ließ sich wirksamer Widerstand nicht organisieren, zumal die so¬ 
zialistische Internationale versagte, so daß kriegsbegeisterte Minderheiten die 
Oberhand behielten." 8 

Entscheidend war aber auch bei allen anderen Großmächten, daß es den 
politisch-militärischen Führungsetagen gelang, die Bevölkerung ihrer Länder 
unter Kontrolle zu behalten, sie über die wirklichen Kriegsursachen im Dun¬ 
keln zu lassen und - zu Recht oder zu Unrecht - den Verteidigungskrieg zu 
propagieren. Dabei hatten die Führungsspitzen aller Großmächte einen 
mehr oder weniger großen Anteil an der Auslösung des Krieges. In Öster¬ 
reich-Ungarn hatte es lange Zeit Streit zwischen den führenden Persönlich¬ 
keiten darüber gegeben, ob man tatsächlich einen Krieg riskieren sollte. 
Nicht zuletzt aufgrund des Drucks aus Berlin setzte sich aber dann die Posi¬ 
tion des Generalstabschefs durch, der unbedingt gegen Serbien losschlagen 
wollte und dafür sogar den allgemeinen Krieg in Kauf nahm. 119 Auch in der 


117 Siehe hierzu exemplarisch die hochinteressante Detailstudie von Christian Geinitz und Uta 
Hintz, Das Augusterlebnis in Südbaden: Ambivalente Reaktionen der deutschen Öffentlich¬ 
keit auf den Kriegsbeginn 1914. In: Hirschfeld u.a., Kriegserfahrungen, S. 20-35. Als Gesam¬ 
tüberblick vgl. die gelungene Untersuchung bei Volker Ullrich, Die nervöse Großmacht, 1871- 
1918. Aufstieg und Untergang des deutschen Kaiserreichs, Frankfurt/Main 1997, S. 263-269. 

118 Für Frankreich siehe Jean-Jacques Becker, 1914: Comment les Francais sont entres dans la 
guerre, Paris 1977. Als differenzierenden Überblick vgl. Ferguson, Pity, S. 174-211. 

119 Siche hierzu etwa Günther Kronenbittcr, Bundesgenossen? Zur militärischen Kooperation 
zwischen Berlin und Wien 1912 bis 1914. In: Bernecker u. Dotterweich, Deutschland, S. 143- 
168 und ders., »Nur los lassen“. 
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russischen Führung gelang es den Scharfmachern allen Widerständen zum 
Trotz, den wankelmütigen Zaren davon zu überzeugen, daß das Maß voll 
und die Zeit der Zurückhaltung vorüber sei. Rußland könne nicht erneut 
zurückweichen, sondern müsse kämpfen. 120 Die französische Staatsspitze 
wurde von der Zuspitzung der Julikrise überrascht und war in der entschei¬ 
denden Phase kaum handlungsfähig, da die führenden Männer sich auf der 
Rückreise aus St. Petersburg befanden. Doch der französische Botschafter 
am Zarenhof handelte wohl in ihrem Sinne, als er die russische Kriegspartei 
in Sorge um den Zusammenhalt des Bündnisses noch bestärkte. 121 So hatten 
auch die Entscheidungsträger der anderen kontinentalen Großmächte wenig 
getan, um den Krieg zu verhindern. Ja, es läßt sich mit guten Gründen be¬ 
haupten, daß nur wenige von ihnen den Krieg scheuten. Zumindest die 
Führungen in Wien und St. Petersburg scheinen den Krieg letztlich sogar ge¬ 
wollt zu haben. Aber sie wären wohl kaum so weit gekommen, wenn die 
deutsche Politik die Julikrise nicht auf die Spitze getrieben hätte. 122 

Von allen beteiligten Großmächten hatte Großbritannien am wenigsten 
Interesse an einem allgemeinen Krieg. Doch angesichts der Lage auf dem 
Kontinent konnte die britische Regierung wenig tun, um die Katastrophe zu 
verhindern. Die Vermittlungsversuche von Außenminister Grey fruchteten 
jedenfalls wenig. Allerdings stellte die britische Diplomatie sich nicht gerade 
geschickt an, wenn sie gegenüber der deutschen Reichsleitung einerseits 
Warnungen ausstieß und andererseits bemüht war, sich eine Flintertür offen 
zu lassen. So konnte in Berlin die Illusion entstehen, Großbritannien würde 
sich im Ernstfall vielleicht doch neutral verhalten. Als der Kriegsausbruch 
dann Realität geworden war, stellte sich für die britische Regierung allerdings 
die Frage, ob man denn wirklich mit aller Macht eingreifen wollte. Die Mei¬ 
nungen darüber gingen im Kabinett weit auseinander, zumal die liberale Re¬ 
gierungspartei mehrheitlich gegen Krieg war. Man war ja auch nicht vertrag¬ 
lich zur Bündnistreue verpflichtet. Doch das innere Kabinett war zum 
Kriegseintritt entschlossen, um die balance of power in Europa und die bri¬ 
tischen Überseeinteressen zu sichern. Grey führte deshalb einige seiner Ka¬ 
binettskollegen, das Parlament, die Öffentlichkeit und seine Partei hinters 
Licht, um die Beteiligung am Krieg möglich zu machen. Der deutsche Über¬ 
fall auf das neutrale Belgien bot hierfür einen glänzenden Vorwand. Es läßt 
sich jedoch mit guten Gründen fragen, ob der Kriegseintritt wirklich im na¬ 
tionalen Interesse Großbritanniens lag. Schließlich bestand kein Zwang, sich 
auch noch in die allgemeine Katastrophe zu stürzen und damit den Bestand 
des Empires auf Spiel zu setzen. 123 


120 Siche etwa Lievcn, Russia, S. 141-151. Vgl. auch L. C. F. Turner, The Russian Mobilisation in 
1914. In: The War Plans of the Great Powers, 1880-1914, hrsg. v. Paul M. Kennedy. Boston 
2 1985, S. 199-221. 

121 Vgl. Krumeich, Aufrüstung, S. 256-271. 

122 Bis zu diesem Punkt findet sich die wohl beste zusammenfassende Darstellung der Julikrise 
immer noch bei Joll, Origins, S. 9-33. 

123 Siche hierzu die umstrittenen, aber doch recht einleuchtenden Thesen bei Ferguson, Pity, be¬ 
sonders S. 157-168. 
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Gerade das britische Beispiel zeigt, daß die Frage nach dem gewollten 
Krieg sich nicht ganz eindeutig beantworten läßt. Selbst Politiker, die den 
Krieg nicht angestrebt hatten, wollten sich seiner Sogkraft nicht entziehen, 
nachdem er bereits ausgebrochen war. Die Führungen mehrerer anderer 
Mächte, so etwa jene des Osmanischen Reiches, Bulgariens, Italiens und 
Rumäniens folgten später diesem fragwürdigen Beispiel. Umgekehrt nahmen 
auch die bewußten Kriegstreiber eine ambivalente Haltung ein. Es wäre je¬ 
doch verfehlt, all dies aus den Zwängen der Bündnissysteme und der Logik 
der Aufmarschpläne erklären zu wollen. Es gab keine Kraft, größer als Men¬ 
schenmacht, die den Krieg unvermeidlich werden ließ. Die persönliche Ent¬ 
scheidung und damit die persönliche Verantwortung lag trotz aller Zwänge 
immer noch bei den Beteiligten. Daß sie sich in dieser Lage von egozentri¬ 
schen Machtspielen und abstrakten Ehrbegriffen statt von ihrer Verantwor¬ 
tung für das Leben von Millionen leiten ließen, mag vielleicht mentalitätsge¬ 
schichtlich erklärbar sein, nicht aber unter Hinweis auf angeblich 
übergeordnete Interessen. 


4. Ein geplanter Krieg f 

Die Verhaltensweise der deutschen Führung im Verlauf der Julikrise ist in 
der Forschung immer wieder unter Hinweis auf die operative Planung des 
Generalstabs erklärt worden. Maßgeblich sei der Schlieffenplan gewesen, der 
die überwältigende Anzahl der deutschen Truppen auf dem rechten An¬ 
griffsflügel gegen Westen konzentrierte und unter Bruch der belgischen, ur¬ 
sprünglich auch noch der niederländischen Neutralität den französischen Fe¬ 
stungsgürtel nördlich umgehen wollte, um die gesamte Armee Frankreichs 
in einer gigantischen Kesselschlacht zu vernichten. Ziel sei die Niederwer¬ 
fung Frankreichs innerhalb weniger Wochen gewesen. Deshalb auch habe 
der Generalstab die Ostfront weitgehend entblößt. Die drohende Niederlage 
im kontinentalen Wettrüsten und das Erstarken Rußlands habe die Durch¬ 
führung des Schlieffenplans jedoch gefährdet, was die Präventivkriegsforde¬ 
rungen Moltkes im Vorfeld der Julikrise erkläre. Die unbedingt notwendige 
Einhaltung des Zeitplans beim Aufmarsch, der den deutschen Armeen einen 
Vorsprung verschaffen sollte, habe dann am Ende der Krise die dringenden 
Forderungen des Generalstabs zum sofortigen Losschlagen hervorgerufen. 
Die mit dem Schlieffenplan verbundene Illusion des kurzen Krieges und die 
Hoffnung auf den Sieg im Zweifrontenkrieg habe aber auch der deutschen 
Führung die notwendige Zuversicht gegeben, es auf einen Krieg ankommen 
zu lassen. 124 

In einem anderen Sinne als im Zusammenhang mit dem umstrittenen 
Kriegsrat wird somit die Frage aufgeworfen, ob der Erste Weltkrieg tatsäch¬ 
lich das Ergebnis vorbereitender Planung war. Arbeitete der Generalstab 
wirklich auf ein konkretes Szenario hin, dessen Realisierung er im Sommer 

124 Hierzu und zur folgenden Darstellung insgesamt siehe ausführlich Stig Förster, Der deutsche 

Generalstab und die Illusion des kurzen Krieges, 1871-1914. Metakritik eines Mythos. In: 

Burkhardt u. a., Wege, S. 115-158. Der Aufsatz erschien zuerst in: MGM 54, 1995, S. 61-95. 
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1914 ins Werk zu setzen suchte? Sind hier vielleicht die unmittelbaren Ursa¬ 
chen des Weltkriegs zu finden? Ein genauerer Blick auf die Arbeit des Gene¬ 
ralstabs läßt auch hier Zweifel aufkommen. 

In den Jahren nach 1871 hatten sich führende deutsche Militärs mit dem 
Wandel des modernen Kriegsbildes auseinandergesetzt. Der ältere Moltke 
und einige seiner Schüler waren dabei zu dem Ergebnis gekommen, daß die 
Zeit der kurzen und kontrollierbaren Kabinettskriege vorüber war. Der lang¬ 
wierige Volkskrieg sei der Krieg der Zukunft. Angesichts des Zweifronten¬ 
krieges stellte dies für das Deutsche Reich jedoch eine massive strategische 
Bedrohung dar, da unter diesen Umständen wenig Aussicht bestand, wenig¬ 
stens einen der beiden Gegner schnell niederzuwerfen. Gerade deshalb aber 
versuchte Schlieffen in seinem Aufmarschplan von 1905/06, um jeden Preis 
den schnellen Sieg über Frankreich durch überlegene Vorausplanung doch 
noch zu ermöglichen. Es handelte sich aber um einen Versuch der Quadratur 
des Kreises, militärisch unausgegoren und auf Glückszufälle spekulierend.' 25 

Schlieffens Nachfolger, der jüngere Moltke, hegte da wenig Illusionen. Be¬ 
reits 1905 meinte er gegenüber dem Kaiser sogar im Hinblick auf einen Krieg 
gegen Frankreich alleine: 

„Es wird ein Volkskrieg werden, der nicht mit einer entscheidenden 
Schlacht abzumachen sein wird, sondern der ein langes, mühevolles Rin¬ 
gen mit einem Lande sein wird, das sich nicht eher überwunden geben 
wird, als bis seine ganze Volkskraft gebrochen ist, und der auch unser 
Volk, selbst wenn wir Sieger sein sollten, bis auf äußerste erschöpfen 
wird.“ 126 

Dementsprechend akzeptierte er zwar einige operative Grundprinzipien des 
Schlieffenplans, doch grundsätzlich richtete er sich auf einen längeren Krieg 
ein. Dies zeigten bereits seine eigenen Planungen, die etwa vom Bruch der 
niederländischen Neutralität absahen, weil man das Land als „Luftröhre“ für 
den deutschen Außenhandel benötige. Moltke gab also operative Vorteile aus 
der Hand, um die deutsche Kriegswirtschaft zu stärken. Hätte er mit einem 
kurzen Krieg gerechnet, wäre er wohl kaum auf diese Idee verfallen. 127 Zu¬ 
dem kam die seit Frühjahr 1910 jährlich überarbeitete Studie der nachrich¬ 
tendienstlichen Abteilung des Generalstabs zu dem Schluß, daß eine Einkes¬ 
selung und Vernichtung der französischen Millionenarmee, wie im 
Schlieffenplan vorgesehen, schlechterdings undurchführbar sei. 128 In mehre¬ 
ren Eingaben und Denkschriften insistierte Moltke dementsprechend, daß 
nicht mit einer kurzen Kriegsdauer zu rechnen sei. Ähnlich sahen es auch 


us Ebd., S. 121-142. 

,2< ’ Moltke berichtete über die Unterredung beim Kaiser in einem Brief an seine Frau vom 
29.1.1905, abgedruckt in: Moltke, Generaloberst, S. 308. 

127 Förster, Generalstab, S. 142 f. 

128 Großer Generalstab, 3. Abteilung, Mai 1910 ( berichtigt 9.11.1912, für Mobilmachung 
1913/14, April 1914), Geheim!, „Aufmarsch und operative Absichten der Franzosen in einem 
zukünftigen deutsch-französischen Kriege“, BA-MA Freiburg, PH3/256. 
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viele andere Experten. Die Großoffensive tief nach Frankreich hinein, an der 
Moltke grundsätzlich festhielt, war demzufolge nur noch der Eröffnungszug 
in einem langwierigen Krieg, um das Kampfgeschehen so weit wie möglich 
von den wirtschaftlich so wichtigen westlichen Gebieten des Reiches fernzu¬ 
halten. 129 

Moltke gelang es allerdings nicht, die systematische Vorbereitung auf ei¬ 
nen langen Krieg durchzusetzen. Der größte Teil seiner dementsprechenden 
Forderungen blieb im bürokratischen Behördenwirrwarr das Kaiserreichs 
stecken. Das Kriegsministerium hintertrieb aus Sorge um die Homogenität 
der Truppe die vollständige Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht. Ge¬ 
gen die Rüstungsforderungen des Generalstabs standen zudem lange Zeit die 
Marine und die innenpolitische Unmöglichkeit einer durchgreifenden 
Reichsfinanzreform. An den Finanzen scheiterten auch Wünsche nach einer 
ausreichenden Munitionsvorsorge. Forderungen nach einer gründlichen 
wirtschaftlichen Kriegsvorbereitung wurden ebenfalls vom Ressortegoismus 
anderer Behörden blockiert. 130 

Unter diesen Umständen provozierte die Führung des Reiches im Som¬ 
mer 1914 einen Krieg, für den es weder wirtschaftlich vorbereitet noch aus¬ 
reichend gerüstet noch institutionell organisiert war. Nicht einmal konkre¬ 
te Kriegsziele waren vorhanden. Vor allem aber existierte keinerlei 
irgendwie kohärente Gesamtkriegsplanung, die gewisse Siegesaussichten 
eröffnet hätte. Selbst die operative Planung des Generalstabs glich eher dem 
sprichwörtlichen Stochern mit der Stange im Nebel als einem weiterrei¬ 
chenden militärischen Kalkül. Angesichts dessen bleibt einstweilen uner¬ 
klärlich, wieso Moltke dennoch wiederholt zum Präventivkrieg drängte. 
Verständlicher wird allerdings, warum er in den letzten Julitagen 1914 so 
sehr schwankte, sah er doch einen furchtbaren Krieg kommen, in dem - 
wie er wußte - das Reich kaum über Aussichten auf einen Sieg zu erträgli¬ 
chen Kosten verfügte. 

Die merkwürdigen Widersprüche zwischen mangelnder Kriegsvorberei¬ 
tung, dem Fehlen einer halbwegs stringenten militärischen Planung und dem 
gleichzeitigen Drängen nach möglichst sofortigem Losschlagen waren kei¬ 
neswegs eine deutsche Besonderheit. Auch der österreichische Generalstabs¬ 
chef verlangte den Krieg, ohne über ein brauchbares operatives Konzept, 
ausreichende Ressourcen, klare Ziele und ein kriegsbereites Land zu verfü¬ 
gen. 131 Nicht viel anders sah es in Rußland aus, wo die Armeespitze den Za¬ 
ren zu einem fast aussichtslosen und schlecht vorbereiteten Krieg nötigte. 132 
Zumindest in diesen beiden Fällen traten somit ähnliche Phänomene wie im 
Deutschen Reich auf. Auch die operativen Planungen in Frankreich waren 


,w Förster, Generalstab, S. 146-151. 

150 Ebd., S. 152-155; Förster, Militarismus, S. 216-226, und insgesamt Lothar Burchardt, Frie¬ 
denswirtschaft und Kriegsvorsorge. Deutschlands wirtschaftliche Rüstungsbestrebungen vor 
1914, Boppard 1968. 

151 Siehe Kronenbitter, „Nur los lassen“, S. 167-173. 

IM Lieven, Russia, S. 101-118 und S. 141-151. 
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alles andere als überzeugend, was die Armeeführung nicht daran hinderte, 
Optimismus zu verbreiten. 133 

Insgesamt führt die Rolle der europäischen Armeeführungen bei der Ver¬ 
ursachung des Ersten Weltkrieges uns nun endgültig ins Reich des Absurden. 
Gerade am deutschen Beispiel läßt sich zeigen, daß Kriegsbild, operative Pla¬ 
nung und der Wille zum Losschlagen nicht zusammenpaßten. Jene kühl-ra¬ 
tionale Denk- und Vorgehensweise, derer sich insbesondere Generalstabsof¬ 
fiziere so gerne rühmten, war hier kaum noch zu finden. Es wird weiterer 
Forschungen bedürfen, um diesem Phänomen auch auf internationaler Ebe¬ 
ne genauer nachzuspüren. Doch zumindest für die deutsche Armeeführung 
läßt sich bereits jetzt festhalten, daß dieser Krieg wohl gewollt, aber nicht ge¬ 
plant war. 

Erklärungen für diesen frappanten Widerspruch können nur mentalitäts¬ 
geschichtlicher Art sein. Denn es scheint, daß der Krieg für viele führende 
Offiziere sozialdarwinistischer Selbstzweck war und militärisch-politisches 
Kalkül eine untergeordnete Rolle spielte. Generalfeldmarschall Colmar von 
der Goltz sprach wohl manchem seiner Kameraden aus der Seele, wenn er 
nach dem Kriegsausbruch an General Mudra schrieb: „Mein liebster teurer 
Freund, Ja! Jetzt gehts aufs Ganze. Schade daß es so spät kam - gut, daß es 
nicht später gekommen ist.“ 134 Noch Mitte November 1914, als die Blüte der 
deutschen Armee schon verblutet war, schrieb Goltz erneut an Mudra, daß, 
wenn es nach ihm ginge, es überhaupt keinen Frieden mehr zu geben brau¬ 
che. Mudras Randbemerkung hierzu lautete: „Richtig!“ 133 

Moltke suchte derweil Trost für die Niederlage an der Marne, indem er je¬ 
ne Weitsicht beschwor, die wohl die entscheidende geistige Grundlage für die 
Herbeiführung des Krieges gebildet hatte: 

„Dieser Krieg, den wir jetzt führen, war eine Notwendigkeit, die in der 
Weltentwickelung begründet ist. Unter ihrem Gesetz stehen die Völker 
wie die einzelnen Menschen. Wenn diese Weltentwickelung, die man ge¬ 
wöhnlich als Weltgeschichte bezeichnet, nicht vorhanden wäre, wenn sie 
nicht vom Weltentwickelungsplan aus nach höheren Gesetzen geleitet 
geleitet würde, wäre die Entwickelungstheorie, die man in bezug auf die 
Lebewesen der Erde anerkennt, auf das höchste Lebewesen, den Men¬ 
schen, in seiner Zusammenfassung als Volk, nicht anwendbar. Dann wä¬ 
re die Weltgeschichte nichts weiter als das wirre Ergebnis von Zufällig¬ 
keiten, und man müßte ihr jede planvolle Entwickelung abstreiten. Daß 
aber eine solche stattfindet, lehrt meiner Ansicht nach die Geschichte 
selber. Sie zeigt, wie die Kulturepochen sich in fortschreitender Folge 
ablösen, wie jedes Volk seine bestimmte Aufgabe in der Weltentwicke¬ 
lung zu erfüllen hat und wie diese Entwickelung sich in aufsteigender 
Linie vollzieht. 


33 Siehe hierzu S. R. Williamson, Joffre Reshapes French Strategy, 1911-1913. In: Kennedy, War 
Plans, S. 133-154. 

33 Goltz an Mudra, 15.8.1914, BA-MA Freiburg, N 80/1, Nachlaß Mudra. 

35 Goltz an Mudra, 9.11.1914, ebd. 
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So hat auch Deutschland seine Kulturaufgabe zu erfüllen. Die Erfüllung 
solcher Aufgaben vollzieht sich aber nicht ohne Reibungen, da immer 
Widerstände zu überwinden sind; sie können nur durch Krieg zur Ent¬ 
faltung kommen. Wollte man annehmen, daß Deutschland in diesem 
Kriege vernichtet würde, so wäre damit das deutsche Geistesleben, cas 
für die spirituelle Weiterentwickelung der Menschheit notwendig ist, 
und die deutsche Kultur ausgeschaltet; die Menscheit würde in ihrer Ge¬ 
samtentwickelung in unheilvollster Weise zurückgeworfen werden.“ 1 ' 6 


134 Helmuth von Moltke, Betrachtungen und Erinnerungen, November 1914. In: Moltke, Gene¬ 
raloberst , S. 8-23, Zitat S. 13 f. 



Kriegsausbruch 1939 

Der Wille zum Krieg und die Krise des internationalen Systems 


von 

KLAUS-JÜRGEN MÜLLER 

Nach 1945 gab es keine Kriegschulddiskussion vergleichbar der nach dem 
Ersten Weltkrieg. Die Lage war eindeutig: Hitlers Kriegswille war offen¬ 
sichtlich, statt „Kriegsausbruch“ lag hier eine „Kriegs-Entfesselung“ vor. 

Bereits 1954 hatte der Schweizer Historiker Walter Hofer mit dem Titel 
seines einflußreichen Buches „Die Entfesselung des Zweiten Weltkrieges“ 
diese Auffassung klassisch formuliert. Er schrieb, daß dieser Krieg „lange ge¬ 
plant, genau vorbereitet und schließlich bewußt ausgelöst“ worden sei. Das 
entsprach der zeitgenössischen Einschätzung des britischen Premierministers 
Neville Chamberlain, der am 1. September 1939 vor dem House of Com¬ 
mons sagte: „Die Verantwortung für diese schreckliche Katastrophe liegt auf 
den Schultern eines einzigen Mannes, des deutschen Kanzlers, der nicht ge¬ 
zögert hat, die Welt ins Elend zu stürzen, um seinem sinnlosen Ehrgeiz zu 
frönen.“ 1 In der deutschen wie in der internationalen Forschung gibt es kei¬ 
nen Dissens darüber, daß alle einschlägigen Quellen aus jener Zeit Hitlers 
absoluten Kriegswillen belegen. 2 An diesem Befund gibt es keinerlei Zweifel. 
Damit könnte man es bewenden lassen. 

Allerdings: ein Mann allein konnte nicht die ganze Welt in Brand setzen, 
da mußte schon weiteres Brandmaterial vorhanden sein. Daher wurde 
die Hofersche Betrachtungsweise bald kritisiert. Man wandte ein, sie 
berücksichtige nicht die Strukturen, welche die Handlungsräume und 
-möglichkeiten geboten bzw. begrenzt hätten. Es wurde daher ein um¬ 
fassender Erklärungsrahmen gesucht. 3 So hat Ludwig Dehio den Zwei¬ 
ten Weltkrieg in die Geschichte des europäischen Staatensystems einge- 

1 Harold Nicolsen (Hrsg.), Tagebücher und Briefe 1930-41, Frankfurt/M. 1969, S. 342. 

1 Die Motivationen und die Ursprünge des HitJerschen Konzeptes sollen hier nicht erörtert 
werden. Es wird diesbezüglich auf die einschlägige Hitler-Literatur (Bullock, Jäckel, Fest, 
Kershaw) verwiesen. Vgl. auch Gerhard Schreiber, Hitler. Interpretationen 1923-1983. Ereig¬ 
nisse, Methoden und Probleme der Forschung, Darmstadt 1984, und Marie-Luise Recker, Die 
Außenpolitik des Dritten Reiches, München 1990 (= Enzyklopädie deutscher Geschichte, 
Bd. 8, speziell „Grundprobleme und Tendenzen der Forschung“). 

1 Knapper Überblick über die Forschungsentwicklung bei Bernd-Jürgen Wendt, Großdeutsch¬ 
land. Außenpolitik und Kriegsvorbereitung des Hitler-Regimes, München 1987 (= Deutsche 
Geschichte der neuesten Zeit vom 19. Jahrhunden bis zur Gegenwart, dtv 4518), S. 212-235; 
M.-L. Recker, Außenpolitik, und Andrew J. Crozier, The Causes of the Second World War, 
Oxford 1997 (= History of the Contemporary World), Kap. 10: Interpretation and the Chan- 
ging View. Eine ältere, aber immer noch nützliche Zusammenstellung repräsentativer Aufsät¬ 
ze zur Kriegsursachenforschung: Gottfried Niedhart (Hrsg.), Kriegsbeginn 1939. Entfesse¬ 
lung oder Ausbruch des Zweiten Weltkrieges? Darmstadt 1976 (= Wege der Forschung 
Bd. 374). 
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bettet. 4 Er stellte ihn unter das Gegensatzpaar von Hegemonie und Gleich¬ 
gewicht und sah ihn in einer Linie mit dem seit dem 16. Jahrhundert ge¬ 
führten europäischen Hegemonialkrieg. Für ihn war der Zweite Weltkrieg 
der letzte dieser Hegemonialkriege, in dem die angelsächsischen Seemächte 
erneut die Hegemoniebestrebungen einer kontinentalen Macht, des Deut¬ 
schen Reiches, zunichte machten. Gegenüber einer politisch-moralischen 
Individualerklärung wie jener von Hofer war diese Erinnerung an die Kri¬ 
senbewegungen des europäischen Staatensystems ein Fortschritt; insbeson¬ 
dere, da der Autor die germanozentrische Perspektive hinter sich ließ. 5 
Dennoch konnte auch dieser Ansatz auf Dauer nicht befriedigen. Er blieb 
noch zu sehr im eurozentrischen Rahmen und nahm die Globalität des Ge¬ 
schehens nicht hinreichend in den Blick. 

Anfang der sechziger Jahre haben daher jüngere Historiker einige neue 
Konzeptionen zum Zweiten Weltkrieg zu entwickeln versucht. 6 Sie wollten 
die Globalität des Geschehens mit bestimmten Kategorien durchschaubar 
und damit erklärbar machen. Sehen wir uns eines dieser Konzepte 7 an, um 
uns das Grundmuster dieser Erklärungsansätze deutlich zu machen: 

Nach dieser Konzeption handelte es sich im Zweiten Weltkrieg um die 
Auseinandersetzung zwischen regionalen Hegemonialkonzepten und uni¬ 
versalen Ordnungskonzeptionen. Regionale Hegemonialbestrebungen wur¬ 
den von drei Mächten repräsentiert: Japan strebte ab 1931 die Errichtung der 
sogenannten Großostasiatischen Wohlstandssphäre an. Italien zielte seit 1935 
auf die Errichtung eines mittelmeerisch-afrikanischen „Imperio Romano“. 
Hitler-Deutschland schließlich legte zwischen 1933-39 die Grundlagen für 
die Eroberung eines kontinentalen „Großgermanischen Reiches deutscher 
Nation“ (wie Himmler es einmal bezeichnet hat) in Mittel- und Osteuropa. 
Alle drei expansiven Mächte strebten dabei auch die Bildung von autarken 
Großwirtschaftsräumen an. 


4 Ludwig Dehio, Gleichgewicht oder Hegemonie. Betrachtungen über ein Grundproblem der 
neueren Staatengeschichte, München 1948 (Neuausgabe mit einem Nachwort von Klaus Hild¬ 
ebrand, Zürich 1996), sowie ders., Deutschland und die Weltpolitik im Zwanzigsten Jahrhun¬ 
dert, München 1955. 

i Der auf dem damals neuesten Forschungssund beruhende erste Band .Ursachen und Voraus¬ 
setzungen des Zweiten Weltkrieges" des vom Mihtargeschichtlichen Forschungsamt hrsg. Rei¬ 
henwerkes Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, Stuttgart 1979, beschrankt sich im 
Prinzip auch auf eine germanozentrische Analyse. 

4 Hans-Adolf Jacobsen, Zur Konzeption einer Geschichte des Zweiten Weltkrieges 1939-1945. 
F.inführung und Disposition, ln: Aus Politik und Zeitgeschichte 1962, S. 469-483, sowie ders., 
Zur Konzeption einer Geschichte des Zweiten Weltkrieges 1939-1945. Disposition mit kriti¬ 
scher Auswahlbibliographie, Frankfurt/M. 1964, und ders.. Der Zweite Weltkrieg. Grundzüge 
der Politik und Strategie in Dokumenten, Frankfurt/M. 1964; Klaus-Jürgen Müller, Gedanken 
zum Problem einer Geschichtsschreibung über den Zweiten Weltkrieg. In: Wehrwissenschaft¬ 
liche Rundschau 1962, S. 434-651 und S. 729-736. Dazu die Hinweise in Andreas Hillgruber, 
Hitlers Strategie. Politik und Kriegführung 1940-1941, München J 1982. Eberhard Jäckel hat 
diesen Ansatz unter Verarbeitung neuerer Erkenntnisse spater noch einmal aufgegriffen: Der 
gleichzeitige Eintritt in die Weltpolitik. In: Eberhard Jäckel, Umgang mit Vergangenheit, Stutt¬ 
gart 1989. 

7 Ich folge hier meinen in vorstehender Anmerkung aufgeführten Aufsätzen. 
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Diesen Konzeptionen standen seit 1917 die beiden neu in die Welt¬ 
politik eingetretenen und miteinander rivalisierenden universalen Weltord¬ 
nungskonzepte gegenüber. Sie bildeten die großen antagonistischen Alterna¬ 
tiven: Auf der einen Seite war es das Konzept der liberalen Demokratie und 
des ungeteilten und freien Welthandels, repräsentiert vornehmlich durch die 
angelsächsischen Seemächte, auf der anderen Seite die Sowjetunion, die das 
Konzept der bolschewistischen Weltrevolution und der globalen Errichtung 
einer sozialistischen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung vertrat. 

Die regionalen Hegemoniebestrebungen der drei genannten Mächte riefen 
die Gegenwehr der angelsächsischen Mächte hervor, und damit flössen sie 
1941 zu einem Weltkonflikt zusammen. Durch den deutschen Angriff auf die 
Sowjetunion kam es temporär zum Zusammenspiel der beiden „Flügelmäch¬ 
te Europas“, zur „stränge alliance“ von Mächten, welche einander aussch¬ 
ließende Universalkonzepte repräsentierten. Diese hier nur grob skizzierten 
Interpretationen gingen über den älteren, rein germanozentrischen, hoch¬ 
gradig politisch-moralischen Ansatz Hofers und jenen überwiegend euro¬ 
zentrischen Dehios entschieden hinaus. 8 Aber auch sie genügten nicht, stell¬ 
ten sie doch, wie die kritische Diskussion dieser Konzeptionen zeigte, allzu 
sehr auf die ideologisch-konzeptionelle Seite der machtpolitischen Auseinan¬ 
dersetzung ab. 9 Außerideologische und andere nicht konzeptionelle Ursa¬ 
chenbündel wurden vernachlässigt. Anfang der 70er Jahre entwickelte sich 
daher eine Gegenbewegung, welche - oft genauso einseitig - innenpolitische, 
insbesondere ökonomische Faktoren als primär kriegsauslösend herausstell¬ 
te. Exemplarisch könnte man hier die Thesen des Oxford-Historikers Tim 
Mason nennen. 10 Danach hatte die forcierte Aufrüstungs- und Wirtschaftspo¬ 
litik Hitlers das Reich bis 1939 in eine ökonomisch ausweglose Lage gebracht, 
welche die Legitimation des Systems zu unterminieren drohte. Als Ausweg 
blieb nur noch ein Raub- und Eroberungskrieg übrig. Solche Erklärungs¬ 
ansätze, teilweise mit neomarxistischen Analyse-Elementen angereichert, re¬ 
kurrierten also auf interne, speziell auf sozioökonomische Faktoren. Damit 
glichen sie die Defizite der oben genannten Ansätze aus, verabsolutierten in¬ 
dessen ihrerseits die von ihnen herausgestellten Faktoren. 11 


* Einem globalen Ansatz folgt auch Gerhard L. Weinberg, Eine Welt in Waffen. Die globale Ge¬ 
schichte des Zweiten Weltkrieges, Stuttgart 1995, der jedoch bzgl. Hitler das ideologische und 
personalistische Moment stark betont. 

9 Extremes Beispiel ist Eberhard Jäckel, Hitlers Weltanschauung. Entwurf einer Herrschaft, 
Stuttgart '1986, und ders., Hitlers Herrschaft. Vollzug einer Weltanschauung, Stuttgart 2 1988. 

10 Tim Mason, Social Policy in the Third Reich, Oxford 1953, und ders., Intention and Explanation. 
A Current Controversy about the Interpretation of National Socialism. In: Der Führerstaat. My¬ 
thos und Realität, hrsg. v. Gerhard Hirschfeld u. Lothar Kettenacker. Stuttgart 1981, S. 38 ff.; ders.. 
Innere Krise und Angriffskrieg. In: Wirtschaft und Rüstung am Vorabend des Zweiten Weltkrie¬ 
ges, hrsg. v. F. Forstmeier u. H. E. Volkmann. Düsseldorf 1975, sowie ders.. Einige Ursprünge des 
Zweiten Weltkrieges. In: Niedhart, Kriegsbeginn 1939, S. 94-123. Vgl. auch Jost Dülffer, Der Be¬ 
ginn des Krieges 1939. Die innere Krise und das Michtesystem. In: GG 2, 1976, S. 443-470. 

11 Zur Kritik an Masons Ansatz: Richard J. Overy, War and Economy in the Third Reich, Ox¬ 
ford 1994, S. 205 ff., und Gerald Weinberg, Deutschlands Wille zum Krieg. Die internationa¬ 
len Beziehungen 1937-39. In: Nationalsozialistische Diktatur 1933-1945. Eine Bilanz, 
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Seither hat sich die Forschung auf breiter Linie differenziert und variati¬ 
onsreich entwickelt. Sie erlaubt keine eindimensionalen Erklärungsansätze 
mehr. Heute besteht eine komplexe Erkenntnis- und Kenntnislage 12 , die uns 
zwingt, die vielfältigen Dimensionen des Geschehens zu berücksichtigen, da¬ 
bei aber nicht die relative Offenheit der Entwicklung zu übersehen: Die in¬ 
nenpolitischen Strukturbedingungen - wie Wirtschaft und Gesellschaft, Eli¬ 
ten, Mentalitäten etc., die Strukturkrise des internationalen Systems 13 , die 
konkreten Situationen und kontingenten Konstellationen, aber auch das Ge¬ 
wicht weiter zurückliegender Entwicklungsmomente sind zu beachten, wie 
etwa die Auswirkungen des Ersten Weltkrieges, dieser - wie George Kennan 
gesagt hat - „Ur-Katastrophe des Jahrhunderts“. In dem uns vorgegebenen 
Rahmen können diese Faktoren allerdings nicht alle in gleicher Ausführlich¬ 
keit behandelt werden. 


I. 

Betrachten wir die innenpolitischen Strukturbedingungen der Hitlerschen 
Kriegspolitik. 

Da sind zunächst bestimmte gesamtgesellschaftliche Dispositionen zu nen¬ 
nen, wie der virulente Revisionismus, der sich darin ausdrückte, daß nahezu 
die gesamte Nation bis in die extreme Linke hinein (wenngleich aus unter¬ 
schiedlichen Motiven) die Niederlage von 1918 nicht akzeptierte und daher 
auf Abschüttelung dessen, was man im Zeitjargon die „Fesseln von Versail¬ 
les“ nannte, bestand. Dieses Nichtakzeptieren der militärischen Niederlage 
ist nicht unbedingt etwas speziell Deutsches. 1940 haben de Gaulle und die 
französische Resistance sich ebenfalls geweigert, den militärischen Zusam¬ 
menbruch ihres Landes zu akzeptieren, ja selbst in Teilen der Waffenstill¬ 
standsarmee Vichys lebte die Idee weiter, den Kampf irgendwann unter ver¬ 
änderten Bedingungen wiederaufzunehmen und die Ergebnisse der 
Niederlage revidieren zu können. 

Ebenso zu nennen ist die Militarisierung einer Gesellschaft, in der das Mi¬ 
litär und das Kriegerische ohnehin bereits einen hohen gesellschaftlichen 
Stellenwert besaßen. Der Erste Weltkrieg hatte diese mentale Disposition der 
Gesellschaft noch in hohem Maße gesteigert. Es kam zu einer formalen wie 
inhaltlichen Militarisierung der Politik. Gewaltsamkeit paramilitärisch orga- 


hrsg. v. Karl Dietrich Bracher, Manfred Funke u. Hans-Adolf Jacobscn. Opladen, -1978, und 
Ludolf Herbst, Die Krise des NS-Regimes. Zu den Thesen von T. W. Mason. In: Vicrtcljahrs- 
hefte für Zeitgeschichte 26, 1978, S. 347-392. Vgl. M.-L. Rccker, Außenpolitik, S. 87 f. 

12 Eine Zusammenfassung des bis zum 50. Jahrestag des Kriegsausbruches erreichten Standes der 
Forschung geben die damals herausgebrachten Sammelbände wie: Klaus Hildebrand, Jürgen 
Schmädcke u. Klaus Zcmack (Hrsg.), 1939. An der Schwelle zum Weltkrieg. Die Entfesselung 
des Zweiten Weltkrieges und das internationale System, Berlin 1990; Helmut Altrichtcr u. Jo¬ 
sef Becker (Hrsg.), Kriegsausbruch 1939. Beteiligte, Betroffene, Neutrale, München 1989 (= 
Beck’sche Reihe 393). 

15 Vgl. Donald Cameron Watt, Too serious a Business. European Armcd Forces and the Ap- 
proach to the Second World War, London 1975, der den Kriegsbeginn als Anfang eines eu¬ 
ropäischen Bürgerkrieges einer desintegrierenden Gesellschaft versteht. 
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nisierter politischer Gruppierungen kennzeichneten diesen Formwandel der 
Politik. Beispielsweise standen selbst der Rote Frontkämpferbund und das 
linksdemokratische Reichsbanner in ihrem paramilitärischen Auftreten der 
SA keineswegs nach. Im übrigen war diese Militarisierung der Politik viel¬ 
leicht in Deutschland besonders virulent, kann jedoch als ein gesamteuropäi¬ 
sches Phänomen bezeichnet werden. 

Es gab aber durchaus auch eine spürbare, aus dem Weltkriegserlebnis ent¬ 
standene pazifistische Strömung sowie eine, über dezidiert pazifistische Krei¬ 
se weit hinausgehende vage, Undefinierte Kriegsfurcht. Letztere konnte - wie 
die besorgt-verhaltene Reaktion der deutschen Bevölkerung 1938-39 zeigte 
- sogar durch eine langjährige intensive Kriegspropaganda 1 * nicht völlig aus¬ 
gelöscht werden. 15 

Diese Grundströmungen - Militarisierung und Pazifismus - machten ge¬ 
nerell die Ambivalenz der Zwischenkriegszeit in Europa aus, die aber in 
Deutschland politisch nicht zum Tragen kam. Das totalitär-diktatorische Sy¬ 
stem vermochte die einer Kriegstendenz gegenläufige pazifistische Strömung 
mindestens soweit zu unterdrücken, daß sie keine politisch bestimmende 
Größe mehr war. Hatte Hitler doch bereits in seiner Rede vor der höheren 
Generalität vom 2. Februar 1933 den Pazifismus neben dem „Marxismus“ 
und der „Demokratie“ als eines der radikal zu bekämpfenden Elemente be¬ 
zeichnet. 16 Hier wird die Bedeutung der politischen Systemstruktur offen¬ 
kundig. In Frankreich z. B. war trotz des hohen gesellschaftlichen Prestiges 
des Militärs nach dem Ersten Weltkrieg eine breite pazifistische Strömung 
entstanden, die quer durch alle „familles politiques“ hindurchging und im 
pluralistischen demokratisch-parlamentarischen System der Dritten Repu¬ 
blik erhebliches innen- wie außenpolitisches Gewicht gewann. 17 

Ein weiterer entscheidender Faktor waren Haltung und Verhalten der tra¬ 
ditionellen national-konservativen Eliten, vor allem in Diplomatie und Mi¬ 
litär, in den Bereichen also, die für eine Kriegspolitik von Bedeutung und 
Gewicht waren. Das Bündnis Hitlers mit bestimmten Gruppen der national¬ 
konservativen Eliten bildete ja die politische Grundlage des „Dritten Rei¬ 
ches“. Die Motivation der national-konservativen Bündnispartner Hitlers 


14 Dazu vgl. Jutta Sywottek, Mobilmachung für den totalen Krieg. Die propagandistische Vor¬ 
bereitung der deutschen Bevölkerung auf den Zweiten Weltkrieg, Opladen 1976, sowie Wolf¬ 
ram Wette, Ideologie, Propaganda und Innenpolitik als Voraussetzungen der Kriegspolitik des 
Dritten Reiches. In: Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, Bd. 1, S. 25-176. 

15 M. Steinern Analyse kam zu dem Befund einer „ambivalenten Einstellung“ der Masse der Be¬ 
völkerung, die den Krieg fürchtete, aber auf friedliche Erfüllung ihrer Großmachtträume hoff¬ 
te. In: Marlies Steinert, Die Einstellung der deutschen Bevölkerung zum Krieg in den dreißiger 
Jahren, 1939, S. 58 f. 

16 Abgedruckt in Klaus-Jürgen Müller, Armee und Drittes Reich 1933-39, Paderborn, 2 1989, 
S. 263. 

17 Norman Ingram, The Politics of Dissent. Pacifism in France 1919-1939, Oxford 1991, und 
Maurice Vaisse, Le Pacifisme fran^ais dans les annecs trente. In: Relationas Internationales 53, 
1988, S. 37-52 und ders.. Der Pazifismus und die Sicherheit Frankreichs 1930-1939. ln: Vier- 
tel|ahrshefte für Zeitgeschichte 1985, S. 590-616; ders., Le Passe insupportable. Les Pacifismes 
1984, 1938, 1914. In: Vingtieme Siede 3, Juli 1984, S. 27-39. 



258 


Klaus-Jürgen Müller 


war eine doppelte: Durch die Vernunftehe mit der nationalsozialistischen 
Massenbewegung glaubten sie, erstens ihrem in einer parlamentarischen De¬ 
mokratie gefährdeten politisch-sozialen Herrschaftsanspruch eine neue so¬ 
ziale Basis verschaffen und damit wieder stabilisieren zu können; und zwei¬ 
tens waren sie überzeugt, ihr außenpolitisches Ziel, die Wiederherstellung 
einer deutschen Hegemonieposition in Europa, nur im Bunde mit einer ra¬ 
dikal-nationalistischen Massenbewegung in einem autoritär geführten Staat 
erreichen zu können. 18 

Hier wird auch die spezifische Verarbeitung des Ersten Weltkrieges durch 
diese Eliten erkennbar. Zum einen würde - so glaubte man in diesen Kreisen 
- ein autoritär geführtes, die Volksmassen fest integrierendes Staatswesen ei¬ 
nen inneren Zusammenbruch und damit eine erneute Niederlage verhindern 
können; und zum anderen könne die komplexe Organisation eines moder¬ 
nen Krieges, eines „totalen Krieges“, nur durch einen solchen autoritär 
strukturierten Staat gewährleistet werden. Das waren die Lehren, die sie aus 
dem Versagen des Kaiserreiches im ersten gesamtgesellschaftlichen Krieg zo¬ 
gen. Zusammen mit der geschilderten traditionellen militärischen Mentalität 
ergab dies eine „kulturelle Neigung zum Kriege“ (Nigel Bagnall) 19 , eine 
höchst virulente bellizistisch-aggressive Grunddisposition. 

Indessen muß betont werden, daß es innerhalb der traditionellen mi¬ 
litärisch-diplomatischen Elitegruppierung höchst unterschiedliche Auffas¬ 
sungen über die Methoden einer Totalrevision von Versailles und der Durch¬ 
führung einer hegemonialen Politik gab. Die Zielsetzung als solche war 
hingegen, ungeachtet der Methodendivergenz, unumstritten. Das wurde be¬ 
reits knapp sechs Wochen nach dem Waffenstillstand und dem Sturz der 
Monarchie erkennbar. Damals, Ende Dezember 1918, trafen sich mitten im 
revolutionären Berlin hohe Offiziere, um die Lage zu diskutieren. 20 Einig 
waren sie sich im Ziel, die Niederlage nicht hinzunehmen, eine Revision der 
Ergebnisse des Krieges und letztlich die Wiederherstellung einer deutschen 
Hegemonialposition anzustreben. Über die Methoden gab es eine kontro¬ 
verse Diskussion. General v. Seeckt betonte, man müsse das militärische 
Machtmittel rasch wieder aufbauen, Bündnisse suchen und dann die Revisi¬ 
on militärisch erzwingen. Dieser Revisionskriegsthese widersprach der da¬ 
malige Major i. G. und spätere General v. Schleicher: Erst müsse im Inneren 
die Ordnung wiederhergestellt werden und die Wirtschaft wieder gesunden. 
Nur auf ökonomisch sicherer Grundlage könne man an die „Wiedererrich¬ 
tung der äußeren Macht“ denken. 

Beide Konzeptionen lagen fortan im Widerstreit innerhalb der Militärelite. 
Die gemeinsame Zielsetzung formulierte General Groener, der spätere 


18 Vgl. dazu Martin Broszat, Klaus Schwabe (Hrsg.), Die deutschen Eliten und der Weg in den 
Zweiten Weltkrieg, München 1989 (= Beck sehe Reihe 401). 

19 Sir Nigel Bagnall, Rom und Karthago. Der Kampf ums Mittelmeer, Berlin 1995, bezieht diesen 
Begriff zwar auf die Römer, aber er paßt durchaus auch auf den hier dargelegten Sachverhalt. 

20 Francis L. Carsten, Reichswehr und Politik 1918-1933, Köln 1965, S. 25 f.; Hans Meier- 
Welcker, Seeckt, Frankfurt/M. 1967, S. 200 ff. 
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Reichwehrminister einige Wochen darauf zwar indirekt, aber durchaus un¬ 
mißverständlich: Das Ergebnis des Krieges sei 

„das Ausscheiden Deutschlands als europäische Großmacht, nachdem 
der unbewußte Versuch, ... mit England um die Weltherrschaft zu rin¬ 
gen, ... gescheitert war. Wenn man um die Weltherrschaft kämpfen will, 
muß man dies von langer Hand vorausschauend mit rücksichtsloser 
Konsequenz vorbereiten ... Wir haben unbewußt nach der Weltherr¬ 
schaft gestrebt, bevor wir unsere Kontinentalstellung fest gemacht hat¬ 
ten.“ 21 

Hier ist in aller Deutlichkeit die Zielsetzung der traditionellen Eliten formu¬ 
liert, die dann ab 1933 einen gewichtigen Teil von ihnen mit Hitler verband. 
Allerdings war ihnen wohl nicht klar, daß Hitler viel weiter gehen wollte 
und von einer rassisch-ideologisch strukturierten Vorherrschaft der „germa¬ 
nischen Rasse“ - was immer das sein mochte - träumte. Es bestand also nur 
eine Teilidentität der Zielsetzungen, die allerdings erheblich und folgenreich 
war. 22 Wenn Hitler z. B. in seiner bereits erwähnten Rede vom 2. Februar 
1933 vor den Generälen von der Eroberung neuen Lebensraumes im Osten 
und dessen „rücksichtsloser Germanisierung“ sprach, dann mochten seine 
konservativen Zuhörer wohl kaum an rassische Ausrottung und ausschwei¬ 
fende Raumeroberung in Rußland gedacht haben, sondern an Revision ge¬ 
genüber Polen, ans Baltikum vielleicht auch, vielleicht an die frühere kultu¬ 
relle Germanisierungspolitik in den weitgehend polnisch bewohnten 
Ostprovinzen Preußens. Polen - dieser „Saison-Staat“, wie man ihn in diesen 
Kreisen bezeichnete - war neben Frankreich der Erzfeind, den es zu ver¬ 
nichten galt. Im Juli 1939 schrieb einer der führenden Männer der Heeres¬ 
führung, - später ein Mann des 20. Juli - in einem Privatbrief: „Mit den Po¬ 
len hoffen wir rasch fertig zu werden, und freuen wir uns, offen gestanden, 
darauf. Diese Sache muß einmal bereinigt werden.“ 25 
Nach Hitlers Machtübernahme kamen 1933-34 mit den Generälen Blom¬ 
berg (Reichswehr- bzw. Kriegsminister und Oberbefehlshaber der Wehr¬ 
macht), Reichenau (Chef des Ministeramtes, aus dem später das OKW her- 


21 Zit. in: Klaus-Jürgen Müller, Deutsche Militär-Elite in der Vorgeschichte des Zweiten Welt¬ 
krieges. In: Broszat u. Schwabe, Eliten, S.226 f. Angemerkt sei, daß .Weltherrschaft" natürlich 
nicht eine Art deutscher Weltregierung meinte, sondern eine Umschreibung von Weltmacht¬ 
stellung des Reiches war. 

22 Gegen Jackeis personalistische Ideologie-Interpretation einerseits und gegen Groehlers These 
von Hiders Politik als eines nur radikalisierten und ideologisch aufgefülltcn Abbildes traditio¬ 
neller imperialistischer Zielsetzungen andererseits wird hier - Hillgrubers und Messserschmidts 
Interprctationsansätze aufgreifend - die .Teilidentitat" der Zielsetzungen festgehalten, gleich¬ 
zeitig aber betont, daß der unbedingte Vernichtungswille Hitlers gegenüber dem Kommunis¬ 
mus seine Entsprechung in einer die physische Vernichtung nicht ablehnenden antikommuni¬ 
stischen Grundhaltung der national-konservativen Eliten fand. Das erklärt auch die spätere 
problemlose Einbeziehung der militärischen Führung in den Vernichtungs- und Ausrottungs¬ 
krieg Hitlers gegen die Sowjetunion. 

25 Eduard Wagner, Der Generalquartiermeister. Briefe und Tagebuchaufzeichnungen, hrsg. v. 
Elisabeth Wagner. München 1963, S. 101. 
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vorgehen sollte), Fritsch (Oberbefehlshaber des Heeres 1934-38) und Beck 
(Chef des Generalstabes des Heeres 1933-38) jene Vertreter der Militärelite 
in entscheidende Machtpositionen, die eine einseitige, außenpolitisch nicht 
verhandelbare Aufrüstungs- und Großmachtpolitik befürworteten. Sie ver¬ 
drängten die bislang maßgebende Machtgruppe um Schleicher, welche trotz 
ihrer Tendenz zu einer militärisch akzentuierten Außenpolitik eine solche 
brachiale Revisionspolitik ablehnte. 

Die neue Reichswehrführung plante eine umfassendere und schnellere 
Aufrüstung, als Hitler es selbst wollte. Hitler dachte zeitweilig sogar an eine 
internationale Rüstungskonvention, um die Anfänge der Aufrüstung diplo¬ 
matisch abzuschirmen. Die genannten Vertreter der Militärelite standen im 
Herbst 1933 auch hinter dem Austritt Deutschlands aus der Abrüstungs¬ 
konferenz und aus dem Völkerbund. Generalstabschef Beck forderte z. B. 
schon im Dezember 1933 die sofortige Einfühning der allgemeinen Wehr¬ 
pflicht und die militärische Besetzung der entmilitarisierten Rheinlande. 2 '* 

Diese Militärpolitik stieß auf den Widerstand des Auswärtigen Amtes. 
Dieses teilte zwar die Zielsetzung - Staatssekretär v. Bülow schrieb damals 
„es dürfe nur noch eine einzige und letzte Teilung Polens geben“ 25 —, die 
führenden Diplomaten der Wilhelmsstrasse plädierten indessen für eine 
langsamere und vorsichtigere Revisions- und Großmachtpolitik. Es gab also 
nicht nur innerhalb der Militärelite Methodendivergenzen, sondern auch 
zwischen den nunmehr tonangebenden Militärs und dem Auswärtigen Amt. 
Diese sehr interessante Auseinandersetzung innerhalb der traditionellen Eli¬ 
ten kann hier nicht weiter behandelt werden. 26 Nur so viel sei gesagt: Die 
Gruppe der extremen Großmachtpolitiker im Militär setzte sich durch. Hit¬ 
ler gab ihr die Möglichkeit dazu. Das Ergebnis war - kurz zusammengefaßt 
- verheerend: 1935 war das Reich außenpolitisch in eine gefährliche Isolie¬ 
rung und rüstungspolitisch in eine Sackgasse geraten. 

Das haben einige hohe Militärs wohl gesehen. Der Generalstabschef des 
Heeres, General Beck, beklagte 1935 die „Labilität“ der internationalen La¬ 
ge und stellte fest, Deutschlands militärpolitische Lage sei „immer ernster“ 
geworden. Sein für die militärpolitischen Analysen zuständiger Oberquartier¬ 
meister Karl-Heinrich v. Stülpnagel schrieb damals, daß man der Einkreisung 
vorbeugen müsse, selbst wenn es Opfer koste. Einige Jahre später schrieb er 
sogar: „Irgendwann hat die Welt genug und wird uns zur Ordnung rufen.“ 27 


24 Vgl. Klaus-Jürgen Müller, General Ludwig Beck. Studien und Dokumente zur politisch-mi¬ 
litärischen Vorstellungswelt und Tätigkeit des Generalstabschefs des deutschen Heeres 1933- 
1938, Boppard/Rhein 1980. 

25 Bülows Grundsatzmemorandum abgedr. in: Günter Wollstein, eine Denkschrift des Staatsse¬ 
kretärs Bernhard von Bülow vom März 1933. Wilhelminische Konzeptionen in der Außenpo¬ 
litik zu Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft. In: MGM 13, 1973, S. 77-94. 

26 Vgl. dazu Klaus-Jürgen Müller, Revision, Aufrüstung und nationale Sicherheit. Der Grund- 
satzkonflikt zwischen Militär und Diplomatie in Deutschland 1933-1935. In: Deutschland 
zwischen Krieg und Frieden. Festschrift für H. A. Jacobsen, hrsg. v. K. D. Bracher, M. Funke 
und H. P. Schwarz. Düsseldorf 1991, S. 19-30; sowie ders., Militärelite, S. 262 ff. 

27 Stülpnagels Memoranden sind abgedruckt bei Müller, Armee und Drittes Reich, Dokumente 126, 
127, 132. Dort auch die Aufzeichnungen des Generalstabschefs Beck, Dokumente 125, 131, 135. 
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So war ab 1935/36 just die Situation eingetreten, vor der Staatssekretär 
v. Bülow schon im März 1933 gewarnt hatte. In dieser Lage überdachte man 
jedoch die Politik nicht mehr; man beschloß vielmehr, noch schneller und 
umfassender zu rüsten. Jetzt wurde die Planung für ein „Angriffsheer“ kon¬ 
zipiert, das um 1943 einsatzbereit sein sollte. Damit konvergierte inhaltlich 
(wenn auch nicht zeitlich) Hitlers Planung, wie er sie kurz danach in der be¬ 
kannten Vierjahres-Plan-Denkschrift formulierte: In vier Jahren müßten 
Wirtschaft und Wehrmacht kriegsbereit sein. 28 Das führte in ein noch 
schlimmeres Dilemma. 1936 stellte der Chef des Allgemeinen Heeresamtes 
fest, falls man die Aufrüstung nicht drossele, würde es nach beendetem Auf¬ 
bau des Heeres entweder zu einer Industriekrise wegen unausgelasteter Rü¬ 
stungskapazitäten kommen, mit allen sozialen und politischen Folgeerschei¬ 
nungen, oder man müsse nach dem Ende der Aufrüstung den Einsatz der 
Wehrmacht ins Auge fassen. Einige Monate später erklärte der Chef des 
Heereswaffenamtes, daß die hundertprozentige Durchführung der Aufrü¬ 
stung nur „dann verantwortbar erscheint, wenn man die feste Absicht (ha¬ 
be), die Wehrmacht zu bestimmtem, schon festgelegten Zeitpunkt einzuset¬ 
zen.“ 29 

Eindeutiger konnte man die Konsequenzen einer von der militärischen 
Führung geplanten und durchgesetzten Militärpolitik nicht formulieren. 
Ein konfliktbestimmtes, einseitig auf militärische Macht abstellendes Poli¬ 
tikverständnis hatte in Verbindung mit traditionellen hegemonialen Zielset¬ 
zungen das Reich in eine gefährliche und kriegsfördernde Situation 
manövriert. 

Die von Repräsentanten der traditionellen Machteliten in der Wirtschaft, 
vor allem aber von der NS-Führung durchgesetzte Finanz- und Wirtschafts¬ 
politik hatte analoge Folgen. 30 Im Sommer 1939 hat der Industrielle Oscar 
R. Henschel britischen Gesprächspartnern in London dargelegt: 

„... unsere Finanzen sind fast erschöpft. Wir müssen die früheren deut¬ 
schen, nunmehr polnischen Provinzen zurückerhalten. Oberschlesien 
und Posen sind Ressourcen unserer Rohstoffe. Wir können nicht auf ei¬ 
ne ruhigere Atmosphäre für friedliche Verhandlungen warten, weil in 
der Zwischenzeit die Einkreisungsfront in der Aufrüstung gewinnen 
wird. Deshalb müssen wir kämpfen, ehe es zu spät ist.“ 31 

Damit hatte er die Argumentationskette formuliert, die Hitler fortan zur 
Rechtfertigung seiner kriegerischen Politik anwandte, beginnend mit der be¬ 
kannten, von Hoßbach überlieferten Rede vor den Spitzen der Wehrmacht 


28 Hierzu vgl. Müller, General Ludwig Beck, Teil II, Kap. 4 und 5, sowie die einschlägigen 
Beiträge in: Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, hrsg. v. Militärgcschichdichen For¬ 
schungsamt, Bd. I, Stuttgart 1979. 

28 Vgl. Müller, Armee und Drittes Reich, Dok. 140, das Schreiben des Chefs des Heeres-Waffen¬ 
amtes und BAMA RH 2/v. 240 vom 10.10.1936. 

M Vgl. Hans Erich Volkmann, Die NS-Wirtschaft in der Vorbereitung des Krieges. In: Das Drit¬ 
te Reich und der Zweite Weltkrieg, S. 177-370. 

11 Zit. nach Olaf Groehler: Varianten deutscher Kriegspolitik. In: Hildebrand, 1939, S. 42. 
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und des Auswärtigen Amtes am 5. November 1937. 32 Daß so argumentiert 
werden konnte, war nicht zuletzt das Ergebnis der von den traditionellen 
Eliten konzipierten und verfolgten, von Hitler ermöglichten Außen-, Mi¬ 
litär- und Wirtschaftspolitik. Sie hatten eine Krisensituation und einen Zeit¬ 
druck geschaffen, die kriegsfördernd wurden. Konfliktbestimmte, bellizi- 
stisch gepolte Politikvorstellungen gepaart mit traditionellen hegemonialen 
Zielvorstellungen deutscher Eliten haben Hitler den Weg in den Krieg hinein 
erleichtert, haben ihn in gewisser Weise ermöglicht. 

Es darf nicht unterschlagen werden, daß sich ab 1938 Persönlichkeiten aus 
den Reihen dieser Eliten den Konsequenzen einer Politik entgegenzustellen 
versuchten, die sie zuvor selbst befürwortet, ja mitgeplant und getragen hat¬ 
ten. Die Entschlossensten unter diesen wollten sich durch ihren Widerstand 
der auch von ihnen mit in Gang gesetzten verhängnisvollen Entwicklung 
entgegenstemmen. Es war vergeblich. Soviel soll genügen, um die innenpoli¬ 
tischen, außerhalb des Nationalsozialismus liegenden Voraussetzungen des 
Krieges von 1939 zu umreißen. 


II. 

Wenden wir uns dem internationalen System, seinen Krisenbewegungen, sei¬ 
ner Dekadenz zu. Dieser Komplex ist vielfach beschrieben und analysiert 
worden. Von der „Konturlosigkeit“ (J. Schmädeke), der „Systemlosigkeit“ 
(J. Schröder), dem „Versagen der internationalen Solidarität“ (H. Graml) in 
jener Zeit und von der „Anarchie“ (K. Hildebrand) des internationalen Sy¬ 
stems wurde in diesem Zusammenhang gesprochen. 33 Schon vor 1914 war 
das in seinen Grundzügen auf dem Wiener Kongreß begründete europäische 
Mächtesystem zunehmend Belastungen ausgesetzt. Die Gründung eines 
deutschen Nationalstaates im Jahr 1871 hat das europäische System in seiner 
Balance dauerhaft beeinträchtigt. Der klarsichtige britische Staatsmann Ben¬ 
jamin Disraeli nannte die Reichsgründung eine größere Revolution für Eu¬ 
ropa als die französische Revolution. Die halbhegemoniale Stellung des neu¬ 
en deutschen Nationalstaates war fortan ein Problem für das europäische 
Gleichgewicht, das durch die europäische Industrialisierung zusätzlich bela¬ 
stet wurde. Die Entwicklung des europäischen Konzertes zum Weltsystem 
zwischen 1880 und 1900 brachte mit Japan und den USA neue Faktoren ins 
Spiel. Im Ersten Weltkrieg zerbrach das Konzert der Mächte in Europa end¬ 
gültig. Das Problem der halbhegemonialen Stellung Deutschlands, nur temporär 
auf Eis gelegt, verschärfte sich zudem durch den Revisionsdrang des Reiches. 

Nach dem Ersten Weltkrieg sollte eine neue globale Ordnung geschaffen 
werden, in Europa mit dem System von Versailles, im pazifischen Raum 
1921/22 mit dem Washingtoner System, und zwar auf der Basis der liberal¬ 
demokratischen Grundsätze von kollektiver Sicherheit, friedlicher Kon- 


3J Text in AD AP, D, I, S. 25-32; zur Textkritik und Überlieferung vgl. Wcndt, Großdeutschland, 
S. 11-37, und Müller, Armee und Drittes Reich, S. 106, Anm. 87. 

M Vgl.die entsprechenden Beiträge in Hildebrand, 1939. 
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fliktregelung und offenem Weltmarkt. Dieses System wurde trotz temporä¬ 
rer Akzeptanz von drei Mächten grundsätzlich in Frage gestellt. Es stand of¬ 
fenkundig im Gegensatz sowohl zum deutschen Drang nach Revision und 
regionaler Hegemonie als auch zu den japanischen Expansionsbestrebungen 
in Ostasien und natürlich ebenso zum sowjetischen Modell der Weltrevolu¬ 
tion. 

Solange die ökonomische Dominanz der USA bei gleichzeitiger Schwäche 
der Deutschen und der Isolation der Sowjetunion bestand, und solange die 
internen Machtstrukturen Japan noch keine einheitliche Willensbildung er¬ 
laubten, konnte dieses System trotzdem funktionieren. Ab 1929 jedoch wur¬ 
de das Versailles-Washington-System durch die globale ökonomische Krise 
entscheidend paralysiert. Die Bedeutung der Weltwirtschaftskrise für das in¬ 
ternationale System kann gewiß nicht hoch genug veranschlagt werden. Die 
USA waren nicht mehr in der Lage, ihre Rolle als indirekter Regulator des 
Systems zu erfüllen, die regionalen Garanten - in Europa Frankreich mit sei¬ 
nem Allianzsystem und in Ostasien Großbritannien im Bunde mit den USA 

- waren fortan ökonomisch außerstande, ihre Ausgleichs- und Stabilisie¬ 
rungsfunktionen zu erfüllen. Das wurde deutlich, als sich in Japan jene Kräf¬ 
te durchsetzten, die entschlossen waren, die geplante Expansion in Ostasien 
mit dem Schwert zu realisieren. 34 Dieser Entschluß hatte - grob gesprochen 

- drei Wurzeln: Erstens die seit 1894 begonnene Großreichbildung mit der 
Expansion in Richtung Korea-Mandschurei; zweitens die Fragmentierung 
der Entscheidungsstrukturen, die es bestimmten Machtgruppen, z. B. be¬ 
stimmten Fraktionen innerhalb des Militärs, etwa der Führung der Kwantung- 
Armee, erlaubte, außenpolitische faits accomplis zu schaffen 35 ; sowie drittens 
die spezifische Umweltperzeption Tokios Anfang der dreißiger Jahre, nach 
der die ökonomisch gelähmten angelsächsischen Mächte nicht mehr die 
Kraft zum Eingreifen hätten. 

Der japanische Überfall auf die Mandschurei 1931 wurde vom Völker¬ 
bund und den anderen Großmächten hingenommen. 36 Die Aggression wur¬ 
de nicht bestraft und die Idee der kollektiven Sicherheit erwies sich als Trug¬ 
bild. Damit begann der Damm zu brechen; das internationale System verfiel 
in Anarchie. Stalin sprach damals von einem „neue[n] imperialistischefn] 
Krieg von Schanghai bis Gibraltar“. 37 In dieser Situation bekamen - wie 
schon am Beispiel Deutschlands ab 1933 gezeigt - aggressive und kriegeri- 


M Vgl. allgemein: Ian Nish, Japans Foreign Policy 1869-1942, London 1977; Michael A. Barn¬ 
hart, Japan and the World since 1868, London 1995; Richard Story, Japan and the Decline of 
the West in Asia 1894-1943, London 1979; William G. Beasley, Japanese Imperialism 1894- 
1945, London 1987. Knappe, aber wegen seiner globalen Perspektive anregende Zusammen¬ 
fassung: Eberhard Jäckel, Der Weg Japans in den Zweiten Weltkrieg. In: Altrichter, Kriegsaus¬ 
bruch 1939, S. 247-261. 

>s Richard Storry, The Double Patriots: A Study of Japanese Militarism, Westport 1973. 

14 Sehr guter knapper Überblick bei Andrew J. Crozier, The Causes of the Second World War, 
Kap. 8., vgl. auch die in Anrn. 33 aufgefuhne Literatur. 

17 Stalin am 10.3.1939 auf dem 18. Parteikongreß der KPdSU. Josef Stalin, Fragen des Leninis¬ 
mus, Berlin 1951, S. 680 ff. 



264 


Klaus-Jürgen Müller 


sehe Mentalitäten innerhalb der Führungseliten einiger Staaten entscheiden¬ 
des Gewicht. 

Italien machte sich daran, die im Ersten Weltkrieg erreichte, nach Ansicht 
mancher Vertreter der nationalen Eliten jedoch unzureichende, Großmacht¬ 
position auszubauen. Unter dem Einfluß der sich dynamisch gebenden neu¬ 
en Eliten des Faschismus und des „Mussolini-Mythos“ entwickelte sich dar¬ 
aus eine dezidierte Expansionspolitik, die mit den „Großmachtträumen, 
imperialen Erwartungen und ... Primatansprüchen“ der alten monarchischen 
Eliten konvergierten. 38 

Aufgrund dieser internationalen Gesamtlage verloren in den dreißiger Jah¬ 
ren nahezu alle bisherigen Axiome europäischer Politik ihre Geltung: 

Erstens erwies sich die Annahme, der Völkerbund könne als System der kol¬ 
lektiven Sicherheit für eine friedliche und einvernehmliche Konfliktlösung in 
der internationalen Politik sorgen, als falsch. 

Zweitens zerstörte der deutsch-polnische Freundschafts- und Nichtangriffs¬ 
vertrag von Anfang 1934 den einen Grundpfeiler der sowjetischen Politik, 
nämlich das Axiom der unwandelbaren deutsch-polnischen Feindschaft. Die 
Sowjetunion mußte ihre Sicherheitspolitik neu konzipieren, während Frank¬ 
reich den wichtigsten Pfeiler seines osteuropäischen Bündnissystems verlor. 

Drittens zerbrach mit Italiens Aggression gegen Abessinien 1935-36 das Axi¬ 
om, daß die Siegermächte des Ersten Weltkrieges ein gemeinsames Interesse 
an der Konservierung des Versailler Systems hätten. Dieser Konflikt und der 
spanische Bürgerkrieg ermöglichten die Annäherung des faschistischen Itali¬ 
en an Hitler-Deutschland und damit das Diktatorenbündnis der „Achse 
Berlin-Rom“. Ein Jahr zuvor noch, 1935, hatte die Interesssenidentität der 
drei europäischen Großmächte in der Stresafront zu einer Eindämmungsak¬ 
tion gegen Deutschland und damit zur außenpolitischen Isolierung des Rei¬ 
ches geführt. Die drei Mächte verkündeten damals, sie würden sich „mit al¬ 
len geeigneten Mitteln jeder einseitigen Aufkündigung von Verträgen ... 
widersetzen“. Das war nun vorbei. Das Deutsche Reich erhielt jetzt durch 
Italiens Abessinien-Krieg wieder außenpolitischen Handlungsspielraum. 

Viertens wurde durch den Hitler-Stalin-Pakt vom August 1939 das Axiom 
von der grundsätzlichen ideologischen Todfeindschaft zwischen Bolsche¬ 
wisten und Nazis in einer entscheidenden Krisenphase der europäischen Po¬ 
litik außer Kraft gesetzt. Der Pakt bedeutete das große „renversement des al- 
liances“ in Europa, ließ das Undenkbare Wirklichkeit werden und 
veränderte das europäische System grundlegend. 

Die beiden erstgenannten Pakte bzw. Verträge beendeten die außenpolitische 
Isolation, in die das Deutsche Reich durch die einseitige Revisionspolitik 
zeitweilig geraten war. Neben der italienischen Aggression gegen Abessinien 
war es der spanische Bürgerkrieg (1936-39), durch den das Deutsche Reich 
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neue internationale Manövrierfreiheit und Bündnischancen erhielt. Der Hit- 
ler-Stalin-Pakt veränderte schließlich das europäische Kräfteverhältnis und 
die bisherige geostrategische Lage grundlegend. Er zerbrach die bisher noch 
vorhandenen strukturellen Barrieren gegen einen Krieg in Europa. 

Die sich verändernde europäische Konstellation wirkte von Anfang an in 
fataler Weise auch auf Ostasien ein. 39 Dort hatten sich die Beziehungen zwi¬ 
schen Tokio und Moskau infolge des japanischen Vorstoßes in die nördliche 
Mandschurei verschlechtert. Japan erhoffte sich durch den Beitritt zum 
deutsch-italienischen Anti-Komintern-Pakt von 1936 deutsche Unterstüt¬ 
zung, als es nunmehr zur Sowjetunion auf Konfliktkurs ging. Die immer 
wieder aufflammenden sowjetisch-japanischen Grenzzwischenfälle nahmen 
1939 kriegsartige Ausmaße an (Nomonhan-Konflikt). Als Hitler den Pakt 
mit Stalin schloß, zeigte sich Japan jedoch enttäuscht und gab den Konfron¬ 
tationskurs gegen die Sowjetunion auf. Im April 1941 schloß es, trotz ver¬ 
traglicher Bindungen mit Deutschland und Italien durch den Dreimächte¬ 
pakt vom September 1940, einen Neutralitätspakt mit Moskau/ 0 Die 
Niederlagen Frankreichs und der Niederlande schienen jener Fraktion in¬ 
nerhalb des japanischen Machtkartells eine Chance zu eröffnen, welche die 
„Südstoß“-Strategie bevorzugten, eine Expansion in die rohstoffreichen Ge¬ 
biete Französisch-Indochinas und Niederländisch-Indiens. 41 Im Schutze des 
von Ribbentrop erträumten deutsch-italienisch-sowjetischen Kontinen¬ 
talblocks sah Japan die Chance, nunmehr eine aktiv-expansive Politik gegen 
die Westmächte zu führen. Damit rückten die USA als alleinige Gegenmacht 
in Ostasien in den Vordergrund, da die Briten in Europa zumindest teilwei¬ 
se gebunden waren. 42 Die Entwicklung des europäischen Krieges veränderte 
auf diesem Wege die internationalen und regionalen Rahmenbedingungen 
der japanischen Politik. 


)fl Vgl. Jens Petersen, Die Stunde der Entscheidung. Das faschistische Italien zwischen Mittel- 
meerimperium und neutralistischem Niedergang, ln: Altrichter, Kriegsausbruch 1939, S. 131- 
152. Zitate ebd., S. 150 f. De Felice: „... der Duce-Mythos überstieg sehr bald die eigentliche 
politische Funktion Mussolinis ... Beide Faktoren zusammen machten die Rolle Mussolinis ab¬ 
solut entscheidend für denFaschismus“. Vgl. das Zitat ebd., S. 151, des italienischen Königs An¬ 
fang 1940: „Dieser Mann hat einen großen Kopf, er wird auch diesmal die Dinge nchtig sehen.“ 

19 Das hat für die Phase 1937/38 vorzüglich formuliert: William Carr, Poland to Pearl Harbor. 
The Making of the Second World War, London 1985, S. 45: „Düring the period of mounting 
crisis which commenced in the Far East with the outbreak of the Sino-Japanese War in July 
1937 and in Europe with the deepening crisis over Czechosiovakia in summer 1938 the global 
implications of German and Japanese expansionism began to assume importance ...* 

40 Gerhard Krebs, Japan und der deutsch-sowjetische Krieg. In: Zwei Wege nach Moskau. Vom 
Hitler-Stalin-Pakt bis zum „Unternehmen Barbarossa“, hrsg. v. Bernd Wegner. München 1991, 
S. 564-583. 

41 Über die Hälfte der ausländischen Nachschubgüter für die im Krieg mit Japan befindlichen 
Nationalchinesen kamen zudem über den indochinesischen Raum. 

42 Zur Politik der USA unter der Roosevelt-Administration vgl. Detlef Junker, Der unteilbare 
Weltmarkt. Das ökonomische Interesse in der amerkanischen Außenpolitik der USA 1933- 
1941, Stuttgart 1975; Robert Dallek, Franklin D. Roosevclt and American Foreign Policy, 
1932-1945, Oxford 1979; und Waldo Heinrichs, Threshold of War. Franklin D. Roosevclt and 
American Entry intoWorld War II, Oxford 1988. 
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Das Verhältnis Japans zu den USA verschlechterte sich nunmehr massiv 
und in einer für den weiteren Gang der Ereignisse entscheidenden Weise. 
Diese Entwicklung hatte eine lange Vorgeschichte. Japan empfand sich seit 
den Washington-Verträgen durch die Angelsachsen diskriminiert und in sei¬ 
nen Interessen behindert. Das im Washingtoner Neun-Mächte-Abkommen 
1922 festgelegte Prinzip der Offenen Tür in China zwang Japan, seine dorti¬ 
gen Vorrechte aufzugeben. Gleichzeitig aber blieben die früheren Beschrän¬ 
kungen der chinesischen Souveränität zugunsten der Europäer bestehen. Die 
auch die Japaner diskriminierenden neuen Einwanderungsgesetze der USA 
1924, dann die von Tokio nicht akzeptierten Typen- und Tonnagebeschrän¬ 
kungen der Londoner Flottenkonferenz, und schließlich sich steigernde 
amerikanische Embargomaßnahmen als Reaktion auf japanische Aktionen 
gegen China 1931, 1937 und 1940/41, steigerten das Gefühl der Erbitterung 
und verstärkten die bereits vorhandenen antiwestlichen Ressentiments in Ja¬ 
pan. Damit stand Tokio 1940/41 letztlich vor der Entscheidung, sein Hege¬ 
moniekonzept in Ostasien und damit seine Großmachtposition aufzugeben 
oder eine gewaltsame Lösung zu suchen. 

Am Ende setzten sich nach einer Phase interner Kontroversen jene Kräfte 
innerhalb der japanischen Führungseliten durch, die einen Gewaltschlag ge¬ 
gen die USA zur Durchbrechung der als aggressive Abschnürung empfun¬ 
denen amerikanischen Embargopolitik befürworteten. Mit dem Angriff auf 
Pearl Harbor und der Offensive in den südpazifischen Raum begann der Pa¬ 
zifische Krieg. Durch Hitlers Kriegserklärung an die USA floß dieser so¬ 
gleich mit dem europäischen Krieg zum Weltkrieg zusammen. Dabei ist aber 
anzumerken, daß, was die kriegführenden Staaten betraf, dieser Krieg nur für 
die Angelsachsen eine globale Herausforderung war; Japan, die europäischen 
Achsenmächte und die Sowjetunion führten regionale Kriege. Festzuhalten 
ist aber auch, daß die Interdependenz zwischen Ostasien und Europa, die 
sich für die Angelsachsen höchst direkt darstellte, den Verlauf des Krieges 
zwar nur mittelbar und indirekt, aber durchaus entscheidend beeinflußte. 

Kehren wir zu der Entwicklung des weltpolitischen Systems in den dreißi¬ 
ger Jahren zurück. Die in dieser Zeitphase in Gang gesetzte Entwicklung 
zeigte, daß der Erfolg eines Systems kollektiver Sicherheit - wie es der Völ¬ 
kerbund darstellte - von zwei Voraussetzungen abhängt: Erstens muß dieses 
System mit seinen Spielregeln grundsätzlich von allen Akteuren anerkannt 
werden und zweitens muß die Solidarität der Staaten untereinander ein stär¬ 
keres Gewicht als die partikularen Interessen der Einzelstaaten besitzen. Ge¬ 
nau diese Voraussetzungen aber waren seit spätestens Anfang der dreißiger 
Jahre nicht mehr vorhanden. Die Partikularinteressen überwogen und die 
Legitimität des Systems wurde von einigen Staaten bestritten. Es wurde we¬ 
der von den 1918 Besiegten akzeptiert, noch von den sich nicht als saturiert 
betrachteten Mächten wie Japan und Italien oder von Staaten wie der So¬ 
wjetunion, die eine grundsätzliche System-Alternative verkörperten. 

In den dreißiger Jahren gab es mehrere Versuche, die Anarchie des Systems 
einzugrenzen. Sie erfolgten vor allem in Ostasien - wie bereits angedeutet - 
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durch die USA, in Europa durch Großbritannien, die Sowjetunion und 
Frankreich. 

Alle Versuche waren dadurch gekennzeichnet, daß bei ihnen sozioökono- 
mische, ideologische und geopolitische Faktoren in unterschiedlichem Mi¬ 
schungsverhältnis eine wesentliche Rolle spielten. Sie scheiterten jedoch oh¬ 
ne Ausnahme - und zwar wesentlich am Kriegswillen Flitlers, am Ehrgeiz 
oder Mißtrauen nationaler Machteliten und an gravierenden Fehlkalkulatio¬ 
nen und Mißperzeptionen der politisch Verantwortlichen. 

Frankreich versuchte 1933 zunächst, auf der Genfer Abrüstungspolitik ei¬ 
ne substantielle Aufrüstung Deutschlands zu verhindern. Als dies nicht ge¬ 
lang, bemühte es sich unter Barthou und Laval auf verschiedene Weise um 
eine klassische Eindämmungs- und Einkreisungspolitik, der jedoch der Er¬ 
folg aus vielfältigen Gründen versagt blieb. 43 Barthou, der ein französisch¬ 
osteuropäisches Eindämmungssystem zustande zu bringen versuchte, wurde 
ermordet. Laval stieß mit seinen Plänen, Italien und die UdSSR in ein solches 
antideutsches Eindämmungssystem einzubeziehen, auf politisch-ideologi¬ 
sche und mentale Sperren. Die Linke in Frankreich wollte kein Zusammen¬ 
gehen mit Mussolinis Italien, während starke Fraktionen der französischen 
Rechten ein Bündnis mit der Sowjetunion ablehnten. Innenpolitische Polari¬ 
sierung lähmte somit die Außenpolitik und Frankreichs ökonomische 
Schwäche verhinderte außerdem eine innere Stabilisierung der ost- und süd¬ 
osteuropäischen Bündnispartner und deren effektive Aufrüstung. 44 Zudem 
waren diese Allianzpartner unter sich uneins. Paris geriet so zeitweilig ins 
Schlepptau der Briten. 45 

Großbritannien, schon lange von der Unzulänglichkeit des Versailler Sy¬ 
stems überzeugt, sah sich Anfang der dreißiger Jahre einer dreifachen Fler- 
ausforderung gegenüber: Erstens der inneren Krise, durch Weltwirtschafts¬ 
krise und mangelnde ökonomische Modernisierung hervorgerufen; sodann 
der Krise des Empire, die durch das teilweise auch ökonomisch motivierte 
Unabhängigkeitsbedürfnis der weißen Dominien und die zunehmend hefti¬ 
geren Dekolonisationstendenzen vor allem in Indien und im Palästina-Man¬ 
datsgebiet gekennzeichnet war; und schließlich der Krise des internationalen 
Systems, in deren Verlauf vitale britische Interessen in Ostasien durch Japan, 
im mittelmeerisch-afrikanischen Raum durch Italien und auf dem europäi- 


45 Grundlegend für die französische Außenpolitik: Jean-Baptiste Durosellc, La Decadence 1932- 
1939, Paris 3 1985. Umfassend zur französischen Sicherheitspolitik: Jean Doise et Maurice Vais- 
se, Diplomatie et Outil Militairc, Paris 1987. 

44 Diese gerieten in den dreißiger Jahren unter ökonomischen Druck durch Deutschland. Das 
Deutsche Reich verdreifachte von 1934 bis 1937 z. B. seinen Außenhandelsanteil mit Rumäni¬ 
en und vervierfachte ihn mit Jugoslawien. 

45 Francois Bcdarida, La Gouvernante Anglaisc. In: Edouard Daladier. Chef de Gouvernement, 
hrsg. v. Rene Remond et Janine Bourdin, Paris 1980, S. 228. Dieser Standpunkt wurde inzwi¬ 
schen etwas differenziert: vgl. die knappe Zusammenfassung von Rene Girault, Der Kriegs¬ 
eintritt einer uneinigen Nation. In: Altrichter, Kriegsausbruch 1939, S. 112 ff. Hierzu und zum 
folgenden vgl. auch Karl Rohe (Hrsg.), Die Westmächte und das Dritte Reich 1933-1939, Pa¬ 
derborn 1982. 



268 Klau s-Jürgen Müller 

sehen Kontinent durch Deutschlands einseitige Revisionsbestrebungen tan¬ 
giert wurden. 

Den britischen Eliten war klar, daß der Versuch, alle drei Krisen gleichzei¬ 
tig zu bewältigen, die Fähigkeiten des Landes übersteigen würde. Großbri¬ 
tanniens Kräfte reichten nicht aus, um kriegerische Konflikte, die aus den 
drei Krisenherden des internationalen Systems entstehen könnten, gleichzei¬ 
tig zu bewältigen, und die Verantwortlichen erkannten auch, daß ein großer 
kriegerischer Konflikt die wirtschaftliche und gesellschaftliche Modernisie¬ 
rung des Landes verhindern, ja das sozioökonomische System sogar ruinie¬ 
ren würde. Das britische Finanzministerium, die Treasury , bestimmte daher 
in hohem Maße die britische Außen- und Verteidigungspolitik. Daß die USA 
sich bereit machten, die Briten im Bereich der globalen Wirtschafts- und Fi¬ 
nanzpolitik zu beerben, sah man in Whitehall völlig klar. 

Aus diesen Erkenntnissen heraus wurde jene Politik entwickelt, die als 
„appeasement policy“ bekannt geworden ist. Sie als schwächliche Anpas- 
sungs- und komplizenhafte Beschwichtigungspolitik aufzufassen, greift mit 
Sicherheit zu kurz. Sie war vielmehr die wohlüberlegte britische Antwort auf 
das Dilemma der dreifachen Krise, vor die Britannien sich gestellt sah. Diese 
Politik sollte eine Politik des „peaceful change“ sein - nämlich Stabilisie- 
rungs- und Ausgleichspolitik zur Friedenserhaltung und zu friedlicher Kon¬ 
fliktlösung unter den Bedingungen britischer Schwäche und angesichts 
globaler Krisenerscheinungen. 46 

Welches waren die Etappen dieser „appeasement policy“ ? Zunächst wur¬ 
de Ostasien als der gefährlichste Krisenherd angesehen. Man versuchte, ihn 
mit einer Mischung von maritimer Rüstungspolitik, vor allem den Ausbau 
der Flottenbasis Singapore, und diplomatischen Ausgleichsbemühungen zu 
entschärfen. 47 Europa sollte erst einmal ruhig gestellt werden. Dazu griff 
London, von der langfristigen Unhaltbarkeit des Versailler Systems über¬ 
zeugt, schon 1933/34 Mussolinis Vorschlag eines Vierer-Paktes zwischen 
Großbritannien, Frankreich, Deutschland und Italien und Barthous Idee ei¬ 
nes Ostpaktes auf: Beide Pakte sollten Deutschland durch die Einbindung in 
ein Großmächtesystem zügeln und gleichzeitig friedlichen Wandel in Euro¬ 
pa ermöglichen, indem das Versailler System revidiert und der Völkerbund 
durch ein Direktorium der vier Großmächte gleichsam überlagert werden 


46 Aus der fast unübersehbaren Literatur zur Appeasement Policy vgl. Gustav Schmidt, Die bri¬ 
tische Appeasement-Politik 1933-1939, Berlin 1979; und ders., England in der Krise. Grün¬ 
dungen und Grundlagen der englischen Appeasement Politik 1930-1937, Opladen 1981; Rich¬ 
ard A. C. Parker, Chamberlain and Appeasement: British Policy and the Coming of the 
Second World War, London 1993; Wolfgang J. Mommsen u. Lothar Kettenacker, The Fascist 
Challenge and the Policy of Appeasement, London 1983; Bernd Ebcrsold, Machtverfall und 
Machtbewußtscin. Britische Friedens- und Konfliktlösungsstrategien 1918-1956, München 
1992 (= Beitrage zur Militärgeschichte, Bd. 31). 

47 Vgl. allgemein Mommsen, The Fascist Challenge, speziell Abschnitt IV: „Appeasement in glo¬ 
bal perspective“. Insbesondere den Beitrag von W. Roger Louis, The Road to Singapore. Bri¬ 
tish Imperialism in the Far East 1932-1942. In: Ebd., S. 352-388. Für die Phase 1936 bis 1941: 
Antony Best, Britain, Japan and Pearl Harbor. Avoiding War in East Asia, London 1995. 
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würde. Das war im Prinzip bereits eine offenkundige Aufgabe des Systems 
der kollektiven Sicherheit. Deutschland versagte sich jedoch dieser Initiative, 
die es gleichberechtigt in den Kreis der Großmächte aufgenommen und an 
der Stabilisierung und Neuordnung Europas beteiligt hätte. Genau dies aber 
wollten Hitler und seine national-konservativen Bündnispartner nicht: keine 
Einbindung, keine Stabilisierung. Das Vierer-Pakt-System der europäischen 
Großmächte hätte wohl eine friedliche Teilrevision von Versailles ermöglicht 
und das Deutsche Reich in die Reihe der europäischen Großmächte gleich¬ 
berechtigt einbezogen, dabei allerdings jegliche deutschen Hegemonie-Aspi¬ 
rationen zunichte gemacht. 

Daher erkannte London schließlich ab 1934/35, daß Deutschland mittel¬ 
fristig der gefährlichste Gegner sein würde. 48 Nicht zuletzt aus finanziellen 
Überlegungen reagierte es - im Gegensatz zu Frankreich - auf die deutsche 
Haltung mit dem Versuch, Deutschland nun durch bilaterale Einzelabkom¬ 
men in den für Großbritannien gefährlichsten Bereichen - dem der See- und 
der Luftrüstung - einzubinden, die nicht zu mehr verhindernde einseitige 
deutsche Aufrüstung dadurch kontrolliert und berechenbar zu machen. Der 
Flottenvertrag von 1935 war ein Ergebnis dieser Politik. Den von London als 
noch wichtiger betrachteten Luftpakt aber lehnte Hitler und mit ihm die ver¬ 
antwortlichen Militärs 49 ebenso ab wie jede weitere vertragliche Begrenzung 
der deutschen Aufrüstung. Damit war diese britische Strategie gescheitert. 
Daraufhin (vor allem nach dem „Erkundungs“-Besuch des britischen Lord¬ 
siegelbewahrers und künftigen Außenministers Lord Halifax vom 
17./18. November 1937 bei Hitler) akzentuierte London die „appeasement 
policy“ in eine „dual policy“ um: Eine Politik, die immer noch „peaceful 
change“ anstrebte, aber eine kriegerische Auseinandersetzung in Europa als 
Möglichkeit nicht mehr ausschloß. Großbritannien begann, seine Rüstung 
im Rahmen des Möglichen zu intensivieren, die militärischen Kontakte mit 
Frankreich wiederzubeleben 50 , aber weiterhin nichts unversucht zu lassen, 
um doch noch zu einem „peaceful Settlement“ zu kommen oder wenigstens 
Zeit zu gewinnen. 51 

Hätte Hitler es nur auf eine Totalrevision des Vertrages von Versailles ab¬ 
gestellt, dann hätte er das damals von London erhalten können, vorausge- 


48 Gaines Post jr., Dilemmas of Appeasement. British Deterrcnce and Defense, 1934-37, London 
1993. 

49 Vgl. die Aufzeichnung des Oberquartiermeisters im Generalstab des Heeres v. Stulpnagel vom 
September 1934, abgedr. in Müller, Armee und Drittes Reich, Dok. 126, S. 283. Dort heißt es 
bezüglich der britischen Besorgnis: .Ein Verzicht auf jede weitere Luftriisrung kommt natur¬ 
gemäß nicht in Frage.“ 

50 Vgl. Martin Thomas, Britain, France and Appeasement. Anglo-French Relations in the Popu¬ 
lär Front Era, London 1997. 

51 Post vertritt die These, daß cs Großbritannien damals nicht gelang, Rüstungspolitik, Ab¬ 
schreckung und außenpolitischen Entscheidungsprozeß effektiv zu koordinieren. Zum Pro¬ 
blem der „dual policy“ vgl. Donald Cameron Watt, How War Camc. The Immediate Origins 
of the Second World War, London 1989, und Gottfried Nicdhart, Appeasement: Die britische 
Antwort auf die Krise des Weltreiches und des internationalen Systems vor dem Zweiten Welt¬ 
krieg. In: HZ 226, 1978, S. 67 ff. 
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setzt, er hätte auf kriegerische Durchsetzung verzichtet. Aber “this wicked 
man“ - wie Neville Chamberlain, der britische Premier und Champion der 
„appeasement policy“, ihn rückblickend genannt hat - wollte keinen friedli¬ 
chen Wandel in einem Konzert gleichberechtigter Großmächte, sondern He¬ 
gemonie und Krieg. 52 

Drei internationale Krisenereignisse wurden zu entscheidenden Etappen 
auf dem Weg in den europäischen Krieg: Die Rheinlandkrise Frühjahr 1936, 
die Sudetenkrise mit dem Münchener Abkommen im Sommer und Herbst 
1938, und der Hitler-Stalin-Pakt vom 23. August 1939. 

Die Rheinland-Besetzung - also der Bruch der Verträge von Versailles und 
Locarno - hatte weitreichende politische und psychologische Folgen: Belgi¬ 
en schied aus dem französischen Bündnissystem aus, erklärte seine Neutra¬ 
lität nach allen Seiten und legte damit die Nordflanke des französischen Be¬ 
festigungssystems offen. Frankreich war finanziell und politisch nicht in der 
Lage, die Maginotlinie an seiner Nordgrenze zu verlängern. Seine osteu¬ 
ropäischen Verbündeten verloren den Glauben an die Effektivität der Alli¬ 
anz mit Paris und orientierten sich zunehmend, nicht zuletzt auch aufgrund 
ökonomischer Zwänge, auf Deutschland hin. 

Der Abschluß der Sudetenkrise in der Konferenz von München vom 
September 1938 brachte einerseits den Höhepunkt der britischen „appease¬ 
ment policy“, andererseits war München aber auch ein entscheidender 
Markstein auf dem Weg in den Krieg. Dieser Vertrag beendete die von 
Hitler ab Mai 1938 bewußt entfesselte internationale Sudetenkrise ohne 
einen Krieg. Er ermöglichte den angestrebten „peaceful change“ in Mittel¬ 
europa durch ein Diktat der vier Großmächte auf Kosten der CSR, war 
also in gewisser Weise eine kurzfristige Verwirklichung des im Vierer-Pakt- 
Projekt von 1933 letztlich intendierten Prozedere. Dies alles geschah in der 
„irrtümlichen“ Hoffnung, das könne fortan vielleicht doch ein Rezept zur 
Regelung aller noch offenen Fragen bei der Neuordnung des Kontinents 
sein. 

Der Vertrag von München war aber auch ein Teil der britischen „dual 
policy“. London und Paris hatten für den Abschluß des Vertrages zwei wei¬ 
tere Gründe. Der eine Grund war ein militärtechnisch-rüstungsmäßiger: 
1938 war die Aufrüstung der Westmächte noch nicht hinreichend; die briti¬ 
sche Radarkette zur Früherkennung feindlicher Luftangriffe war noch nicht 
vollständig installiert, die modernen einmotorigen Jagdflugzeuge waren noch 
nicht in ausreichender Zahl an die Geschwader der Luftverteidigung gelangt. 
Ab Oktober 1938 gab die britische Regierung der Heimat-Luftverteidigung 
Priorität gegenüber dem Aufbau einer Bomberflotte. Auch Frankreich war 
es - trotz erheblicher finanzieller Anstrengungen - noch nicht gelungen, die 
Modernisierung seiner Streitkräfte (Mechanisierung, Motorisierung, Panzer- 


H Eindringliche Analyse in: David Dilks, „We must hope for the best, and prepare for the 
worst“. The Prime Minister, the Cabinet and Hitlers Gcrmany, 1937-1939. ln: Procecdings of 
the British Academy, LXXIII, 1987, S. 309-352. 



Kriegs ausbruch 1939 


271 


verbände) in hinreichendem Maße durchzuführen. 53 Ein größerer Rüstungs¬ 
sprung begann erst nach München. 54 

Der zweite Grund war ebenso ideologischer wie machtpolitischer Natur: 
Chamberlains Bestreben war es, die Sowjetunion ebenso wie die USA so lan¬ 
ge und so weit wie möglich vom alten Kontinent fernzuhalten. 55 Moskau 
hatte bis Ende 1934 den Völkerbund als Werkzeug der kapitalistisch-impe¬ 
rialistischen Mächte angesehen. Angesichts des deutsch-polnischen Vertrages 
von 1934, nicht zuletzt aber auch wegen der kritischen Entwicklung in Ost¬ 
asien, speziell an der Amurgrenze zur japanisch besetzten Mandschurei, hatte 
der Kreml seine bisherige Politik grundlegend revidiert. Er war im Septem¬ 
ber 1934 dem Völkerbund beigetreten und hatte sich für die Effektivierung 
der kollektiven Sicherheit eingesetzt. Zugleich schloß er im Mai 1935 Bei¬ 
standspakte mit Frankreich und der CSR. Zudem schwor auf Moskaus An¬ 
ordnung die Komintern beim VII. Weltkongreß im August 1935 alle Kom¬ 
munistischen Parteien der Welt gemäß der neuen Strategie auf das Konzept 
der Volksfront-Bündnisse ein. 

In Frankreich war das Abkommen mit der Sowjetunion umstritten. Es ge¬ 
lang auf Grund innenpolitischer Polarisierung nicht, es durch ein Militärab¬ 
kommen zu ergänzen und damit erst erfüllbar zu machen. Pazifisten von 
Links und Rechts fürchteten, von der Sowjetunion in einen Krieg mit 
Deutschland verwickelt zu werden. Gleichzeitig fürchteten viele, nicht nur 
Konservative, angesichts des eigenen Volksfront-Bündnisses einen zu starken 
Einfluß der Kommunisten und über diese auch der Sowjetunion auf die fran¬ 
zösische Außen- und Innenpolitik. 56 

Vor allem aber war es Großbritannien, das in der Sudetenkrise nicht ge¬ 
neigt war, die Sowjetunion an einer Neuordnung Mitteleuropas zu beteili¬ 
gen, obwohl Moskau unter Berufung auf seine vertraglichen Bindungen mit 
Frankreich und der CSR sich mehrfach zur Intervention gegen Hitler ange- 
boten hatte. Großbritannien war nicht seit 1919 die antikommunistische 
Vormacht gewesen, um nun Moskau den Weg nach Mitteleuropa zu öffnen. 57 


SJ Hierzu sehr instruktiv: Rene Girault, Munich: Quelques realites ä propos de quelques mythes. 
In: Rene Girault, £tre Historien des Relations Internationales, Paris 1998, S. 199-213. 

54 Nach Daladiers Biographin hatte der Ministerpräsident jedoch in der zweiten Septemberhälf¬ 
te ernsthaft einen Krieg für unumgänglich gehalten, brachte aber dann die britische und italie¬ 
nische Initiative zustande, die zum Vertrag von München führte. Elisabeth du Reau, Edouard 
Daladier, 1884-1979, Paris 1993, S. 269 ff. 

55 So Klaus Hildebrand in: Krieg im Frieden, Frieden im Krieg. Über das Problem der Legiti¬ 
mität in der Geschichte der Staatenwelt 1931-1941. In: HZ 244, 1987, S. 15. 

54 Zur französischen Politik vgl. Duroselle, Decadence, und die umfassende Analyse von Yvon 
Lacaze, La France et Munich, Etüde d'un processus decisionnel en matiere de relations interna¬ 
tionales, New York 1992. 

57 Vgl. Richard Lamb.The Drift to War 1922-1939, New York 1989, S. 197 f., mit einem entspre¬ 
chenden Zeugnis von Sir Alec Douglas-Home, damals Privatsekretär des britischen Premiers. 
Vgl. auch die gewiß allzu zugespitzten Thesen von Alvin Finkei und Clement Leibovitz, The 
Chamberlain-Hitler-Collusion, Rendlesham/Halifax 1997, sowie die Kritik von William D. Ir¬ 
ving in: H-NET (-france), September 1998 (Internet). Ausgewogen dagegen R. A. C. Parker, 
Chamberlain and Appeasement, London 1993. 
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So haben innenpolitische, ideologische und militärpolitische Gründe die 
Westmächte nach München gebracht. Die Konferenz war für sie sowohl ein 
Mittel zum Zeitgewinn für ihre Vorbereitung auf einen eventuellen Krieg, als 
auch ein letzter Versuch einer kooperativen Konfliktlösung, mit dem Ziel, 
Deutschland in ein neu zu gestaltendes europäisches System unter Ausschal¬ 
tung der Sowjetunion einzubeziehen. 58 

Die Folgen der Konferenz von München waren verheerend: Durch ein 
Diktat der Großmächte war mit der CSR ein souveränes Mitglied des Völ¬ 
kerbundes verstümmelt worden. Sodann hatte sich bei Hitler der Eindruck 
verfestigt, daß die Westmächte zu jeder Konzession bereit seien, wenn man 
nur kräftig mit dem Säbel rassele: „Die Männer, die ich in München kennen¬ 
gelernt habe, machen keinen neuen Weltkrieg.“ 59 Daß auch wichtige Reprä¬ 
sentanten der national-konservativen Eliten diesen Eindruck teilten, wird oft 
vergessen. Die britische Warnung, Gewalt bedeute unweigerlich Krieg, wur¬ 
de trotz deutlicher Intensivierung der britischen Rüstungsanstrengungen von 
Hitler als Bluff betrachtet. 60 Mehr noch - so wird jedenfalls die These ver¬ 
treten die drängende Hast Hitlers im Sommer 1939 zum Krieg hin sei 
auch von seiner Sorge vor einem neuen München motiviert gewesen. 61 Die 
Bedeutung von Fehlperzeptionen in der internationalen Politik ist mehr als 
offensichtlich 62 

Darüber hinaus hatte sich vor München eine Opposition aus Kreisen der 
national-konservativen Eliten formiert, die Gewaltmaßnahmen gegen die 
NS-Führung für den Fall erwogen hatte, daß Hitlers Sudetenpolitik zum 
Krieg führen sollte. In der deutsch-polnischen Krise des Sommers 1939 ga¬ 
ben sich diese Oppositionskräfte dagegen ebenso wie die besorgten Militärs 
und Diplomaten der festen Hoffnung hin, die Krise werde statt in einem 


48 Wichtig für Frankreich: Rene Girault, La Politique Exterieurc fran^aise de I’aprcs. Munich 
(septembre 1938-avril 1939). In: Deutschland und Frankreich 1936-1939, hrsg. v. Klaus Hild¬ 
ebrand u. Karl F. Werner. München 1981, S. 507-522 (=Beihefte der FRANCIA Bd. 10). 

59 Hitler vor dem ObdH und dem Generalstabschef des Heeres am 17. August 1939: „ England 
... hat keine Führer von großem Ausmaß". (Aufzeichnung General Haiders, zit. in Müller, Ar¬ 
mee und Drittes Reich, Dok. 173). Ähnlich in der Ansprache vom 22. August 1939: .In Eng¬ 
land und Frankreich gibt es keine Persönlichkeit von Format*. (Aufzeichnung Canans, zit. bei 
Müller, Armee und Drittes Reich, Dok. 174, S. 387). Der Oberquartiermeister IV im General¬ 
stab des Heeres schrieb am 26. April 1939 an den deutschen Militärattache in Tokio: "... mit ei¬ 
nem Krieg gegen England und Frankreich ist für Jahre nicht zu rechnen.“ (Zit. bei Müller, Ar¬ 
mee und Drittes Reich, Dok. 164, S. 357). Vgl. auch du Reau, Daladier. 

40 London führte im Frühjahr 1939 die Wehrpflicht ein, verdoppelte die Territorialarmee, stock¬ 
te den Militärhaushalt auf und beschleunigte den Ausbau der RAF. 

61 So Gerhard L. Weinberg, Hitlers Entschluß zum Krieg. In: Hildebrand, 1939, S. 31-36. 

u Vgl. auch Hiders Einschätzung der Westmächte in seiner Ansprache an die Oberbefehlshaber 
am 22. August 1939 (abgedr. bei Müller, Armee und Drittes Reich, Dok. 174, auf Grund der 
Canaris-Aufzeichnungen. Ähnliche Version in AD AP, D, Bd. 4, S. 172 ff.). 

44 Tatsächlich hat der italienische Außenminister Ciano noch am 31. Juli und am 2. September 
1939 in mehreren Telephonaten seinem britischen Kollegen Lord Halifax (vergeblich) eine er¬ 
neute Vier-Mächte-Konferenz nach Münchener Muster vorgeschlagcn. Vgl. auch die Ein¬ 
schätzung Staatssekretärs v. Weizsäcker, Die Weizsäcker Papiere 1933-1950, hrsg. v. Leomdas 
Hill, Frankfurt/M. 1974, S. 155-177. 
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Kriege wohl eher mit einem neuen München enden. 63 Im Gegensatz zum 
September 1938 gab es in der polnisch-deutschen Krise des Sommers 1939 
keine Erwägungen, gegen Hitler wegen seiner Kriegspolitik vorzugehen. Ei¬ 
ner der Gründe dafür waren die Nachwirkungen der Münchener Konferenz 
1938. 

Eine weitere und für die Entwicklung zum Krieg entscheidende Folge der 
Konferenz war die unerwartete Reaktion der Sowjetunion. 64 München war 
für Stalin - wie es scheint - ein entscheidender Wendepunkt. 65 Seit Herbst 
1938 erwog er auf Grund der Haltung der Westmächte erneut eine grundle¬ 
gende Umorientierung seiner bisherigen Politik. Fortan verließ sich die So¬ 
wjetunion nicht mehr auf ein Zusammenspiel mit den Westmächten im Rah¬ 
men des Konzeptes der kollektiven Sicherheit. Sie wandte sich vielmehr 
„einer an den imperialistischen Maßstäben Stalins orientierten Interessenpo¬ 
litik“ 66 zu. Für geraume Zeit fuhr Moskau noch gleichsam zweigleisig. Ob 
Stalin tatsächlich noch eine offene Entscheidungssituation für sich zu erken¬ 
nen glaubte, ist jedoch umstritten. Jedenfalls waren ihm die deutsch-briti¬ 
schen Gespräche vom Juni/Juli 1939 - oft als „economic appeasement“ 67 be¬ 
zeichnet - bekannt. Die Gespräche der Westmächte mit den Sowjets litten 
zudem unter der eingeschränkten Vollmacht der britisch-französischen Ver¬ 
handlungsführer, so daß sich jedenfalls der Eindruck beiderseitiger Zweideu¬ 
tigkeit aufdrängt. 68 

Am Ende stand der Hitler-Stalin-Pakt. Für die Sowjetunion brachte dieses 
Abkommen einen vierfachen Vorteil: Er beseitigte die Isolierung, in die sie 


44 Zur sowjetischen Politik bis zum Hitler-Stalin-Pakt vgl. Helmut Altrichter, Unauflösliche Wi¬ 
dersprüche. Die sowjetische Politik und der Kriegsausbruch. In: Altrichter, Kriegsausbruch 
1939, S. 59-83; sowie Bianca Pietrow, Stalinismus, Sicherheit und Offensive. Das Dritte Reich 
in der Konzeption der sowjetischen Außenpolitik 1933 bis 1941, Melsungen 1983; dies., Stalin- 
Regime und Außenpolitik in den dreißiger Jahren. Eine Zwischenbilanz des Forschungsstan¬ 
des. In: Jahrbuch für die Geschichte Osteuropas 33, 1985, S. 495-517; und Rolf Ahmann, Der 
Hitler-Stalin-Pakt. Eine Bewertung der Interpretationen sowjetischer Außenpolitik mit neuen 
Fragen und neuen Forschungen. In: Der Zweite Weltkrieg. Analysen, Grundzüge, For¬ 
schungsbilanz, hrsg. v. Wolfgang Michalka im Auftrag des Militärgeschichtlichen Forschungs¬ 
amtes. München 1989, S. 93-107 (dort auch die wichtigste Literatur); G. Roberts, The Soviel 
Union and the Origins of the Sccond World War Russo-German Relations and the Road to 
War, 1933-1939, Basingstoke 1995; Reinhold Weber, Die Entstehungsgeschichte des Hider-Sta- 
lin-Paktes, Göttingen 1980. Über sowjetische Kenntnisse der britischen Politik 1939 berichtet 
wesentliches Donald C. Watt, A Soviet Source in the Foreign Office. In: Intelligence and Na¬ 
tional Security 3, 1988, S. 62-82. 

45 Vjatceslav Datchichev, Planungen und Fehlschlage Stalins am Vorabend des Krieges, S. 305, 
und Michail Samirjaga, Die sowjetisch-deutschen Verträge im System der internationalen Be¬ 
ziehungen des Jahres 1939, S. 294. Beide in: Hildebrand, 1939. 

44 Alexander Fischer zit. in: Jürgen Schmädeke, Nachwort. Der Weg in den Krieg: Protokoll ei¬ 
ner Konferenz. In: Hildebrand, 1939, S. 384. Vgl. auch Alexander Fischer, Die Sowjetunion 
und das Prinzip der kollektiven Sicherheit am Vorabend des Krieges, ln: Ebd., S. 315-320. 

47 Bernd-Jürgen Wendt, Economic Appeasement. Handel und Finanz in der britischen Deutsch¬ 
landpolitik 1933-1939, Hamburg 1972. 

41 Chamberlain glaubte, daß die Sowjets .hinter den Kulissen heimlich und hinterhältig am Werk 
seien, - um uns in einen Krieg mit Deutschland hineinzuziehen —Zit. in: Keith G. Feiling, 
Neville Chamberlain, London 1966, S. 347. 
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durch München geraten war, und verschaffte ihr einen wertvollen Zeitge¬ 
winn zur Verbesserung ihrer militärischen Kräfte, die sie vor allem nach der 
Dezimierung ihrer militärischen Kader in der „Großen Säuberung“ dringend 
brauchte. Zudem brachte er der UdSSR eine geostrategisch günstige Vorfeld¬ 
erweiterung, zusammen mit einer Entspannung an der sowjetischen West¬ 
grenze. Letztere war auch angesichts der bereits erfolgten kriegerischen Zu¬ 
sammenstöße mit Japan in Ostasien, zum Beispiel in der Nomon 
Han-Schlacht vom Sommer 1938, für das Land von erheblicher Bedeutung. 

Der Vertrag mit Hitler brachte Stalin - zumindestens zeitweilig - bedeuten¬ 
dere und konkretere Sicherheitsgarantien, als die Westmächte bieten konnten. 
Diese hatten ja weder Polen noch Rumänien dazu veranlassen können, im 
Kriegsfall sowjetische Hilfe anzunehmen. Daß beide Vertragspartner langfristig 
ihre Vorbehalte und Hintergedanken bei dem Vertrag hatten, ist heute unbe¬ 
stritten. Ebenso unbestritten ist auch, daß dieser Vertrag genauso wie jener von 
München ein entscheidender Wendepunkt zum Krieg hin war. 69 Er bot einem 
kriegswilligen und kriegsbereiten Diktator eine günstige geostrategische und 
außenpolitische Konstellation. Die Idee, einen solchen Pakt abzuschließen, ent¬ 
stammte der Führungsetage des Auswärtigen Amtes. Hitlers Diplomaten woll¬ 
ten damit wohl nicht unbedingt einen Krieg gegen Polen ermöglichen, sondern 
vielmehr Deutschland aus der Isolierung herausführen, in die das Reich durch 
die Besetzung Prags und damit dem faktischen Bruch des Münchener Abkom¬ 
mens geraten war. Hitler aber konnte nunmehr den Militärs, die einen europäi¬ 
schen Krieg fürchteten, klar machen, daß sich durch den Pakt mit Moskau 
Deutschlands strategische Position grundlegend verbessert habe. Ein isolierter 
Krieg gegen Polen sei nun möglich. Die Westmächte würden nunmehr gewiß 
keine Neigung haben, in einen solchen Konflikt cinzugreifen. Ein mit der So¬ 
wjetunion verbündetes Deutschland war „blockadefest“ geworden. 

Polen war strategisch isoliert. Daran änderte auch die britisch-französische 
Garantie vom März 1939 nichts. Sie war - wie Donald Cameron Watt ge¬ 
zeigt hat - von britischer Seite nur als eine zeitweilige strategische Aushilfe 
intendiert. London wollte Zeit gewinnen, indem es Hitler gleichsam mit der 
für ihn fatalen Aussicht auf einen Zwei-Fronten-Krieg „bremste“. Das er¬ 
klärt unter anderem, warum die Briten die Unterzeichnung des Beistands¬ 
paktes mit Polen bis August 1939 verzögerten. 70 Der Hitler-Stalin-Pakt aber 
ruinierte auch dieses Kalkül. 

Die polnische Außenpolitik hatte in den dreißiger Jahren auf zwei Axio¬ 
men beruht: Daß Großbritannien Polen vor dem Druck des Reiches absi¬ 
chern werde und daß der deutsch-sowjetische Gegensatz unumkehrbar sei. 71 


** G. Roberts, The Unholy Alliance: Stalin's Pact with Hitler, London 1989. Eine unkonventio¬ 
nelle Interpretation der Motive Hidcrs für diesen Pakt bei Eberhard Jäckel, Hitlers Kriegspo¬ 
litik und ihre Voraussetzungen. In: Hildebrand, 1939. 

70 Donald C. Watt, How War Came. The Immediate Origins of the Second World War, 1938- 
1939, London 1989. 

71 Vgl. aber die Warnungen der polnischen Diplomaten Lukasiewics (Botschafter in Moskau, 
dann Paris) und Zyborskis (Leiter des polit. Abteilung), zit. bei Wlodzimierz Borodziej, Die 
Alternative Warschaus. In: Hildebrand, 1939, S. 323. 
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Der Vertrag mit Deutschland vom Januar 1934 beruhte auf der Einsicht des 
defensiven Charakters der französischen Politik und der Unmöglichkeit, 
durch Kombinationen wie den Vierer-Pakt und das Ostpakt-Projekt Polen 
diplomatisch-strategisch abzusichern. Er konnte auch, berücksichtigt man 
den polnisch-sowjetischen Nichtangriffspakt von 1932, als ein Zeichen der 
Aquidistanz zu den beiden großen Nachbarn aufgefaßt werden. 

Die gesellschaftlichen und politischen Grundlagen der polnischen Außen¬ 
politik bestanden in dem absoluten Willen seiner politischen und militäri¬ 
schen Eliten, an der staatlichen Souveränität und territorialen Integrität des 
Landes festzuhalten und in der einstimmigen Absage an eine Allianz sowohl 
mit Deutschland als auch mit der Sowjetunion. Eine jede solcher Allianzen 
wäre mit Sicherheit weniger als eine Juniorpartnerschaft gewesen: „Im Bun¬ 
de mit Deutschland verlieren wir unser Leben, in dem mit den Russen unse¬ 
re Seele“. Beides war Ausdruck von tiefgründenden ideologischen und hi¬ 
storischen Reflexen. 

Aus diesem nationalen Selbstverständnis erklärt sich die dezidierte polni¬ 
sche Absage an Hitlers Aufforderung vom Oktober 1939, nach „Regelung“ 
der Danzig- und der Korridor-Frage in eine - naturgemäß asymmetrische - 
Allianz gegen die Sowjetunion einzuwilligen; daraus erklärt sich auch die 
hartnäckige polnische Weigerung, im Kriegsfall sowjetische Hilfe gegen 
Deutschland anzunehmen - eine von den Prämissen her verständliche, 
gleichwohl offenkundige Mißperzeption der geostrategischen Lage und der 
internationalen Kräfteverhältnisse. 72 Jedenfalls zeigen die für Polen unan¬ 
nehmbaren Alternativen die ganze Aussichtslosigkeit der polnischen Lage. 

Im Laufe des Frühjahres 1939 hatten sich sowohl die beiden westlichen 
Großmächte als auch die Sowjetunion mit der Perspektive eines möglichen 
Krieges in Europa vertraut gemacht. Spätestens mit Hitlers Coup von Prag 
war auch der öffentlichen Meinung in Großbritannien und Frankreich das 
Scheitern der Appeasementpolitik klar geworden. Welche strategisch-politi¬ 
schen Konzepte waren für diesen Fall von den Beteiligten bzw. Betroffenen 
entwickelt worden? 

Die drei potentiellen Kontrahenten - die beiden Westmächte wie auch 
Hitler-Deutschland - hatten bei ihren kriegspolitischen und strategischen 
Entwürfen den Ersten Weltkrieg als gesamtgesellschaftlichen Krieg vor Au¬ 
gen. Ihre jeweilige Strategie war daher zunächst eine Vermeidungs- und Ab¬ 
schreckungsstrategie: Vermeidungsstrategie insofern, als die Westmächte un¬ 
bedingt einen verheerenden Waffenkrieg vermeiden wollten, während die 
Deutschen ebenso unbedingt einen großen, d. h. langdauernden europäi¬ 
schen oder gar globalen Wirtschafts- und Zufuhrkrieg verhindern mußten. 
Briten und Franzosen wollten eine Wiederholung der sinnlos blutigen Mate¬ 
rialschlachten des Ersten Weltkrieges in Nordfrankreich vermeiden, welche 


72 Marian Zgörniak, Militärpolitische Lage und Operationsplane Polens vor dem Ausbruch des 
Zweiten Weltkrieges. In: Michalka, Der Zweite Weltkrieg, S. 447-461; Wladislaw Bartoszews- 
ki, Polen - Die innen- und außenpolitische Lage im Sommer 1939. In: Altrichter, Kriegsaus¬ 
bruch 1939, S. 39-58. 
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die Blüte ihrer jungen Männer dahingerafft und wertvolle Gebiete Frank¬ 
reichs verwüstet hatten. Im kollektiven Gedächtnis beider Nationen lebte 
angesichts der Hekatomben von Toten, die der Erste Weltkrieg gefordert 
hatte, das „Harmaggedon-Trauma“ fort. Und sie glaubten angesichts des 
deutschen Zusammenbruchs von 1918 an den Erfolg eines Blockade- und 
Zermürbungskrieges. 73 Hitler und die deutschen Strategen dagegen mußten 
vermeiden, daß das Reich in einen langanhaltenden Großkrieg verwickelt 
würde, da es unter den Belastungen eines solchen Zermürbungskrieges auf 
Grund seiner unzureichenden geostrategischen Tiefe und ökonomisch 
schwachen Ausgangsbasis am Ende zusammenbrechen würde. Die deutsche 
Führung war traumatisiert vom Erlebnis des unter dem Druck von Blockade 
und militärischen Rückschlägen erfolgten psychischen und politischen Zu¬ 
sammenbruches des Kaiserreiches 1918. 

Die Westmächte hatten eine in sich schlüssige Strategie ausgearbeitet. Sie 
setzten auf einen „globalen und totalen Krieg“, d. h. einen langen und geo¬ 
graphisch ausgeweiteten Krieg. Zunächst sollte der Gegner bei eigener mi¬ 
litärischer Defensive durch Fesselungsoffensiven der osteuropäischen Bünd¬ 
nispartner, durch eine umfassende ökonomische Blockade und durch an 
Intensität zunehmende - so dachten vor allem die Briten - strategische 
Luftoffensiven zermürbt werden. Gleichzeitig sollten in dieser Phase alle 
Ressourcen ihrer Weltreiche und der westlichen Welt mobilisiert werden, da¬ 
mit in einer zweiten Phase schließlich dem zermürbten Gegner mit einer ent¬ 
scheidungssuchenden Schlußoffensive der Todesstoß versetzt werden konn¬ 
te. 

Hitler mußte einen umfassenden und langen Wirtschafts- und Waffenkrieg 
unbedingt vermeiden. Er strebte daher, von der inneren Linie ausgehend, 
mehrere begrenzte, rasch die militärische Entscheidung erzwingende Kriege 
an, durch die das Reich seine fehlende geostrategische Tiefe erwerben und 
schließlich die ökonomische Blockadefestigkeit erlangen würde. Damit hätte 
es seine halbhegemoniale Stellung in eine genuine Hegemonieposition ver¬ 
wandelt. Das militärische Instrument sollte dementsprechend geeignet sein, 
eine rasche und endgültige Entscheidung auf dem Schlachtfeld zu erringen: 
starke gepanzerte und mechanisierte Heeresverbände in Verbindung mit tak¬ 
tischen Luftwaffenkräften, dynamisch und entschlossen eingesetzt, sollten 
dies gewährleisten. 

Die zentrale Dimension dieser beiden strategischen Konzepte, ihr logi¬ 
scher Kern, war letztlich eine Abschreckungsstrategie: Abschreckungsstrate¬ 
gie insofern, als die Westmächte Hitler-Deutschland mit der Drohung eines 
langanhaltenden Zermürbungskrieges von der aggressiv-kriegerischen Er¬ 
richtung einer Kontinentalhegemonie abschrecken und zum Prinzip friedli- 

7i Der Leiter des im Sommer 1939 errichteten Blockade-Ministeriums Georges Pernod schrieb 
damals: „Ich bin überzeugt, daß wir durch die ökonomische Kriegführung unsere Jugend vor 
dem Gemetzel des letzten Krieges bewahren." Zu den Überlegungen der militärischen 
Führung vgl. Elisabeth du Rcau, Commandemcnt et Ht Commandement framjais devant la 
perspective de la guerre. In: Guerres Mondiales et Conflits Contemporains 166-1, 1992, S. 149- 
165. 
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eher Konfliktlösung zurückzwingen wollten. Die Deutschen setzten insofern 
auf Abschreckung, als sie die Westmächte zunächst im Frieden durch einsei¬ 
tige schnelle Hochrüstung modernster Art von jeglicher Intervention 
während der auf Vertragsbruch abgestellten Revisionsphase abhalten woll¬ 
ten. In der folgenden Phase begrenzter Hegemonialkriege sollten die West¬ 
mächte dann durch rasche und endgültige militärische Entscheidungen auf 
dem Schlachtfeld von einem Eingreifen und damit von der Auslösung eines 
globalen Totalkrieges abgeschreckt werden. 

Dieses Rezept lag z. B. der militärpolitischen Planung in der Sudetenkrise 
von 1938 zugrunde. 74 Das Ganze war nicht nur der Versuch, die Politik be¬ 
grenzter Reichsgründungskriege zu imitieren, wie sie Bismarck praktiziert 
hatte, es war vor allem auch der Versuch, im Zeitalter des gesamtgesell¬ 
schaftlichen Krieges kriegerische Konflikte wieder führbar zu machen. 

Die Unterschiede sind deutlich: die Abschreckungsstrategie der West¬ 
mächte war defensiv, sie zielte letztlich gar auf Kriegsvermcidung ab. Die 
deutsche Abschreckungsstrategie hingegen war aggressiv-offensiv ausgerich¬ 
tet und dazu bestimmt, begrenzte Angriffskriege zu ermöglichen, indem 
dritte Mächte von Interventionen abgeschreckt würden. 75 

Die Durchführung dieser Abschreckungs- und Vermeidungsstrategie warf 
für beide Seiten spezifische Probleme auf. Die Westmächte hatten das Pro¬ 
blem, in der ersten Kriegsphase ihre spätere Absprungbasis für die große 
Schlußoffensive zu sichern und zu konsolidieren. Anders gesagt: In der Pha¬ 
se des ökonomisch-moralischen Zermürbungskrieges mußte ihre Sicherheit 
defensiv gewährleistet werden. Wie sollte das geschehen? Nach den strategi¬ 
schen Plänen und Vorstellungen des französischen Generalissimus, General 
Gamelin, sollte das osteuropäische Allianzsystem erstens eine Eindämmung 
der deutschen Expansion gewährleisten, eine Kriegsausweitung ermöglichen 
und eine Bindung des Gegners erreichen. Damit wären zerstörerische 
Kampfhandlungen vom eigenen Territorium ferngehalten worden: „la guerre 
ailleurs“, so lautete die strategische Devise. Zweitens sollte der Gegner 
durch eine effektive Vorfeldsicherung des eigenen Landes mittels einer ge¬ 
waltigen Grenzbefestigung, der Maginotlinie, und durch den Vorstoß nach 
Belgien hinein bis zur Dyle-Maas-Linie von einer direkten Offensive gegen 
französisches Territorium abgehalten werden. 76 

Für die deutschen Strategie-Planer, die nicht - wie die Franzosen - durch 
die Kriegszerstörungen des eigenen Landes traumatisch fixiert waren, son- 

7 * Über die deutschen Erfolgschancen vgl. die bezüglich eines möglichen Abwehrerfolges der 
CSR optimistischen Studien von Ivan Pfaff, Die Modalitäten der Verteidigung der Tschecho¬ 
slowakei 1938 ohne Verbündete. In: MGM 57, 1998, S. 23-78. 

75 Über die interne französische militärpolitische Debatte nach München vgl. die subtile Analy¬ 
se von Peter Jackson, France and the Guarantee to Roumania. In: Intelligence and National 
Security 10, 1995, S. 242-272. 

76 Zu den alliierten strategischen Planungen vgl. Martin K. Alexander, The Republic in Danger. 
General Maurice Gamelin and the Politics of Defence, 1933-1940, Cambrigde 1992; J. Doisc 
u. M. Vaisse, Diplomatie et Outil Militairc; Michael Howard, The Continental Commitment: 
The Dilemma of British Defence Policy in the Era of Two World Wars, London 1972; Brian 
Bond, British Military Policy between the Two Wars, Oxford 1980. 
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dem eher von der Erfahrung des inneren Zusammenbruches unter den Bela¬ 
stungen eines gesamtgesellschaftlichen Krieges geprägt waren, stellte sich ein 
doppeltes Problem: Einerseits durch ein überwältigend starkes militärisches 
Machtinstrument die Westmächte von einem Kriegseintritt abzuschrecken 
und andererseits durch eine hinreichende Integrations- und Mobilisierungs¬ 
fähigkeit die Nation zum Durchstehen jener begrenzten Hegemonialkriege 
fähig zu machen sowie dem Gegner jede Aussicht auf einen moralischen Zu¬ 
sammenbruch zu nehmen. 

Beide Abschreckungs- und Vermeidungsstrategien scheiterten 1939/40. 
Die deutsche unilaterale Aufrüstung und einseitige Revisionspolitik seit 
1933 hatte sowohl einen Rüstungswettlauf in Gang gesetzt, den das Reich 
auf längere Sicht nicht gewinnen konnte, als auch eine Koalitionsbildung ge¬ 
gen das Reich ausgelöst. Die französische April-Note von 1934, der franzö¬ 
sisch-sowjetische und tschechoslowakisch-sowjetische Pakt, und das briti¬ 
sche Verteidigungsweißbuch von 1935 zeigten dies. Versuche der deutschen 
Diplomatie, dies durch ein eigenes Vertragssystem mit Polen, Italien, Jugo¬ 
slawien, Rumänien, Ungarn, und Japan zu durchkreuzen, gewannen keine 
Bedeutung. 77 Die deutsche Außen- und Militärpolitik stand vor einem Di¬ 
lemma. Hitler zog daraus die Konsequenz. Er war bereit, Vabanque zu spie¬ 
len und bei günstiger internationaler Lage einen Krieg auch schon vor Voll¬ 
endung der deutschen Aufrüstung zu führen. Das war der Versuch, die 
deutsche Strategie begrenzter Hegemonialkriege trotz allem noch durchzu¬ 
setzen. 

Zwei Ereignisse schienen zunächst eine unerwartete Lösung für das Di¬ 
lemma zu bieten, vor dem die deutsche Politik stand: Erstens nährte das Ein¬ 
lenken der Westmächte in München — wie schon erwähnt - die Illusion, daß 
diese einen Krieg nicht wagen würden. Ähnlich wurde in Berlin die britische 
Bereitschaft, noch im August 1939 über die „polnische Frage“ zu verhandeln 
und Kompromißvorschläge zu diskutieren, als Schwächezeichen aufgefaßt, 
obwohl sie doch nur dazu bestimmt war, Hitler das Propaganda-Argument 
zu nehmen, wegen der mangelnden Verhandlungsbereitschaft der Westmäch¬ 
te sei ihm gar kein anderer Ausweg als der Krieg geblieben. Zudem mußte 
eine Demokratie wie die britische ihrer Bevölkerung ganz deutlich machen, 
daß alles nur Erdenkliche getan worden war, um einen Krieg zu vermeiden. 78 
Zweitens hatte das mit dem Hitler-Stalin-Pakt vorgenommene „Renverse- 
ment des Alliances“ den Westmächten ihre vorerst einzige Waffe, die der 
„economic blockade“, aus der Hand geschlagen. Der Pakt würde dem Reich 
nun Zugang zu den Ressourcen des Sowjetreiches bieten und es somit blok- 
kadefest machen. Damals schrieb der deutsche Wirtschaftsminister Walter 
Funk in einem Brief an Hitler, Deutschland habe mit dem Pakt „die Vorsor- 


77 Es kam allerdings zu einer allmählichen ökonomischen Durchdringung der Balkanstaaten. 
Vgl. Wendt, Großdeutschland, S. 134-160. 

78 Auch in Frankreich akzeptierten - wie Umfragen damals zeigten - im September 1939 rund 
75% der Bevölkerung den Krieg. Louis Cremieux-Brilhac. ln: Fran^ais et Britanniques dans 
la dröle de guerre 1939-1940, Paris 1979. 
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ge der Kriegswirtschaft für etwa zwei Jahre gesichert.“. 79 Somit schien die in¬ 
tendierte Abschreckung doch noch möglich. Jetzt, so Hitler, könnten die 
Westmächte eigentlich ihren Wirtschafts- und Zermürbungskrieg nicht mehr 
führen! Damit schätzte er aber ihre Entschlossenheit falsch ein, und die 
Kriegserklärungen der Westmächte machten den Bankrott der deutschen 
Abschreckungsstrategie und damit auch das Scheitern einer Strategie be¬ 
grenzter Hegemonialkriege offenbar. Militärische Konflikte unterhalb der 
Schwelle des großen totalen Krieges waren im Europa der ausgehenden 
dreißiger Jahre offenbar nicht mehr zu erzwingen. 

Aber auch die westliche Strategie der Abschreckung durch Drohung mit 
einem totalen Krieg scheiterte, wenngleich auf andere Weise und nur kurz¬ 
fristig, nicht auf längere Sicht. Sucht man nach den Ursachen dafür, dann ist 
zuerst der Zeitfaktor zu nennen. Die französische Auf- bzw. Umrüstung 
ging aus finanziellen und innenpolitischen Gründen langsamer als geplant 
voran. Erst ab Frühjahr 1939 und damit viel zu spät übertraf die französische 
Rüstungsproduktion von Panzern und Flugzeugen die deutsche. Die für ein 
britisches Continental commitment notwendigen Truppen waren in ausrei¬ 
chender Zahl ebenfalls erst viel später zu erwarten. Sodann kommen struk¬ 
turelle Ursachen hinzu: Die französischen Streitkräfte waren auf Grund des 
bestehenden „republikanischen“ Militärsystems und der daraus resultieren¬ 
den inneren Struktur zu raschen Diversionsoperationen bei Kriegsbeginn 
und zu indirekten Unterstützungsoperationen für die osteuropäischen Ver¬ 
bündeten nicht fähig. Des weiteren standen dem Westen für die ökonomi¬ 
sche Stützung der ost- und südosteuropäischen Allianzpartner keine finan¬ 
ziellen Mittel zur Verfügung, daher gerieten diese schon vor Kriegsausbruch 
in den ökonomischen Sog Deutschlands - wie Rumänien und Jugoslawien - 
oder brachen - wie Polen - unerwartet rasch zusammen. Auch hier lag eine 
folgenschwere Fehlperzeption vor. Der erforderliche und theoretisch mögli¬ 
che, zudem auch nur mit halber Kraft versuchte Ausgleich durch ein Bünd¬ 
nis mit der Sowjetunion war aus realpolitischen, aus innenpolitisch-ideolo¬ 
gischen und aus Perzeptionsgründen 80 nicht erreichbar. Der Westen hatte 
also weder eine seinem Bündnissystem adäquate Militärmacht noch die zur 
Stützung der Verbündeten notwendigen finanziellen und militärischen Res¬ 
sourcen, und es gelang ihm auch nicht, eine substantielle Erweiterung dieses 
Allianzsystems zu erreichen. Die Westmächte vermochten nicht, Ziele, Res¬ 
sourcen und Zeitpunkt in Einklang zu bringen. 

Zuletzt jedoch scheiterten diese Abschreckungs- und Vermeidungsstrate¬ 
gien, weil die Beteiligten höchst unterschiedlichen Rationalitäten folgten, die 
auf völlig verschiedenartigen Wertvorstellungen und Weltbildern beruhten. 
Chamberlain sagte im Juli 1939: „Ich kann mir nicht denken, daß er (Hitler) 


n Zit. in Willi A. Boclcke, Deutsche Wirtschaftsgeschichte 1930-1945, Düsseldorf 1983, S. 230. 
10 Am 2. Juli 1939 schrieb Chamberlain: „Ich kann mir nicht denken, daß unsere Stellung we¬ 
sentlich geschwächter sein wurde, wenn wir ohne sie (d. h. die Sowjets) auskommen mußten.“ 
Zit. in: Julian Bullard, „Muß es sein? Es muß sein!“ - Großbritannien und der Kriegsausbruch, 
ln: Altrichter, Kriegsausbruch 1939, S. 88. 
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so töricht ist, wie einige hysterische Leute meinen, und daß er nicht bereit 
wäre, einen Kompromiß zu schließen, falls er dies ohne ein Gefühl von Er¬ 
niedrigung tun könnte.“ 81 Er jedenfalls wolle 

„versuchen, Deutschland zu überzeugen, daß es keinerlei Chance hat, 
den Krieg zu gewinnen, ohne am Ende total ausgeblutet zu sein, so daß 
sich das ganze Unternehmen nicht lohnt. Auf der anderen Seite ist es 
dann aber auch nur logisch, daß wir ... Deutschland faire Rücksichtnah¬ 
me und vernünftige Behandlung versprechen, wenn es nur in überzeu¬ 
gender Weise zeigt, daß es die Absicht aufgegeben hat, uns mit Gewalt 
bezwingen zu wollen.“ 82 

Für den britischen Premier war Problemlösung ohne Krieg immer das „Ver¬ 
nünftige“, Krieg jedoch immer ein Übel. 83 Hitler dagegen sagte am 22. Au¬ 
gust 1939 seinen Generälen: „Ich habe nur Angst, daß mir noch im letzten 
Moment irgendein Schweinehund einen Vermittlungsplan vorlegt.“ 8,t Auf 
Grund seiner darwinistischen Weitsicht und seines rassistischen Men¬ 
schenbildes war Krieg etwas Erstrebenswertes, jedenfalls eine Notwendig¬ 
keit zur Erreichung von vermeintlich (d. h. gemäß seiner Wertvorstellung) 
hohen Zielen. Es fehlte nicht nur ein gemeinsames Wertesystem, sondern - 
daraus resultierend -auch eine gemeinsame Verständigungsbasis. Die kom¬ 
munikative Barriere hat der britische Botschafter in Rom einmal so formu¬ 
liert: „The whole totalitarian Outlook on things is getting wider and wider 
apart from our own. I feel practically as if the common language ... used for 
discussion of international affairs had been destroyed ...“ 85 

So scheiterten die beiden aus unterschiedlichen Motiven und Gründen ver¬ 
folgten Abschreckungsstrategien des Westens und Hitler-Deutschlands 


81 Zit. nach Anita Prazmowska, Britain, Poland and the Eastern Front, London 1987, S. 77. 
Chamberlain scheint in der Einschätzung Hiders geschwankt zu haben - auch ein Reflex sei¬ 
ner Perzeptionsschwierigkeiten. An seine Schwester schrieb er am 3. September 1938: „Ist es 
nicht schrecklich zu wissen, daß das Schicksal von Hunderten von Millionen Menschen von 
einem einzigen Mann abhängt und der ist halb vemickt“ und am 11. September 1938 spricht er 
von „... einem Wahnsinnigen“. (Zit. nach David Dilks, Britische Deutschlandpolitik 1937-39. 
In: Großbritannien und der deutsche Widerstand 1933-44, hrsg. v. David Dilks u. Klaus-Jür¬ 
gen Müller. Paderborn 1994, S. 46 und 47). Nach dem Treffen von Berchtesgaden meinte er da¬ 
gegen, er habe „den Eindruck, daß ich es mit einem Mann zu tun hatte, auf dessen Wort ich 
mich verlassen konnte." Am 30. Juli 1939 schrieb er, daß Hitler zeitweilig wohl wirklich eine 
Übereinkunft mit den Briten erwogen habe, aber „im letzten Moment hat irgendeine Geistes¬ 
verwirrung von ihm Besitz ergriffen ... vielleicht stand Ribbentrop dahinter ..." (ebd., S. 50). 

82 Zit. nach Dilks, S. 49 f. (Brief vom 30. Juli 1939). 

81 Vgl. dazu die feinsinnige mentalitatsgeschichtliche Analsye der britischen Entscheidungsträ¬ 
ger bei Julian Bullard, Großbritannien. In: Altrichter, Kriegsausbruch 1939, S. 84-103. 

84 Zit. in Müller, Armee und Drittes Reich, S. 389 f. Canaris-Aufzeichnung. Eine leicht abwei¬ 
chende Version in AD AP, D, vol. 7, S. 172. 

85 Brief des britischen Botschafters in Rom, Sir Percy Loraine, vom 8. Juli 1939 an Außenmini¬ 
ster Lord Halifax. Vgl. auch die Haltung eines britischen Politikers und Diplomaten zum 
Krieg: „Why is it that we are impotent to prevent something which we know to be evil and 
terrible? I would willingly give my own life if I could stop this war“. Harold Nicholson, Brie¬ 
fe und Tagebücher, Eintragung vom 19.6.1939, S. 152 (dt. Ausgabe, S. 333). 
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im September 1939. Es brach ein Krieg aus, der für beide Seiten der falsche 
Krieg zur falschen Zeit war. 

Beiden Kontrahenten war der ihrer Strategie zugrundeliegende Zeitplan 
durcheinander geraten, und zwar auf Grund nichtkontrollierbarer interna¬ 
tionaler Rahmenbedingungen sowie der unzureichenden Fähigkeiten, finan¬ 
zielle und wirtschaftlich-industrielle Ressourcen rechtzeitig und ausreichend 
zu mobilisieren, aber auch aufgrund gravierender Fehleinschätzungen der in¬ 
ternationalen Situation. Die beteiligten Mächte hatten den Abschluß ihrer 
Rüstung bzw. ihrer Gegenrüstung für 1941-43 geplant, nicht für 1939. Für 
London und Paris begann der deutsche Diktator den Krieg durch den An¬ 
griff auf Polen zu früh. Und auch Hitler schlug nach seiner eigenen Zeitpla¬ 
nung vorzeitig los, glaubte aber, dies im Bewußtsein wagen zu können, die 
Krise seiner kriegerischen Expansionsplanung durch den Pakt mit Moskau 
überwunden zu haben. 

Die deutsche militärische und diplomatische Elite, unsicher und mindestens 
zum Teil skeptisch, folgte ihm in der Hoffnung, der Pakt mit Stalin würde die 
Westmächte vom Kriegseintritt abschrecken und eine Lösung des deutsch-pol¬ 
nischen Konfliktes durch ein zweites München wäre noch möglich. Diese Mi¬ 
litärs und Diplomaten überschätzten ebenso wie Hitler den Abschreckungsef¬ 
fekt ihrer Militärmacht und des deutsch-sowjetischen Bündnisses, während sie 
die Entschlossenheit der Westmächte unterschätzten. Deutschland mußte ei¬ 
nen Krieg führen, den der Diktator und die national-konservativen Eliten we¬ 
der zu diesem Zeitpunkt noch in dieser Art als Konflikt zwischen den eu¬ 
ropäischen Großmächten gewollt hatten - dessen Risiko Hitler allerdings in 
Kauf zu nehmen bereit gewesen war. 86 Das war nicht der angestrebte begrenz¬ 
te Hegemonialkrieg, das war der gefürchtete große, der europäische und po¬ 
tentiell globale Krieg. Trotz anfänglicher Siege konnte das Deutsche Reich die¬ 
sen Krieg nicht gewinnen. Am Ende stand die bedingungslose Kapitulation. 

Die Westalliierten glaubten, die defensive Phase eines total angelegten 
Krieges mit ihren militärischen und diplomatischen Mitteln durchstehen zu 
können. Das war ein Irrtum. Ihr Bündnissystem vermochte nicht, die Opti¬ 
on Stalins für Hitler auszugleichen. Sie unterschätzten vor allem die operati¬ 
ve Innovationsfähigkeit und die taktisch-operative Dynamik der in Teilen 
noch unfertigen deutschen Wehrmacht 87 , sie unterschätzten ebenso die inne¬ 
re Stabilität des NS-Regimes. So wurde die alliierte Langzeitstrategie 
zunächst über den Haufen geworfen: Frankreich wurde in einem kurzen 
„Blitzfeldzug“ niedergeworfen und schied aus dem Krieg aus. 


“ Nach Ausbruch des Krieges und des siegreichen Feldzugs in Polen scheinen manche der 
hohen Militärs risikofreudiger geworden zu sein. Der Generalstabschef sagte zu einem ihn vor 
einer Fortsetzung des Krieges warnenden höheren Offizier, er bejahe .den notwendigen 
Kampf gegen England, der uns aufgezwungen und doch einmal unvermeidlich sei.“ Gros- 
curth, Tagebücher, Eintragung vom 13.1.1940, S. 241. Haider bestätigte nach dem Krieg 
gegenüber dem Verfasser .Daß England der eigentliche Treiber im Kampf der Westmächte ge¬ 
gen Deutschland war, habe ich nie bezweifelt“. (Müller, Heer und Hitler, S. 545, Anm. 429). 

17 Dies zeigt eindrucksvoll die Arbeit von Karl-Heinz Frieser, Blitzkrieg-Legende. Der West¬ 
feldzug 1940, München 1995. 
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Mit der unerwartet raschen Niederlage Frankreichs 1940 begannen sich die 
weltpolitischen Gewichte zu verschieben. Die Sowjetunion versuchte ihren 
Einfluß nach Südosteuropa vorsichtig, aber erkennbar auszudehnen. 88 Die 
USA hingegen begannen ihre Wirtschaftshilfe und ihre politische Unterstüt¬ 
zung für Großbritannien massiv zu steigern. Sie akzentuierten die Präsenz 
ihrer Marine im Atlantik bis hin zur fast offenen Unterstützung der Briten 
zur See. Japans Unterschrift unter den Drei-Mächte-Pakt im September 1940 
wurde in Washington auch als Bedrohung der britischen Besitzungen im pa- 
zifisch-südostasiatischen Raum perzipiert. Der Nichtangriffspakt Japans mit 
der UdSSR verstärkten die amerikanische Bedrohungsvorstellung weiterhin. 
Es dauerte aber noch fast eineinhalb Jahre bis die Spannungen im pazifischen 
Raum sich so gesteigert hatten, daß es zur kriegerischen Explosion kam. 

Die Briten hingegen überlebten die Anfangsphase des globalen Krieges 
-wenngleich nicht ohne Mühe - auf Grund ihrer vorteilhaften geostrategi- 
schen Lage, ihrer in der Luftverteidigung dem Gegner mindestens gleich¬ 
wertigen Rüstung und wegen ihrer politisch solideren Struktur. Ihr Durch¬ 
halten brachte Hitlers improvisiertes Kriegskonzept nach 1939 gründlich 
durcheinander. Sic vermochten, nachdem die Abschreckungskomponente ih¬ 
rer Politik gescheitert war, dennoch die Langzeitstrategie des totalen Kriegs¬ 
planes durchzuhalten. Bis Mitte 1941 kämpften sie allein weiter - fraglos 
„their finest hour“ in ihrer neuesten Geschichte. Danach, bis zur Landung in 
Italien 1943 kämpften sie, wenngleich nicht immer glücklich, so doch konse¬ 
quent, primär mit der Blockadewaffe, der strategischen Luftwaffe sowie der 
Peripherie-Strategie der Kriegsausweitung (Griechenland, Kreta, Nordafri¬ 
ka). Ab 1941 erleichterten zwei Faktoren ihnen das Durchhalten bis der Zeit¬ 
punkt der entscheidungssuchenden strategischen Offensive gekommen war: 
zunächst die Hilfestellung der USA als „Arsenal der Demokratie“, dann Hit¬ 
lers Angriff auf die Sowjetunion, durch den die Masse der deutschen Streit¬ 
kräfte im Osten gebunden wurde und sich schließlich aufrieb. So vermoch¬ 
ten die Briten ab 1941, gemeinsam mit den USA, die Entscheidung Schritt 
für Schritt zu erzwingen. Ihr sozioökonomisches System wurde in diesem 
Krieg jedoch ebenso ruiniert wie ihr Empire und ihre Großmachtstellung. 

Die Vereinigten Staaten wurden 1941 infolge ihrer mißglückten pazifi¬ 
schen Eindämmungspolitik und durch Japans Aggression sowie Hitlers 
Kriegserklärung zur zentralen kriegführenden Macht des Westens. Sie gingen 
- ebenfalls nach mancherlei Mißperzeptionen - schließlich als Weltvormacht 
aus dem globalen Ringen hervor, an dessem Ende sie sich der Sowjetunion 
gegenüber sahen. Auch deren politisch-strategisches Kalkül war durch Hit¬ 
lers Angriff zunächst über den Haufen geworfen worden. Die UdSSR akti¬ 
vierte aber relativ rasch und in unerwarteter Intensität ihre demographi¬ 
schen, ökonomischen und geostrategischen Ressourcen, überlebte und siegte. 
So gebar der Zweite Weltkrieg die bipolare Welt - Europa war endgültig kei¬ 
ne globale Größe mehr. 


88 Vgl. die Gespräche beim Molotow-Besuch in Berlin im November 1940. 
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Die Transformation des Krieges 



Der Krieg, der nicht stattfand 

Ursprünge und Überwindung des Kalten Krieges 


von 

WILFRIED LOTH 

Was war der „Kalte Krieg“? Worum wurde er geführt, wer hat ihn begon¬ 
nen, und wie ging er zu Ende? Will man diese Fragen beantworten, so tut 
man gut daran, sich zu erinnern, daß auch schon vor dem Epochenwechsel 
von 1989/90 häufiger von einem Ende des Kalten Krieges die Rede war: 1949 
nach der Aufhebung der Berliner Blockade, 1953 nach Stalins Tod, 1962 nach 
der Beilegung der Kuba-Krise und in der Hochphase der Entspannung zu 
Beginn der 70er Jahre. Das deutet darauf hin, daß es sich beim Kalten Krieg 
weniger um eine historische Epoche handelte als um einen Zustand: einen 
Aggregatzustand des Ost-West-Konflikts, der zu unterschiedlichen Zeiten in 
unterschiedlichen Dosierungen auf getreten ist. 1 

Verhängnisvolle Furcht 

Gekennzeichnet war dieser Aggregatzustand durch die Vorstellung, daß es 
im Ost-West-Konflikt nicht nur um eine Auseinandersetzung zwischen un¬ 
terschiedlichen Lebensformen, Gesellschaftssystemen und Machtsphären 
ging, sondern um einen Kampf auf Leben und Tod, der die eine wie die an¬ 
dere Seite existenziell bedrohte. Aus Furcht vor dem Übergriff der Gegen¬ 
seite auf die eigene Lebensform wurden Kontakte abgebrochen, Mauern er¬ 
richtet, wurde aufgerüstet und die Militarisierung der eigenen Gesellschaft 
vorangetrieben. Kommunistische Führer bauten ihr Lager zu einer repressi¬ 
ven Festung aus, weil sie glaubten, anders nicht gegenüber dem aggressiven 


1 Zur Entstehung des Kalten Krieges vgl. Wilfried Loth, Die Teilung der Welt. Geschichte des 
Kalten Krieges 1941-1955, München 1980 (aktualisierte Neuausgabe 2000); ders., Die doppel¬ 
te Eindämmung. Überlegungen zur Genesis des Kalten Krieges 1945-1947. In: Historische 
Zeitschrift 238, 1984, S. 611-632. Zur Struktur des Ost-West Konflikts siche Wilfried Loth, 
Ost-West-Konflikt und deutsche Frage. Historische Ortsbestimmungen, München 1989; zu 
seinem Ende ders.. Das Ende der Nachkriegsordnung, ln: Aus Politik und Zeitgeschichte 
18/91, 26. April 1991, S. 3-10. Einen Überblick über die Diskussion der letzten Jahre bietet: 
Pierre Grosser, Lcs temps de la guerre froide. Reflexions sur l'histoire de la guerre froide et 
sur lcs causes de sa fin, Bruxelles 1995. Neue Quellen werden ausgewertet bei Wilfried Loth, 
Stalins ungeliebtes Kind. Warum Moskau die DDR nicht wollte, Berlin 1994 (erweiterte Ta¬ 
schenbuchausgabe München 1996); Vojtech Mastny, The Cold War and Soviet Insecurity. The 
Stalin Years, New York 1996; Wladislaw Subok u. Konstantin Pleschakow, Der Kremei im 
Kalten Krieg. Von 1945 bis zur Kubakrise, Hildesheim 1997; Wilfried Loth, Helsinki, 1. Au¬ 
gust 1975: Entspannung und Abrüstung, München 1998. Jüngste Gesamtdarstellungen: John 
Lewis Gaddis, We Now Know. Rethinking Cold War History, Oxford 1997; Jost Dülffer, Jal¬ 
ta, 4. Februar 1945. Der Zweite Weltkrieg und die Entstehung der bipolaren Welt, München 
1998. 
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Imperialismus der USA bestehen zu können; und westliche Demokratien 
entwickelten ähnliche Militanz, weil sie fürchteten, die bolschewistische Re¬ 
volution werde sonst unaufhaltsam immer weiter nach Westen Vordringen. 

Diese Furcht war allerdings nicht immer gleich stark und sie war auch nie 
allein handlungsbestimmend. Immer wieder machten sich Zweifel bemerk¬ 
bar, ob die Gegenseite wirklich so aggressiv und so mächtig war, wie die 
Furchtsamen und die Dogmatiker behaupteten. Immer wieder machten sich 
Stimmen bemerkbar, die auf die Kosten der Konfrontation hinwiesen: die 
Notwendigkeit, immer mehr Ressourcen in die Rüstung zu stecken, ohne je 
ganz sicher sein zu können, daß die Abschreckung wirklich funktionierte; 
die schleichende Militarisierung der eigenen Gesellschaft; das Risiko einer 
atomaren Katastrophe. Immer wieder setzten sich diejenigen zur Wehr, die 
unter der Blockkonfrontation besonders zu leiden hatten, die - im Osten wie 
im Westen - innenpolitisch zu den Verlierern der Konfrontation zählten. All 
dies sorgte dafür, daß der Kalte Krieg permanent relativiert wurde. Darum 
ist es wohl sinnvoll, von Kalte-Kriegs-Tendenzen und Höhepunkten des 
Kalten Krieges zu sprechen; es ist aber nicht möglich, einen klar abgegrenz¬ 
ten Zeitraum des Kalten Krieges innerhalb der Ara des Ost-West-Konflikts 
auszumachen. 

Kalte-Kriegs-Tendenzen konnte es geben und gab es, solange die amerika¬ 
nisch-sowjetische Rivalität die künftige oder aktuelle Weltpolitik dominierte, 
also vom Eintritt der Sowjetunion und der USA in den Zweiten Weltkrieg 
1941 bis zum Ende des Ost-West-Konflikts infolge der Gorbatschow-Revo¬ 
lution. Sie verdichteten sich nach dem Scheitern der Bemühungen um eine 
einvernehmliche Regelung der Nachkriegsordnung 1947 und flauten wieder 
ab, als um die Mitte der 50er Jahre deutlich wurde, daß sich mit den beiden 
Blöcken in Ost und West gleichwohl eine vergleichsweise stabile Nach¬ 
kriegsordnung etabliert hatte. In der Zeit der Berlin-Krise 1958-1962 flacker¬ 
ten die Ängste wieder auf, und auch im Jahrzehnt zwischen 1974 und 1984 
machten sich wieder Verhaltensweisen bemerkbar, die an die Hoch-Zeiten 
des Kalten Krieges erinnerten. 

Für das Verständnis des Kalten Krieges ist die Einsicht zentral, daß die 
Furcht vor dem Übergriff der Gegenseite auf die eigene Sicherheitssphäre 
nicht nur mehr oder weniger übertrieben, sondern in der Substanz unbe¬ 
gründet war. Diese Einsicht ist nicht unumstritten. Sie fällt auch nicht jeder¬ 
mann leicht, weil sie dazu zwingt, von vertrauten Illusionen und Legitima¬ 
tionen Abschied zu nehmen, die sich in der Zeit des Kalten Krieges 
festgesetzt haben. Sie ist aber gut belegt und wird durch die Fakten, die nach 
dem Ende des Ost-West-Konflikts zutage treten, zusätzlich erhärtet. 

Was die Furcht vor dem amerikanischen Imperialismus betrifft, so muß 
man wohl konzedieren, daß die USA mit dem Zweiten Weltkrieg zur ersten 
und vorläufig einzigen Weltmacht aufgestiegen sind. Ihre Industrieprodukti¬ 
on hatte sich während des Krieges mehr als verdreifacht und bestritt nun 
mehr als die Hälfte des Welt-Produktionsvermögens. Ebenso waren sie stra¬ 
tegisch zur führenden Militärmacht der Welt geworden: als Seemacht wie als 
Luftmacht dominierend und mit der Atombombe, die im Juli 1945 erstmals 
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erfolgreich erprobt wurde, über ein Mittel zur Sicherung ihrer Überlegenheit 
verfügend, dem andere Mächte vorerst nichts Vergleichbares entgegenzuset¬ 
zen hatten. Richtig ist auch, daß sie ihren Einfluß auch weltweit geltend zu 
machen suchten. Dabei versuchten sie, ihre Vorstellungen von liberaler De¬ 
mokratie soweit als möglich durchzusetzen; und sie drängten auf eine Öff¬ 
nung der Märkte, die ihnen als unterdessen stärkste Wirtschaftsmacht der 
Welt auch am meisten zugute kommen mußte. 

Imperialistischen Charakter nahm diese Expansion jedoch nur soweit an, 
wie es die Partnerländer versäumten, entsprechenden Widerstand zu leisten 
und Gegenmacht zu bilden. Die politische Absicherung der amerikanischen 
Expansion krankte stets daran, daß die amerikanische Öffentlichkeit wenig 
geneigt war, die Kosten für die weltweite Präsenz zu tragen. Schon zur poli¬ 
tischen Präsenz im Nachkriegseuropa mußten die USA daher erst einmal 
von den Europäern gedrängt werden. Erst recht war die militärische Präsenz 
der USA in der integrierten NATO-Streitmacht das Ergebnis heftigen eu¬ 
ropäischen Drängens, dem die amerikanischen Verantwortlichen zögernd, 
spät und auch dann noch halbherzig nachgaben. 

Mit Rücksicht auf die Fesseln, die ihr die eigene Öffentlichkeit anlegte, 
blieb die amerikanische Weltmacht auf kooperationswillige Partner angewie¬ 
sen und insofern in ihrer Durchsetzungsfähigkeit beschränkt; und aufgrund 
ihrer ökonomischen und strategischen Stärke konnte sie mit Kompromissen 
letztlich auch recht gut leben. Osteuropa, das vorrangige Interessengebiet so¬ 
wjetischer Sicherheitspolitik, war für sie weder strategisch noch wirtschaft¬ 
lich von besonderer Bedeutung. Der amerikanische Anspruch auf eine Revi¬ 
sion der Ordnungsverhältnisse, wie sie die Sowjetunion nach dem 
Vormarsch der Roten Armee im östlichen Europa geschaffen hatte, wurde 
darum nie mit besonderem Nachdruck vorgetragen; die Forderung nach ei¬ 
nem „roll back“ oder einer „Politik der Befreiung“ erwies sich, wenn es ernst 
wurde, stets als Rhetorik. 


Sowjetische Vorsicht 

Ganz ähnlich erhob die Sowjetunion wohl den Anspruch, an der Spitze einer 
weltweiten revolutionären Bewegung zu stehen, der historisch notwendiger¬ 
weise die Zukunft gehörte, doch ging tatsächlich nur wenig revolutionäre 
Dynamik von ihr aus. Unter Stalin führte ein abgrundtiefes Mißtrauen ge¬ 
genüber einer als grundsätzlich feindlich perzipierten Umwelt zu vielfacher 
Repression im Innern des sowjetischen Machtbereichs; nach außen konnte er 
sich Kompromisse nur als Arrangements auf Zeit vorstellen, die es ermög¬ 
lichten, einen besseren Ausgangspunkt für die nächste Runde im internatio¬ 
nalen Klassenkampf zu finden. Gleichzeitig hatte Stalin aber auch ein äußerst 
lebhaftes Gespür für die relative Schwäche und Verwundbarkeit seines Lan¬ 
des und verfolgte er darum einen extrem pragmatischen, gegenüber den 
Westmächten geradezu übervorsichtigen Kurs. 

In der Tat ging die Sowjetunion aus dem Zweiten Weltkrieg bei allem stra¬ 
tegischen Geländegewinn als ein zutiefst geschwächtes Land hervor: Nach 
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neuesten sowjetischen Angaben hatten mindestens 27 Millionen Menschen 
ihr Leben gelassen, vielleicht sogar noch mehr. Der von den Deutschen be¬ 
setzte Teil des Landes war weitgehend verwüstet und ausgebeutet. Die Land¬ 
wirtschaft war so desorganisiert, daß 1946 in der Ukraine und in Weißruß¬ 
land Hungersnot herrschte; das Industrialisierungsprogramm war um viele 
Jahre zurückgeworfen. Deutlicher als die Zeitgenossen, die unter den Nach¬ 
wirkungen der antibolschewistischen Propaganda und dem Schock des 
Vorrückens der Roten Armee standen, sehen wir nach dem Zusammenbruch 
des Sowjetimperiums, daß die UdSSR durch den Kalten Krieg in eine Welt¬ 
machtrolle hineinmanövriert wurde, in der sie hoffnungslos überfordert war. 

Mit außerordentlichem, vermutlich sogar weit übertriebenem Respekt vor 
den Fähigkeiten des amerikanischen und des deutschen Kapitalismus suchte 
Stalin bei Kriegsende sein strategisches Vorfeld in Osteuropa zu sichern, das 
deutsche Problem in den Griff zu bekommen und im übrigen den Vor¬ 
marsch des amerikanischen Kapitalismus so gut es ging abzumildern. Der 
Export der bolschewistischen Revolution stand für ihn nicht auf der Tages¬ 
ordnung: 

- Selbst im östlichen Europa, das jetzt unter der Kontrolle der Roten Armee 
stand, steuerte er keineswegs zielstrebig auf die Etablierung des kommu¬ 
nistischen Machtmonopols zu. Lange Zeit suchte er, sehr zum Verdruß 
seiner osteuropäischen Parteigenossen, nach verläßlichen Verbündeten un¬ 
ter den traditionellen Eliten der osteuropäischen Völker; und auch nach¬ 
dem er damit (mit Ausnahme der Tschechoslowakei) keinen Erfolg gehabt 
hatte, schärfte er - wie wir heute wissen - seinen Statthaltern in den ost¬ 
europäischen Hauptstädten ein, daß die Einführung des Sozialismus nicht 
überstürzt betrieben werden dürfe. Erst nach allerlei Kompromissen und 
Umwegen wurde 1947 mit der Gründung des Kominform der sowjetische 
Weg zum Sozialismus zum allein maßgeblichen erklärt. 

- In Deutschland meinte er es ernst mit der „antifaschistisch-demokrati¬ 
schen Umwälzung“, die er propagierte: Sie sollte in allen vier Besatzungs¬ 
zonen durchgeführt werden, um die gesellschaftlichen Wurzeln des Natio¬ 
nalsozialismus zu beseitigen und so die Garantie für ein friedliches 
Deutschland zu schaffen. Daraus folgte, daß er ein lebhaftes Interesse dar¬ 
an hatte, die gemeinsame Verantwortung für die vier Besatzungszonen, 
wie sie in Potsdam beschlossen worden war, aufrecht zu erhalten, und daß 
das Umgestaltungsprogramm, das von den drei westlichen Alliierten mit¬ 
getragen werden sollte, nur ein Kompromißprogramm sein konnte. 

- In den Ländern des westlichen Europas arbeitete er keineswegs auf eine 
weitere Verelendung hin, um so, wie man in Washington fürchtete, sozialen 
Aufruhr zu fördern, den die Kommunisten zur Machtergreifung nutzen 
konnten. Vielmehr verpflichtete er die westlichen Kommunisten darauf, am 
Wiederaufbau ihrer Länder konstruktiv mitzuarbeiten, um so den - im 
Prinzip unvermeidlichen - Einfluß der USA auf diese Länder in Grenzen zu 
halten. In Frankreich wie in Italien dienten sich die Kommunisten darauf¬ 
hin als Verbündete im Kampf um den Wiederaufbau und die Wiedergewin- 
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nung nationaler Unabhängigkeit an; sozialistische Umgestaltungshoffnun¬ 
gen, die durch das Erlebnis des Krieges befördert worden waren, mußten 
zurückstehen. 

Die beiden Hauptsiegermächte des Zweiten Weltkriegs bedrohten sich al¬ 
so bei der Verfolgung ihrer jeweiligen Sicherheitsinteressen nicht wirklich vi¬ 
tal; viel eher neigten sie zu Kompromissen und zum Arrangement. Mehr 
noch: Ihre konkreten wirtschaftlichen Interessen waren auf weite Strecken 
komplementär - das amerikanische Interesse an der Erschließung neuer 
Märkte korrespondierte mit dem sowjetischen Interesse an Wiederaufbauhil¬ 
fe. Selbst in ideologischer Hinsicht gab es eine Reihe von Gemeinsamkeiten 
— sowohl die USA als auch die Sowjetunion waren aus Revolutionen hervor¬ 
gegangen, die sich gegen die alteuropäische Ordnung gerichtet und die Be¬ 
freiung von gesellschaftlichen Zwängen auf ihre Fahnen geschrieben hatten. 

Amerikanischer Anstoß 

Die USA haben die Chance für die Schaffung einer kooperativen Nach¬ 
kriegsordnung, die in der pragmatisch-vorsichtigen, auf Kooperation mit den 
Westmächten setzenden Nachkriegspolitik Stalins steckte, freilich nicht ge¬ 
nutzt. Außenpolitisch wenig erfahren und auf die Vereinfachung kompli¬ 
zierter internationaler Sachverhalte gegenüber einem idealistisch gesonnenen 
Publikum angewiesen, mißdeuteten die amerikanischen Verantwortlichen die 
Repressionen im Machtbereich der Roten Armee als Ausdruck eines 
grundsätzlichen sowjetischen Eroberungswillens, der an den bei Kriegsende 
gezogenen Demarkationslinien nicht halt machen würde. Den Linksruck 
im politischen Kräftefeld des kriegszerstörten Europa betrachteten sie in 
ziemlicher Verkennung der europäischen Realitäten als Auftakt zur Sowjeti- 
sierung des ganzen alten Kontinents: Wie die Weltwirtschaftskrise den Tri¬ 
umph des Nationalsozialismus ermöglicht hatte, so schien ihnen nun die 
Nachkriegs-Wirtschaftskrise im befreiten Europa dem Sieg des Sowjetkom¬ 
munismus den Weg zu bereiten. 

Im Streit um den undemokratischen Charakter der osteuropäischen Regi¬ 
me versäumte es die Truman-Regierung 1945/46, die Sowjetunion mit einer 
Wiederaufbauhilfe - die unter Roosevelt schon in Aussicht gestellt worden 
war - auf den Weg der Entstalinisierung zu bringen. Ebenso ließ sie die 
Chance für eine Internationalisierung der Atomwaffe verstreichen. Als sie 
dann 1946/47 auch noch ein Programm zur „Eindämmung“ der sowjetischen 
Expansion entwickelte, verwies sie die Sowjetunion vollends auf den Weg der 
Abschließung und der dogmatischen Verhärtung: In sowjetischer Sicht er¬ 
schien dieses Programm, das so gar nicht zum amerikanisch-sowjetischen 
Kräfteverhältnis und zur kommunistischen Praxis im westlichen Europa paß¬ 
te, fast notwendigerweise als Ausdruck amerikanischen Dominanzstrebens, 
dem man am besten mit der Abschottung des eigenen Lagers begegnete. 

Insofern waren es tatsächlich die USA, die den ersten und entscheidenden 
Anstoß zur Entwicklung des Kalten Krieges gaben. Soviel bleibt von der „re¬ 
visionistischen“ Interpretation des Kalten Krieges, die die traditionelle west- 
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liehe Selbstinterpretation in den Jahren der 68er Bewegung erschütterte. Sie 
taten es freilich nicht aus einer politikbestimmenden ökonomischen Not¬ 
wendigkeit heraus; und sie waren auch keineswegs allein für diese Entwick¬ 
lung verantwortlich. 


Der „Eiserne Vorhang “ 

Die sowjetische Führung hatte wesentlichen Anteil am Scheitern einer ko¬ 
operativen Nachkriegsordnung - zunächst und vor allem natürlich durch die 
vielfältigen Formen der Repression, der Manipulation, des Drucks und der 
politischen Verfolgung, zu der sie in ihrem Machtbereich immer dann griff, 
wenn sie anders nicht mehr zurechtzukommen glaubte. Die Erzwingung der 
Vereinigung der beiden Arbeiterparteien in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands im Frühjahr 1946 ist ein klassisches Beispiel dafür; aber auch 
die zunehmende Machtausweitung der Kommunisten in den osteuropäi¬ 
schen Ländern verlief nach diesem Muster. Der „gewöhnliche Stalinismus“, 
auf den unteren Ebenen oft ohne Bedenken der strategischen Zusammen¬ 
hänge praktiziert, zugleich aber stets mit dem Klassenkampf-Argument zu 
rechtfertigen, trug dazu bei, das sowjetische Imperium vom Westen abzu¬ 
schotten, und lieferte zugleich all jenen im Westen wohlfeile Argumente, die 
einer Politik der Konfrontation das Wort redeten. 

Ebenso trug die sowjetische Rhetorik dazu bei, daß die These vom so¬ 
wjetischen Expansionismus rasch an Glaubwürdigkeit gewann. In den Ver¬ 
handlungen mit den Westmächten legten die sowjetischen Vertreter soviel 
mißtrauische Hartnäckigkeit an den Tag, daß die gleichzeitigen Freund¬ 
schaftsbeteuerungen als Einschläferungstaktik eines machthungrigen Gegen¬ 
spielers erscheinen mußten. Mit der Gründung des Kominform im Herbst 
1947 setzte eine dogmatische Verhärtung des sowjetischen Kurses ein, die 
den Warnern vor ideologischem Fanatismus nachträglich Recht zu geben 
schien. Und im Kampf gegen den Marshall-Plan entwickelten die kommuni¬ 
stischen Parteien dann ein solches Ausmaß an rhetorischer Aggressivität, daß 
sich die westlichen Europäer mit einem Male - sachlich ganz ohne Grund - 
auch militärisch von der Sowjetunion bedroht fühlten. 

Darüber hinaus schlug Stalin aber auch wiederholt Chancen zur Koopera¬ 
tion aus, die ihm von westlicher Seite dargeboten wurden. Der breiten Be¬ 
wegung für ein Europa der „Dritten Kraft“, das den amerikanisch-sowjeti¬ 
schen Gegensatz abmildern sollte, zeigte er ohne Not die kalte Schulter und 
verwies die westlichen Europäer damit von sich aus ins westliche Lager. Im 
Juli 1946 ließ er die Chance ungenutzt verstreichen, die Bildung der Bizone 
zu verhindern; ein Jahr später lehnte er eine Beteiligung am Marshall-Plan ab 
- beides wohl, weil ihm der eigene Machtbereich nicht genügend konsoli¬ 
diert erschien, um eine Öffnung zum Westen hin zu wagen. 

Europäische Weichenstellungen 

Im übrigen wurde der Kalte Krieg nicht von den USA und der Sowjetunion 
alleine geführt; angesichts der Ambivalenzen der amerikanischen wie der so- 
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wjetischen Politik spielten oft auch die westlichen Europäer eine entschei¬ 
dende Rolle: 

- In der Deutschlandfrage war es der britische Außenminister Bevin, der 
1946/47 gegenüber den zögernden Amerikanern einen Abschottungskurs 
der westlichen Besatzungszonen durchsetzte; früher als die amerikanische 
Führung war er für die Überzeugung gewonnen worden, daß eine Befrie¬ 
digung sowjetischer Reparationsbedürfnisse zu einer Sowjetisierung ganz 
Deutschlands führen würde. In die gleiche Richtung wirkten deutsche Po¬ 
litiker wie Kurt Schumacher und Konrad Adenauer, die die sowjetische 
Zone schon 1945 „abgeschrieben“ hatten und darum Versuche zur Schaf¬ 
fung gesamtdeutscher Strukturen nach Kräften behinderten. 

- Die sowjetische Absage an den Marshall-Plan im Juli 1947 wurde von Be¬ 
vin und seinem französischen Kollegen Bidault gezielt provoziert: Indem 
sie minimale Meinungsverschiedenheiten zu Grundsatzdifferenzen hoch¬ 
spielten, erreichten sie es, daß sich Stalin nach langem Zögern zu der Auf¬ 
fassung durchrang, eine sowjetische Beteiligung werde noch verheerende¬ 
re Folgen für das Sowjetregime haben als eine Absage. 

- Die Beschlüsse zur Bildung des Atlantikpakts (April 1949) sowie zur 
Schaffung der integrierten NATO-Streitmacht für Europa (Dezember 
1950) gehen eindeutig auf das Drängen der Europäer zurück; die Ameri¬ 
kaner hielten eine militärische Bedrohung des westlichen Europas 
zunächst nicht für gegeben und verstanden ihr Engagement, auch nachdem 
sie schließlich eingewilligt hatten, nur als vorläufig. 

Insgesamt hat es also eine Fülle von Weichenstellungen in Richtung auf den 
Kalten Krieg gegeben. Es kann daher keine Rede davon sein, daß die Kon¬ 
frontation aufgrund des Systemgegensatzes zwischen Ost und West unver¬ 
meidlich gewesen sei. Wer so argumentiert - und das tun, nicht zuletzt weil es 
politisch ganz bequem ist, viele -, leugnet die Offenheit der Geschichte und 
verwischt die Verantwortlichkeiten. Gewiß war der Kalte Krieg kein bloßes 
Mißverständnis. Bei den vielen Gegensätzen zwischen liberaldemokratischer 
Demokratie amerikanischer Prägung und sowjetkommunistischer Mobilisie¬ 
rungsdiktatur und dem missionarischen Anspruch der beiden Hauptsieger 
des Zweiten Weltkriegs war ihre Konfrontation von vornherein wahrschein¬ 
lich und die Spaltung Europas in gegensätzliche Einflußsphären auf jeden Fall 
die bequemere Lösung. Fremdheit, Neigung zu ideologischer Verallgemeine¬ 
rung und Unerfahrenheit im Umgang mit fremden Mächten erschwerten die 
Verständigung auf beiden Seiten zusätzlich. Aber notwendig war die Kon¬ 
frontation in der Form, in der wir sie kennen, deswegen noch lange nicht. Es 
bleiben wesentlich kooperativere Formen der Nachkriegsordnung denkbar, 
freilich ebenso auch noch höhere Grade an Konfrontation. 

Modus vivendi und Sicherheitsdilemma 

Die Eskalation der Ängste und Präventivmaßnahmen wurde freilich immer 
wieder von nüchterner Besinnung auf die tatsächlich vitalen Interessen bei- 
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der Seiten gebremst. Dies führte dazu, daß sich zusammen mit der Ost-West- 
Polarisierung - und nicht erst mit der späteren Etablierung des „Gleichge¬ 
wichts des Schreckens“ ein stillschweigender Modus vivendi wechselseitigen 
Verzichts auf die gewaltsame Durchsetzung der eigenen Ordnungsvorstel¬ 
lungen im Machtbereich der Gegenseite herausbildete. In der Berlin-Krise 
von 1948/49 wurde er zum ersten Mal erprobt oder genauer gesagt: in be¬ 
merkenswertem Kontrast zur gleichzeitigen Entfesselung der Kalte-Kriegs- 
Rhetorik erlernt. Danach tasteten sich beide Seiten immer wieder an seine 
Grenzen heran, ohne sie je zu überschreiten. 

Der Übergang der beiden Blockführungsmächte zur atomaren Bewaff¬ 
nung bekräftigte den Modus vivendi insofern, als er ihn nach und nach zur 
existenziellen Notwendigkeit werden ließ. Die neue Waffe entwickelte eine 
solche Zerstörungskraft, daß ihr Einsatz für die Durchsetzung der eigenen 
Ordnungsvorstellungen nicht nur aus moralischen Gründen, sondern auch 
in zweckrationaler Hinsicht immer fragwürdiger wurde: der zu erwartende 
Schaden wuchs über jeden denkbaren Nutzen hinaus. Für die Sowjetunion 
stellte die Gefahr eines atomaren Gegenschlags seitens der USA schon seit 
Kriegsende ein dermaßen unakzeptables Risiko dar, daß sie gezwungen war, 
eine frontale Herausforderung ihres Kontrahenten zu vermeiden; und seit 
die sowjetische Seite Ende der 60er Jahre die Fähigkeit erlangte, auch noch 
nach einem Erstschlag der USA Atombomben auf amerikanisches Territori¬ 
um abwerfen zu können, mußten auch die USA mit der Drohung einer un¬ 
akzeptablen Vergeltung leben. Das „Gleichgewicht des Schreckens“, das sich 
damit etablierte, schloß nicht nur den absichtlichen Einsatz der Atomwaffe 
zur Stärkung der eigenen Position aus; es zwang beide Seiten auch unab¬ 
weisbar, Vorkehrungen gegen eine Eskalation ihrer Gegensätze zu treffen. 

Die wechselseitige Vernichtungsgefahr hatte die paradoxe Folge, daß sich 
die beiden Blöcke bis zu einem gewissen Grad auch wechselseitig ihre Fort¬ 
existenz garantierten: Beide Seiten mußten darauf bedacht sein, daß sich die 
Ordnungsverhältnisse im jeweils gegnerischen Lager nicht gewaltsam änder¬ 
ten; und beide konnten auch die vermeintliche oder tatsächliche Bedrohung 
durch die andere Seite zum Vorwand oder Anlaß nehmen, das eigene Lager 
zu disziplinieren. Ebenso garantierte die Blockstruktur die Begrenzung und 
Eindämmung von Konflikten zwischen den Blockmitgliedern (beispielswei¬ 
se von osteuropäischen Nationalitätenspannungen oder des griechisch-türki¬ 
schen Antagonismus). Und schließlich nahm das Ost-West-Blocksystem 
auch eine globale Kontroll- und Ordnungsfunktion wahr: Es ließ regionale 
Konflikte außerhalb der Blöcke zu, förderte sie zum Teil sogar, gebot ihnen 
aber Einhalt, sobald eine oder beide Blockführungsmächte das globale Kräf¬ 
teverhältnis ernsthaft in Gefahr geraten sahen. Das auf gesicherter Zweit¬ 
schlagskapazität beruhende Abschreckungssystem relativierte die militäri¬ 
sche Potenz der Blöcke und ließ somit einen gewissen Spielraum für die 
Entwicklung autonomer Machtzentren entstehen; sie setzte dieser Entwick¬ 
lung aber auch deutliche Grenzen und sorgte damit für die Fortdauer der 
Dominanz des bipolaren Blocksystems und damit der einzigartigen Welt¬ 
ordnungsrolle der (darum so genannten) „Supermächte“. 



293 


_ Ursprünge und Überwindung d es Kalten Krieges 

Hinzu kam, daß die ordnungspolitischen Gegensätze, die ursprünglich für 
den Ost-West-Konflikt konstitutiv waren, infolge der seitherigen gesell¬ 
schaftlichen Entwicklung und der historischen Erfahrung zunehmend an Re¬ 
levanz verloren. Die westlichen Wohlfahrtsgesellschaften ließen das Modell 
des klassischen Kapitalismus hinter sich; und das sowjetische Alternativmo¬ 
dell übte auf sie spätestens seit der Entmythologisierung Stalins im Gefolge 
des 20. Parteitags absolut keine Faszination mehr aus. Das Sowjetsystem 
kam zwar weiterhin nicht ohne Verweigerung des Selbstbestimmungsrechts 
und Repression aus, verlor aber im mühevollen Kampf ums Überleben jegli¬ 
chen universalistischen Messianismus. Beide Systeme sahen sich vor neue 
Herausforderungen durch Umweltzerstörung, Ressourcenverknappung und 
Konfrontation mit der „unterentwickelten“ Welt konfrontiert, die sich mit 
den hergebrachten Vorstellungen nicht mehr bewältigen ließen. Das führte 
sie zwar nicht zu jener „Konvergenz“, von der harmoniebedürftige Beob¬ 
achter seit den frühen 60er Jahren immer wieder träumten; es nahm ihrem 
Konflikt aber viel von seiner Dringlichkeit und Aggressivität. 

Was den Konflikt trotz eingeschränkter Durchsetzungsfähigkeit der 
Blöcke und verminderter Relevanz der Gegensätze weiterhin virulent hielt 
und die Gefahr, die von ihm ausging, sogar noch steigerte, war die Neigung, 
sich in dem Sicherheitsdilemma, in dem sich beide Seiten befanden, eher auf 
präventive Machtakkumulation als auf vertrauensbildende Maßnahmen zu 
verlassen. Da Ost und West nicht durch eine gemeinsame Sicherheitsstruk¬ 
tur verbunden waren, das heißt: nicht in eine über ihnen stehende Einheit in¬ 
tegriert, die ihnen Schutz gewähren konnte, konnten sie nie ganz sicher sein, 
ob die Gegenseite nicht doch bedrohlich für sie werden würde. In einer sol¬ 
chen Situation lag es nahe (und entsprach es einer langen Tradition sozialen 
Verhaltens), Vorkehrungen zu treffen, um in einer Konfrontation bestehen 
zu können. Indem beide Seiten aber solche Präventivmaßnahmen ergriffen, 
bestärkten sie sich wechselseitig in dem Verdacht, mit aggressiven Akten der 
Gegenseite rechnen zu müssen, und gerieten infolgedessen in eine Konkur¬ 
renz um Einflußsphären, Ressourcen und Rüstungsperfektion, aus der dann 
kein abrupter Ausstieg mehr möglich war, ohne die eigene Sicherheit tatsäch¬ 
lich massiv zu gefährden. 

Dieses Sicherheitsdilemma war nicht leicht zu überwinden. Um dahin zu 
gelangen, war die Fähigkeit vonnöten, sich von den ideologischen Fixierun¬ 
gen zu lösen und den Realitäten ins Auge zu sehen, dazu der entschiedene 
Wille, die Ressourcenvergeudung des Wettrüstens zu stoppen und der wach¬ 
senden Gefahr der atomaren Vernichtung „aus Versehen“ zu begegnen, die 
Befreiung von innenpolitischen Zwängen, die die Verantwortlichen in Ost 
und West immer wieder an das Kalte-Kriegs-Schcma zurückbanden, und ei¬ 
ne gewisse Risikobereitschaft beim Zugehen auf den vermeintlichen Tod¬ 
feind. Weil diese Bedingungen nicht so schnell zusammenkamen, blieb die 
Geschichte des Ost-West-Konflikts nach der Blockbildung vorwiegend eine 
Geschichte der verpaßten Chancen. 

Auf sowjetischer Seite ließ die ideologische Tradition, die die Verantwort¬ 
lichen geprägt hatte und mit der Aufrechterhaltung der bestehenden Macht- 
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Verhältnisse nach wie vor eng verbunden war, einen dauerhaften Ausgleich 
mit dem Westen gleichzeitig als unmöglich und unnötig erscheinen: Da nach 
den ideologischen Maximen die kapitalistische Welt grundsätzlich feindselig 
und zugleich verwundbar war, und darüber hinaus dem eigenen Gesell¬ 
schaftssystem die Zukunft gehörte, erschien es nicht angebracht, sich um ei¬ 
ne Sicherheitspartnerschaft mit dieser Welt zu bemühen. Viel näher lag es, 
sich auf die Behauptung bereits errungener Bastionen zu konzentrieren, not¬ 
falls auch mit Gewalt, und sich im übrigen mit weiterer Perfektionierung des 
eigenen Rüstungssystems gegen westliche Übergriffe rückzuversichern. Da¬ 
neben drängte auch die notorische Unterlegenheit der sowjetischen Seite 
hinsichtlich wirtschaftlicher, ideologischer und politischer Attraktivität zum 
Beharren auf der Rüstungskonkurrenz: Sie führte zu einem überzogenen Si¬ 
cherheitsbedürfnis und ließ die Rüstungsperfektionierung als unverzichtba¬ 
res, da einzig erfolgreiches Element des eigenen Weltmachtstatus erscheinen. 

Die westliche Seite war demgegenüber aufgrund ihrer Vertrautheit mit der 
Praxis politischer Kompromisse und ihrer größeren Innovationsfähigkeit 
eher in der Lage, sich auf die Entwicklung partnerschaftlicher Sicherheitsbe¬ 
ziehungen einzustellen. Allerdings trieben auch hier gesellschaftlich tief ver¬ 
wurzelte und mit der Aufrechterhaltung von Machtpositionen verbundene 
ideologische Traditionen zur Beschränkung auf die Strategie präventiver 
Machtakkumulation: Zum einen führte das westliche Harmoniebedürfnis, in 
den USA noch mehr als im konflikterfahreneren westlichen Europa, immer 
wieder zu übersteigerten Erwartungen hinsichtlich der Annäherung der So¬ 
wjetunion an westliche Maßstäbe; die danach unvermeidliche Enttäuschung 
hatte regelmäßig Kooperationsverweigerung und Regression zur Folge. Zum 
anderen stand auch der weitverbreitete und leicht aktivierbare Glaube an die 
ungebrochene Dynamik des sowjetischen Expansionismus dem Bemühen 
um vertrauensbildende Maßnahmen im Weg. Außerdem hatte es die westli¬ 
che Welt in ihrem grundsätzlichen Pluralismus schwerer, in der komplexen 
Ost-West-Problematik zu einer einigermaßen verbindlichen Linie zu finden, 
die der sowjetischen Seite verläßliche Orientierungsmöglichkeiten bot statt 
sie permanent in Versuchung zu führen, die innerwestlichen Divergenzen 
zur einseitigen Förderung ihrer Sicherheitsinteressen zu nutzen. 

Infolge der Unsicherheiten, die sich aus dem Scheitern der Kooperation 
ergaben, darf die NATO durchaus für sich in Anspruch nehmen, zur Siche¬ 
rung des Friedens beigetragen zu haben. Das gleiche gilt allerdings auch für 
den Warschauer Pakt. Und beide Paktsysteme müssen sich sagen lassen, daß 
Sicherheit auch zu wesentlich geringeren Kosten zu haben gewesen wäre und 
daß das permanente Streben nach einem nie objektivierbaren „Gleichge¬ 
wicht“ den Frieden keineswegs sicherer gemacht hat. Nicht das militärische 
Gleichgewicht, das genau besehen nie existierte, und auch nicht die wechsel¬ 
seitige atomare Abschreckung, die nach einer Phase erdrückender Überle¬ 
genheit der USA erst Ende der 60er Jahre zu greifen begann, haben den 
Übergang vom kalten und heißen Krieg verhindert, sondern der Umstand, 
daß beide Seiten von Anfang an, noch vor irgendwelchen gezielten Aufrü¬ 
stungsmaßnahmen, das Risiko eines bewaffneten Konflikts scheuten. Die di- 
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versen Rüstungsanstrengungen hatten nur den Zweck, sich der Fortdauer 
dieses Risikobewußtseins zu versichern. 

Verpaßte Chancen 

Vertan wurde zunächst die Gelegenheit, das Deutschland-Problem trotz aller 
Divergenzen im Viermächte-Kontrollrat doch noch gemeinsam zu regeln und 
das Vierzonen-Deutschland so aus der Blockkonfrontation herauszuhalten. 
Ob dies eine Chance war, muß dahingestellt bleiben, betrachtet man das la¬ 
tente Hegemonialpotential eines vereinten Deutschlands und die politische 
Unreife der Deutschen wenige Jahre nach dem Ende des Hitlerregimes. Aber 
daß es eine Möglichkeit war, läßt sich nicht mehr ernsthaft bestreiten. Immer 
mehr Indizien deuten darauf hin, daß Stalin 1952 bereit war, das Machtmo¬ 
nopol der SED in dem ungeliebten östlichen Teilstaat zu opfern, wenn damit 
die Aufrüstung der Bundesrepublik verhindert werden konnte. Die Entlas¬ 
sung Deutschlands in die Autonomie schwebte ihm dabei nicht vor, eher eine 
gemeinsame Kontrolle durch die vier Siegermächte nach Potsdamer Muster, 
die der Sowjetzone zwar die Segnungen des Sozialismus ersparte, zugleich 
aber die westliche Sicherheitskonstruktion in ihrem empfindlichsten Punkt 
traf. Neue Quellen, die nach dem Zusammenbruch der DDR zugänglich 
wurden, erhärten zudem die Gewißheit, daß seine Nachfolger im Frühjahr 
1953 noch einmal in die gleiche Richtung gingen. Adenauer hat diese Neutra¬ 
lisierung nicht gewollt und darum nach Kräften hintertrieben (eine Entschei¬ 
dung, für die es respektable Gründe gibt, die aber gleichwohl fundamentale 
Bedeutung hatte); und dann gewannen, besonders nach dem gescheiterten 
Aufstand vom 17. Juni 1953, auch die Anwälte einer Konsolidierung der 
DDR im sowjetischen Machtsystem immer mehr an Gewicht. 

Vertan wurde sodann die Möglichkeit - und hier wird man eindeutiger 
auch von einer Chance sprechen können -, die militärische Konfrontation 
schon in den 50er Jahren zu entzerren und damit die Eskalation des atoma¬ 
ren Wettrüstens zu bändigen. Sie war insofern gegeben, als die Sowjetunion 
unter Chruschtschow - atomar immer noch hoffnungslos unterlegen und 
voller dunkler Vorahnungen hinsichtlich einer Ausrüstung der Bundesrepu¬ 
blik mit Atomwaffen - ernsthaft an einer solchen Rüstungsbegrenzung in¬ 
teressiert war. Die Verhandlungen wurden jedoch zunächst von Adenauer 
torpediert, der die Sowjetunion zuerst zur Preisgabe der DDR zwingen 
wollte; und dann griff Chruschtschow im November 1958 selbst zu dem un¬ 
tauglichen Mittel der Pression auf Berlin, das die Westmächte zwar endlich 
an den Verhandlungstisch brachte, zugleich aber einen neuen Rüstungsschub 
der westlichen Seite in Gang setzte. 

Nicht nur mit den verschiedenen Berlin-Ultimaten und dem Bau der Ber¬ 
liner Mauer im August 1961 hat die Sowjetunion Entspannungsansätze kon¬ 
terkariert. Auch die wiederholten militärischen Interventionen gegen Frei¬ 
heitsbewegungen im eigenen Machtbereich - 1953 in der DDR, 1956 in 
Ungarn und 1968 in der Tschechoslowakei - haben westlichen Entspan¬ 
nungsbemühungen immer wieder einen Schlag versetzt. Das sowjetische Re- 
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gime war nicht souverän genug, um Entspannungsofferten lange durchhalten 
zu können; statt einen grundsätzlichen Umbau in Angriff zu nehmen, setz¬ 
ten seine Verantwortlichen im Zweifelsfall immer wieder Gewalt zur Kon¬ 
servierung der bestehenden Strukturen ein. 

Die Kuba-Krise vom Oktober 1962, ausgelöst durch den sowjetischen 
Versuch, die strategische Überlegenheit der USA durch die Installation so¬ 
wjetischer Mittelstreckenraketen auf der Karibik-Insel zu kompensieren, 
führte zwar allen Beteiligten die Gefährlichkeit des atomaren Wettrüstens 
vor Augen. Mehr als die Einrichtung des „roten Telefons“ zwischen Moskau 
und Washington und ein erstes Atomteststopp-Abkommen folgte aus dieser 
Einsicht jedoch vorerst nicht. Vielmehr konzentrierte die Sowjetunion ihre 
Anstrengungen jetzt darauf, in der strategischen Rüstung und im Aufbau ei¬ 
ner weltweit operierenden Seemacht mit den USA gleichzuziehen; die USA 
aber verstrickten sich zunehmend in den Kolonialkrieg gegen die kommuni¬ 
stische Nationalbewegung in Vietnam. 

Dieser „schmutzige Krieg“ war in besonderer Weise fatal: Entstanden aus 
einem überdimensionierten Eindämmungsdenken, das die kommunistische 
Welt als einheitlichen Block sah und jeden kommunistischen Erfolg als Etap¬ 
pensieg nach dem Dominoprinzip betrachtete, hat er aberwitzige menschli¬ 
che und moralische Verluste gekostet, ehe der Schock über das Ausmaß der 
dadurch verursachten Katastrophe dem globalisierenden Antikommunismus 
einen empfindlichen Schlag versetzte. 

Zu den verpaßten Chancen gehört schließlich auch die mangelnde westli¬ 
che Konsequenz bei der Verfolgung der Entspannungspolitik. Überzogene 
Erwartungen an die sowjetische Reformbereitschaft und erneute Ängste vor 
einer sowjetischen Überrumpelungstaktik führten schon bald nach dem Ab¬ 
schluß der deutschen Ostverträge und des ersten SALT-Abkommens 1972 zu 
einer Verzögerung der Rüstungskontrollverhandlungen und zur Zurückhal¬ 
tung bei der Entwicklung des Ost-West-Handels. Als daraufhin die Sowjet¬ 
führung unter Breschnew der Versuchung zur militärischen Überversiche¬ 
rung nachgab, löste das, beginnend mit dem „Nachrüstungs“-Beschluß von 
1979, einen neuerlichen westlichen Rüstungsschub aus, der von einer Wie¬ 
derbelebung der Gestik wie der Rhetorik des Kalten Krieges begleitet wurde. 

Das Ende des Ost-West-Konflikts 

Daß der Ost-West-Konflikt schießlich doch, für alle Beteiligten überra¬ 
schend schnell, zu Ende ging, war, das muß gegen einen allzu durchsichtigen 
Versuch der Legendenbildung festgehalten werden, nicht ein Erfolg westli¬ 
cher Politik der Stärke. Die Durchführung des „Nachrüstungs“-Beschlusses 
und die Modernisierungsanstrengungen der Reagan-Administration mögen 
die sowjetische Einsicht beschleunigt haben, daß der technologische Wettlauf 
von der Sowjetunion nicht gewonnen werden konnte, doch war diese Ein¬ 
sicht früher oder später ohnehin unvermeidlich. Im übrigen haben Verwei¬ 
gerung von Kooperation und aggressive westliche Rhetorik wiederholt dazu 
beigetragen, frühere Ansätze zur Perestroika wieder zunichte zu machen. 
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Entscheidend für die Überwindung des Sicherheitsdilemmas war vielmehr 
zunächst das geduldige Beharren all derjenigen, die sich um ein Durchlässig¬ 
machen der Blockgrenzen bemühten. Sie trugen damit dazu bei, daß die 
westlichen Prinzipien im sowjetischen Machtbereich Verbreitung fanden und 
bis zur Spitze des sowjetischen Imperiums vordrangen, und sie erleichterten 
mit ihrer Kooperationsbereitschaft der sowjetischen Führung den Abschied 
von den alten Einkreisungsängsten. 

Entscheidend war sodann, daß Michail Gorbatschow und die Reformer, 
für die er stand, den Schritt aus der Festung des Kalten Krieges heraus 
tatsächlich wagten, daß sie das Gehäuse aus organisiertem Mißtrauen, verkru¬ 
steten Dogmen und lähmender Repression verließen. Dieser Schritt folgte 
gewiß aus der Einsicht in die desolate Lage des Sowjetimperiums; er wurde 
mit dem Mut der Verzweiflung unternommen. Dennoch war er alles andere 
als selbstverständlich. Niemand konnte Voraussagen, zu welchem Zeitpunkt 
er erfolgen würde. 

Mit dem Übergang zu einer Politik einseitiger Vorleistungen in den Rü¬ 
stungsverhandlungen, den Gorbatschow mit seinem spektakulären Abrü¬ 
stungsvorschlag vom 15. Januar 1986 initiierte, begann eine Phase substanti¬ 
eller Abrüstungsverhandlungen, in der zwar noch viele Widerstände auf der 
westlichen Seite zu überwinden waren, die dann aber, beginnend mit dem 
Washingtoner Abkommen zur Beseitigung aller Mittelstreckenraketen vom 
Dezember 1987, doch bald zu überzeugenden Ergebnissen führten. Parallel 
dazu brachten „Glasnost“ und „Perestroika“ das westliche Feindbild ins 
Wanken. Gleichzeitig führten sie in der sowjetischen Führung zu immer er¬ 
schreckenderen Einsichten in den tatsächlichen Zustand des Sowjetsystems, 
die Gorbatschow zu immer radikaleren Maßnahmen trieben - bis schließlich 
im Frühjahr 1989 die vollständige Übernahme der Grundsätze rechtsstaatli¬ 
cher Demokratien und sozialstaatlicher Marktwirtschaften auf dem Pro¬ 
gramm stand. 

In letzter Instanz wurde es für das Ende des Ost-West-Konfliktes ent¬ 
scheidend, daß Gorbatschow auch dann noch an diesem Programm festhielt 
und es gegen vielfache Widerstände zu behaupten wußte, als deutlich wurde, 
daß es zu einer Auflösung des Sowjetimperiums führte. Diese Auflösung 
war keineswegs in seinem Sinne, aber nachdem jeder Einsatz militärischer 
Gewalt gegen Unabhängigkeitsbewegungen jeder Art die Perestroika zum 
Scheitern zu bringen drohte, waren ihm die Hände gebunden. Er konnte 
wohl noch taktieren, aber letztlich nicht mehr verhindern, daß sich die Na¬ 
tionalitäten gegen die Moskauer Zentrale auflehnten und die Länder des 
Warschauer Pakts von der Einparteienherrschaft befreiten, die Stalin ihnen 
aufgezwungen hatte. Der Fall der Berliner Mauer im November 1989 mar¬ 
kiert darum sehr präzise das Ende des Konflikts: Nachdem sich die Sowjet¬ 
führung den Rückgriff auf die Repression auch dort versagte, wo sie formal 
als Siegermacht des Zweiten Weltkriegs präsent war, war definitiv klar, daß 
es keinen Ostblock mehr gab. Der Ausfall der einen Konfliktseite über¬ 
deckte und transzendierte die Bemühungen um eine Eindämmung des Kon¬ 
flikts. 
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Es verdient festgehalten zu werden, daß es die führenden Repräsentanten 
des Sowjetsystems selbst waren, die diese Entscheidungen getroffen haben. 
Insofern ist die Rede vom Sieg des Westens im Kalten Krieg in der Hauptsa¬ 
che irreführend. Zu registrieren ist weder ein militärischer Sieg noch ein po¬ 
litischer Durchbruch der Westmächte. Vielmehr haben sich die Prinzipien 
der westlichen Zivilisation auch im bisherigen Machtbereich als Programm 
durchgesetzt. Das ist etwas ganz anderes: Es ist neben und vor dem Erfolg 
westlicher Entspannungspolitik auch ein Erfolg der sowjetischen Reformeli¬ 
te, die zwar ein Imperium verloren hat, damit aber auch die Grundlagen für 
einen realistischen Neubeginn ihrer Völker geschaffen hat. Es ist ein Sieg all 
der Reformer und Revolutionäre in den Ländern des Sowjetimperiums, die 
in sicheren Zeiten viel riskiert haben, um diesen Prinzipien zum Durchbruch 
zu verhelfen. Und es ist ein Sieg der Völker des bisherigen Sowjetimperiums, 
die sich von den I.asten einer jahrzehntelangen Überspannung ihrer Kräfte 
befreit haben. 

Anders als es die bipolare Weitsicht nahelegt, war der Kalte Krieg nie ein 
Konflikt zwischen zwei im Prinzip gleichrangigen Größen, sondern ein 
Konflikt zwischen dem prinzipiell eine Vielzahl von Lebensformen und 
Machtkonfigurationen zulassenden westlichen System und der tendenziell 
totalitären Verabsolutierung einer dieser Möglichkeiten im Ostblock. Für die 
westlichen Prinzipien war darum, das war bei nüchterner Betrachtung schon 
früher zu sehen und ist im Rückblick vollends deutlich geworden, von einer 
offenen, das heißt kooperativen und jede Chance zur Entspannung nützen¬ 
den Systemkonkurrenz nichts zu befürchten, vielmehr alles zu erhoffen. 

Insofern bleibt nach dem Ende des Ost-West-Konflikts neben der Er¬ 
leichterung, daß dem Kalten Krieg nun die Grundlage entzogen ist, das Be¬ 
dauern, daß diese Chancen nicht früher und konsequenter genutzt wurden. 
Weder lassen sich die unnötigerweise vergeudeten Ressourcen zurückholen 
noch kann man die Deformationen in den Biographien so vieler Zeitgenos¬ 
sen des Kalten Krieges einfach wieder zurechtrücken und schon gar nicht 
lassen sich die Opfer sowjetischer Repression wieder zum Leben erwecken, 
für die der Kalte Krieg zumindest mitverantwortlich ist. Die Überlebenden 
des Kalten Krieges stehen vor einer Last, an der sie noch lange zu tragen ha¬ 
ben. 
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Tendenzen, ursächliche Hintergründe, Perspektiven 


von 

KLAUS JÜRGEN GANTZEL 
1. Definition, Fakten, Tendenzen 

Fakten und Daten besagen nichts, wenn man nicht die Definition kennt, auf 
der sie beruhen. Krieg zu definieren ist schwierig. Als unmittelbar Betroffe¬ 
ner weiß man sehr wohl, wann Krieg beginnt. In der wissenschaftlichen Li¬ 
teratur, wo es um Vergleiche und Verallgemeinerungen geht, konkurrieren 
aber mehrere Definitionen miteinander. Im Unterschied zu Definitionen, die 
als Krieg solche bewaffneten Auseinandersetzungen betrachten, die eine 
Mindestzahl von Toten zur Folge haben (z. B. 1000 Tote) oder an denen ei¬ 
ne bestimmte Mindestzahl von Streitkräften beteiligt ist, verzichtet die 
AKUF 1 auf solche willkürlichen quantitativen Festlegungen und betrachtet 
in Anlehnung an den 1988 verstorbenen ungarischen Professor Istvän Kende 
als Krieg 

„einen gewaltsamen Massenkonflikt, der alle folgenden Merkmale aufweist: 

(a) an den Kämpfen sind zwei oder mehr bewaffnete Streitkräfte beteiligt, 
bei denen es sich mindestens auf einer Seite um reguläre Streitkräfte (Mi¬ 
litär, paramilitärische Verbände, bewaffnete Polizeieinheiten) der Regie¬ 
rung handelt; 

(b) auf beiden (!) Seiten muß ein Mindestmaß an zentralgelenkter Organisa¬ 
tion der Kriegführenden und des Kampfes gegeben sein, selbst wenn es 
nicht mehr bedeutet als organisierte bewaffnete Verteidigung oder stra¬ 
tegisch-taktisch planmäßige Überfälle (Guerillaoperationen, Partisanen¬ 
krieg usw.); 

(c) die bewaffneten Operationen ereignen sich mit einer gewissen Kontinu¬ 
ierlichkeit und nicht nur als gelegentliche, spontane Zusammenstöße, 
d. h. beide Seiten operieren nach einer planmäßigen Strategie, gleichgül- 


1 Die AKUF (Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung an der Universität Hamburg) stellt 
eine Veranstaltung forschenden Lernens dar. Sie besteht neben wenigen wissenschaftlichen 
Mitarbeitern vor allem aus fortgeschrittenen Studierenden. Sie wurde 1978 vom Verfasser ge¬ 
gründet und wird seitdem von ihm geleitet. 
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tig ob die Kämpfe auf dem Gebiet einer oder mehrerer Gesellschaften 

stattfinden und wie lange sie dauern.“ 2 

Mit Hilfe dieser Definition hat die AKUF alle Kriege seit 1945 erfaßt - ge¬ 
nauer: seit Dezember 1944, als der Erste Griechische Bürgerkrieg ausbrach. 
Seitdem bis Ende 1992 sind insgesamt 184 Kriege zu verzeichnen. 3 
Im Durchschnitt wurden in jedem Jahr dieses Zeitraums fast vier neue Krie¬ 
ge begonnen. Betrachtet man in Tafel 1 das untere Säulendiagramm der in 
den einzelnen Jahren neu begonnenen Kriege, dann zeigt sich keine be¬ 
sondere Regelmäßigkeit. Die obere Kurve in Tafel 1 offenbart jedoch ein 
erschreckendes Bild. Entgegen allen Friedenshoffnungen nach dem Zweiten 
Weltkrieg hat die Häufigkeit der in jedem Jahr geführten , d. h. stattfinden¬ 
den, im Gange befindlichen Kriege fast kontinuierlich zugenommen. 
Durchschnittlich wurde in jedem Jahr fast ein Krieg mehr als im Vorjahr ge¬ 
führt, und die neu begonnenen Kriege dauerten immer länger. Diese Kurve 
beginnt mit einigen markanten Ausschlägen (1945-60), ausgelöst durch 
die Machtproben im Ost-West-Konflikt, der danach - spätestens ab der 
Kuba-Krise von 1962 - in ein Verhaltenssystem routinehafter Regeln über¬ 
geleitet wurde. Der starke Kurvenanstieg 1960-66 markiert die Phase 
der antikolonialistischen Befreiungskämpfe. Gemessen an den vielen 
Völkern, die nach dem Zweiten Weltkrieg noch unter kolonialistischer 
Fremdherrschaft bestanden hatten, ist die Dekolonisation relativ friedlich 


2 Die Gründe für diese Definition und die Probleme, die mit ihr wie mit anderen Kriegde¬ 
finitionen verbunden sind, können hier nicht erörtert werden. Vgl. dazu ausführlich Klaus 
Jürgen Gantzel u. Torsten Schwinghammer, Die Kriege nach dem Zweiten Weltkrieg 1945 bis 
1992 - Daten und Tendenzen, Münster 1995, S. 24-35.Zu grundsätzlichen Definitionsansätzen 
vgl. auch Klaus Jürgen Gantzel, Krieg. In: Wörterbuch Staat und Politik, hrsg. v. D. Nohlen. 
München 1991, S. 327-330. 

1 Mit Ausnahme der (vorläufig) aktualisierten Tafel 1, die bis 1996 reicht, beziehen sich alle 
nachfolgenden Schaubilder und Tabellen auf den Zeitraum 1945-1992. Aus einer Reihe von 
Ressourcen- und Kapazitätsgründen konnten sic noch nicht aktualisiert werden. Das ist je¬ 
doch unproblematisch, weil sich in den letzten Jahren trotz des Endes des Ost-West-Kon- 
flikts und trotz eines gewissen Rückgangs der jährlich geführten Kriege an der Struktur des 
Kriegsgeschehens nichts wesentlich geändert hat. Hier nur zur näheren Information: 
Von 1993 bis Dezember 1995 sind sechs Kriege in bzw. zwischen folgenden Ländern hinzu 
gekommen: Sierra Leone nun als eigener Krieg, nicht mehr nur Anhängsel des Krieges in Li¬ 
beria (1993); Mexiko (Zapatistas, 1994), Russische Föderation (Tschetschenien, 1994), 
Angola (Cabinda, 1994), Jemen (1994), Burundi (1994), Ecuador/Peru (1995), Uganda 
(Lord’s Resistance Army, 1995). Wieviele Kriege in diesem Zeitraum definitiv endeten (ca. 6), 
läßt sich erst mit einigem Zeitabstand genau feststellen, weil nach AKUF-Rcgel mindestens 
ein Jahr ohne Waffengänge verstrichen sein muß. Außerdem sind einige lediglich unter die 
definierte Kriegsschwelle gesunken und können, wie in der Vergangenheit häufig geschehen, 
wieder zum regelrechten Krieg eskalieren wie z. B. der Krieg in Uganda, im Senegal und 
in Pakistan (Sind). Gewaltsame Auseinandersetzungen, auf die nicht alle genannten Definiti¬ 
onsmerkmale zutreffen, beziehungsweise bei denen mindestens ein Merkmal nicht mehr ge¬ 
geben ist (auslaufende Kriege), sind hier nicht berücksichtigt. Sie werden seit einigen Jahren 
von der AKUF zwar als „Bewaffnete Konflikte“ registriert, aber bislang nicht weiter analy¬ 
siert. 
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verlaufen. 4 Bis 1975 stabilisiert sich die Kurve, vielleicht zusammenhängend 
mit der Entspannungspolitik zwischen den USA (Nixon, Ford) und der 
UdSSR (Breschnew). Dann aber steigt die Kurve der pro Jahr geführten 
Kriege stetig an. Entwicklungen im Ost-West- oder Nord-Süd-Verhältnis 
machen sich gar nicht mehr bemerkbar. Erst die Herrschafts- und Nationa¬ 
litätenkriege (Moldawien, südlicher Kaukasus) im Gefolge des Zerfalls der 
Sowjetunion ab Ende der 80er Jahre und der längst absehbare Zerfall Jugo¬ 
slawiens lassen die Kurve wieder ausschlagen. 1992 wird mit 52 geführten 
Kriegen der bisherige Gipfelpunkt der Kriegsbelastung auf der Welt seit 
1945 erreicht. 1993 bis 1996 hat die Zahl der jährlich geführten Kriege erst¬ 
mals seit 1945 deutlich abgenommen, weil neue Kriege der Jahre ab 1990 re¬ 
lativ kurz waren und weil einige der besonders langwierigen Kriege beendet 
werden konnten oder unter die definierte Kriegsschwelle sanken. Daß der 
Rückgang anhält, ist jedoch unwahrscheinlich. Eher ist ein erneuter Anstieg 
zu erwarten. 


Tafel 1: Kriege 1945-1996 



4 Insgesamt hat die AKUF 11 reine Dekolonisationskriege festgestellt. Am schnellsten 
zogen England aus dem Kampf um Kenia (Mau-Mau-Aufstand) und die Niederlande in 
Sudostasien, wo sie allerdings praktisch schon von den Japanern vertrieben worden waren, 
die Lehre, daß das Zeitalter des .klassischen* Imperialismus vorüber sei. Frankreich fiel 
der Lernprozeß schwerer (Indochina, Algerien). Am spätesten lernte Portugal seine 
Lektion (Angola, Mosambique). Anscheinend ging der Lernprozeß um so schneller 
voran, je weiter in der Kolonialmacht die industriekapitalistische Entwicklung fortgeschrit¬ 
ten war. 
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Die „Schauplätze“ der 184 Kriege des Zeitraums 1945-92 verteilten sich fol¬ 
gendermaßen auf die kontinentalen Großregionen 4 5 : Nordamerika (USA 
und Kanada) war auf seinem Gebiet völlig kriegsfrei. In Europa fanden 
„nur“ zwölf (7 Prozent) der Kriege statt, alle jedoch an den Rändern des so- 
zioökonomisch am weitesten entwickelten Kerns Europas (Griechenland [2 
Kriege], Spanien [2 Kriege], Zypern [3 Kriege], Nordirland, Ungarn, Rumä¬ 
nien, Moldawien, Jugoslawien). 6 Mit deutlichem Abstand an dritter Stelle 
rangiert mit 29 Kriegen (16 Prozent) Lateinamerika, davon Mittelamerika 
einschließlich der Karibik mit 15 Kriegen. Nach einem weiteren merklichen 
Abstand belegt auf Rang vier der Vordere/Mittlere Orient (Ägypten bis Af¬ 
ghanistan) mit 41 Kriegen (22 Prozent), gefolgt von Afrika auf dem fünften 
Platz (48 Kriege, 26 Prozent), wo Ostafrika mit 13 Kriegen besonders auf¬ 
fällt, und auf dem sechsten Platz von Asien mit 54 Kriegen (29 Prozent), wo 
Vorderindien (Pakistan, Indien, Sri Lanka) mit 20 Kriegen herausragt. Ge¬ 
rade bei Asien muß aber beachtet werden, daß in Ostasien alle sieben Krie¬ 
ge im Zeitraum bis Ende der 50er Jahre begannen 7 , was vor allem mit der 
besonderen inneren und äußeren Lage der VR China und mit der vollstän¬ 
dig geänderten Innen- und Außenpolitik Japans nach seiner Niederlage 1945 
zusammenhängt. 

Die Rangfolge der Regionen nach ihrer Kriegsanfälligkeit läßt vermuten, 
daß im großen und ganzen die Kriegshäufigkeit in einem bestimmten 
Verhältnis zum Grad der sozioökonomischen Entwicklung steht, zur Inten¬ 
sität der früheren kolonialen Beherrschung und zur Länge der seit der 
Entkolonialisierung verflossenen Zeit, vor allem hinsichtlich der Staatsent¬ 
wicklung. Zunächst sei der Blick jedoch weg vom „Krieg“ als Beobach¬ 
tungseinheit hin zur Häufigkeit der Kriegsbeteiligungen eines Landes ge¬ 
richtet. In der entsprechenden Tafel 2 sind vor allem zwei Fakten 
bedeutsam. Zunächst fällt der hohe Konzentrationsgrad nationaler Kriegs¬ 
beteiligungen auf: ein knappes Viertel (23 Prozent) aller 374 Kriegsbeteili¬ 
gungen entfällt auf nur sieben Länder (6 Prozent von 119), etwas über ein 
Drittel (36 Prozent) auf nur 14 Länder (12 Prozent von 119) und etwas 
mehr als die Hälfte (52 Prozent) der Kriegsbeteiligungen auf nur 26 Länder 
(22 Prozent von 119). 


4 Eine feinere Aufgliederung der Welt nach Regionen macht enorme Schwierigkeiten und 
müßte ausführlich erläutert werden, weil geographische, politische, sozioökonomische, 
historisch-kulturelle Grenzlinien nicht zusammenfallen und weil in manchen Regionen 
wie z. B. dem Nahen/Mittleren Orient die verschiedenen Konflikte hochgradig inter- 

dependent sind. Aus diesen Gründen soll hier eine differenziertere Betrachtung unterblei¬ 
ben. 

6 Der türkisch-kurdische Krieg wird der Region Vorderer/Mittlerer Orient zugerechnet. 

7 Der chinesisch-indische Krieg von 1962 sowie der chinesische „Erziehungsfeldzug“ gegen 
Vietnam 1979-88 werden der Region Süd-/Südost-Asien zugerechnet. 
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Tafel 2: Häufigkeiten von Kriegsbeteiligungen 1945-1992 
(einschließlich UN -Kampfeinsätzen ) 
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Ein besonderes Muster der Zusammensetzung dieser Gruppe ist nicht er¬ 
kennbar: darunter sind große und kleine, mächtige und schwache, reiche und 
arme, kapitalistische und sozialistische, liberale und autoritär-diktatorisch re¬ 
gierte Staaten, ehemalige Kolonialmächte und ehemalige Kolonien. Auffällig ist 
allerdings, daß zur Spitzengruppe Großbritannien, die USA und Frankreich 
gehören, also drei Staaten, die aus kriegsfreien Regionen stammen. Bei näherem 
Hinsehen ist festzustellen, daß die alten, vormals größten Kolonialmächte 
hauptsächlich in Kriegen ihrer ehemaligen Kolonien mitkämpften, ähnlich 
übrigens Spanien, Portugal und Belgien. Dieses Faktum wird noch näher un¬ 
tersucht werden müssen; denn rationale Interessenpolitik der Kolonialmächte 
ist dabei selten zu erkennen, psychologische Erklärungen hingegen erscheinen 
hier als aufgesetzt und methodisch fragwürdig. Was die USA betrifft, so wer¬ 
den die Gründe für die vielen Kriegsbeteiligungen zum einen in ihrem traditio- 
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nellen Anspruch auf Kontrolle der westlichen Hemisphäre (Lateinamerika und 
Karibik), zum anderen in der teils zugefallenen, teils bewußt übernommenen 
Rolle als Führungsmacht der kapitalistischen Welt zu suchen sein - ungeachtet, 
ob die USA diese Rolle funktional und effizient ausfüllten oder nicht. 

Tafel 3: Dritte Welt-Kriege in Zehnjahresperioden 
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1HS3 

57% 

79% 

62% 


100% 

100% 

100% 

101% 

101% 

99% 


Kehren wir zurück zur Beobachtungseinheit „Krieg“ und betrachten Tafel 3, 
in der nur die Kriege ausgewiesen sind, die in der Dritten Welt stattfanden; 
das ist die Gesamtzahl aller Kriege seit 1945 abzüglich der zwölf Kriege in 
Europa. Diese Statistik soll die Frage beantworten, ob die Dritte Welt sozu¬ 
sagen mit sich selbst im Kriege liegt. Die Antwort lautet: Mehr und mehr ja! 
Wie am einfachsten der Vergleich der Spaltenprozente zeigt, hat der Anteil 
der Kriege, an denen mindestens ein Industriestaat unmittelbar an den 
Kämpfen beteiligt war (meistens in Form der Intervention 8 ), deutlich abge- 


Die AKUF arbeitet mit einem engen Intervcntionsbegriff. Mit Intervention oder synonym 
Fremdbeteiligung ist nur die unmittelbare Kampfbeteiligung gemeint, nicht aber indirekte Hil¬ 
fen wie Rüstungsverkäufe und -geschenke, logistische Unterstützung, finanzielle Hilfen usw. 
Würden diese mitgerechnet, dann gäbe es überhaupt keinen interventionsfreien Krieg. 
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nommen, besonders nach der Dekolonisationsperiode, und zwar von rund 
40 Prozent in den beiden ersten Dekaden auf nur noch 11 Prozent in der 
letzten. Die weit überwiegende Zahl der Kriege sind also reine Dritte-Welt- 
Kriege , und tendenziell finden solche Kriege ohne irgendeine Fremdbeteili¬ 
gung statt, weder von industriestaatlicher noch von Dritte-Welt-Seite. 

Das wichtigste Merkmal des Kriegsvorkommens seit 1945 ist die Gewichts¬ 
verschiebung bei den Kriegstypen. Die AKUF unterscheidet vier Kriegsty¬ 
pen: 

A - Antiregime-Kriege : Sie zielen auf die Eroberung oder umgekehrt Be¬ 
wahrung der Regierungsmacht, sei es zwecks Revolutionierung, Reformie¬ 
rung oder Konterrevolutionierung des Gesellschaftssystems oder eines sei¬ 
ner wesentlichen Teile, oder sie zielen auch nur darauf, eine Gruppe von 
Machtinhabern durch eine andere Gruppe zu ersetzen, die bisher keinen Zu¬ 
gang zu den Staatspfründen hatte. 

B - Sonstige innere Krieg e 9 : Hier sind weit überwiegend Kriege versammelt, 
in denen eine nationale oder kulturelle Volksgruppe um mehr Autonomie 
oder Partizipation im Staatsverband kämpft, oder um Sezession vom Staats¬ 
verband zwecks Bildung eines eigenen Staates oder zwecks Anschluß an ei¬ 
nen Nachbarstaat. 

C - Zwischenstaatliche Krieg e: Hier handelt es sich um den „klassischen“ 
Typ des Krieges zwischen zwei oder mehr souveränen Staaten. 

D - Dekolonisationskriege : Dieser Typ stellt eine historische Besonderheit 
dar. Er kennzeichnet den Krieg einer antikolonialistischen Befreiungsbewe¬ 
gung gegen die Kolonialmacht. Inzwischen kommt er praktisch nicht mehr 
vor. 

A und B bilden zusammen die Klasse der inneren oder innerstaatlichen 
Kriege, C und D zusammen die Klasse der internationalen Kriege. Häufig 
treten Mischtypen auf wie AB (reine innere Mischkriege) oder CD (reine 
internationale Mischkriege) oder wie AC, BC, AD, BD (intra-/internatio- 
nal gemischte Kriege oder kurz „Mischkriege“). Solche Mischungen können 
entstehen, wenn mehrere Typen sich in einem Krieg überlappen oder wenn 
sich der Typ im Verlauf des Krieges ändert, z. B. wenn - wie in Angola - aus 
einem Dekolonisationskrieg ein Antiregimekrieg wird. Kompliziertere Mi¬ 
schungen wie ABC, ACD, BCD oder gar ABCD (sog. Komplexkriege) 
kommen nur sehr selten vor und werden deshalb hier nicht näher betrach¬ 
tet. 


’ Der Ausdruck .sonstige“ ist sehr unbefriedigend. An einer Verfeinerung wird gearbeitet. 
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Tafel 4: Häufigkeiten der Kriegstypen 1945-1992 


innere Kriegi 
122 66,3% 



internationale Kriege 
42 22,8% 


sonst, innere Kri 


cre Kriege • 
43 23,4% 


gemischte innere Kriege 
19 10,3% 



Antiregime- Kriege 
60 32,6% 


Komglexkriege 

— Mischkr. mit B 

8 4,3% 

~ Mischkr. mit A 

9 4,9% 

Dekolonisationskr. 
11 6 , 0 % 


zwischenstaatl. Kriege 
31 16,8% 


Die „Torten“ in Tafel 4 zeigen die Anteile der inneren, internationalen und 
intra-/international gemischten Kriege und machen deutlich, daß die inneren 
Kriege mit zwei Dritteln stark vorherrschen, während der internationale Krieg 
nur knapp ein Viertel ausmacht. Bei letzterem sind außerdem noch 6 Prozent 
Dekolonisationskriege enthalten, die heute keine Rolle mehr spielen. Berück¬ 
sichtigt man schließlich, daß in den 11 Prozent intra-/intemational gemischten 
Kriegen auch immer eine A- oder B-Komponente vorhanden ist, dann steht 
eindeutig fest: der typische Krieg unserer Epoche ist der innere Krieg. Der klas¬ 
sische Staatenkrieg mit Grenzüberschreitung, militärischen Frondinien, Fahnen 
ünd dem ganzen Ensemble staatlicher Insignien spielt seit 1945 nur noch eine 
geringe Rolle, auch wenn er in besonderen Fällen wie z. B. bei den Golfkrie¬ 
gen 1990/91 in der Öffentlichkeit eine spektakuläre Überbetonung erfuhr 10 . 


10 Es war ein Trauerspiel, daß so viele deutsche Intellektuelle der Kulturszene und des Wissen¬ 
schaftsbetriebs, die man für aufgeklärt halten mochte, auf die mediengerechtc Inszenierung des 
Koalitionskrieges gegen den Irak hcreingefallen sind und sich aufgeregt in den Gazetten er¬ 
klärten (bis hin zu völlig verqueren Vergleichen Saddam/Hitler und zu Todestrieb-Spekulatio¬ 
nen laienhafter psychoanalytischer Deutungen). Erfahrene Kriegsursachenforscher waren 
bezeichnenderweise nicht dabei. Die Kritik an derartiger Fehl-Kritik heißt nicht, die völker¬ 
rechtswidrigen und die staatsterroristischen, innenpolitischen Schandtaten der diktatorischen 
Saddam Hussein-Clique herunter zu spielen. 


Das große zahlenmäßige Übergewicht innerer Kriege stellt eine grundle¬ 
gende historische Umwälzung dar". Da die AKUF-Kriegedatenbank nicht 
weiter als bis 1945 zurückreicht, greife ich hier zum Beleg auf Daten der US- 
amerikanischen Kollegen Small und Singer 12 zurück, obwohl sie mit einer 
anderen, von der AKUF für unzweckmäßig gehaltenen, teils sogar ideolo¬ 
gisch belasteten Kriegsdefinition arbeiten. Demnach hat sich das Verhältnis 
internationaler zu inneren Kriegen wie folgt entwickelt: 


Die absoluten Häufigkeiten 
von internationalen 
und inneren Kriegen 


entsprechen 
dem Verhältnis 

1816-1855 

24 : 14 

1 : 0,6 

1856-1899 

38:25 

1:0,7 

1900-1943 

26:23 

1 :0,9 

1944-1980 

30:44 

1:1,5 


Tafel 5: Häufigkeit der Arten der in jedem Jahr geführten Kriege 
1945 
1950 
1955 
1960 
1965 
1970 
1975 
1980 
1985 
1990 


11 Diese Einsicht gehört heute fast zum politischen Gemeinwissen, ln aller Unbescheidenheit 
möchte ich daran erinnern, daß es erstmalig die AKUF war, die Mitte der 80er Jahre darauf öf¬ 
fentlich aufmerksam machte und mit Daten belegte. 

12 Melvin Small u. David J. Singer, Resort to Arms. International and Civil Wars, 1816-1980, Be¬ 
verly Hills, 1982, S. 82-99 u. S. 223-232. 
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Die Zunahme des Anteils innerer Kriege setzt also bereits nach den Napo- 
leonischen Kriegen ein und verstärkt sich allmählich bis zum Zweiten Welt¬ 
krieg, nach dem sich das Verhältnis sehr schnell ins Gegenteil verkehrt. Das 
läßt auf eine epochengeschichtlich bedeutsame Umwälzung in der weltgesell¬ 
schaftlichen Entwicklung schließen, auf die ich im nächsten Abschnitt 
zurückkommen werde. 

Daß die in Tafel 1 gezeigte steigende Zahl der in jedem Jahr stattgefunden- 
den Kriege entscheidend auf den Anstieg der inneren Kriege zurückzuführen 
ist, macht Tafel 5 deutlich. Deshalb ist auch die Zunahme der Mischkriege 
nicht verwunderlich. Darüber hinaus zeigt Tafel 5 die bedeutsame Tendenz, 
daß die zwischenstaatlichen Kriege selten werden - obwohl die Zahl souverä¬ 
ner Staaten bzw. der Mitglieder der Vereinten Nationen seit 1945 infolge der 
Dekolonisation enorm zugenommen hat. Internationale Sicherheitspolitik 
darf sich somit nicht mehr so schwergewichtig wie bisher auf den traditio¬ 
nellen Staatenverkehr konzentrieren. Daß die Neuorientierung bereits einge¬ 
setzt hat, läßt sich an den Debatten um die universelle Gültigkeit der Men¬ 
schenrechte und um die sogenannten humanitären Interventionen ablesen. 

Die starke Veränderung der Proportionen der Kriegstypen zueinander be¬ 
einflußt auch die Intensität der Kriege. Gemessen an der Kriegs dauer sind 
innere Kriege in der Regel entweder kurz (bis zu sechs Monaten) oder lang 
(25-60 Monate) bis sehr lang (61 Monate und mehr). Von den 122 inneren 
Kriegen waren 25 Prozent kurz, 22 Prozent lang und 39 Prozent sehr lang 
(davon 25 Prozent mit 121 und mehr Monaten). 13 Zwischenstaatliche Kriege 
hingegen tendieren deutlich zur Kürze: 71 Prozent aller 31 Kriege dieses 
Typs waren vor Ablauf von sechs Monaten beendet. Obwohl die Staatenwelt 
oft als anarchisch bezeichnet wird, weil es über ihr kein Gewalt- und Recht¬ 
sprechungsmonopol gibt, hat sich in den letzten Jahrhunderten doch eine 
Fülle von völkerrechtlichen Regeln, institutionalisierten Verfahren und in¬ 
ternationalen Organisationen herausgebildet, die zur Regelung zwi¬ 
schenstaatlicher Konflikte und militärischer Auseinandersetzungen bereit¬ 
stehen. Für innenpolitische Konflikte, insbesondere Machtkämpfe, fehlt ein 
vergleichbares Instrumentarium, sofern es sich nicht um stabile Demokrati¬ 
en handelt. In den meisten der kriegsbetroffenen Länder existieren ja nicht 
einmal eine legitimierte Gewaltmonopolisierung, wie sie den modernen Staat 
auszeichnet, und geregelte, gewaltlose Formen des Machtwechsels. 

Ein zweiter Intensitätsindikator ist die Zahl der Kriegsrote«, und zwar so¬ 
wohl der gefallenen Soldaten als auch der durch Kriegseinwirkung umge¬ 
kommenen Zivilpersonen. 14 Aus einer Reihe von Gründen sind die Opfer 


13 Der längste aller Kriege nach 1945 ist der innere Krieg in Burma (Myanmar). 

14 Einerseits durch die typischen Kampfweisen in Guerillakriegen, andererseits durch die Tech¬ 
nisierung und Industrialisierung militärischer Zerstörungs- und Tötungsmittel macht es im¬ 
mer weniger Sinn, nur die Gefallenen zur Intensitätsmessung oder gar als Definitionsmerkmal 
hcranzuziehen wie z. B. Small und Singer. Was einmal mit Schaffung der stehenden Heere ei¬ 
ne zivilisatorische Errungenschaft war, nämlich die Unterscheidung zwischen Kombattanten 
und Nichtkombattanten, ist im 20. Jahrhundert zunehmend wieder verloren gegangen. 
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Zahl der 
Getöteten 


is 1.000 
bis 5.000 
bis 10.000 
bis 50.000 
bis 100.000 
bis 500.000 
bis 1 Mio. 
über 1 Mio. 


Maximum 


Tafel 6: Kriegsopfer 1945-92 

ln 135 Kriegen seit 1945 Getötete, auf geschlüsselte nach Kriegstypt 


Zahl der Kriege 

intra- . intra-/ inter¬ 
nationale intemat. nationale 


intra-/ 

intemat. 



70.000 


_ 60 


1.000.000 2.000.000 


72.000 


854.197 


•) Zusammcngestellt aus der Hilfslistc im Register. Zu 49 Kriegen liegen keine Angaben vor. Im Falle verschiedener 
Angaben wurden jeweils die niedngste Zahl gewählt. Die Opferzahlcn umfassen, sofern vorhanden, getötete 
Soldaten und Zivilisten. Soweit schon Angaben vorliegcn, sind auch noch nicht beendete Kriege berücksichtigt. 
*) Auf volle Tausend auf- oder abgerundet, um nicht eine Genauigkeit der Angaben vorzuuuschen, die es hierbei nicht gibt. 

In 135 Kriegen seit 1945 Getötete, aufgeschlüsselte nach Regionen *) 



Zahl der 

Latein- 

amerika 

Europa 

£ahl der Kriege 
Afrika 

Vorderer/ Asien 

Mittlerer 

Orient 



Maximum 


•) Zusammcngestellt aus der Hilfsliste im Register. Zu 49 Kriegen liegen keine Angaben vor. Im Falle verschiedener 
Angaben wurden jeweils die niedrigste Zahl gewählt. Die Opfcrzahlen umfassen, sofern vorhanden, getötete 
Soldaten und Zivilisten. Soweit schon Angaben vorliegcn, sind auch noch nicht beendete Kriege bcrucksichtigt- 
•) Auf volle Tausend auf- oder abgerundet, um nicht eine Genauigkeit der Angaben vorzuuuschen, die cs hierbei nicht gibt. 


In 135 Kriegen seit 1945 Getötete - absolute Werte, aufgeschlusselt nach Dauer der Kriege 



*) Zusammengestellt aus der Hilfsliste im Register. Zu 49 Kriegen liegen keine Angaben vor. Im Falle verschiedener 
Angaben wurden jeweils die niedrigste Zahl gewählt. Die Opferzahlcn umfassen, sofern vorhanden, getötete 
Soldaten und Zivilisten. Soweit schon Angaben vorliegcn, sind auch noch nicht beendete Kriege berücksichtigt. 
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der Kriege sehr schwer mit hinreichender Genauigkeit und Zuverlässigkeit 
zu ermitteln, weshalb alle diesbezüglichen Zahlen mit Vorsicht betrachtet 
werden müssen. Für manche Kriege fehlen die Daten sogar vollkommen. Die 
AKUF hat für 135 Kriege die Zahl der Todesopfer ermittelt, wobei im Falle 
mehrerer abweichender Angaben immer die niedrigste Zahl berücksichtigt 
wurde. 15 Aus Tafel 6 geht hervor, daß von den über zwölf Millionen Kriegs¬ 
toten rund die Hälfte die Folge innerer Kriege war. Das stand zu erwarten, 
auch daß auf die internationalen Kriege mit zwei Millionen der relativ ge¬ 
ringste Anteil entfiel. Überraschend hoch ist mit über vier Millionen der An¬ 
teil der Mischkriege. Wie auch der Durchschnitt von 230.000 Opfern pro 
Krieg zeigt, werden die Kriege dieses komplexeren Typs mit besonderer 
Heftigkeit ausgetragen. 

Die höchsten Opferzahlen entfallen auf die Kriege in Afrika und Asien. Im 
Vorderen/Mittleren Orient sind sie dagegen deutlich niedriger, obwohl er von 
nicht so viel weniger Kriegen betroffen war wie die beiden anderen Regionen. 
Dies hängt - im Vergleich zu allen anderen Regionen - mit dem überpropor¬ 
tional großen Anteil zwischenstaatlicher Kriege im Vorderen/Mittleren Ori¬ 
ent zusammen (11 =27 Prozent von 41 Kriegen). Im übrigen aber spiegelt die 
Regionalstatistik der Kriegsopfer die Rangfolge wider, die wir schon bei der 
Kriegshäufigkeit der Regionen beobachtet haben. 


Tafel 7a: Status der Länder und Häufigkeit ihrer 
Kriegsbeteiligungen 1945-1992 *) 


Statusgruppe 

Kt 

bete 

abs. 

iegs- 
iligung 
pro Land 

Großmächte (2) 

USA, UdSSR/Rußland 

17 

8,5 

Zentrale Industrieländer (9): 

Australien, Belgien, Frankreich, Großbritannien, Italien, Kanada, 
Luxemburg, Niederlande, Schweden 

45 

■K 

andere relativ hochentwickelte Länder (6): 

Argentinien, Brasilien, Costa Rica, Irland, Spanien, Neuseeland 

15 

2,5 

zusammen 

77 


Schwellenländer (20): 

Ägypten, Algerien, Griechenland, Indien, Irak, Israel, Jugoslawien 
(bzw. Serbien und Montenegro), Kroatien, Kuwait, Portugal, 
Rumänien, Saudi-Arabien, Slowenien, Südafrika, Südkorea, Taiwan, 
Türkei, Ungarn, Venezuela, VR China 

91 

H 

Entwicklungsländer (32): 

alle übrigen kriegsbeteiligten Länder 

206 

2,5 

Kriegsbeteiligungen insgesamt 

374 

3,1 


*) Einschl. Beteiligung an UN-Kampfcinsatzen. Statuskritenum: Wirtschaftskraft pro Kopf in |ungsier Zeit, 
bei den Großmächten auch militärisches Potential und weltpolitischer Einfluß. 


15 Außerdem sind die Zahlen auf volle Tausend auf- oder abgerundet, um nicht eine Genauigkeit 
vorzutauschen, die es hier nicht gibt. 
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Tafel 7b: Status der Länder und 
Entwicklung ihrer Knegsbeteiligung*) 


Statusgruppe 

45-54 

55-64 

65-74 

75-84 

85-92 

Summe 

2 Großmächte 

USA 

25 

33 

17 

8 

17 

100 

UdSSR/Rußland 

- 

20 

20 

20 

40 

100 

zusammen 

18 

29 

18 

12 

24 

101 

9 zentrale Industrieländer 

40 

40 

M 



101 

6 andere relativ hochentwickelte 
Länder 




■ 

■ 

100 

zusammen 



■a 

m 

9 

99 

20 Schwellenländer 

22 

25 

24 

13 


99 

82 Entwicklungsländer 

12 

24 

22 

25 

■9 

101 

alle 119 kriegsbeteiligten Länder 

18 

27 

21 

19 

16 

101 

Sonderauszählung 

7 ehemalige Kolonialmächte**) 

36 

40 

■ 

9 

■ 

101 


*) Zeilcnprozente! - Jahr des Kriegsbeginns in Zehnjahresperioden. Einschi. Beteiligung an 
UN-Kampfcinsatzen. Statuskriterium: Wirtschaftskraft pro Kopf in jüngster Zeit, bei den 
Großmächten auch militärisches Potential und weltpolitischer Einfluß. Zu den Landern in den 
einzelnen Statusgruppen siehe Tafel 36/F! 

**) Fünf gehören zu den zentralen Industrieländern, Spanien zu den anderen relativ hoch entwickelten 
Landern und Portugal zu den Schwellenlandem. 

Auch der Status eines Landes innerhalb der Staatenhierarchie ist ein 
schwer meßbarer Faktor. Deshalb ist die Starusgliederung in Tafel 7a als ein 
erster, nur grober Versuch anzusehen, bei dem das ökonomische Potential 
bzw. der Entwicklungsstand im Vordergrund steht. Die Tabelle bestätigt die 
erwartete Tendenz: je höher der Status eines Landes, desto größer die Wahr¬ 
scheinlichkeit, daß es in Kriege verwickelt wird. Allerdings ist zu berück¬ 
sichtigen, daß in der Obergruppe relativ viele ehemalige Kolonialmächte ver¬ 
treten sind. Tafel 7b bestätigt die wichtige, schon durch Tafel 3 angedeutete 
historische Tendenz, daß der Anteil der zentralen Industrieländer und ande¬ 
rer hochentwickelter Länder, ja sogar der Schwellenländer an den Kriegsbe¬ 
teiligungen seit den 60er/70er Jahren abnimmt. In abgeschwächter Weise gilt 
dies sogar für die USA, nicht jedoch für die UdSSR bzw. die Russische 
Förderation. 

Wie wurden die Kriege beendet ? Tafel 8 weist insgesamt aus, daß 
die Chancen eines Angreifers, seine Interessen durch militärischen Sieg 
durchzusetzen, relativ gering sind. Der Sieg gelang nur in 19 Prozent aller 
136 am 31.12.1992 beendeten Kriege. Sieg der angegriffenen Seite oder - 
was ebenfalls bedeutsam ist - Vermittlung von dritter Seite waren die häu¬ 
figsten Formen der Kriegsbeendigung, wobei ein Vermittlungserfolg in in¬ 
ternationalen Kriegen und intra-/international gemischten Kriegen eher zu 
erwarten ist als in rein innerstaatlichen. Als Vermittler stand übrigens die 
vielgescholtene UNO mit 41 Prozent aller Fälle im Vordergrund, gefolgt 
von den Regionalorganisationen OAS, OAU und Arabische Liga mit 
21 Prozent. Insofern kommt dem seit dem späten 19. Jahrhundert und be¬ 
sonders nach dem Zweiten Weltkrieg außerordentlich stark gewachsenen 
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Tafel 8: Arten der Knegsbeendigung 1945-1992 
bei den verschiedenen Knegstypen *) 





Arten der Kriegsbeendigung 






militärischer Sieg 

Abbruch 

Vcrcinb. 

Vermitt- 








der 

ohne 

lung 




Angrei- 

Angc- 

Kampfe 

Vcrmitt- 

Dritter 




fende 

griffene 



lung 



Gesamt 

Typen der Kriege 

abs 

1% 

abs 

i% 

abs 

i% 

abs 

% 

abs 

1% 

abs 

% 

Antiregimc 

8 

Bä 

25 

ML 

2 

m 

3 

6 

m 

ML 

47 

99 

sonstige innere 

7 

K3 

4 

KE 

2 


6 

23 

E 

E 

26 

100 

gemischte 

2 

E 

4 

E 

1 

E 

- 

- 

m 

E 

8 

100 

INNERE KRIEGE 

KB 

mn 

KE 

mn 

5 


9 

KB 

KB 

KB 

KD 


zwischenstaatliche 


23 

m 

3 

5 

ML 

3 

BQ 

BB 

ML 

30 

100 

Dekolonistation 

m 

- 

■ 

18 

1 

E 

4 

E 

E 

E 

11 

99 

INTERNATIONALE KR: 

7 

KB 

3 

7 

6 

KB 

7 

KB 

KD 

KB 

KD 

WR!\ 

intra-/ internationale 

Mischform 
mit A-Komp. 

2 

29 

3 

43 





2 

1 

1 

101 

mit B-Komp. 

- 

- 

2 

29 





5 


m 

100 

MISCHKRIEGE 

m 

mn 

m 

ML 

* 

- 

* 

- 

7 

so 

141 

100 

insgesamt 

mn 

mn 

KD 

m 

mn 

8 

KB 

KB 

KB 

KB 

EEB 

Wb'A 


*) Nicht berücksichtigt sind vier Falle, in denen der Krieg gemäß unserer Definition zwar beendet ist, 
jedoch noch Kampfe unterhalb der Kricgsschwcllc stattfinden. Auch die drei Komplcxkncgc 
(Typenmischung ABC: Angola, Libanon, Tschad) waren am 31.12.92 nicht beendet, so daß diese 
Mischform hier nicht auftaucht. 


Die durch Vermittlung beendeten Kriege 1945-1992 
und aie Vermittler 


2 4,8% internal Konferenz 



UNO 
17 40,5% 


(JAS 


3 7,1% 


sonstige Drittstaaten 
2 4,8% 

ehern Kolonialmacht 
2 4,8% 

Regionalstaat(en) 

2 4,8% 

Nachbarstaat(en) 

3 7,1% 

l 2 4% 
Korps 

1 2.4%. 
diverse 

7,1% 


OAU Arabische Liga 


2 4,8% 4 9,5% 


Grad internationaler Organisation eine wichtigere Rolle zu als gemein¬ 
hin angenommen, trotz der unbestreitbaren Schwerfälligkeit und Defizite 
dieses weltgesellschaftlichen Integrations- und Institutionalisierungspro¬ 
zesses. 
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Tafel 9: Zum Ergebnis der inneren Kriege 1945-1992, geordnet nach 

Kriegstypen *) 


Region 

zuguns 
Regie 
bzw. i 
scher 
absolut 

en der 
rung 
Terr- 
lden 
% 

Kriegse 

zugunst 

Oppo. 

absolut 

rgebnis 
en der 
iition 

% 

unentsc 

od 

Status 

an 

absolut 

hieden 

er 

quo 
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*) Einschließlich noch nicht beendeter Kriege Oie nicht beendeten Kriege und die Kncge. die 
durch Vermittlung oder Abbruch endeten, wurden nach dem Stand der Kampfe Ende 1992 bzw 
nach dem realen Ergebnis den drei Rubriken zugeordnet Die Komplexkriege (Typ ABC) sind 
bei den gemischten inneren Kriegen mitgcrcchnct; sic gehören alle drei zur Rubrik 
“Unentschieden / Status quo ante” 

Zum Schluß dieses Abschnitts anhand Tafel 9 noch ein Blick auf das Er¬ 
gebnis der inneren Kriege, die das Kriegsgeschehen unserer Epoche bestim¬ 
men. Die Statistik bestätigt, was schon Friedrich Engels im letzten Jahrhun¬ 
dert klar geworden war, nämlich daß die Zeit der Barrikadenkämpfe vorbei 
sei. In 60 Prozent aller Fälle, bei den Antiregime-Kriegen gar in 65 Prozent 
aller Fälle, endete der Angriff auf die Regierungsmacht mit einer Niederlage 
der Opposition, und in insgesamt einem Viertel aller Fälle (24 Prozent) en¬ 
dete der innenpolitische Krieg unentschieden bzw. änderte praktisch nichts 
am Vorkriegszustand. Die weltgesellschaftliche Umwälzung der Welt unse¬ 
rer Zeit verlangt von Oppositionellen offenbar andere Mittel und Strategien 
als den traditionellen Griff zur Gewalt, auch gegen repressive, staatsterrori¬ 
stische Regimes. 

2. Weltgesellschaftliche Hintergründe: ein Erklärungsansatz 

Ich möchte nun thesenhaft Ergebnisse unserer Forschung skizzieren, mit de¬ 
nen das Kriegsvorkommen seit 1945 erklärt werden kann. Der strukturge¬ 
schichtlichen Betrachtungsweise gemäß kann es dabei nicht darum gehen, 
sämtliche Anlässe und Ursachen zu erfassen, die einen einzelnen Krieg 
erklären. Sozialwissenschaftlich ist hier zu fragen, welche allgemeinen Ent¬ 
wicklungen in der empirischen Vielfalt der Kriege nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg zum Ausdruck kommen. Die umfassende Darstellung des theoreti¬ 
schen Rahmens und der ersten systematischen Differenzierungsschritte zur 
empirischen Anwendung des Ansatzes auf einzelne Kriege in verschiedenen 
Regionen ist in den Arbeiten von Gantzel, Siegelberg, Jung, Kurtenbach, 
Niebling und Schlichte nachzulesen. 16 


16 Klaus Jürgen Gantzel u. Jens Siegelberg, Krieg und Entwicklung. Überlegungen zur Theoreti- 
sierung von Kriegsursachen unter besonderer Berücksichtigung der Zeit seit 1945. In: Theorien 




















314 Klaus Jü rgen Gantzel _ 

Demnach entsteht die hauptsächliche Konfliktlinie auf der Welt nach 1945 
aus dem Zusammenstoß zwischen bürgerlich-kapitalistischer Vergesellschaf¬ 
tung einerseits und traditionalen bzw. vor bürgerlichen Vergesellschaftungs¬ 
formen andererseits. Als bürgerlich-kapitalistisch (oder einfach kapitalistisch) 
wird hier diejenige Form von Gesellschaft verstanden, deren Reproduktion 
auf der arbeitsteiligen Produktion individueller Privatproduzenten beruht 
(Unternehmer als Besitzer der Produktionsmittel ebenso wie Lohnarbeiter 
bzw. Angestellte als rechtlich freie Besitzer und Verkäufer ihrer Ware Ar¬ 
beitskraft), wobei der Austausch der Produkte und Dienstleistungen im 
Prinzip über den freien Markt, tendenziell nach Maßstäben durchschnittli¬ 
cher gesellschaftlicher Produktivität erfolgt. Hauptantriebskraft ist wegen 
der Konkurrenz das Streben nach Kapitalvermehrung, wozu allerdings die 
Befriedigung von Bedürfnissen auf der Nachfrageseite in Gestalt von Ge¬ 
brauchswerten oder Dienstleistungen unabdingbar ist. Dieses Reprodukti¬ 
onssystem erschöpft sich jedoch nicht in der puren Ökonomie, obwohl sie 
den Hauptfaktor darstellt. Zur bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaftsform 
gehören: das staatliche Gewalt- und Steuermonopol; der Rechtsstaat; die 
staatliche Funktion der Regulierung infrastruktureller Produktions- und Zir¬ 
kulationsbedingungen sowie der Konflikte zwischen Lohnarbeit und Kapi¬ 
tal; die demokratische Teilhabe als Voraussetzung sozialer Gerechtigkeit, 
aber auch als Voraussetzung der System- und Regierungslegitimität; schließ¬ 
lich, solange historisch noch notwendig, die Systemverteidigung nach außen. 

Diese Gesellschaftsform, deren Vorläufer im 15. Jahrhundert mittels eu¬ 
ropäischer Welteroberung zu wirken beginnen, muß als analytischer Maßstab 
dienen, von dem her man die Entwicklungen in der Welt begreifen kann; ei¬ 
nen anderen realitätsgerechten Maßstab gibt es nicht. 

Die kapitalistische Produktionsweise, wo immer sie in die vorbügerliche 
Welt eindringt - sei es mit Kolonialarmeen, wohlfeilen Waren oder Dollars - 
löst die traditionalen Gemeinschaften auf, die noch nicht auf dem rationalen 
Tauschwert-Prinzip beruhen. Und sie dringt überall ein und durch, bis in 
entfernteste Urwaldwinkel! Dem Begriff des Kapitals ist der Weltmarkt ein¬ 
geboren. Die Bourgeosie „schafft sich eine Welt nach ihrem eigenen Bilde“, 
wie es im analytischen Teil des Kommunistischen Manifests von Karl Marx 
und Friedrich Engels (1848) heißt. Die Unterwerfung aller Gebiete der Welt 
unter das Gesetz des Kapitalismus war und ist unwiderstehlich, und diese 
Unterwerfung ist zugleich Voraussetzung und Resultat seiner Durchsetzung 
- man mag es beklagen oder nicht. 


der Internationalen Beziehungen. Sonderheft 21 der Politischen Viertcljahresschrift, 
hrsg. v. Volker Rittberger, Opladen 1990, S. 219-239; Jens Siegclberg, Kapitalismus und Krieg 
- Eine Theorie des Krieges in der Wcltgeseüschaft, Munster 1994; Dietrich Jung, Tradition - 
Moderne - Krieg, Munster 1995; Sabine Kurtenbach, Staatliche Organisation und Krieg in La¬ 
teinamerika. Ein historisch-struktureller Vergleich der Entwicklung in Kolumbien und Chile, 
Münster 1991; Ursula Niebling, Kriege in Zentralamerika seit 1945. Ein Beitrag zur verglei¬ 
chenden Kriegsursachen- und Kulturforschung, Münster 1992; Klaus Schlichte, Vergesell¬ 
schaftung und Krieg in Afrika - Ein Beitrag zur Theorie des Krieges, Münster 1996. 
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Dabei hat dieser historische Prozeß zwei Seiten: eine gewaltsame und eine 
zivilisatorische. Die zivilisatorische Seite besteht in der Schaffung des staatli¬ 
chen Gewaltmonopols und seiner befriedenden Folgen in der Gestalt von 
Rechtsstaat, Demokratie, Gewaltenteilung, relativem Volkswohlstand und 
individueller Affektkontrolle (bei Beherrschten wie bei Herrschenden). 17 In 
Nordamerika und im hochindustrialisierten Europa ist diese Seite weitge¬ 
hend entfaltet, wenngleich noch längst nicht vollkommen. Diese Regionen 
sind, was organisierte kollektive Gewaltsamkeit betrifft, ziemlich befriedet. 
Die Regierten wie die Regierenden halten sich an die gesellschaftlichen Re¬ 
geln der Konkurrenz um Macht und Ressourcen - weniger aus Angst vor 
angedrohten Strafen oder unmittelbarer Kontrolle als aus Gründen rationa¬ 
len Interessenkalküls. Zwischen den Staaten hat „die Konkurrenz der Öko¬ 
nomien den Krieg der Mächte abgelöst“ 18 und erzwingt stellenweise sogar 
schon die regionale Integration, die den Nationalstaat überwindet. Wie in 
den obigen Statistiken deutlich wurde, nimmt die Kriegsbeteiligung der bür¬ 
gerlichen Industriestaaten in der Tat ab. Zugleich sind die Zeiten durchgrei¬ 
fender hegemonialer Kontrolle durch großmächtige Staaten und Allianzen 
vorbei - Öhnmacht der Mächtigen. Außerdem ist eines der wenigen, wegen 
einer Reihe von Untersuchungen mit unterschiedlichen Methoden voll gesi¬ 
cherten Ergebnisse, daß Demokratien untereinander keinen Krieg führen. 
Gegenüber Nicht-Demokratien verhalten sie sich aber nicht anders als 
Nicht-Demokratien. 19 

Allerdings darf nicht vergessen werden, daß dieser durchweg ungeplante, 
gleichwohl gerichtete Prozeß 20 , der im Mittelalter begann, äußerst langwie¬ 
rig, gewaltträchtig, kriegerisch verlief und seine ungeheure Blutspur bis fast 
zur Mitte unseres Jahrhunderts zog. Es wäre jedoch fatal für friedenswissen¬ 
schaftliche Erkenntnis wie für friedenspolitische Praxis, wenn man die Ge- 
waltförmigkeit als Eigenschaft des Kapitalismus bzw. der bürgerlichen Ge¬ 
sellschaft mißverstünde - statt sie als Bedingungen ihrer Durchsetzung zu 
begreifen. 21 Durchsetzung bedeutet: Auflösung aller traditionellen Elemente 
von Gemeinschaft und deren Unterwerfung unter das Gewinn-Kalkül von 
Privatproduzenten. 

Diese Durchsetzung führt notwendigerweise zur Auflösung gemeinschaft¬ 
licher, z. B. familialer Produktions- und Redistributionsformen und ersetzt 
sie durch Ware und Geld. Massenhaft werden Bauern entwurzelt und zur 


17 Um nicht mißverstanden zu werden: die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaftsform ist we¬ 
der ein Paradies noch für die Ewigkeit gemacht. Sie hat schöpferische und zerstörerische Sei¬ 
ten. Auf längere Sicht hin ist sie jedoch ohne Alternative. 

" Siegclberg, Kapitalismus und Krieg, S. 127. 

” Thomas Risse-Kappen, Demokratischer Frieden? Unfriedliche Demokratien? Überlegungen 
zu einem theoretischen Puzzle. In: Frieden und Konflikt in den internationalen Beziehungen 
- Eine Festschrift für Ernst-Otto Czempiel, hrsg. v. Gert Krell u. Harald Müller. Frankfurt 
a. M. 1994, S. 159-189. 

20 Norbert Elias, Über den Prozeß der Zivilisation. Soziogenetische und psychogenetische Un¬ 
tersuchungen, Bd. 2, Frankfurt a. M. 31980, S. 313 u. S. 438. 

21 Siegclberg, Kapitalismus und Krieg, S. 127. 
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Landflucht und zum bloßen Geldverdienen genötigt. Zusätzlich erhöhen 
moderne Verkehrstechniken, aber vielerorts auch Flucht und Vertreibung 
durch ethnische Politisierung, Terror und Krieg die räumliche Mobilität, bis 
hin zu den großen internationalen Wanderungsströmen von Arbeitskräften. 
Herkömmliche Großfamilienbindungen werden gelockert und schließlich 
zerrissen. Riesige städtische Agglomerationen entstehen, wie elendiglich in 
den Slums und Squattersiedlungen auch gelebt wird. Auf persönliche Ab¬ 
hängigkeit gegründete, patrimoniale Herrschaftsformen werden mehr und 
mehr verdrängt durch den rationalen Anstaltsstaat mit Gewaltmonopol, 
Fachbeamtentum, Rechtsstaatlichkeit und schließlich Demokratie. An die 
Stelle von Religion und Mythos als Orientierungsmittel treten Besitzindivi¬ 
dualismus, Rechts- und Vertragsdenken, Rationalismus und Affektkontrolle 
bzw. Selbstdisziplin. Dies sind nur ein paar ausgewählte Aspekte, um die 
Richtung anzudeuten, in der die Modernierungsprozesse wirken. Sie wirken 
umso kräftiger, je mehr die betreffende Gesellschaft bereits in den Weltmarkt 
eingebunden ist. 

Bei der Transformation von der traditionellen zur modernen, d.h. bürger¬ 
lich-kapitalistischen Gesellschaftsform ergeben sich unterschiedliche Über¬ 
gangsformen, die in sich sehr widersprüchlich, spannungsgeladen, konflikt¬ 
reich sind. Ob daraus kriegerische Auseinandersetzungen erwachsen, hängt 
ab vom Typ der jeweils vorfindlichen traditionellen Verhältnisse, ferner von 
Art und Geschwindigkeit des Eindringens der Moderne und vom erreichten 
Stand der Durchdringung. Bevor es zu regionalspezifischen Verallgemeine¬ 
rungen kommen kann, ist noch eine Menge vergleichender empirischer For¬ 
schung vonnöten. 22 

Soviel kann jedoch — zumindest als forschungsleitcnde Hypothese - gesagt 
werden, daß die geschilderten Charakteristika des Kriegsgeschehens seit 1945 
als Ausdruck weltweiter Vergesellschaftungsdynamik unter kapitalistischem 
Vorzeichen zu sehen sind. Dies gilt auch für die vormals sogenannte Zweite 
Welt, in der sich nun deutlich zeigt, daß es zwar eine gewisse Modernisie¬ 
rung, aber keine tiefgreifende sozialistische Vergesellschaftung gegeben hat, 
sondern die sozialistische Form nur einen brüchigen Firnis über die traditio¬ 
nellen Verhältnisse gelegt hatte, die nun im dramatischen Übergang zum Ka¬ 
pitalismus zum Teil reaktiviert werden, wobei mangels anderer Bezüge auf 
alte Mythen, Symbole, Vorurteile und Aversionen zurückgegriffen wird. In¬ 
sofern sind balkanische und kaukasische Nationalismen, militante muslimi¬ 
sche Fundamentalismen und ethnisch definierte Auseinandersetzungen, z. B. 
zwischen Tamilen und Singhalesen auf Sri Lanka oder zwischen Hutu und 
Tutsi in Ruanda und Burundi, ähnliche Erscheinungen desselben Vorgangs. 


22 Zu ersten Schritten in dieser Richtung vgl. Kurtenbach, Staatliche Organisation; Niebling, 
Kriege in Zentralamerika; Dietrich Jung, Der Krieg in Libanon. Exemplarischer Versuch einer 
Kriegsursachenanalyse. Nr. 61 der Arbeitspapiere der Forschungsstelle Kriege, Rüstung und 
Entwicklung im Institut für Politische Wissenschaft der Universität Hamburg 1992; Klaus 
Schlichte, Der Krieg in Liberia - Eine Ursachenanalyse. Nr. 59 der Arbeitspapiere der For¬ 
schungsstelle Kriege, Rüstung und Entwicklung im Institut für Politische Wissenschaft der 
Universität Hamburg 1992; Ders., Vergesellschaftung und Krieg. 
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_ Über die Kriege nach dem Zweiten Weltkrieg 

Die Tatsache, daß nach dem Zweiten Weltkrieg die innergesellschaftlichen 
Kriege der entscheidende Kriegstyp geworden sind, ist Ausdruck des im 
Prinzip gleichen Prozesses der Staatsbildung , d. h. der Durchsetzung des 
Gewaltmonopols, wie wir sie in Europa erfahren haben, also Folge eines ge¬ 
schichtsmächtigen Prozesses, und das erklärt wohl auch, warum die inneren 
Kriege unserer Zeit von außen kaum kontrolliert und nur äußerst schwer be¬ 
endet werden können. Siegelberg hat dafür die treffende Formel der „nach¬ 
holenden Konsolidierung vorausgesetzter Staatlichkeit“ geprägt 23 - der 
Staatlichkeit, die die Kolonialmächte im Zuge der Dekolonialisierung prak¬ 
tisch vorsetzten. Der Unterschied gegenüber der (west-)europäischen Ge¬ 
schichte liegt in der Ausgangsbedingung. In Europa fanden die feudalen 
Ausscheidungskämpfe, die schließlich im Absolutismus als dem Schoße der 
bürgerlichen Gesellschaft und moderner Staatlichkeit mündeten, zwischen 
zunächst vielen kleinen, dann immer weniger, nun aber mächtigeren Territo¬ 
rialherren statt. Parallel dazu, oft von den Zentralgewalten aus finanziellen 
Interessen gefördert, wuchsen ein Bürgertum mit eigener wirtschaftlicher 
Akkumulationsbasis und eine sich hinsichtlich der funktionalen Vernetzung 
immer weiter differenzierende Gesellschaft heran. 24 In der Dritten Welt ist 
das Territorium kraft kolonialer Grenzziehungen vorgegeben, und Territo¬ 
rialherrschaften, so es solche in vorkolonialer Zeit gegeben hatte, sind ver¬ 
nichtet worden. Ein tragendes Bürgertum konnte sich nicht bilden, weil dies 
nicht im Interesse der Kolonialmächte und Kolonialisten lag. Diese hinter¬ 
ließen im Gang der Dekolonisation jedoch technisch-organisatorisch relativ 
moderne, aber über eine rückständige Ökonomie und noch wenig differen¬ 
zierte Gesellschaft übergestülpte Militärapparate, oder diese bildeten sich im 
Befreiungskampf gegen die Kolonialherren. Die Ausscheidungskämpfe fin¬ 
den also nicht mehr auf der Basis von Territorialbesitztümern, sondern zwi¬ 
schen Militärgruppen, Fraktionen der Staatsklasse oder Clans innerhalb ei¬ 
nes Staates statt, um mangels eigener ökonomischer Basis Zugriff auf 
Staatspfründen und staatlich kontrollierte Ressourcen zu erlangen. Zum ei¬ 
nen geschieht das zur persönlichen Bereicherung, zum anderen zur klienteli- 
stischen Finanzierung der jeweiligen Gefolgschaft. Deshalb ist auch die Tren¬ 
nung zwischen Staatskasse und Privatschatulle, zwischen „öffentlich“ und 
„privat“, die den modernen Staat typischerweise auszeichnet, noch kaum 
entwickelt 25 , so wie ehedem in feudalistischen bzw. dynastischen Verhältnis¬ 
sen in Europa. Die für die Zukunft wichtige Frage wird sein, ob aus den 
Plünderungen der Herrschaftsgruppen eine investierende und akkumulie¬ 
rende Bourgeoisie hervorgehen wird oder beide Gruppen eine Allianz bilden 
werden, um die Grundlage für eine bürgerlich-kapitalistische Entwicklung 
zu schaffen, die kriegerische Gewalt letztlich überwindet. 

Meine unvollständigen und groben Striche zu einem hochkomplexen, 
strukturgeschichtlichen Vorgang können lediglich andeuten, daß sowohl 


23 Siegelberg, Kapitalismus und Krieg, S. 138. 

24 Vgl. Elias, Prozeß der Zivilisation. 

25 Schlichte, Vergesellschaftung und Krieg. 
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theoretische Überlegungen als auch empirische Indizien für die These spre¬ 
chen, daß es sich bei den vielen Kriegen in der Dritten und nun auch vormals 
Zweiten Welt um einen konfliktiv nachholenden Prozeß kapitalistischer Ver¬ 
gesellschaftung und bürgerlicher Staatskonsolidierung handelt, der eines Ta¬ 
ges in eine Zivilisierung wie in den kapitalistischen Metropolen münden 
müßte. Einen deterministischen Automatismus gibt es dabei allerdings nicht; 
jeder Schritt in diese Richtung wird aus sozialen Kämpfen hervorgehen müs¬ 
sen. Wohl aber darf man hoffen, daß der Prozeß insgesamt schneller und we¬ 
niger kriegerisch als in Europa vonstatten gehen wird. 



Das Dickicht der Kriege: 
Ethnischer Konflikt und militärische Gewalt 
im früheren Jugoslawien 1991 - 1995 


von 

WOLFGANG HÖPKEN 

I. Krieg(e) im früheren Jugoslawien: Erklärungsansätze 

Die Kriege im früheren Jugoslawien sind neben den blockpolitischen Ver¬ 
änderungen des Jahres 1989/90 und dem Zerfall der UdSSR das wohl ein¬ 
schneidendste Ereignis der europäischen Nachkriegsgeschichte. In einer 
Zeit, da mit der Überwindung der Spaltung des Kontinents und dem Ende 
der nuklearen Bedrohung der Weg frei zu sein schien für ein Europa, in dem 
Friede nicht allein dem Gleichgewicht der atomaren Abschreckung geschul¬ 
det war, brachte der Ausbruch der Gewalt auf dem Balkan 1991 „den Krieg 
nach Europa zurück“' Er machte damit nicht nur die voreilige Hoffnung 
auf ein „Ende der Geschichte“ (Francis Fukuyama) zur Illusion, sondern 
enttarnte zugleich auch das in vierzig Jahren europäischer Friedfertigkeit 
eingeschliffene „Porträt der Moderne“ als Selbsttäuschung, wonach kriege¬ 
rische Gewalt nur mehr noch ein Phänomen einer „rückständigen“, außer¬ 
europäischen Peripherie, Friedfertigkeit hingegen das Signum der ent¬ 
wickelten „Zentren“ sei. 1 2 Die Wirkung der Jugoslawien-Kriege ging so über 
stabilitätspolitische und diplomatische Verunsicherungen hinaus. Der Kon¬ 
flikt strapazierte nicht nur den vollmundigen Effizienzanspruch der inter¬ 
nationalen Institutionen als Krisenmanager, sondern er unterminierte nicht 
weniger auch das Selbstverständnis von „europäischer Identität“ schlecht¬ 
hin. Die immer wieder laut gewordene Deutung und Einordnung der Er¬ 
eignisse auf dem Balkan als „vormodernes“, ja irrationales Phänomen und 
die Versuche, den Krieg als „archaischen Nativismus“ abzutun 3 * 5 , entspran¬ 
gen denn wohl auch eben gerade dieser Verunsicherung und dienten nicht 
zuletzt dazu, den Krieg gewissermaßen aus „Europa“, seinen geschichtli¬ 
chen Traditionen und seiner Zivilisation „heraus zu externalisieren“, um 

1 In Anlehnung an den Untertitel der deutschen Übersetzung des Buches von Misha Glcnny: 
Jugoslawien. Der Krieg, der nach Europa kam, München 1993 (engl. Original: Yugoslavia. The 
Third Balkan War, London 1992). 

2 Jan Philipp Reemtsma: Das Implantat der Angst. In: Modernität und Barbarei, hrsg. v. M. Mil¬ 
ler u. H.-G. Soeffner. Frankfurt/M. 1996, S. 30; ähnlich auch Wolfgang Sofsky: Traktat über 

die Gewalt, Frankfurt/M. 1996, S. 224; Thomas Lindenberger u. Alf Lüdtke: Einleitung. In: 
Physische Gewalt, hrsg. v. Thomas Lindenberger u. Alf Lüdtke. Frankfurt/M. 1995, S. 19 ff., 

John Keane: Reflections on Vioiencc, London, New York 19%, S. 3 f., hierzu auch Hans Joas: 
Die Modernität des Krieges. In: Leviathan 24, 1996, 1, S. 13-24. 

5 Den „Irrationalitätsvorwurf“ vgl. selbst in John Kcegans beeindruckender und kompetenter 
Synopse der Kriegsgeschichte: John Keegan: Die Kultur des Krieges, Reinbek 1997, S. 97, 101, 
554 f.; den „Nativismus-Vorwurf“ u. a. bei Mark Thompson: A Paper House. The Ending of 
Yugoslavia, London 1992, S. 294,297. 
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eben jenes Selbstbild eines an sich friedfertig gewordenen Kontinents nicht 
zu erschüttern. 4 

Nicht nur aufgrund ihrer langen Dauer und ihrer Gewaltintensität, 
sondern auch wegen dieser europäische Zivilisations- und Moder¬ 
nitätsprojektionen demontierenden Wirkung haben die Kriege im früheren 
Jugoslawien mittlerweile eine kaum mehr zu überschauenden Fülle an wis¬ 
senschaftlicher und publizistischer Literatur nach sich gezogen. 5 Die Litera¬ 
tur hat dabei den Zerfall des Staates plausibel, wenn auch keineswegs ein¬ 
heitlich beschrieben. 6 Weithin Konsens besteht zunächst einmal darin, dass 
Zerfall und Krieg ganz wesentlich aus den inneren Schwächen von Staat und 
System heraus zu erklären seien, dass sie ein „home-baked-cake“ 7 gewesen 
seien und nicht als von außen in Gang gesetzter Desintegrations- und Zer¬ 
fallsprozess zu sehen sind. Sieht man einmal von serbischen Deutungen des 
Konfliktes ab, die den Zerfall Jugoslawiens als einen durch „westliche“, ins¬ 
besondere deutsche Akteure intentional geförderten Prozess begreifen, ins 
Werk gesetzt mit dem Ziel der Errichtung einer Vormachtstellung Deutsch¬ 
lands auf dem Balkan im Rahmen einer „neuen Weltordnung“ 8 , und die ihr 
apologetisches Anliegen kaum verbergen können, so sind nur selten exogene 
Einflüsse als entscheidende und auslösende Faktoren des Staatszcrfalls und 
des Krieges geltend gemacht worden. Zwar gibt es eine Vielzahl an kritischen 
Stimmen, die einer falschen Strategie der internationalen Gemeinschaft, ins¬ 
besondere in der Anerkennungsfrage der aus Jugoslawien herausdrängenden 
Republiken, eine Mitschuld an der kriegerischen Eskalation des Konfliktes 
geben. 9 Auch hier werden aber die Ursachen für Staatszerfall und Krieg nicht 


* Zu den Wurzeln und Vorläufern dieser keineswegs neuartigen Perzeption des Balkan in der 
europäischen Öffentlichkeit Maria Todorova: Imagining the Balkans, New York, Oxford 1997. 

5 Vgl. als bibliographische Überblicke u. a. die nützliche (wenngleich selektive und zudem biswei¬ 
len fehlerhafte) Bibliographie von Dobrila Stankovic u. Zlatan Maltaric (Red.): Svetska bibliogra- 
fija o krizi u bivsoj Jugoslaviji [Weltweite Bibliographie über die Krise im früheren Jugoslawien], 
Beograd 1996; Hamburger Institut für Sozialforschung: Krieg in Kroatien und Bosnien 1989- 
1996. Bibliographische Berichte des Hamburger Instituts für Sozialforschung, Hamburg (1996, 
Diskette); sowie (bei deutschsprachigen Titeln allerdings sehr fehlerhaft) Rusko Matulic: Biblio- 
graphy of Sources on the Regions of the Former Yugoslavia, Boulder, New York 1998. 

6 Zur kritischen Einordnung der wichtigsten Literatur u. a. James Gow: After the Flood: Litc- 
raturc on the Context, Causes and Course of the Yugoslav War - Reflections and Refractions. 
ln: Slavonic and East European Review 75, 1997, 3, S. 446-484; Gale Stokes, John Lampe, De- 
nison Rusinow with Julie Mostov: Instant History: Understanding the Wars of Yugoslav Suc- 
cession. In: Slavic Review 55, 1996, 1, S. 136-160; Peter Mentzel: The Wars of Yugoslav Suc- 
cession: Murder or Suicidc? In: Nationalities Papers 25, 1997, 2, S. 311-316; Ivo Banac: 
Misrcading the Balkans, ln: Foreign Policy 93, 1993/4, S. 173-182. 

7 Laura Silber u. Allan Linie: The Death of Yugoslavia, New York 1995, S. XXIII. 

8 Als Beispiel für viele andere derartige Deutungen : Srpska Akademija Nauka i Umetnosti 
(Hrsg.): Pravo u senci politike. Kako Evropska Zajednica rastura Jugoslaviju [Serbische Aka¬ 
demie der Wissenschaften: Das Recht im Schatten der Politik. Wie die Europäische Gemein¬ 
schaft Jugoslawien zerstörte], Beograd 1992; Siavoljub Susic: Balkanski geopoliticki kosmar 
[Der balkanische geopolitischc Kuchen], Beograd 1995; Zoran Obrenovic: Srbija i novi pore- 
dak [Serbien und die neue Ordnung], Nis 1992 u. v. a. m. 

9 Diese Frage kritisch diskutierend Hans-Jürgen Axt: Hat Genscher Jugoslawien entzweit? 
Mythen und Fakten zur Außenpolitik des vereinten Deutschland. In: Europa-Archiv 
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auf auswärtige Schultern geladen. Die amerikanische Politologin Susan 
Woodward ist demgegenüber eine der wenigen Autorinnen gewesen, welche 
die Rolle internationaler Akteure, insbesondere das Wirken des Internatio¬ 
nalen Währungsfonds (IMF) und der Weltbank, höher gewichtet hat im 
„ranking“ der Zerfalls- und Kriegsursachen. Beide Institutionen, so Wood¬ 
ward, hätten im Zusammenwirken mit einer rigide auf Demokratisierung 
und Wahrung der Menschenrechte drängenden amerikanischen Außenpoli¬ 
tik in der Ära Reagan/Bush gerade in jenem Moment in Jugoslawien desta¬ 
bilisierend gewirkt, als Staat und System dabei waren, unter dem Druck mul¬ 
tipler Krisen an Stabilität und Integrationskraft zu verlieren. Zerfall und 
Krieg seien damit, wenn auch nicht unmittelbar von außen ausgelöst, so 
doch erheblich beschleunigt worden. 10 

Sehr viel uneinheitlicher hingegen wird die Frage beantwortet, wo denn 
die Ursachen des gewaltsamen Staatszerfalls letztendlich zu lokalisieren sind. 
„Suiade or murder “ (Peter Mentzel) ist dabei eine der Perspektivierungen, 
von denen aus nach den Wurzeln des Konfliktes gefragt wird; will heißen: ist 
das Land an seinen inhärenten Strukturschwächen oder gar an möglicher¬ 
weise weit in die Geschichte zurückragenden Antagonismen zugrunde ge¬ 
gangen und im Krieg geendet, oder aber war es das Wirken politischer Ak¬ 
teure, welches ein an sich durchaus tragfähiges Zusammenleben durch eine 
„von oben“ initiierte Politik ethnonationalistischer Mobilisierung unter Pro¬ 
vokation oder zumindest williger Hinnahme kriegerischer Gewalt zerstört 
hat. Je nach wissenschaftsmethodischen und theoretischen Vorannahmen las¬ 
sen sich in der bisherigen Forschung wohl die folgenden Erklärungszugänge 
unterscheiden: 

Eine historisch-„kulturalistische“ Variante sieht die Ursachen der Kriege in 
der ethnischen, kulturellen, konfessionellen Heterogenität des Landes ange¬ 
legt, die zu „historischen Animositäten“, ja angeblich zu „uraltem Hass“ der 
Balkanvölker geführt und gleichsam als longue duree latenter Stabilitätsge¬ 
fährdung bis auf die heutigen Tage weitergewirkt habe. Nur in autoritärer 
Form, nicht jedoch auf Dauer hätte diese Vielfalt in einem ansonsten von 
vornherein zu jeder Integration unfähigen, „künstlichen“ Staatswesen zeit¬ 
weilig gebändigt werden können. Nicht selten wird ein solcher Erklärungs¬ 
ansatz dabei mit dem Verweis auf eine angeblich in der „Kultur“ der Balkan¬ 
völker angelegten Neigung zur gewaltsamen Austragung ethnischer und 
politischer Konflikte gekoppelt. Auf „jahrhundertealte Massaker-Traditio¬ 
nen“ wird verwiesen, die den Menschen auf dem Balkan eine „Mentalität der 
langen Messer“, ja eine geradezu anthropologisch veranlagte Gewaltbereit¬ 
schaft unterstellt. Durchaus nicht nur in einer um schnelle Erklärungen 
bemühten Publizistik hat eine solche nur wenig ergiebige Argumentation 


48, 1993, 12, S. 351-360; James Gow: Triumph of the Lack of Will. International Diplomacy 
and the Yugoslav War, London 1997. 

10 Susan Woodward: Balkan Tragedy. Chaos and Dissolution after the Cold War, Washington 
1995. Zur weitverbreiteten Kritik an dieser als überzogen gewerteten Betonung äußerer Ein¬ 
flüsse siehe die tn Anm. 6 genannten Literaturberichte. 
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Verwendung gefunden", sondern auch wissenschaftliche Erklärungsversuche 
sind ihr in bisweilen leichtfertig simplifizierender Manier erlegen. 12 

Andere, vom System und seinen Leistungsgrenzen ausgehende Ansätze se¬ 
hen mit mehr Sinn für historische Realitäten das Experiment jugoslawischer 
Staatlichkeit nicht an seiner ererbten Heterogenität zerbrochen, wohl aber an 
den Kapazitätsschwächen des politischen Systems, seiner Ideologie und sei¬ 
nen Institutionen, welche sich letztlich als ungeeignet erwiesen hätten, mit 
eben dieser Heterogenität fertig zu werden. Im Angesicht eines 
erhöhten wirtschaftlichen und politischen Krisendrucks, eskalierender natio¬ 
naler Antagonismen und sich verändernder internationaler Rahmenbedin¬ 
gungen seien - so ist argumentiert worden - die integrativen Kapazitäten des 
sozialistischen Einparteien-Systems insbesondere nach dem Ableben Titos 
nicht ausreichend gewesen, um die mit dem Ende des Kommunismus und 
der Blockteilung notwendigen Anpassungsleistungen des Systems ohne eine 
Gefährdung der Staatlichkeit zu meistern. 13 Von einer „polit-ökonomisch“ ar¬ 
gumentierenden Perspektive aus wurden derartige Integrationsschwächen 
dabei vor allem im jugoslawischen Versuch einer Verbindung von dezentra¬ 
lem semi-marktwirtschaftlichem Sozialismus mit radikaler Föderalisierung 
lokalisiert und für den schwindenden Zusammenhalt des Staates verantwort¬ 
lich gemacht. Angesichts ungleich verteilter ökonomischer Ressourcen zwi¬ 
schen den einzelnen Republiken habe dies zwangsläufig zu einer Stärkung 
nationaler Partikularismen führen müssen, die sich in Zeiten ökonomischer 
Krise nicht mehr hätten gesamtstaatlich ausgleichen lassen. 14 Ideologiekri¬ 
tisch argumentierende, zum Teil in den Traditionen einer undogmatischen 


11 Typisch etwa bei dem auch im öffentlichen politischen Entscheidungsprozeß in den USA ein¬ 
flussreichen Buch des amerikanischen Journalisten Robert Kaplan, wonach die Menschen auf 
dem Balkan durch |ahrhundertealte ethnische Rivalitat und soziale Rückständigkeit dazu ge¬ 
trieben worden seien, „dooming them to hate“: Robert Kaplan: Balkan Ghosts. A Journey 
through History, New York 1993, S. XXIII. 

12 In diesem Sinne Immanuel Geiss: Der Balkan als historische Konfliktregion. In: Der Balkan. 
Eine europäische Krisenregion in Geschichte und Gegenwart, hrsg. v. J. Elvert. Stuttgart 1997, 
S. 21-36 (dazu die Schieflagen dieses Ansatzes geraderückend der Beitrag von Edgar Hoesch 
im gleichnamigen Band); zur Kritik solcher „historisch-kulturalistischcn“ Ansätze auch Ma- 
rie-Janine Calic: Zehn Thesen über den Zusammenhang von Kultur und Konflikt im ehemali¬ 
gen Jugoslawien. In: Der Konflikt der Kulturen und der Friede in der Welt, hrsg. v. Jörg Cal- 
ließ. Loccum 1994, S. 59-72 (= Loccumer Protokolle 65/94). 

13 Vgl. etwa James Seroka, Vukasin Pavlovic (Hrsg.): The Tragedy of Yugoslavia. The Failure of 
Democratic Transformation, Boulder 1992; Bogdan Denitch: Ethnie Nationalism. The Tragic 
Death of Yugoslavia, London 1994, Sabrina P. Ramct (Hrsg.): Balkan Babel. The Disintegrati¬ 
on of Yugoslavia from the Death of Tito to Ethnie War, Boulder 1996; Ivan Vejvoda: Yugosla¬ 
via 1945-1991: From Decentralisation without Dcmocracy to Dissolution. In: Yugoslavia and 
After. A Study in Fragmentation, Despair and Rebirth, hrsg. v. Ders. u. David Dyker. London 
1996, S. 9-24; Alcksandar Pavkovic: The Fragmentation of Yugoslavia. Nationalism in a Mul¬ 
tinational State, London 1997 u. a. m. 

14 Vgl. als Beispiel eines solchen, allerdings nicht wirklich überzeugenden Erklärungsansatzes 
Stefan Plaggcnborg: Die Entstehung des Nationalismus im kommunistischen Jugoslawien. In: 
Südostforschung 56, 1997, S. 399-421. Den Staatszerfall als Ergebms eines insgesamt verfehlten 
Versuchs „nachholender Modernisierung' beschreibt Ernst Lohhoff: Der nationale Weg in den 
Bürgerkrieg. Jugoslawien und das Ende der nachholenden Modernisierung, Berlin 1996. 
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marxistischen Soziologie stehende Autoren wiederum haben derartige zum 
staatlichen Kollaps führende Strukturschwächen des Systems in den nicht 
eingelösten Partizipations- und sozialen Gleichheitspostulaten des jugosla¬ 
wischen Sozialismus identifiziert. Zerfallskrise und Krieg sind hier Ergebnis 
eines auch in Jugoslawien bürokratisch entarteten, ökonomisch ineffizienten 
Sozialismus, der zum Geltungsverlust des Systems geführt und damit zu¬ 
gleich auch die Zustimmung zum Staat untergraben habe und so letztendlich 
im kriegerischen Staatszerfall geendet sei. 15 Weniger auf historisch-kulturel¬ 
le oder systemstrukturelle Ursachenkomplexe wiederum ist in elitentheoreti¬ 
schen Ansätzen verwiesen worden, in denen Staatszerfall und Krieg vorran¬ 
gig aus dem destruktiven Wirken der jeweiligen nationalen „key-actors“ 
abgeleitet wird, welche den Zerfall des Staates und den Krieg aus Gründen 
eigener Machtsicherung (im Falle der alten kommunistischen Eliten) oder 
der Herrschaftserlangung (im Falle der oppositionellen, nicht-kommunisti¬ 
schen Eliten) vorangetrieben hätten. 16 Strittig ist in einer solchen clitenorien- 
tierten und herrschaftstheoretischen Perspektive zumeist nur der Anteil, wel¬ 
cher den jeweiligen Teileliten zugeschrieben wird: eine vorrangige oder gar 
ausschließliche Zuschreibung von Verantwortung an die Seite der serbischen 
Politik unter Slobodan Milosevic überwiegt dabei, aber auch die Verant¬ 
wortlichkeit nivellierende Wertungen bis hin zu einer grundsätzlichen 
Schuld aller nationalen Eliten, gleich welcher politischen Couleur, finden 
sich im Tableau der Deutungen. 17 

Trotz der intensiven Beschäftigung mit dem Ereignis hat gleichwohl auch 
das Urteil von James Gow seine Berechtigung, wonach „few events have 
been so extensively discussed on the basis of limited, or partial knowledge or 


15 Vgl. z.B. Zagorka Golubovic: Nekoliko teza o teorijskim pretpostavkama za slom Jugoslavije 
[Einige Thesen über die theoretischen Voraussetzungen des Zusammenbruchs Jugoslawiens]. 
In: Raspad Jugoslavije [Der Zerfall Jugoslawiens], Beograd 1994, S. 29-46; Laslo Szckelj: Ju- 
goslavija. Struktura raspadanja [Jugoslawien: Struktur eines Zerfalls], Beograd 1990. 

16 Vgl. etwa Vladimir Goati: Jugoslavija na prekretnici. Od monizma do gradjanskog rata [Ju¬ 
goslawien am Scheideweg. Vom Monismus zum Bürgerkrieg], Beograd 1991; Ders.: The Dis¬ 
integration of Yugoslavia: The Role of Political Elites. In: Nationalities Papers 25, 1997, 3, S. 
455-469; Lenard Cohen: Broken Bonds. Yugoslavia’s Disintegration and Balkan Politics in 
Transition, Bouldcr 1995; Warren Zimmerman: Origins of a Catastrophe. Yugoslavia and its 
Destroyers, New York 1996. 

17 Für die erste Interpretation exemplarisch Viktor Meier: Wie Jugoslawien verspielt wurde, 
München 1995; Ivo Banac: Postcommunism as Post-Yugoslavism: The Yugoslav Non-Revo- 
lutions of 1989-1990. In: Eastem Europe in Revolution, hrsg. v. Ivo Banac. Ithaca, London 
1992, S. 168-187, Mark Thompson: Paperhouse. The Ending of Yugoslavia, London 1992; 
Christopher Bcnnett: Yugoslavia’s Bloody Collapse. Causes, Course and Consequences, Lon¬ 
don 1995, für letzteres z.B. Misha Glenny: The Fall of Yugoslavia. The Third Balkan War, 
London 1992; Branka Magas: The Destruction of Yugoslavia. Tracing the Break-up 1980-1992, 
London 1992; Mihajlo Crnobrnja: The Yugoslav Drama, Montreal 1994; Bogdan Denitch: 
Ethnie Nationalism. The Tragic Death of Yugoslavia, London 1994; Paul Shoup: The Crisis in 
Bosma. In: Bevond Yugoslavia. Politics, Economics and Culture in a Shattered Community, 
hrsg. v. Sabrina P. Ramet u. Ljubisa Adamovic. Oxford 1995; Alex Dragnich: Yugoslavia’s Dis- 
inegration and the Strugglc for Truth, New York 1996; kritisch zu derartigen Nivellierungs- 
Ansätzen Ivo Banac: The Fearful Asymetric of War: The Causes and Consequences of Yugo¬ 
slavia’s Dcmisc. In: Dacdalus 121, 1992. 
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understanding of what was going on“. 18 Die Mehrzahl der auch hier besten¬ 
falls anzudeutenden Arbeiten haben nämlich ihre interpretatorischen Stärken 
vor allem in der Erklärung des Staatszerfalls, der treibenden Akteure dieses 
Prozesses, ihrer Strategien und Interessen. Die Bedingungsfaktoren kriegeri¬ 
scher Gewalt und den Krieg selbst hingegen nehmen sie zumeist sehr viel we¬ 
niger in den Blick. Über das eigentliche Hinübergleiten von staatlichem Zer¬ 
fall in einen Krieg, über das unmittelbare Entstehen der Gewalt, ihren 
Verlauf und ihre Dynamik, oftmals auch über ihre wirklichen Ausmaße, sind 
wir denn auch immer noch ungleich schlechter informiert als über die politi¬ 
schen Hintergründe des Kriegsausbruchs. Trotz aller journalistischen und 
medialen Begleitung des Krieges, welche den Krieg in einer bislang kaum be¬ 
kannten Weise öffentlich machten und die Medien selbst zum Akteur des 
Konfliktes werden ließen, liegt hinsichtlich dieser „Binnenansicht“ des Krie¬ 
ges vieles noch im Dunklen. Die bisweilen kritisierte Schwäche bisheriger 
Kriegsursachentheorien, „auf die Erklärung der Initialzündung von Kriegen 
fixiert (zu sein), aber kein Modell für ihre Verlaufsdynamik an(zu)bieten“ 19 , 
trifft denn auch die bisherige Beschäftigung mit den Jugoslawien-Kriegen. In 
der Frage nach dem „Entstehen der Kriege“ klafft auch hier eine Lücke, die 
aus der mangelnden Vermittlung der „großen“ politischen Ereignisse, Ak¬ 
teure und „makropolitischen“ Handlungsabläufe mit der Alltagswelt des 
Konfliktes und der „Mikrowelt“ der Gewalterzeugung entspringt - ein 
„missing link“, welches wohl nur dann zu überbrücken ist, wenn man ma¬ 
kropolitische, friedens- und konfliktwissenschaftliche Erklärungsansätze 
durch das ergänzt, was bisweilen als eine neue, „anthropologisch vorgehen¬ 
de Kriegsgeschichte“ eingefordert worden ist. 20 

Eine Ursache für das analytische Ungleichgewicht in der bisherigen For¬ 
schung dürfte möglicherweise in der in vielerlei Hinsicht unübersichtlichen 
Natur und inneren Komplexität des Kriegsgeschehens im früheren Jugosla¬ 
wien liegen. Diese Unübersichtlichkeit zeigt sich gleich auf mehrfache Weise: 
Zum einen in der simplen Vielzahl der kriegerischen Verwicklungen und 
Schauplätze. James Gow hat sicher zu Recht dafür plädiert, alle kriegerischen 
Zusammenstöße, vom Beginn der Feindseligkeiten zwischen Slowenien und 
der Jugoslawischen Volksarmee (JNA) bis hin zum Krieg in Bosnien (und 
zum jüngsten Krieg im Kosovo, d.V.) als einen , in Ursache und Hintergrün¬ 
den zusammenhängenden Krieg zu betrachten. 21 Gleichwohl waren es aber 
eben auch mehrere, über lange Phasen zeitgleich stattfindende und sich über¬ 
lappende Kriege, welche das Geschehen prägten, nicht nur an verschiedenen 
Schauplätzen, sondern zum Teil auch mit sich wandelnden Akteuren, mit 
differierenden Zielvorstellungen und unterschiedlichem Charakter. Minde¬ 
stens fünf solcher Kriege lassen sich dabei identifizieren: (1) der kurze mi- 

18 Gow: After the Flood, S. 446. 

19 Philipp Genschel u. Klaus Schlichte: Wenn Kriege chronisch werden: Der Bürgerkrieg, ln: Le¬ 
viathan 4, 1997, S. 501. 

20 Michael Geyer: Eine Kriegsgeschichte, die vom Tod spricht. In: Physische Gewalt, hrsg. v. 

Lindenberger u. Lüdtke, S. 137, 138. 

21 Gow: Triumph of the Lack of Will, S. 31 ff. 
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litärische Konflikt in Slowenien im Juni/Juli 1991, nachdem die nördlichste 
der jugoslawischen Republiken den Entschluss ihrer staatlichen Separation 
umgesetzt hatte; (2) der sich seit Frühjahr 1991 aus lokalen Unruhen zwi¬ 
schen der serbischen Minderheit und dem kroatischem Staat heraus ent¬ 
wickelnde Krieg zwischen den militärischen und polizeilichen Einheiten der 
neuen Republik Kroatien auf der einen, der Jugoslawischen Volksarmee so¬ 
wie den bewaffneten Kräften der in Kroatien lebenden serbischen Bevölke¬ 
rung auf der anderen Seite; (3) die ab April 1992 zum offenen Krieg werden¬ 
de militärische Konfrontation zwischen der Armee der ebenfalls unabhängig 
gewordenen Republik Bosnien-Hercegovina (BiH) und der Armee der aus 
der staatlichen Gemeinsamkeit mit Muslimen und Kroaten ausgebrochenen 
serbischen Bevölkerung Bosniens; (4) sodann der zwischen Herbst 1992 und 
Anfang 1994 andauernde „Krieg im Krieg“ zwischen der zunehmend (wenn 
auch nie völlig) zu einer muslimischen Armee mutierenden Armee der Re¬ 
publik BiH und den von Kroaten gebildeten bewaffneten Einheiten der so¬ 
genannten HVO (Hrvatska Vojska Odbrana) sowie schließlich - ebenfalls 
auf dem besonders unübersichtlichen Kriegsschauplatz Bosnien - (5) der 
Konflikt zwischen den sich dem Befehl der Sarajever Zentralregierung ver¬ 
weigernden Muslimen in Nord-West-Bosnien unter ihrem Führer Fikret 
Abdic gegen die bosnische Armee zwischen 1993 und 1995. 22 Der seit etwa 
1996 zunehmend militärische Formen annehmende Konflikt zwischen Ar¬ 
mee und Sonderpolizei der Bundesrepublik Jugoslawien und den zum be¬ 
waffneten Kampf übergehenden Albanern der U£K in der Provinz Kosovo 
wäre ein sechster Krieg, der im März 1999 mit den Angriffen der NATO zu¬ 
dem eine internationale Dimension erhielt. Er gehört zwar ebenfalls in den 
Kontext der jugoslawischen Sukzessions- und Sezessionskriege seit 1990, ist 
den aus der unmittelbaren Zerfallsphase Jugoslawiens hervorgehenden Krie¬ 
gen der Jahre 1991-1995 jedoch zeitlich nachgeordnet und trägt auch in sei¬ 
nem Charakter eigene Züge. 

Aber nicht nur die schlichte Zahl der militärischen Konflikte erweckt den 
Eindruck der Unübersichtlichkeit. In gleichem Maße ist es, zweitens , die 
Vielzahl und das diffuse Bild der Kriegsakteure, die den Kriegen auf den er¬ 
sten Blick einen beinahe anomischen Charakter zu verleihen scheinen. Schon 
im Krieg in Kroatien 1991/92 agierte eine Vielzahl an regulären und para¬ 
militärischen Akteuren; mehr aber noch gilt dies für Bosnien, wo nicht nur 
armeemäßig organisierte Streitkräfte gegeneinander kämpften, sondern auch 
lokale oder regionale bewaffneten Einheiten Kriegsparteien waren und wo 
zudem von außen kommenden Freischärlergruppen sowie auf Dorf- oder 
Gemeindeebene gebildete bewaffnete Gruppen der einheimischen Bevölke- 


22 Im Überblick über die Vielzahl der verschiedenen Kriege Erich Rathfelder Der Krieg an sei¬ 
nen Schauplätzen. In: Der Jugoslawien-Krieg, hrsg. v. Dunja Melcic. Opladen 1999, S. 345- 
364; vgl. auch die Synopse bei Kristöf Gosztony: Militarized Disputes in the Post-Socialist 
Era. In: Anthropologie der Gewalt. Chancen und Grenzen der sozialwissenschaftlichen For¬ 
schung, hrsg. v. Jan Koehler u. Sonja Heyer. Berlin 1998, die auch für andere Kriegsschauplät¬ 
ze in Osteuropa, insbesondere im Kaukasus, ähnliche Unübersichtlichkeit und Verschachte¬ 
lung der kriegerischen Aktivitäten zeigt. 
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rung in das Kriegsgeschehen eingriffen. Entsprechend vielfältig waren denn 
auch, drittens, die Formen der militärischen Gewalt, die diesen Krieg präg¬ 
ten: als typischer „low intensity conflict“ 23 war es auf der einen Seite zwar 
weniger die unmittelbare, großflächige Konfrontation der militärischen 
Kontrahenten, welche den Krieg bestimmte, sondern die lokal begrenzte 
Gewalt, oftmals ohne oder nur mit geringer direkter Berührung der Kom¬ 
battanten. Zugleich jedoch war es eine alle Grenzen zwischen Kombattan¬ 
ten und Nicht-Kombattanten einreißende massive Gewalt gegen die Zivil¬ 
bevölkerung, aber auch eine Vielzahl an „symbolischen Gewaltformen“ wie 
etwa der gezielten Zerstörung kultureller und religiöser Symbole des Geg¬ 
ners, die diesem Krieg das Gesicht verliehen. Vielfältig waren schließlich 
wohl auch die Ziele, die den einzelnen Kriegsaktionen zugrundelagen. 
Zweifelsohne war der Krieg in der Perspektive seiner maßgebenden Akteu¬ 
re ein „clash of state projects“ 24 , ging es doch vorrangig um die Schaffung 
neuer staatlicher Einheiten und eine Neuziehung von Grenzen. Daneben 
aber trugen die Kriege in mancher Hinsicht auch ideologische Dimensio¬ 
nen, so vor allem in der auf beinahe allen Seiten (wenn auch in unterschied¬ 
lichem Maße) zugrundeliegenden Zielsetzung der ethnischen Homogenisie¬ 
rung der kontrollierten bzw. eroberten Territorien, die - implizit oder auch 
ganz offen - einem auf einer ethnonationalistischen „Reinheits“-Ideologie 
basierenden Konzept eines Nationalstaat folgte. In dem vor allem auf serbi¬ 
scher Seite mit Konsequenz verfolgten Kriegsziel ethnisch „reiner“ Territo¬ 
rien erhielt der Krieg damit streckenweise eine fast rasseideologische Di¬ 
mension. Neben den politischen und ethnischen spielten in diesem Krieg 
aber auch ökonomische Ziele eine Rolle - eine Dimension des Krieges, die 
möglicherweise als ein die Gewalt dynamisierender Faktor in den bisheri¬ 
gen Untersuchungen unterschätzt worden ist. Derartige ökonomische In¬ 
teressen der Akteure lösten die kriegerische Gewalt sicherlich nicht aus, 
aber sie hielten sie doch bisweilen am Leben und beeinflussten ihre Aus¬ 
drucksformen. Es mag dabei zunächst offen bleiben, ob die Kriege in Ju¬ 
goslawien jener Typologie von „Gewaltmärkten“ zuzuordnen ist 25 , in de¬ 
nen sich die Gewalt ganz aus den ökonomischen Motiven der 
Gewaltakteure nährt. Raubökonomische Aspekte aber sind auch den jugo¬ 
slawischen Kriegen nicht fremd gewesen 26 , und sie waren wohl auch nicht 
nur marginale Begleiterscheinung des Krieges, sondern in Art und Umfang 
ein gewichtiger Bestandteil des Kriegsgeschehens und gleichsam ein „Infu¬ 
sionsfaktor“ der kriegerischen Gewalt. 


23 Zu dieser heute typischen Form kriegerischer Gewalt Martin van Creveld: Die Zukunft des 
Krieges, München 1998, S. 94 ff. 

24 Gow: Triumph of the Lack of Will, S. 5. 

25 Georg Eiwert: Gcwaltmärkte. Beobachtungen zur Zweckrationalitat der Gewalt. In: Kölner 
Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Sonderheft 37, 1997: Soziologie der Gewalt, 
S. 86-101. 

26 Hierzu jetzt als einer der wenigen und ersten Versuche der Analyse Xavier Bougarci: Zur 
Ökonomie des Bosnien-Konflikts: zwischen Raub und Produktion. In: Ökonomie der Bür¬ 
gerkriege, hrsg. v. Fran^oisc Jean u. Jean-Christoph Rufin. Hamburg 1999, S. 191-217. 
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Der Prozess des Umschlags von der Zerfallskrise des Staates in den Zu¬ 
stand der Kriege soll denn auch im folgenden im Vordergrund stehen. Der 
Beitrag fragt daher nicht so sehr nach den politischen Ereignissen, die zum 
Krieg führten, ihn interessieren auch weniger die Zielsetzungen, welche die 
einzelnen Akteure mit ihm verbanden, schon gar nicht geht es um die immer 
wieder diskutierte und auch hinreichend beantwortete Frage der Verant¬ 
wortlichkeit für den Ausbruch der Gewalt. Statt dessen soll es um die Iden¬ 
tifikation jener strukturellen und akteursbezogenen Faktoren gehen, welche 
die Gewalt generiert haben, um die Mechanismen der Gewalterzeugung und 
die Dynamik der Gewalt, ihre Radikalisierung und Selbstradikalisierung und 
ihre Ausdrucksformen. 

II. Dispositionen des Krieges 

Für den Ausbruch des Krieges im früheren Jugoslawien hat es bestimmter 
Voraussetzungen bedurft, die ihn nicht zwingend, wohl aber möglich mach¬ 
ten. Man wird sie unterscheiden können nach „systemgeschichtlichen“ , d.h. 
in längeren Entwicklungsverläufen des sozialistischen Jugoslawien angeleg¬ 
ten Faktoren, in institutioneile , aber auch in kulturelle und soziostrukturelle 
Bedingungen, die als Produkt der Tito-Zeit auch über das Ableben des 
Staats- und Parteichefs hinaus wirksam blieben und die so zum Staatszerfall 
wie auch zu seinen kriegerischen Begleitumständen beitrugen. 

Zu den „systemgeschichtlichen“ Voraussetzungen des Zerfalls Jugoslawiens 
zählt dabei sicherlich die sich schon vor dem Tod Titos im Mai 1980 ab¬ 
zeichnende Krise von Staat und sozialistischer Ordnung. Diese sich im Lau¬ 
fe der 1980er Jahre auf nahezu allen Gebieten beschleunigende Krise ent¬ 
kernte beides institutionell und legitimatorisch und arbeitete so dem Zerfall 
des Staates Anfang der 1990er Jahre vor. In wirtschaftlicher Hinsicht wurde 
die Stabilität des Staates durch einen das ganze Jahrzehnt andauernden und 
nahezu ungebremsten Leistungs- und Wohlstandsverfall gemindert. Ein dra¬ 
stischer Produktivitätsrückgang, eine sich zur Mitte des Jahrzehnts zur Hy¬ 
perinflation steigernde Geldentwertung sowie eine das Land an den Rand 
der Zahlungsunfähigkeit bringende Auslandsverschuldung waren die Sym¬ 
ptome dieser Depression. Der nach Jahren der bemessenen Wohlstandsmeh¬ 
rung dramatische Einbruch des Lebensstandards sowie eine vor allem unter 
Jugendlichen steigende Arbeitslosigkeit brachten im Gefolge der Krise auch 
das soziale Fundament des Systems zunehmend ins Wanken. Die Wirt¬ 
schaftskrise untergrub so die ökonomische Legitimationsbasis des System, 
auf die sich dieses in früheren Jahren mit einiger Berechtigung hatte berufen 
können, auch wenn vieles, was man an Wohlstandsentwicklung vorweisen 
konnte, nicht der ökonomischen Leistungsfähigkeit des Systems, sondern 
der politisch motivierten Unterstützung von außen zu danken gewesen war, 
sei es durch in der Zeit des Kalten Krieges großzügig fließende Kredite des 
Westens, sei es durch flankierende Entlastungen wie der Möglichkeit des 
„Gastarbeiter“-Verdienstes. Weltwirtschaftliche Trends beförderten diesen 
ökonomischen Niedergang zwar, seine eigentlichen Ursachen aber hatte er in 




328 


Wolfgang Höpken 


den Funktionsmängeln und ökonomischen Irrationalitäten des Arbeiter¬ 
selbstverwaltungssystems, gegen die auch die jugoslawische Variante des So¬ 
zialismus nicht gefeit war. 27 Einher mit diesem wirtschaftlichen Verfall und 
maßgeblich durch diesen beschleunigt ging dabei eine zunehmende Desinte¬ 
gration auch des politischen Systems. Der noch unter Tito in der ersten Hälf¬ 
te der 1970er Jahre vollendete Umbau des föderalen Systems hatte die Repu¬ 
bliken in ihrer Souveränität enorm gestärkt und ihnen praktisch alle politisch 
und wirtschaftlich relevanten Entscheidungsbefugnisse übertragen. Die Zen¬ 
tralinstanzen waren hingegen deutlich in ihrer Macht- und Sanktionskompe¬ 
tenz geschwächt worden. 28 Schon in den letzten Jahren der Ära Tito war die 
Politik daher immer mehr von den Republiken aus gemacht worden, hatten 
sich die Teilrepubliken auch wirtschaftlich immer stärker auf sich selbst 
zurückgezogen. Lange bevor die Frage staatlicher Separierung der jugosla¬ 
wischen Republiken auf die Tagesordnung geriet, beklagten jugoslawische 
Ökonomen das Entstehen von sechs autonomen „Republik-Wirtschaften“, 
die nur einen geringen Grad an gesamtstaatlicher Integration aufwiesen. 29 
Nicht nur die staatlichen Institutionen, auch der Bund der Kommunisten Ju¬ 
goslawiens, dem eigentlich die Rolle eines gesamtjugoslawischen Integrati¬ 
onsfaktors zukommen sollte, wurde dabei von einer ganz ähnlichen zentri¬ 
fugalen Dynamik erfasst. Auch er wurde immer mehr zu einer korporativen 
Koalition von mehr oder weniger autonomen Einzelparteien, die nur noch 
durch ihr gemeinsames Herrschaftsinteresse zusammengehalten wurden. 
Schon seit den frühen 1960er Jahren hatten sich derartige zentrifugalen Ten¬ 
denzen in Staat und Partei abgezeichnet, mit den 1970er Jahren waren sie 
auch im politischen Alltag immer deutlicher zum Tragen gekommen. 30 Für 


27 Einen knappen und konzisen Überblick über Ursachen und Verlauf der Wirtschaftskrise der 
1980er Jahre bietet u. a. Woodward: Balkan Tragedy, S. 47-81. Alle diesbezüglichen Krisen¬ 
phänomene finden sich auch umfassend dokumentiert im analytischen Teil eines groß ange¬ 
legten Programms einer Anfang der 1980er Jahre eingesetzten Reformkommission, das in sei¬ 
nen prospektiven Vorstellungen allerdings Makulatur bleiben sollte und welches den Weg in 
die staatliche Desintegration daher nicht aufhalten konnte: Polazne osnove dugorocnog 
programa ekonomske stabilizaeije, Dokumenti I-VII (Grundlagen des langfristigen Stabi¬ 
litätsprogramms. Dokumente I-VII), Sarajevo 1983, zum vorliegenden Kontext insbes. 
S. 92 ff. 

78 Zur Qualität des jugoslawischen Föderalismus der 1970er und 1980er Jahre Monika Bcck- 
mann-Petey: Der jugoslawische Föderalismus, München 1990. Zu den schon damals hinter 
den Kulissen stattfindenden heftigen Auseinandersetzungen vor allem zwischen der serbischen 
und slowenischen Seite um diesen Prozess der (Kon-) Föderalisierung des Landes vgl. die auf¬ 
schlussreiche Rekonstruktion der parteiinternen Beratungen der Verfassung von 1974 bei Dra- 
gan Bise nie: Dugo putovanje u konfederalizam (Der lange Weg in den Konföderalismus). In: 
Nedcljna Borba vom 28.-29. Januar 1989. 

29 Ivo Bicanic: Fractured Economy. In: Yugoslavia: A Fractured Federalism, hrsg. v. Dennison 
Rusinow. Washington, D.C. 1988, S. 120-141; Manjan Korosic: Jugoslovenska kriza (Die ju¬ 
goslawische Krise), Zagreb 1988. 

10 Illustrativ für diese schon früh einsetzenden zentrifugalen Tendenzen und auseinanderdriften¬ 
den Vorstellungen der einzelnen Republiken die erst 1998 veröffentlichten stenographischen 
Berichte der Sitzung des Exekutivkomitees der Partei vom März 1962: Pocetak kraja SFRJ. 
Stcnogrami i drugi prateci dokumenti prosirene sednice Izvrsnog komiteta CK SKJ odrzane 
od 14. do!6. marta 1962 godine (Der Anfang vom Ende der SFRJ. Stenogramm und andere 
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den Zusammenhang von Staat und System hatten sie allerdings solange keine 
stabilitätsgefährdenden Folgen, wie in der Person Titos und der von ihm 
kontrollierten Partei ein autoritatives (und autoritäres!) Entscheidungszen¬ 
trum bereitstand, solange die gesamtwirtschaftliche Entwicklung integrati¬ 
onsfördernd wirkte und die Systemqualität des jugoslawischen Sozialismus 
sich mit seinen „liberalen“ Nischen von jener der übrigen sozialistischen 
Staaten abhob. Dies begann sich freilich zu ändern, als in den 1980er Jahren 
all dies zunehmend verloren ging. Die zentrifugalen Tendenzen verstärkten 
sich nachhaltig und die Zentralorgane in Staat und Partei verloren nach dem 
Tode Titos 1980 immer mehr an Handlungsmacht. Gesamtstaatliche Be¬ 
schlüsse waren häufig das Ergebnis zäher und langwieriger Verhandlungen 
mit den Republik-Führungen, die in der Sache nicht mehr waren als Formel¬ 
kompromisse und die von den einzelnen Republiken nach eigenem Gusto 
umgesetzt oder auch ignoriert wurden. 31 Angesichts der sich ungebremst 
verschärfenden wirtschaftlichen Krise und ihrer sozialen Folgen bedeutete 
dies nicht nur den Verlust an gesamtstaatlicher Steuerungsfähigkeit der Zen¬ 
tralinstanzen, sondern diese büßten mit ihrer Macht zugleich auch ihre Legi¬ 
timität ein, während die Republikführungen sich immer stärker als Vertreter 
ihrer republikanischen Interessen zu legitimieren suchten. „Jugoslawien hing 
(so zunehmend) im luftleeren Raum“, wie die serbische Soziologin Zagorka 
Golubovic die Folgen der Systemkrise für den staatlichen Zusammenhalt 
diagnostizierte. 32 

War das Verhältnis der jeweiligen Republiken und der Teil-Eliten zueinan¬ 
der bis Mitte der 1980er Jahre bei allen auch damals schon bestehenden In¬ 
teressendivergenzen noch durch einen gemeinsamen Grundkonsens hin¬ 
sichtlich der Wahrung des sozialistischen und gesamtstaatlichen Status quo 
sowie durch eine Art „Nichtangriffspakt“ zwischen den einzelnen Repu¬ 
blikführungen bestimmt gewesen, so kam es in der zweiten Hälfte der 1980er 
Jahre zu einer sich stetig zuspitzenden Polarisierung der Republik-Eliten. 33 
In der Alltagspraxis waren die Führungen in den Republiken und im Bund 
immer weniger in der Lage (und zunehmend auch unwillig) überhaupt zu ei¬ 
ner gemeinsamen Politik zu finden. In der Frage nach den künftigen Ent¬ 
wicklungsperspektiven von Staat und politischer Ordnung drifteten die Vor¬ 
stellungen vor allem zwischen Serbien und Slowenien immer weiter 
auseinander. Zwar stellt die Gleichung, wonach sich hier eine pluralistisch- 


Dokumentc der erweiterten Sitzung des Exekutivkommittees des ZK des BdKJ vom 14.-16.- 
März 1962), hrsg. v. Midorag Zecevic, Beograd 1998. 

31 Vgl. die kritische Bestandsaufnahme der Funktionsfähigkeit der staatlichen Institutionen aus 
der Mitte der 1980er Jahre: Kriticka analiza funkeionisanja politickog sistema socijalistickog 
samoupravljanja (Kritische Analyse des Funktionierens des politischen Systems der sozialisti¬ 
schen Selbstverwaltung), Beograd 1985, hier insbes. S. 39 ff.; Silvano Bolcic: Razvoj i kriza ju- 
goslovenskog drustva u socioloskoj perspektivi (Entwicklung und Krise der jugoslawischen 
Gesellschaft in soziologischer Perspektive), Beograd 1983, bcs. S. 187 ff. 

12 Golubovic: Nekoliko teza, S. 30. 

33 Vladimir Goati: Stabilizacija demokratije ili povratak monizmu. Treca Jugoslavija sredinom 
devetesetih (Stabilisierung der Demokratie oder Rückkehr zum Monismus. Das .dritte Jugos¬ 
lawien“ in der Mitte der 90er Jahre), Podgorica 1996, S. 23 ff. 
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marktwirtschaftliche slowenische (mit gewisser zeitlicher Verzögerung auch 
kroatische) Konzeption einer etatistisch, sozialistischen und zentralistischen 
Konzeption Serbiens gegenüberstanden, eine Vereinfachung der politischen 
Landschaft in der zweiten Hälfte der 80er Jahre dar 34 . In der Tendenz be¬ 
schreibt sie die divergierenden programmatischen und konzeptionellen Un¬ 
terschiede aber wohl richtig. Während man sich in Belgrad zwar bisweilen 
einer marktwirtschaftlich klingenden Reformrhetorik bediente, hielt man 
hier letztendlich doch an den Grundfesten der politischen Ordnung des Ein- 
parteiensystems fest und verband dies überdies mit der Forderung nach ei¬ 
ner die Handlungsspielräume der einzelnen Republiken und Provinzen ein¬ 
engenden Stärkung des Zentralstaats, von der vor allem Serbiens Einfluss 
profitiert hätte. In Slowenien öffnete sich die dortige Parteiführung demge¬ 
genüber nicht nur ungleich bereitwilliger für marktwirtschaftliche Vorstel¬ 
lungen, sondern zunehmend auch für das System letztendlich transzendie¬ 
rende politische Reformen. Die Aufrechterhaltung des (kon-)föderalen 
Status quo war dabei für Ljubljana eine Minimalvoraussetzung künftiger 
staatlicher Gemeinsamkeit. In dem Maße, in dem sich ein Konsens mit der 
serbischen Führung als immer weniger wahrscheinlich erwies, erweiterte die 
dortige Führung die Forderung nach slowenischer Eigenständigkeit aber in 
einer Weise, die - auch ohne den Rahmen eines Minimums an gesamtjugo¬ 
slawischer Staatlichkeit völlig aufzugeben - zunehmend dichter an die Option 
einzelstaatlicher Souveränität heranrückte. Während sich Kroatien, lange 
Zeit eine eher dogmatisch beherrschte Republik, zum Ende der 1980er Jahre 
hin slowenischen Positionen anzunähern begann, oszillierten die 
Parteiführungen der (ökonomisch wenig entwickelten) übrigen Republiken 
und Provinzen zwischen einer Ablehnung systemüberschreitender politi¬ 
scher und ökonomischer Reformen einerseits und dem Widerstand gegen 
serbische Rezentralisierungspläne andererseits. Die Übernahme der politi¬ 
schen Kontrolle in Serbien durch Slobodan Milosevic 1987 bedeutete dabei 
zweifelsohne eine für die weitere Entwicklung des Staates entscheidende 
Verschärfung dieser Elitenpolarisierung. 35 Nicht nur wurden die konträren 
Positionen der einzelnen Republiken nunmehr vollends antagonistisch; die 
von ihm vorangetriebene Beschneidung und letztendliche Aufhebung der 
Autonomie der beiden rechtlich zur Republik Serbien gehörenden, in ihrem 
Status jedoch fast den Republiken gleichgestellten Provinzen Kosovo und 
Vojvodina 1989, die durch ihn initiierte und gelenkte Einsetzung einer pro- 

34 Zu den divergierenden Konzeptionen in den einzelnen Teilrepubliken Vladimir Goati: Poli- 
ticka anatomija jugoslovenskog drustva (Die politische Anatomie der jugoslawischen Gesell¬ 
schaft), Beograd 1989; Ivan Siber: Komunisti Jugoslavije o drustvenoj reformi (Die Kommu¬ 
nisten Jugoslawiens über die Gesellschaftliche Reform), Zagreb 1989. 

55 Aus der Fülle an Literatur über den Aufstieg und die Politik Milosevics vgl. die minutiöse Re¬ 
konstruktion seines politischen Weges bei Robert Thomas: Serbia under Milosevic. Politics in 
the 1990s, London 1999, weniger ergiebig hingegen Dusko Doder u. Louise Branson: Milose¬ 
vic. Potrait of a Tyrant, New York 1999, aus serbischer Perspektive vor allem die aus „Insider- 
Kennmissen“ genährte Biographie von Slobodan Djukic: Izmedju slave i anateme. Politicka 
biografija Slobodana Milosevica (Zwischen Ruhm und Anatema: Eine politische Biographie 
Slobodan Milosevics), Beograd 1994. 
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serbischen Führung in der Republik Montenegro sowie die Versuche einer 
populistischen Mobilisierung der serbischen Bevölkerung außerhalb der Re¬ 
publik Serbien zum Ende der 1980er Jahre hin bedeuteten zudem die end¬ 
gültige Zerstörung des bis dahin noch mühsam gewahrten Elitenkonsenses. 
Seit 1987/8 eskalierten insbesondere die serbisch-slowenischen Beziehungen 
zunehmend zu einem „Kalten Krieg“, in dem von einer auf beiden Seiten 
überbordenden Polemik bis hin zu Instrumenten wie das eines serbischen 
„Wirtschaftsboykotts“ gegen Slowenien kaum ein Mittel ausgelassen wurde, 
um einer Konsensfindung jeglichen Boden zu entziehen. Von den zentral¬ 
staatlichen Organen ausgehende Reintegrationsversuche wie jenes zum Ende 
der 1980er Jahre ins Werk gesetzte Reformprojekt des letzten jugoslawischen 
Ministerpräsidenten Ante Markovic vermochten gegen diese Entkernung 
von Staat und System kein wirksames Gegengewicht mehr zu setzten. Ob¬ 
wohl vom Ausland massiv unterstützt und aufgrund seiner wirtschaftspoliti¬ 
schen Stabilisierungserfolge in weiten Teilen der Bevölkerung nicht ohne Zu¬ 
stimmung, scheiterte Markovics Versuch einer sowohl reformorientierten 
wie am staatlichen Status quo festhaltenden Reintegration Jugoslawiens am 
Widerstand der beiden wichtigsten Akteure Slowenien und Serbien. Der ei¬ 
nen Seite (den Reformern) galt er als zu „jugoslawisch“, den anderen (vor al¬ 
lem Serbien) als zu wenig sozialistisch, als dass sie ihn hätten unterstützen 
können. 36 Die Chancen auf einen gesamtjugoslawischen, d.h. auf dem Kon¬ 
sens aller Republiken beruhenden Ausweg aus der Krise verloren sich daher 
immer mehr, schon bevor das Machtmonopol der Kommunistischen Partei 
zum Ende der 1980er Jahre hin auch in den jugoslawischen Republiken auf¬ 
gebrochen wurde. Alte (kommunistische) und neue, post-kommunistische 
Eliten begannen in dieser Situation nach neuen Legitimationsgrundlagen zu 
suchen, die jenseits der bestehenden staatlichen und politischen Ordnung la¬ 
gen. 37 

In dieser Situation wirtschaftlicher wie politischer Krise wirkte sich die in 
der zweiten Hälfte der 1980er Jahre zeitgleich zum Durchbruch gelangende 
Entwicklung im übrigen Osteuropa und in den Beziehungen der beiden 
großen Blöcke zueinander in mehrfacher Hinsicht für die Erosion und den 
Zerfall Jugoslawiens beschleunigend aus: Zum einen verminderte das Ende 
der Blockkonfrontation ab Mitte der 1980er Jahre den internationalen und 
sicherheitspolitischen „Relevanz-Wert“, den Jugoslawien als Faktor zwi¬ 
schen den Blöcken in der Zeit des Kalten Krieges für den Westen besessen 
hatte. Dies änderte nichts an der bis zum Zerfall des Staates aufrechterhalte- 


36 Vgl. zu dieser gleichsam zwischen den Stühlen lavierenden Politik Markovics die illustrative 
Rückschau seines Regierungssprechers Predrag Tasic: Kako sam branio Antu Markovica (Wie 
ich Ante Markovic verteidigte), Skopje 1993, sowie die Dokumentation: sta nam se dogodilo: 
Rat protiv Markovicih reformi (Was uns geschah: Der Krieg gegen die Markovic-Rcformen). 
In: NIN Nr. 2547 vom 21.10.1999, S. 56 ff.; zum Widerstand aus serbischer Sicht auch die Ta¬ 
gebücher des damaligen Milosevic-Vertrauten Borsilav Jovic: Poslcdni dani SFRJ. Izvodi iz 
dnevnika (Die letzten Tage der SFRJ. Auszüge aus dem Tagebuch), Beograd 1995, S. 61 ff. 

37 Lino Veljak: The Collapse and Reconstruction of Legitimacy. In: Nationalities Papers 25, 
1997, 3, S. 443 ff. 
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nen Unterstützung des Westens für ein einheitliches Jugoslawien, band diese 
Unterstützung vor allem auf amerikanischer Seite aber auch im Falle Jugo¬ 
slawien zunehmend an demokratische Reformerwartungen. 38 Die Bereitschaft 
zur ökonomischen Unterstützung seitens des Westens, die mehr als drei 
Jahrzehnte lang geholfen hatte, wirtschaftliche Ineffizienzen zu überspielen, 
innerjugoslawische Verteilungskonflikte zwischen den Republiken zu mil¬ 
dern und eine gesellschaftlich integrierende Wohlstandmehrung abzustützen, 
ging daher gerade in der Zeit kumulierender Krisenanzeichen zurück. Der 
internationale Machtverlust der UdSSR minderte zudem auch den äußeren 
Druck auf das Land, der in der Vergangenheit stets auch nach innen homo¬ 
genisierend gewirkt und die Existenz eines „jugoslawischen Staatsbewusst¬ 
sein“ befördert hatte. Ungleich gravierender noch als die Veränderung der 
internationalen sicherheitspolitischen Situation begannen aber die sich in den 
osteuropäischen Staaten abzeichnenden systempolitischen Veränderungen in 
der zweiten Hälfte der 1980er Jahre die Rahmenbedingungen staatlicher Ge¬ 
meinsamkeit der jugoslawischen Republiken grundlegend zu verändern. Die 
zunehmend realistischer werdende Überwindung des sozialistischen Systems 
in den ostmitteleuropäischen Staaten ließ auch die ideologische und system¬ 
politische Ausnahmerolle Jugoslawiens als „liberalerer“ Alternative zum So¬ 
zialismus osteuropäischer Prägung hinfällig werden. Auch von seiner Sy¬ 
stemqualität her verlor der jugoslawische Staat damit jene Attraktivität für 
seine Bürger, die er in den Jahrzehnten zuvor hatte aufbauen können. „WIR 
konnten nach Triest fahren und Kaffee kaufen und SIE nicht“, so hat die 
kroatische Schriftstellerin Dubravka Ugresic jene „kleinen Freiheiten“ um¬ 
schrieben 39 , die über die Jahrzehnte der Blockspaltung hinweg wohl mehr 
zum Entstehen einer Staats- und Systemloyalität der jugoslawischen Bürger 
beigetragen hatten als alle Ideologie. Mit der Liberalisierung in anderen (noch) 
sozialistischen Staaten wie Ungarn und Polen, die auch zügig über die Gren¬ 
zen des Einparteienstaates hinauszudrängen begannen, verlor sich der Wert 
solcher Privilegien. Zugleich ließ die Entwicklung im übrigen Osteuropa 
zum Ende der 1980er Jahre hin auch in Jugoslawien Oppositionsbewegun¬ 
gen entstehen, die nicht nur die bestehende sozialistische Ordnung transzen¬ 
dierten, sondern die zumindest in Teilen mit ihrer Forderung nach Überwin¬ 
dung des sozialistischen Status quo zugleich auch die Option einer Abkehr 
vom jugoslawischen Status quo verbanden. 

Im Zusammenwirken der hier angedeuteten innenpolitischen wie exoge¬ 
nen Einflussfaktoren verlor sich zum Ende der 1980er Jahre hin die Legiti¬ 
mität des Systems zunehmend. Praktisch alle zuvor tragenden Elemente, 
welche dem Tito-Jugoslawien über vierzig Jahre hinweg ein Mindestmaß an 
Zustimmung hatten sichern sollen (und wohl auch eine Zeitlang gesichert 

JS Zu den sich verändernden Prämissen der amerikanischen Jugoslawien-Politik in den späten 
80er Jahren vgl. die Erinnerungen des letzten amerikanischen Boschafters William Zimmer- 
man: The Last Ambassador. In; Foreign Affairs 74, 1995, 2, S. 2-20; vgl. im Überblick zur ame¬ 
rikanischen Jugoslawien-Politik auch Predrag Simic: SAD, NATO i jugoslovenska kriza (Die 
USA, NATO und die jugoslawische Krise). In: Alexandria I, 1998, 4-5, S. 22-29. 

59 Dubrav ka Ugresic; Die Kultur der Lüge, Frankfurt/M. 1995, S. 53. 
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hatten), wurden in den 1980er Jahren entwertet: die wirtschaftliche Lei¬ 
stungsfähigkeit war nicht mehr in der Lage, die Wohlstands- und Gleich¬ 
heitserwartungen der Bürger zu erfüllen, das sozialistische Selbstver¬ 
waltungssystem erwies sich angesichts seiner offenkundigen Partizipati¬ 
onsdefizite als nicht konkurrenzfähig gegenüber den nunmehr realistischer 
werdenden Optionen pluralistischer Demokratie. Symbolische Legitimitäts¬ 
strategien wie die Berufung auf die Traditionen des Partisanenkampfes, auf 
den Widerstand gegen Stalin und die gegen äußeren Druck gewahrte Unab¬ 
hängigkeit oder die Versuche der Konservierung der charismatischen Binde¬ 
kraft der Person Titos, die über vierzig Jahre hinweg im Zentrum der staatli¬ 
chen Sozialisationsbemühungen gestanden hatten, waren ohnehin schon seit 
langem jener „schleichenden Veralltäglichung“ 40 erlegen, die ihnen in allen 
sozialistischen Staaten ihren legitimatorischen Nutzen lange vor dem Ende 
des Systems weitgehend genommen hatte. Meinungsumfragen demonstrier¬ 
ten denn auch eine zum Ende der 80er Jahre zunehmende Desillusionierung 
und Distanz zum System, vor allem in jenen nördlichen Republiken, die zum 
Vorreiter der Systemüberwindung werden sollten, und insbesondere unter 
der jüngeren Generation. 41 

Untergrub dies alles zunächst auch „nur“ die Legitimität des Systems, so 
war damit doch zugleich auch der Geltungsanspruch des Staates in Frage ge¬ 
stellt, und mit der Glaubwürdigkeit des Systems waren auch die Bindungen 
an eine gesamtjugoslawische Staatlichkeit der erhöhten Erosionsgefahr aus¬ 
gesetzt. Allerdings lassen sich Zeitpunkt und Ausmaß der Infragestellung ge¬ 
samtjugoslawischer Einheit in der Bevölkerung nur schwer exakt ausmachen, 
und die Entwicklungstrends sind gerade hier noch bis in die späten 1980er 
Jahre hinein sehr widersprüchlich und alles andere als einfach zu deuten. 
Noch bis in die Agoniephase des Staates hinein, so scheint es, hatte das ju¬ 
goslawische System durchaus eine Doppelidentität von ethnischem Partiku¬ 
larbewusstsein und jugoslawischer Staatsidentität möglich gemacht. Seit den 
1970er Jahren hatte der Ausbau des föderalen Systems und der Souverä¬ 
nitätsgewinn der Republiken die ethnische Partikularidentität dabei sogar 
zunehmend den Vorrang gegeben. 42 „Jugoslawische Identität“ wurde demge¬ 
genüber in dem Maße, in dem sich die Republiken von zentralstaatlicher He¬ 
gemonie emanzipierten, in ihrem Inhalt zunehmend diffus; über das, was sie 
ausmachte, wurde nur noch selten und dann nur vage und widersprüchlich 
gesprochen. Ein Konsens über die Kernelemente einer „jugoslawischen 


40 So mit Blick auf die DDR und deren ebenfalls vergeblichen Versuch, den Antifaschismusmy¬ 
thos gewinnbringend zu konservieren Herfried Miinkler: Politische Mythen und Institutio- 
ncnwandcl: Die Anstrengungen der DDR, sich ihr eigenes kollektives Gedächtnis zu schaffen, 
ln: Institutionenwandel, hrsg. v. Gerhard Göhler, S. 134 (= Leviathan, Sonderheft 16/1996). 

1 Vgl. etwa die Umfrageergebnisse unter Jugendlichen bei Srecko Mihajlovic: Od dobrih poda- 
mka ka pluralizmu (Von guten Untertanen zum Pluralismus). In: Omladina krajem osamdese- 
nh (Die Jugend am Ende der 1980er Jahre), hrsg. v. N. Bogdanovic. Beograd 1990, S. 21 ff. 

4: Dusko Sekulic, Randy Hodson u. Garth Massey: Who were the Yugoslavs? Failed Sources of 
a Common Identity in the Former Yugoslavia. In: American Sociological Review 59, 1994, Fe- 
bruary, S. 83-97. 
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Identität“ konnte jenseits des Verweises auf die gemeinsame sozialistische 
Ideologie kaum mehr hergestellt werden. 43 Die Tatsache, dass bei den Volks¬ 
zählungen nur eine verschwindende Minderheit davon Gebrauch gemacht 
hatte, sich explizit als „Jugoslawe“ zu bezeichnen - vor allem Angehörige 
gemischtethnischer Familien, kleinerer Minderheiten und als Zeichen beson¬ 
derer politischer Loyalität -, war Ausdruck dieses Trends. 44 Als von vorn¬ 
herein fehlende Identitätsgrundlage eines jugoslawischen Staates sollte dies 
allerdings nicht gedeutet werden. 45 Solange das System einigermaßen funk¬ 
tionierte und vor allem halbwegs attraktive wirtschaftliche Perspektiven an- 
bot, die es in anderen sozialistischen Staaten nicht gab, ließ sich die ethnische 
Partikular-Identität in einer jugoslawischen Staatsidentität für die Masse der 
Bevölkerung offenbar relativ problemlos aufheben. Zwar gab es im Verhält¬ 
nis aller Nationalitäten zueinander stets auch unübersehbare Anzeichen eth¬ 
nischer Distanz, beispielsweise hinsichtlich der Bevorzugung und Diskrimi¬ 
nierung einzelner ethnischer Gruppen in der Wahl von Heiratspartnern oder 
Bekanntenkreisen, hinter denen sich unausgeräumte stereotype Wahrneh¬ 
mungen des Anderen verbargen. Tendenzen der ethnischen Schließung wa¬ 
ren insbesondere unter den Albanern, aber ebenso auch gegenüber den Al¬ 
banern unübersehbar, nicht zu reden von ethnischen „Randgruppen“ wie 
den Roma. Angesichts der hochgradigen konfessionellen und kulturellen 
Heterogenität des Landes war dies aber kaum überraschend. Und sicherlich 
belasteten offene ethnische Konflikte wie Anfang der 1970er Jahre in Kroa¬ 
tien und wie seit 1981 im Kosovo, wo die Albaner die formelle Aufwertung 
ihrer Provinz zu einer eigenen Republik forderten, die ethnische Stabilität 
des Staates immer wieder. Gleichwohl lassen alle Meinungsumfragen selbst 
noch der 1980er Jahre keine endemische ethnische Feindseligkeit untereinan¬ 
der oder gar ein erkennbares Potential an den Staat gefährdender ethnischer 
Gewaltbereitschaft erkennen, welches als Vorbote der kommenden Ereignis¬ 
se hätte gewertet werden können. 46 


4J Vgl. die wenigen, in der jugoslawischen Öffentlichkeit zudem heftig umstrittenen Versuche 
der inhaltlichen Begründung einer solchen Identität bei Predrag Matvejevic: Jugoslovenstvo 
danas (Jugoslawismus heute), Zagreb 1982; Ibrahim Bakic: Jugoslovenstvo od ideje do ostva- 
renja (Jugoslawismus von der Idee zur Verwirklichung), Beograd 1985; Nikola Dugundzija: 
Jugoslovensto (Jugoslawismus), Beograd 1985. 

44 Der Anteil der sich als Jugoslawen" bezeichnenden Bevölkerung lag 1961 bei 1,7%, 1971 bei 
l,3%und 1981 - wohl als Solidarisierungseffekt des Tito-Todes - bei 5,4%. 

45 So z.B. Paul Lcndvai, der aus dem genannten Umstand folgert, dass Jugoslawien .ein Land ohne 
Jugoslawen* gewesen sei: Paul Lendvai: Jugoslawien ohne Jugoslawen. Die Wurzeln der Staatskri¬ 
se. In: Der Krieg auf dem Balkan, hrsg. v. Angelika Volle u. Wolfgang Wagner. Bonn 1994, S. 29-36. 

44 Alle wesentlichen diesbezüglichen Untersuchungen fasst zusammen: Jakov Lazarovski: Na- 
cionalnata privrzanot i odnosot sprema drugi narodi (Nationale Zugehörigkeit und die Ein¬ 
stellungen zu anderen Völkern), Skopje 1994, hier insbes. S. 127 ff, ferner: Djordje Djuric: 
Ispitivanjc etnicke distance kod dece (Die Erforschung der ethnischen Distanz bei Kindern). 
In: Zbomik Matice Srpske 56, 1971, S. 126-132; Sergej Flere: Odnos mladih prema etnosu (Die 
Einstellung der Jugendlichen zur Ethnizität). In: Polozaj, svest i ponasan|e mlade generaeije 
Jugoslovena: pleminarna analiza rezultata istrazivanja (Lage, Bewusstsein und Verhalten der 
jugendlichen Generation der Jugoslawen: Vorläufige Analyse der Ergebnisse einer Untersu¬ 
chung), Zagreb, Beograd 1986, S. 131-149; Slobodan Miladinovic: Etnoccntrizam vladajucih 



335 


Das Dickicht der Kriege: Jugo slawien 1991-1995 

Manches spricht somit dafür, dass die Distanzierung von der Idee staatli¬ 
cher Gemeinsamkeit und der Umschlag in kriegerische Gewalt nicht das 
gleichsam logische Endergebnis immer schon vorhandener und sich langsam 
und kontinuierlich potenzierender ethnischer Antagonismen waren, sondern 
dass die ethnische Integrationsfähigkeit des Staates erst in der Zuspitzung 
und Kumulation der Krisenfaktoren zum Ende der 1980er Jahre endgültig 
erodierte. Symptome wachsender ethnischer Distanz waren zum Ende der 
80er Jahre jedenfalls deutlicher erkennbar als in früheren Zeiten/ 7 Einher 
ging dies mit immer häufiger auftretenden offenen ethnischen Feindseligkei¬ 
ten, die sich - auch schon in gewaltsamer Form - vor allem in den sozial 
marginalisierten und subkulturellen urbanen Milieus anzudeuten begannen, 
so etwa in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre in einer zunehmenden Hoo¬ 
ligan-Gewalt bei Fußballspielen, die sich - etwa bei den Spielen Belgrader 
Klubs gegen kroatische Mannschaften - zunehmend auch offen nationalisti¬ 
scher Parolen und Symbole bediente. 48 Hierin zeigten sich zugleich auch so¬ 
zialstrukturelle Prädispositionen der gewaltsamen Eskalation der 90er Jahre, 
auf die noch zurückzukommen sein wird. Selbst 1988/9 noch scheinen aber 
wohl nur in Slowenien und Kosovo in der Mehrheit der Bevölkerung die 
Bindungen an die Idee der Sinnhaftigkeit gesamtjugoslawischer Staatlichkeit 
wirklich schon verflogen gewesen zu sein, während diese in den anderen Re¬ 
publiken immer noch wenigstens eine relative Mehrheit hinter sich wusste. 49 
Es ist gemutmaßt worden, dass dieses Potential an „Jugoslawismus“ erst 
durch das manipulative Wirken der nationalistischen und „separatistischen“ 
Republik-Eliten verschüttet worden ist. 50 Ohne dies in Abrede stellen zu 
wollen, wird man aber wohl auch nicht übersehen können, dass das jugosla¬ 
wische Gemeinschaftsbewusstsein seine „Krisenfestigkeit“ bereits verloren 
hatte. Selbst dort, wo es vielleicht noch nicht vollends verloren gegangen 
war, fehlte ihm mit der Krise von Staat und System aber bereits die orientie- 
rungs- und handlungsprägende Kraft. Die lange Krise der 1980er Jahre hatte 
so ein Potential an ethnischer Feindseligkeit geschaffen, das in und durch die 
unmittelbare staatliche Zerfallskrise und der sie begleitenden Mobilisie- 

eliu pred raspad Jugoslavije (Ethnozentrismus der herrschenden Elite vor dem Zerfall Jugos¬ 
lawiens). ln: Srpska politicka misao, 1997, 3-4, S. 111 ff.; Randy Hodson u. Dusko Sekulic, 
Garth Massey: National Tolcrance in the Former Yugoslavia. In: American Journal of Socio- 
logy, 1994, May. 

47 Liljana Bacevic: Nacionalna svest omladine (Das nationale Bewusstsein der Jugendlichen), ln: 
Deca krize (Kinder der Krise), hrsg. v. Srecko Mihajlovic. Beograd 1990; Dragomir Pantic: 
Drustveno distanciranje (Gesellschaftliche Distanz), ln: Jugoslovem o drustvenoj krizi (Die Ju¬ 
goslawen über die jugoslawische Krise), hrsg. v. St. Obradovic. Beograd 1994. 

41 Ivan Colovic: Fudbal, huligani i rat (Fussball, Hooligans und Krieg). In: Srpska strana rata 
(Die serbische Seite des Krieges), hrsg. v. N. Popov. Beograd 1996, S. 419-444; Drazen Lalic: 
Bad Blue Boys i Torcida. In: Erasmus, 1995,10, S. 51-55; Ders.: Nasilnistvo nogometnih navi- 
jaca. Geneza fenomena u Jugoslaviji (Gewalt der Fußballfans. Genese des Phänomens in Ju¬ 
goslawien). In: Kultura, 1990, no. 88-90, S. 124 ff. 

49 Vgl. die Interpretation der entsprechenden Meinungsumfragen bei Laszlo Szekelj: Ju- 
goslovenstvo - ne-institutionalna vrednost (Jugoslawismus - der nicht-institutionalisiertc 
Wert), Manuskript, Kassel 1999. 

» Ebd. 
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rungsprozesse am Ende der 1980er Jahre der Eskalation zur kriegerischen 
Gewalt den Weg öffnete. 

Die hier angedeuteten systemaren Krisenphänomene des jugoslawischen 
Staats- und Gesellschaftsprojektes können freilich nur den Staatszerfall, nicht 
aber dessen gewaltsamen Charakter hinreichend plausibel machen. Dafür gilt 
es ergänzend auf andere, ebenfalls in der Ära Tito gelegte Vorbedingungen 
zu verweisen, die sich allerdings ungleich schwerer in ihrer unmittelbaren 
Wirkungsmacht benennen lassen als die Ursachen der staatlichen Desinte¬ 
gration. Eine Reihe institutioneller Vorbedingungen waren es dabei zum ei¬ 
nen, welche dazu beitrugen, aus dem Zerfall des Staates einen Krieg werden 
zu lassen. Hierzu zählt sicherlich die eigentümliche, unter und von Tito ge¬ 
schaffene Rolle der Jugoslawischen Volksarmee (JNA). Aus dem Partisanen¬ 
kampf entstanden, hatte die Armee von Anfang an eine herausgehobene Stel¬ 
lung in der jugoslawischen Gesellschaft eingenommen. Sie war nicht nur 
Organ der Landesverteidigung, sondern ihr war stets auch eine Funktion 
nach innen hin zugedacht gewesen. Diese innerstaatliche Funktion war da¬ 
bei doppelter Natur: als praktisch einziger Institution, die nicht wie die 
Staats- und Parteiorgane den Zwängen einer strengen Föderalisierung unter¬ 
lag, sollte sie zum einen als über-ethnischer und gesamtjugoslawischer Inte¬ 
grationsfaktor wirken. Die Armee sollte ein „melting-pot“ der verschiedenen 
ethnischen Gruppen sein, zugleich aber war sie auch als wichtiges Sozialisa¬ 
tionsinstitut gedacht, über welches ein sozialistisches wie gesamtjugoslawi¬ 
sches Staatsbewusstsein vermittelt werden sollte. Mit beidem sollte sie 
gewissermaßen als Korrektiv gegen das dominierende ethnische Partikular¬ 
bewusstsein wirken. Inwieweit sie diese integrative Rolle hat erfüllen kön¬ 
nen, ist umstritten und wird in der Literatur sehr unterschiedlich beantwor¬ 
tet. Generell ist die integrative Rolle der Armee in multiethnischen 
Gesellschaften eher skeptisch beurteilt worden. 51 „Militaries“, so ist vielmehr 
argumentiert worden, „tend to reflect the cleavages (...) that are present in a 
the larger society“. 52 Und auch für die ethnisch hochgradig komplexe jugo¬ 
slawische Gesellschaft scheint sich dies zu bestätigen. Von der Armee nämlich 
ging letztlich nur wenig an integrativer Kraft aus. Dies lag wohl noch am we¬ 
nigsten an ihrer eigenen ethnischen Struktur. Wenngleich die JNA aus sehr 
unterschiedlichen, keineswegs nur auf gezielter Präferierung oder Diskrimi¬ 
nierung beruhenden Ursachen heraus nie wirklich zu einem alle Volksgrup¬ 
pen annähernd gleichmäßig umfassenden Organ wurde, so waren seit den 
späten 1960er Jahren die Ansätze einer Einebnung anfänglich vorhandener 
Unausgewogenheiten und vor allem serbischer Dominanz doch unüberseh- 


51 Vierzu grundsätzlich Cynthia McEnloe: Police, Military and Ethnicity: Foundations of State- 
Power, New Brunswick 1980. 

52 Henry Dietz, Jerrold Elkinb u. Maurice Roumani: The Military as a Vehiclc for Social Inte¬ 
gration. ln: Ethnicity, Integration and the Military, hrsg. v. dies. Boulder 1991, S. 15. 

53 Die statistischen Analysen der Struktur der JNA differieren freilich nicht unerheblich, je nach 
Reichweite und Kriterien der Untersuchungen. Vgl. etwa mit voneinander abweichenden Da¬ 
ten und Wertungen Mile S. Bjelajac: Jugoslovensko iskustvo sa multietnickom armijom 1918- 
1991, Beograd 1999, insbes. S. 56 ff., sowie aus slowenischer Perspektive Ales Bcblen The 
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bar. 53 In der Zerfallsphase Jugoslawiens wurde so auch die JNA von ähnli¬ 
chen nationalen Polarisierungen erfasst wie die gesamte Gesellschaft, inso¬ 
fern als sich viele, vor allem nicht-serbische Angehörige der Mannschaften 
und des Offiziercorps mit „ihren“ Republiken solidarisierten. 54 Als der 
Krieg ausbrach, sollte sich die mittlerweile starke Stellung nicht-serbischer 
Armeeangehöriger gerade in strategisch und technologisch wichtigen Berei¬ 
chen sogar als gravierende Beeinträchtigung für die Effizienz der Armee er¬ 
weisen. Wohl aber war es ihre so dominierende Verpflichtung auf das sozia¬ 
listische und jugoslawische Staats- und Gesellschaftsprojekt, welches sie 
immer mehr zum Repräsentanten einer fragwürdig gewordenen Ordnung 
werden ließ. Die Sinnhaftigkeit des sozialistischen Systems mochte sie daher 
zum Ende der 1990er Jahre ebenso wenig überzeugend vermitteln wie die 
Notwendigkeit des gemeinsamen Staates. 

Mehr aber noch denn als Sozialisations- und Integrationsfaktor - und hier 
liegt auch ihre eigentliche Bedeutung für den vorliegenden Zusammenhang - 
war der Armee aber die Rolle der „Eingreiftruppe“ bei Gefährdungen des 
staatlichen wie des systemaren Status quo zugewiesen worden. In den 1970er 
Jahren, nachdem der sogenannte „Kroatische Frühling“ 1971 ein erstes Mal 
zu einer ernsthaften Gefährdung des staatlichen Zusammenhalts Jugoslawi¬ 
ens geführt hatte und als Gegengewicht gegen die extreme Föderalisierung 
von Staat und Partei, hatte Tito diese innenpolitische Rolle der Armee aus¬ 
drücklich aufgewertet und die JNA politisch, institutionell und auch bud¬ 
getär in erheblichem Maße gestärkt. 55 Der Armee kam so ein ungleich größe¬ 
res Gewicht nach innen zu als in allen anderen europäischen sozialistischen 
Ländern. Das Herrschaftssystem Titos hatte damit zugleich einen Akteur der 
Politik geschaffen, welcher sich von seinem ideologischen und politischen 
Selbstverständnis auch zur Anwendung militärischer Gewalt nach innen be¬ 
rufen fühlte und welcher nicht zuletzt auch von seinen korporativen materi¬ 
ellen Interessen her in ganz besonderem Maße von der Existenz Jugoslawi¬ 
ens wie auch von der Wahrung des sozialistischen Systems abhing. Die 
Armee hatte diese innenpolitische Rolle denn auch durchaus bereits des öf¬ 
teren angedeutet oder sogar gespielt, lange bevor die Staatskrise der späten 
1980er Jahre diese innenpolitische Funktion neuerlich in den Vordergrund 


Military and the Yugoslav Crisis. In: Südosteuropa 40, 1991, 1-2. Auch Bebler, der ungleich 
stärker auf die bestehenden ethnischen Unausgewogenheiten zugunsten des serbischen Ele¬ 
ments verweist, bestätigt der JNA jedoch vor allem in ihren oberen Rängen eine zunehmende 
Tendenz zur ethnischen Nivellierung. 

34 So auch der damalige Verteidigungsminister Veljko Kadijevic: Moje videnje raspada (Meine 
Sicht des Zerfalls), Beograd 1993, S. 80; Mile S. Bjelajac: Vojska kaocinilac integracije i dezin- 
tegracije jugoslovenske drzave 1918-1991 (Die Armee als Träger der Integration und Desinte¬ 
gration des jugoslawischen Staates 1918-1991). In: Jugoslovenska drzava 1918-1998 (Der ju¬ 
goslawische Staat 1918-1991), hrsg. v. Institut za suvremenu istoriju. Beograd 1999, S. 391-400. 

55 Robin A. Remington: Political-Military Relations in Post-Tito Yugoslavia. ln: Yugoslavia in 
the 1980s, hrsg. v. P. Ramet. Boulder, London 1985, S. 56-75; Dies.: State Cohesion and the 
Military. In: State-Society Relations in Yugoslavia 1945-1992, hrsg. v. Melissa K. Bokovoy, J. 
A. Irvine u. C. S. Lilly. London 1997, S. 61-78, sowie vor allem James Gow: Legitimacy and 
the Military: The Yugoslav Crisis, London 1992. 
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rückte. 56 In der Durchsetzung des Ausnahmezustandes im Kosovo nach der 
Aufhebung der Autonomie im Frühjahr 1989 sollte sie dies ein erstes Mal in 
größerem Stil tun, noch bevor sie in Slowenien im Juni/Juli 1991 mit Verweis 
auf ihre Verpflichtung zur Bewahrung des Staates den Krieg in Jugoslawien 
auslöste. 

In ähnlicher Weise wird man wohl auch die sogenannte „Territoriale 
Volksverteidigung“ (opstenarodna odbrana-ONO) als eine der institutionei¬ 
len Vorbedingungen für eine kriegerische Eskalation der Zerfallskrise be¬ 
trachten dürfen. 1968 im Nachgang zur Intervention in die tSSR 1968 ein¬ 
geführt und die Erfahrungen des Partisanenkrieges aufnehmend, schuf sie 
neben Militär und Polizei einen weiteren, nur partiell unter der Kontrolle der 
Armee stehenden Waffenträger und damit zugleich auch einen potentiellen 
Kriegsakteur im Staate. Das System der Volksverteidigung machte jeden Er¬ 
wachsenen zum potentiellen Kämpfer. Es vermittelte unabhängig vom re¬ 
gulären Wehrdienst militärische Kompetenz, indem es die militärische Un¬ 
terweisung von der Grundschule bis zur Universität zum Pflichtfach machte 
und die militärische Übung zum Teil des Berufsalltags; es erlaubte eine 
schnelle Mobilisierung der Bevölkerung und erleichterte zudem auch den 
Zugang zu Waffen 57 - alles Faktoren, die in der krisenhaften Zuspitzung der 
späten 1990er Jahre den Übergang zum Krieg begünstigten. Die „territoriale 
Volksverteidigung“ förderte so eine Art „Militarisierung der Gesellschaft 
von unten“ (John Keegan). Sie nahm die Entwaffnung des Bürgers durch den 
Staat zurück und trug militärische Kategorien tief in die zivile Gesellschaft 
und deren Alltag hinein. 58 Sie verwischte in letzter Instanz die Grenzen zwi¬ 
schen Bürger und Soldat, und erleichterte so für den Einzelnen gewisser¬ 
maßen den Rollenwechsel vom Bürger zum Kämpfer. Auf dem Balkan wa¬ 
ren die Grenzen zwischen bewaffneten und nicht bewaffneten Teilen der 
Gesellschaft immer schon fließender gewesen als in den Gesellschaften Mit¬ 
tel- und Westeuropas. Volksbewaffnung hatte hier Tradition seit den Tagen 
der „nationalen Befreiungskämpfe“ gegen die Türken und auch in Zeiten der 
stehenden Heere nach Etablierung souveräner Nationalstaaten waren diese 
Traditionen nie ganz verschwunden. Freischärlergruppen und bewaffnete 


56 Schon 1950 bei der Niederschlagung von Bauernunruhen in Nordost-Bosnien war sie einge¬ 
setzt worden, 1954 bei Studentenunruhen und bei den tiefgreifenden Folgen des personellen 
Revirements an der Parteispitze im Gefolge des Sturzes von Aleksandar Rankovic 1966 war 
die Armee im Hintergrund in Erscheinung getreten. Wahrend der kroatischen nationalen Be¬ 
strebungen für mehr Souveränität 1971 war ihr Eingreifen von Tito angedroht worden und bei 
den Unruhen unter der albanischen Bevölkerung im Kosovo 1968 und 1981 war sie sogar ein¬ 
gesetzt worden: Bjelajac: Jugoslovensko iskustvo S. 88 ff.; zur Rolle der Armee bei der Nie¬ 
derschlagung der Bauernunruhen 1950 ausführlich erstmals Vera Krzisnik-Bukic: Cazinska 
Buna 1950 (Der Aufsund von Cazin 1950), Sarajevo 1991, S. 151 ff. 

57 Mihajlo Vucinic u. a.: Koncepcija, doktrina i System opstenarodne odbrane (Konzeption, Dok¬ 
trin und System der Allgemeinen Volksvereidigung), Bd. 1, Beograd 1989; Robin A. 
Remington: Balkanization of the Military: Party, Army and People's Militia in Southeastern 
Europe. In: Balkanistica 5, 1979, S. 21-41. 

s * Vgl. hierzu grundsätzlich M. Rainer Lepsius: Militärwesen und zivile Gesellschaft. In: Militär 
und Gesellschaft im 19. und 20. Jahrhundert, hrsg. v. Ute Frevert. Stuttgart 1997, S. 359-370. 
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Bevölkerung gehörten auch zu den Kriegen des frühen 20. Jahrhunderts auf 
dem Balkan. In den Balkan-Kriegen 1912/13 wie im Ersten Weltkrieg waren 
sie neben den regulären Armeen nicht nur in Jugoslawien Teil des Kriegsge¬ 
schehens gewesen. Der Zweite Weltkrieg hatte diese Traditionen auf Seiten 
der kommunistischen Partisanen wie auch auf Seiten ihrer Gegner, den Öet- 
nici, wiederbelebt, und mit der „Territorialen Volksverteidigung“ wurden 
derartige Formen der Militarisierung der Gesellschaft schließlich auch in 
Friedenszeiten institutionalisiert. Die Privatisierung der Gewalt, welche alle 
Kriege auf dem Balkan prägte und die sicherlich auch zu ihrer Gewaltinten¬ 
sität beitrug 59 , hatte hierin eine ihrer Wurzeln. „Es besteht kein Grund zur 
Annahme“, so hat der kroatische Militärwissenschaftler Ozren Zunec wohl 
zu Recht gemutmaßt, „dass diese Konzeption (der Allgemeinen Volksvertei¬ 
digung, d.V.) vergessen worden wäre oder dass man über sie nur als akade¬ 
mische oder theoretische Fragen diskutiert hätte“. 60 Es ist daher kein Zufall, 
dass es in der Vorbereitung der Kriege nach 1991 überall die Einheiten dieser 
Territorialverteidigung waren, aus welchen sich die neuen Armeen und re¬ 
gionalen bewaffneten Gruppen bildeten, und dass auch andere im Bewusst¬ 
sein lebendige Traditionen nicht-staatlicher Organisation militärischer Ge¬ 
walt aktiviert wurden, so die Vielzahl der paramilitärischen Gruppen wie 
etwa die bewusst an solche Traditionen anknüpfenden Cetniks auf serbischer 
Seite. 

Diesen die Möglichkeit der Gewalt repräsentierenden Institutionen stan¬ 
den auf der anderen Seite auch im jugoslawischen Sozialismus defizitär aus¬ 
geprägte zivilgesellschaftliche Institutionen und Konfliktlösungserfahrungen 
gegenüber. Auf den Zusammenhang von zivilgesellschaftlicher Institutionali¬ 
sierung und Friedfertigkeit ist in der Friedensforschung immer wieder ver¬ 
wiesen worden, so insbesondere von Dieter Senghaas in seinem Modell des 
„zivilisatorischen Hexagon“. 61 Es mag dabei an dieser Stelle undiskutiert 
bleiben, inwieweit der Zusammenhang von politisch-rechtstaatlicher „Mo¬ 
dernität“ und Friedfertigkeit theoretisch trägt. Für Jugoslawien aber dürfte 
er insofern Gültigkeit beanspruchen, als hier zweifelsohne die Grenzen de¬ 
mokratischer Partizipation und der Mangel an institutionalisierten Konflikt¬ 
lösungsformen auch zu einem Mangel an gesellschaftlichem Erfahrungswis¬ 
sen und Handlungskompetenz im Umgang mit ethnischer Heterogenität 
und den daraus erwachsenen Problemen beitrug. In institutioneller Hinsicht 
wurden ethnische Interessenunterschiede vornehmlich auf dem Wege des 
„Eliten-bargainings“ geregelt, d.h. durch Aushandlungsprozesse unter den 
Parteieliten, seit den 1970er Jahren zunehmend auch auf der Basis klar abge¬ 
grenzter republikanischer „Einflusszonen“, jedoch ohne eine wirkliche Öf¬ 
fentlichkeit und partizipative Mitwirkung der Gesellschaft. Dort, wo die 

w Vgl. vor allem mit Blick auf die Balkan-Kriege 1912/13 Wolfgang Höpken: „Blockierte Zivili- 
sicrung“ ? Staat, Modernisierung und Gewalt auf dem Balkan. In: Leviathan, 1997,4, S. 518-538. 

40 Ozren Zunec: Rat i drustvo. Ogledi iz sociologije vojske i rata (Krieg und Gesellschaft. Be¬ 
trachtungen zur Soziologie der Armee und des Krieges), Zagreb 1998, S. 79. 

41 Dieter Senghaas: Frieden als Zivilisierungsprojekt. In: Den Frieden denken, hrsg. v. D. Senghaas 
Frankfurt/M. 1985, S. 196-223, sowie die Antwort des Autors auf die Kritik an seinem Modell 
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Austragung solcher Interessendivergenzen diesen Rahmen des korporativen 
„Eliten-bargainings“ überschritt, antwortete die Partei zumeist auf repres¬ 
sive Weise. 

So wenig wie das jugoslawische System die institutionellen Voraussetzun¬ 
gen eines konstruktiven Umgangs mit ethnischen Gegensätzen bereithielt, so 
wenig tat es dafür im Grunde genommen auch auf politisch-kulturellem Ge¬ 
biet. Zwar sanktionierte es jegliche Form nationalistischer Auffassungen, 
Äußerungen und Aktivitäten. Die Frage des Umgangs mit ethnischer und 
kultureller Heterogenität blieb aber letztendlich aufgehoben in einem partei¬ 
offiziellen ideologisierten Konzept von „Brüderlichkeit und Einheit“ ( brätst - 
vo i jedinstvo), welches den Sozialismus und die Parteiherrschaft zum einzi¬ 
gen Garanten einer friedfertigen Bewältigung der nationalen Frage machte 
und jede Form des Konfliktes als „nationalistische Devianz“ behandelte. 62 
Eine zivilgesellschaftliche Kompetenz im Umgang mit der zugegebener¬ 
maßen schwierigen nationalen Frage und eine demokratische Konfliktkultur 
entwickelte sich so in der Gesellschaft nicht. Für die Bereitschaft zur gewalt¬ 
samen Austragung von Konflikten dürfte dies zweifelsohne Folgen gehabt 
haben. 

Am schwierigsten empirisch valide abzusichern ist wohl die Frage kultu¬ 
reller Dispositionen der kriegerischen Gewalt. Gerade die Kriege im frühe¬ 
ren Jugoslawien haben bisweilen zu „kulturalistischen Deutungen“ 63 ver¬ 
führt, welche die Ursachen und die Austragungsformen des Konfliktes in 
kulturellen Prägungen der balkanischen Gesellschaft verwurzelt wissen wol¬ 
len. Aus ethnologischer und kulturwissenschaftlicher Perspektive ist in die¬ 
sem Zusammenhang auf unverändert bestehende und praxiswirksame Tradi¬ 
tionen von Patriarchalismus verwiesen worden, dessen Männlichkeitsbilder 
und Vorstellungen von sozialer Ehre eine gewaltsame Austragung von Kon¬ 
flikten positiv besetze und so ein Entstehen der Kriege begünstigt habe. 64 Es 
ist die Resistenz einer „frontier“-Mentalität behauptet worden, welche bei¬ 


des „zivilisatorischen Hexagon“ in: Jörg Calließ (Hrsg.):Wodurch konstituiert sich Frieden ? 
Das zivilisatorisch Hexagon auf dem Prüfstand (=Loccumer Protokolle 74/1996), S. 325-340; 
Klaus Jürgen Gantzel: War in the Post-World-War II World: Some Empirical Trends and 
Thcoretical Approaches. In: War and Ethnicity. Global Connections and Local Violence, hrsg. 
v. David Turton. Rochester 1997, S. 123ff., 139. 

62 Vgl. mit Blick auf die schulische Vermittlung einer solchen Kompetenz Wolfgang Höpken: 
History Education and Yugoslav (Dis-)Integration. In: State Society-Relations, hrsg. v. 
Bokovoy, Irvtne u. Lilly, S. 79-106. 

63 Generell hierzu mit kritischer Distanz Wolfgang Kaschuba: Kultur statt Gesellschaft? In: Ge¬ 
schichte und Gesellschaft 21, 1995, S. 80-95; mit Blick auf vergleichbare Diskussionen um den 
angeblichen Zusammenhang von Religion (Islam) und Gewaltanfälligkcit vgl. Thomas 
Scheffler: Einleitung: Ethnizität und Gewalt im Vorderen Orient. In: Ethnizität und Gewalt, 
hrsg. v. Th. Scheffler Hamburg 1991, S. 9-27. 

M Karl Kaser: Hirten, Helden und Haiducken. Zum Männlichkeitskult im jugoslawischen Krieg. 
In: L’Homme. Z.F.G. 3, 1992, 1, S. 155-162; Elisabeth Katschnig-Fasch: Zur Genese der Ge¬ 
walt der Helden. In: Gewalt in der Kultur. Vorträge des 29. Deutschen Volkskundekongres¬ 
ses, Passau 1993, hrsg. v. Rolf W. Brednich. Teilband 1, Passau 1994, S. 97 ff.; Hannes Grandits 
u. Joel M. Halpern: Traditionelle Wertemuster und der Krieg in Ex-Jugoslawien. In: Beiträge 
zur historische Sozialkunde 14, 1994, 3, S. 91-102. 
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spielsweise unter den Serben der Krajna, im Gebiet der alten österreichisch- 
osmanischen Militärgrenze, von wo aus der Krieg seinen Ausgang nahm, bis 
heute einen gewaltbejahenden kollektiven Habitus und eine kulturell ver¬ 
mittelte Violenz-Neigung konserviert habe. 65 So unstrittig die gerade von 
jüngeren Gewalt- und Kriegstheorien betonte kulturelle Verankerung von 
Krieg und Gewalt auch ist, die den Krieg „in manchen Gesellschaften (gera¬ 
dezu) zur Kultur selbst“ mache 66 , so umstritten bleibt freilich die Reichwei¬ 
te derartiger Erklärungsansätze. Ob man für Jugoslawien von der Existenz 
einer „Gewaltkultur“ wird sprechen können, scheint dabei eher fraglich zu 
sein, zumindest nicht in einem präzisen, etwa an den hochgradig violenten 
Gesellschaften Lateinamerikas entwickelten Verständnis dieses Begriffs. 67 
Wohl aber ist zu fragen, ob nicht auch jenseits langer in die Vergangenheit 
zurückreichender Brückenschläge und einer Überdehnung „kulturalisti- 
scher“ Vermutungen in der Tat kollektive mentale Dispositionen in der ju¬ 
goslawischen Gesellschaft angelegt wurden, die den Krieg nicht ausgelöst ha¬ 
ben, die aber die Bereitschaft ihn tatsächlich zu führen, begünstigten. 
Zweifelsohne nämlich basierte auch die Gesellschaft des sozialistischen Ju¬ 
goslawien nicht auf einem „antiviolent value System“. 68 Im Gegenteil: Die 
politische Kultur der jugoslawischen Gesellschaft gründete auf kollektiven 
Leitbildern und normativen Wertvorstellungen, in welchen die militärische 
Gewalt zumindest nicht prinzipiell stigmatisiert, ja über weite Strecken ge¬ 
radezu idealisiert war. Die eben bereits erwähnte Territoriale Volksverteidi¬ 
gung etwa war nicht nur eine institutioneile Form der Gewaltpotentialität 
und ein Medium der Vermittlung von Tötungskompetenz. Sie war zugleich 
auch eine der Instanzen, über welche die kulturelle Akzeptanz von Gewalt 
in die Gesellschaft hinein vermittelt wurde. Andere kulturelle Praktiken und 
Sozialisationsprozesse traten der Allgemeinen Volksverteidigung hier zur 
Seite. Der über vierzig Jahre in Schule und Öffentlichkeit gepflegte Partisa¬ 
nenmythos, auf dem die Selbst-Legitimation des Staates ganz wesentlich ruh¬ 
te, betonte die prinzipielle Legitimität „gerechter“ Gewalt und heroisierte 
diese sogar. In der Verherrlichung der Partisanen wurden die Schrecken der 
Kriegsgewalt so gewissermaßen vergessen. Schule und pädagogische Soziali¬ 
sation waren zum nicht geringen Teil durch Werte bestimmt, in denen der 
militärischen Gewalt im Dienste der eigenen Gruppe eine hohe ethische Gel¬ 
tung zugeschrieben wurde. 6 ’ Der Zweite Weltkrieg, an der in Jugoslawien 

65 Hannes Grandits: Über den Gebrauch der Toten der Vergangenheit als Mittel der Gegenwart. 
Betrachtungen zum Krajna-Konflikt. ln: Anthropologie der Gewalt, hrsg. v. Koehler u. Heyer, 
S. 179-186. 

“ Keegan: Die Kultur des Krieges, S. 34. 

67 Vgl. zur Diskussion des Begriffs Michael Riekcnberg: Fuzzy Systems und Gewaltkulturcn in 
Lateinamerika. In: Ibero-Amerikanisches Archiv 25, 1999, 3-4, S. 309-324. 

68 Den Begriff nach Clark McCauley: Conference OverView. In: The Anthropology of War, hrsg. 
v. J. Haas. Cambridge 1990, S. 14. 

Vgl. in diesem Sinne z. B. die Ergebnisse einer Analyse schulischen Unterrichtsmaterials bei 
Vesna Pesic, Rusica Rosandic u. a.: Ratnistvo, patriotizam, patrijarhalnost. Analiza udzbenika 
za osnovne skole (Militanz, Patriotismus, Patriarchalitat. Eine Analyse der Schulbücher für die 
Grundschule), Beograd 1994; Dijana Plut, Natalja Danicic, Boris Tadic: Vrednosni sistem os- 
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beinahe ausschließlich als befreiende, die Macht der Partei generierende Ge¬ 
walt erinnert wurde, bewirkte so nicht - anders als etwa in der bundesdeut¬ 
schen Gesellschaft - einen die Gewalt stigmatisierenden „Gewaltschock“ 70 , 
sondern förderte eine Akzeptanz der Gewalt als latente Realität. In einer sol¬ 
chen Einstellung der Gesellschaft zur Gewalt lagen möglicherweise kulturel¬ 
le Rahmenbedingungen vor, welche schon in Friedenszeiten die Gewalt als 
Möglichkeit denkbar machten und damit auch den Schritt zu ihrer Anwen¬ 
dung erleichterten. 

Zu fragen wäre aber schließlich wohl auch nach sozialstrukturellen Dispo¬ 
sitionen der kriegerischen Gewalt, die freilich bislang nur wenig untersucht 
wurden. Politische Trägergruppen und militärische Aktivisten, Führer und 
Anhänger sind jenseits der Spitzenakteure allenfalls punktuell in den Blick 
geraten. Es fehlt daher noch an der sozialen Verortung derjenigen, welche die 
Gewalt im elementarsten Sinne des Wortes getragen haben. Manches deutet 
dabei allerdings darauf hin, dass es nicht zuletzt die Folgen des sozialisti¬ 
schen Modernisierungsprojektes gewesen sind, welche unter den Bedingun¬ 
gen der ökonomischen und sozialen Krise in den 1980er Jahren nicht nur die 
Anfälligkeit für ethno-nationalistische Mobilisierungsversuche erhöhte, son¬ 
dern auch einzelne soziale Gruppen für den Krieg disponierte: Im doppelten 
Sinne scheint die jugoslawische Gesellschaft dabei in eine „Modernisierungs¬ 
falle“ geraten zu sein: Zum einen schufen die Grenzen sozialistischer Mo¬ 
dernisierung, die spätestens in den 1980er Jahren vollends in der Wirt¬ 
schaftskrise stecken blieb, sozialstrukturelle Bedingungen für ethnische 
Mobilisierung und Gewaltbereitschaft. „Rückständige“ und noch weithin 
traditionalistische Regionen, die zu den Verlierern des sozialistischen Mo¬ 
dernisierungsexperiments zählten, bildeten wohl nicht zufällig die Brenn¬ 
punkte, an denen sich ethnische Konflikte am frühesten auch gewaltsam ent¬ 
luden, so in der Krajna, während sich hingegen die städtischen Serben 
Zagrebs kaum für solche Gewaltstrategien gewinnen ließen. Rasch wachsen¬ 
de Arbeitslosigkeit, nicht mehr einzulösende Gleichheitserwartungen und 
soziale Perspektivlosigkeit, vor allem unter Jugendlichen, produzierten zu¬ 
dem aber auch anderswo marginalisierte Randgruppen, die mit der Eskalati¬ 
on der nationalen Konflikte schnell in das Lager der kriegerischen Akteure 
wechselten und sich hier gerade als besonders gewalttätige Kräfte erwiesen. 71 
Nicht nur dort, wo das sozialistische Modernisierungsprojekt „scheiterte“, 
sondern auch dort, wo es „gelang“, wirkte dies offenkundig aber nicht im¬ 
mer in Richtung auf eine soziale Befriedung der Gesellschaft. Im Gegenteil: 

novnoskolskih udsbenika (Das Wertesystem der Grundschulbücher). In: Psiholoska istralivan- 
ja 4, Beograd 1990, S. 141-264. 

70 Den Begriff nach Alf Lüdtke: Diskussionsbeitrag. In: Wodurch konstituiert sich Frieden? 
Hrsg. v. Jörg Calließ, S. 103. 

71 Marie-Janine Calic: Der Krieg in Bosnien-Hercegovina, S. 54 ff; Bozidar Jaksic: Omladina iz- 
medju rau i mira - slucaj bivse Jugoslavije (Die Jugend zwischen Krieg und Frieden - der Fall 
des früheren Jugoslawien). In:Raspad Jugoslavije, S. 96 ff.; Djuro Furetic: Uticaj drustvenc kri- 
ze na vrednostni sistem mladih i njihovih odbrambeno angaiovanje (Der Einfluss der gesell¬ 
schaftlichen Krise auf das Wertesystem der Jungen und ihre Verteidigungsbereitschaft). In: Vo- 
jno Delo, 1992,1-2. 
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Soziale „cleavages“ zwischen Alteingesessenen und Zugezogenen, etwa in 
dem nach 1945 stark durch Kolonialisierungsvorgänge in seiner demogra¬ 
phischen und sozialen Struktur veränderten Slawonien wirkten ebenfalls ge¬ 
waltfördernd, eskalierten hier doch auch latente Spannungen, die nur ober¬ 
flächlich ethnischer Natur waren. Rapide Urbanisierung und Migration, 
phasenweise eine schnelle soziale Aufstiegsmobilität von ländlich-traditiona- 
len in urbane Milieus trugen ebenso nicht zu einer stabilen sozialen Integra¬ 
tion der Gesellschaft bei, sondern schufen gewaltanfällige „Modernisie¬ 
rungsopfer“. Angehörige gerade erst vom Land kommender, in den Städten 
noch nicht wirklich beheimateter Schichten waren oftmals nicht nur sozial 
marginalisiert, sondern waren auch in der kognitiven Welt urbaner Ordnung 
mit ihren tendenziell eher kosmopolitischen Verhaltensformen noch nicht 
„angekommen“. Unter den Anführern wie unter den Anhängern besonders 
gewaltaktiver Gruppen scheinen sich jedenfalls in größerer Zahl Angehörige 
mit einer solchen sozialen Biographie befunden zu haben. 72 Auch die ju¬ 
gendlichen Freiwilligen, welche die paramilitärischen Einheiten stellten, die 
für die schlimmsten Gewaltorgien verantwortlich sind, kamen zu einem er¬ 
heblichen Teil aus eben diesem Milieu. Auffällig jedenfalls ist, dass es auf al¬ 
len Seiten häufig Angehörige aus schon vor dem Krieg sozial marginalisier- 
ten Milieus waren, - nicht selten straffällig gewordene - welche den harten 
Kern der Gewalttäter bildeten. In der Hooligan-Szene der Fußballfans aus 
Belgrad, Zagreb oder Split war schon in der Zerfallsphase Jugoslawiens der 
Sport zur Arena ethnischer Gewalt gemacht worden, und die Angehörigen 
der Fan-Klubs verwandelten sich nach Ausbruch der militärischen Feindse¬ 
ligkeiten beinahe nahtlos in Kriegsaktivisten. Es waren die Angehörigen des 
Fan-Klubs von Roter Stern Belgrad, unter denen der berühmt-berüchtigte 
Arkan seine Freischärler rekrutierte und welche sich bei der Zerstörung Vu- 
kovars hervortaten. 73 Für sie, so scheint es, war es wohl auch der Krieg als 
soziales Erlebnis, was sie motivierte. 74 Gerade für diese Akteure war es häu¬ 
fig die Bewältigung eigener sozialer und psychischer Marginalisierung, was 
den Einzelnen zum Täter machte, nicht die Ideologie des Nationalismus, 
nicht Groß-Serbien oder die Verteidigung eines mythologisierten Kosovo. 
Jugendliche Subkultur, nationalistische Ideologie und ethnische Gewalt fu¬ 
sionierten gewissermaßen. Hier mögen - noch weiter zu ergründende - so¬ 
zialstrukturelle Erklärungsmuster liegen für die Bereitschaft zur gewaltsa¬ 
men Austragung der ethnischen Konflikte und für den Erfolg 
nationalistischer Mobilisierung durch die politischen Führungseliten. Aller¬ 
dings sollte dabei nicht übersehen werden, dass die Trägergruppen der Ge- 


n Calic: Der Krieg in Bosmen-Hercegovina, S. 79, 141. Vgl. auch die Auswertung biographischer 
Daten von Freischärler-Führer in der Zeitung „Borba“, hier zit. nach Thomas: Serbia under 
Milosevic, S. 93. 

73 Colovic: Fudbal, huligani i rat (Fussball, Hooligans und Krieg), S. 419 ff. 

74 Natalja Basic: „Krieg ist nun mal Krieg“. Porträt eines Kombattanten. In: Mittelweg 36 8, 
1999, August/September, S. 5-19 (eine erweiterte Fassung erscheint in Wolfgang Höpken u. 
Michael Riekenberg (Hrsg): Ethnische und politische Gewalt in Lateinamerika, Köln, Wien, 
Weimar 2000 (im Druck). 
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walt zweifelsohne ungleich komplexer strukturiert waren und sich die Gewalt 
nicht auf ein soziales Randgruppenphänomen reduzieren lässt. Die Mehrzahl 
der am Krieg und seiner Gewalt Beteiligten entstammte aus eher „unauffälli¬ 
gen“, bisweilen sogar statusmäßig eher begünstigten Milieus. 75 Gewalt war 
auch im Krieg in Jugoslawien eine sich stringenten sozial-strukturellen Zu¬ 
gängen entziehenden „Jedermann-Ressource“ (Peter Waldmann). Sie war nicht 
nur das Produkt der Armeen und der organisierten bewaffneten Kräfte, son¬ 
dern es gab in diesem Krieg keine Grenzen zwischen Kombattanten und Zivi¬ 
listen, weder auf der Seite der Opfer noch auf der der Täter. Bürgerkriege, dar¬ 
auf hat unter anderem Peter Waldmann verwiesen, sind in der Regel auch 
gerade deswegen von so besonderer Gewalthaftigkeit, weil sie durch die 
räumliche Nähe und Vertrautheit der Kontrahenten geprägt sind. 76 Die Vertrei¬ 
bung des Nachbarn, im schlimmsten Fall dessen Ermordung ist auch das Er¬ 
gebnis eben dieser Nähe des Bürgerkrieges. Rache-Gewalt, die in den Ausein¬ 
andersetzungen im früheren Jugoslawien bis hin zum jüngsten Kosovo-Krieg 
einen ganz beträchtlichen Teil der Gewaltdynamik ausmachte, gewinnt gerade 
aus diesem Umstand ihre Nahrung. Der Zagreber Soziologe Svetozar Livada, 
einer jener städtischen Serben, die sich Anfang der 1990er Jahre verzweifelt 
bemühten, den Kreislauf der Gewalt zwischen Serben und Kroaten zu durch¬ 
brechen, hat in einem Bericht aus seiner Heimat in der Krajna sehr eindrück¬ 
lich beschrieben, von welchen Zufälligkeiten der persönlichen Bekanntschaft 
es bisweilen abhing, ob ein Haus angezündet wurde oder nicht, ob eine Fami¬ 
lie ausgelöscht oder „nur“ vertrieben wurde. „Verbrechen und Zerstörungen“, 
so Livada, wurden auch ohne irgendwelche persönlichen Anlässe und ohne 
Rache-Dimensionen verübt, aber auf der anderen Seite gab es auch viele pri¬ 
vate Kriege. Viele kannten einander und wussten deshalb auch, wer was getan 
hatte. Nach dieser Logik war die Vergeltung fast unvermeidlich“. 77 

III. Mentale Gewalt-Mobilisierung und Kriegsvorbereitung 

Weder das systemgeschichtliche Krisenerbe der 1980er Jahre noch das Vor¬ 
handensein gewaltbegünstigender institutioneller, sozialer und kultureller 
Vorbedingungen machen den tatsächlichen Ausbruch des Krieges aber hin¬ 
reichend erklärbar. Damit aus dem Staatszerfall Krieg wurde, mussten die 
Krisensituationen in ethno-nationalistische Mobilisierung umgesetzt und die 
institutioneilen wie die mentalen Gewaltpotentiale aktiviert werden. Den 
Eliten, den politischen wie den intellektuellen, den auf „makropolitischer“, 
staatlicher Ebene agierenden ebenso wie den „kleinen“, vor Ort in den 
Brennpunkten ethnischer Spannungen wirkenden Eliten, kam in diesem Pro¬ 
zess dabei die Rolle der zentralen Akteure zu. 


75 Vgl. z. B., die Flüchtlingsprotokolle bei Stevan M. Wine: When History becomes a Nightma- 
re. Lives and Memories of Ethnie Cleansing in Bosnia-Hercegovina, New Brunswick 1999, 
und die dort von den Betroffenen identifizierten Gewaltakteure. 

76 Peter Waldmann: Bürgerkrieg - Annäherung an einen schwer fassbaren Begriff. In: Leviathan, 
1997,4, S. 480-500. 

77 Svetozar Livada: Kordunski rekvijem (Requiem auf den Kordun). In: Erasmus, 1995, no. 13, S. 20. 
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Für die Herstellung von Gewaltwilligkeit unter der Bevölkerung, wenn 
nicht gar für die Auslösung der Gewalt, spielten dabei zunächst vor allem die 
intellektuellen Deutungseliten eine gewichtige Rolle. Nicht zuletzt sie haben 
jenes Klima und die Bereitschaft zur Gewaltausübung in der Bevölkerung her¬ 
gestellt, ohne welche der Krieg nicht ausgebrochen und nicht führbar gewe¬ 
sen wäre. Dass die affektive und mentale Kriegsvorbereitung für gewaltsame 
Konflikte eine gewichtige Rolle spielt, ist in der jüngeren Kriegsgeschichts¬ 
forschung mehrfach herausgearbeitet worden 78 , ebenso, dass und wie Intel¬ 
lektuelle als Begründungsinstanz und Mobilisierungsfaktor kriegerischer 
Konflikte gewirkt haben. Der Erste Weltkrieg mag hier als Beispiel dienen, 
den die Intellektuellen auf allen Seiten herbeigesehnt hatten und als dessen 
eloquente Anwälte sie sich nach Ausbruch der Kämpfe gebärdeten. 79 Mehr 
noch als damals waren Intellektuelle in Jugoslawien nicht nur Legitimations¬ 
organe der kriegerischen Politik, sondern ihr Wirken trug nicht unerheblich 
zur gewaltsamen Eskalation der Konflikte bei. „People do not commit poli- 
tical violence without discourses“, hat David Apter zugespitzt festgestellt 80 , 
und auch in Jugoslawien wurde die Gewalt, ob in Kroatien, Bosnien oder im 
Kosovo, im wahrsten Sinne des Wortes „herbeigeredet“. Die Strategie der 
diskursiven Verfeindung ging der kriegerischen Konfrontation vorbereitend 
voraus. Es waren die von Intellektuellen und Medien popularisierten Auto- 
und Fremdstereotypien, ihre historisch aufgcladencn Gegenwansdiagnosen 
und Konfliktdeutungen, welche eine gewaltsame Austragung der aufgebro¬ 
chenen Konflikte als einzig mögliche, ja - auch wenn dies nur selten offen 
ausgesprochen wurde - beinahe als Notwendigkeit erscheinen ließ. Auf allen 
Seiten haben sich Intellektuelle und öffentliche Meinung sicherlich daran be¬ 
teiligt 81 , in besonderem Maße aber geschah dies auf serbischer Seite. Schon 
seit Mitte der 1980er Jahre popularisierten Intellektuelle, Medien, aber auch 
die Orthodoxe Kirche 82 mit wachsender Resonanz eine Selbstdeutung der 
serbischen Vergangenheit und Gegenwart, welche diese von der osmanischen 
Eroberung des 14. Jahrhunderts bis zur Gegenwart als permanente Benach¬ 
teiligung, als Bedrohung und physische Gefährdung deutete. Deprivation, ja 
die beständige Gefahr des Genozids, aber auch der ebenso permanente 

78 Vgl. u. a. Jost Dülffer u. Karl Holl (Hrsg.): Bereit zum Krieg. Kriegsmentalität im Wilhelmi¬ 
nischen Deutschland, 1890-1914, Göttingen 1986; Marcel van der Linden u. Gottfried Merg- 
ner (Hrsg.): Kriegsbegeisterung und mentale Kriegsvorbereitung. Interdisziplinäre Studien, 
Berlin 1991; Bernd Ulrich: Kampfmotivation und Mobilisierungstrategien. Das Beispiel Erster 
Weltkrieg. In: Töten im Krieg, hrsg. v. Heinrich von Stietencron u. Jörg Rüpke. München 
1995, S. 399-419. 

79 Wolfgang J. Mommsen: Die deutschen kulturellen Eliten im Ersten Weltkrieg. In: Kultur und 
Krieg: Die Rolle der Intellektuellen, Künsder und Schriftsteller im Ersten Weltkrieg, hrsg. v. 
W. J. Mommsen. München 1996, S. 1-13. 

10 David Apter: Political Violence in Analytical Perspective. In: The Legitimation of Violence, 
hrsg. v. D. Apter New York 1996, S. 2. 

11 Vgl. mit vergleichenden Beispielen Mira Oklobzija: The Creation of Active Xenophobia in 
what was Yugoslavia. In: Journal of Area Studies, 1993, 1. 

82 Zur Rolle der orthodoxen Kirche siehe Radmila Radic: Crkva i „srpsko pitanje“ (Die Kirche 
und die serbische Frage). In: Srpska strana rata, hrsg. v. N. Popov. S. 267-304. 
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Kampf und Widerstand gegen dieses Schicksal wurden zu den Erfahrungs¬ 
konstanten einer Geschichte stilisiert, welche die Serben seit der Niederlage 
auf dem Amselfeld 1389 über die Aufstände und Kriege gegen das Osmani- 
sche Reich, den Ersten und Zweiten Weltkrieg bis in die Gegenwart des zer¬ 
fallenden Jugoslawien verfolgt und dabei zugleich habituell geprägt hätten. 83 
Krieg wurde in dieser Selbstdeutung der eigenen Geschichte gleichsam zum 
historischen Schicksal. In einer anachronistischen Vorstellung von „Natio- 
nal-Charakteren“ wurden Tugenden wie kriegerische Verteidigungsbereit¬ 
schaft, Heldentum, Opfergabe von namhaften serbischen Schriftstellern, Hi¬ 
storikern und Publizisten zu „ethnopsychischen und mentalen Eigenschaften 
des serbischen Volkes“ stilisiert, die sich angeblich bis in die Gegenwart als 
kollektiver Habitus erhalten hätten. 84 Sätze wie die des einflussreichen serbi¬ 
schen Schriftstellers und zeitweiligen Staatspräsidenten Dobrica Qosic, wo¬ 
nach die Serben im Kriege stets gewonnen, im Frieden aber immer verloren 
hätten, oder vom Kriegsschauplatz als jenem Ort, auf dem sich die histori¬ 
schen Qualitäten der serbischen Gesellschaft stets am reinsten gezeigt hätten, 
wurden so zum Ausdruck einer pathosverleihenden Aufwertung des Krie¬ 
ges, die diesen als Möglichkeit, wenn nicht gar als Verpflichtung auch für die 
Lösung aktueller Konflikte empfahl. 85 Der Krieg wurde in diesem fast ago- 
nalen Geschichts- und Identitätsverständnis nicht nur zur erinnerten Ver¬ 
gangenheit, sondern er gewann fast eine sinnstiftende Qualität und wurde 
zum Prinzip von Lebensführung schlechthin gemacht, wie der serbische So¬ 
ziologe Nebojsa Popov in der Kritik dieser intellektuellen Kriegsbrandstif¬ 
tung scharfsinnig diagnostizierte. 86 

Auch die aufgebrochenen Gegenwartsprobleme des zerfallenden Jugosla¬ 
wien wurden zum Ende der 1980er Jahre hin ganz aus einer solchen Vergan¬ 
genheitsdeutung perspektiviert. Das Tito'sehe Jugoslawien wurde als ewige 

83 Mit ausführlicheren Belegen hierzu u. a. Wolfgang Höpken: Geschichte und Gewalt. Ge¬ 
schichtsbewusstsein im jugoslawischen Konflikt. In: Internationale Schulbuchforschung (1995, 
S. 55-73); Slobodan Naumovic: Instrumentalized Tradition: Traditionalist Rhetoric, Nationa¬ 
lem and Political Transition in Serbia 1987-1990. In: Between the Archives and the Fieid: A 
Dtalogue on Historical Anthropology of the Balkans, hrsg. v. M. Jovanovic, Karl Kaser u. 
Slobodan Naumovic. Belgradc, Graz 1999, S. 179-217. 

83 Vgl. entsprechende Beispiele bei Dobrica Cosic: Promene (Wandlungen), Novi Sad 1992, S. 98: 
Radovan Samardzic: Na rubu istorije (An der Schwelle der Geschichte ), Beograd 1994, S. 146 f., 
161, 164, 174; Ders.: Aristokratska vcrtikala u srpskoj istoriji (Die aristokratische Vertikale in 
der serbischen Geschichte). In: Srbi u cvropskoj civilizaciji (Die Serben in der europäischen 
Zivilisation), Beograd 1993, S. 19 f.; Michajlo N. Stojanovic: O istorijskim korenima srpske 
psiche (Über die historischen Wurzeln der serbische Psyche). In: Knjizevne novine Nr. 891 
vom 1.9.1994, S. 11. Jovan Stnkovic: Snaga archetipa (Die Kraft des Archetyps). In: Politika 
vom 13.8.1994 (Zitat). 

85 Cosic: Promene (Wandlungen), S. 106, 196; Ders.: Stvamo i moguce (Das Wirkliche und das 
Mögliche), Ljubljana, Zagreb 1988, S. 39; vielfältige ähnliche Belegstellen auch in seiner Re¬ 
den- und Aufsatzsammlung Ders.: Srpsko pitanje - demokratsko pitanje (Die serbische Frage 
- eine demokratische Frage), Beograd 1992; Radovan Samardzic: O istorijskoj sudbim Srba, 
(Über das historische Schicksal der Serben). In: Serbia i komentari (= Zaduzbina Milosa Crn- 
janskog za 1990/91), Beograd 1991, S. 25. 

84 N. Popov: Traumatologije partijske drzave (Die Traumatologie des Einparteienstaats). In: Spr- 
ska strana rata, S. 89 f. 
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Benachteiligung der Serben, sein Zerfall und die Abspaltung der anderen Re¬ 
publiken als neuerliche Bedrohung und genozidale Gefährdung der Serben 
in Kroatien, Bosnien und im Kosovo gedeutet. Der bewaffnete Kampf dage¬ 
gen erschien so als legitime Notwehr gegen die erneute Gefahr der Vernich¬ 
tung. Dabei mag es an dieser Stelle zunächst offen bleiben, inwieweit solche 
Deutungen nur intellektuelle Projektionen waren, denen es an realem Gehalt 
mangelte. Die Situation der Krise mit ihren nicht nur sozialen Erschütterun¬ 
gen, sondern auch identitären Verunsicherungen ließ auf einen ersten Blick 
manches plausibel erscheinen, was sich in der Realität ungleich weniger dra- i 
matisch ausnahm. Mit dem drohenden Zerfall Jugoslawiens verband sich für 
die Serben, anders als für Slowenen und Kroaten, nicht die Aussicht auf eine 
Eigenstaatlichkeit jenseits des Sozialismus, sondern der Verlust der Vereini¬ 
gung aller Serben in einem Staat, welche seit dem 19. Jahrhundert Maxime 
serbischer Politik gewesen war. Lange aufgestaute Frustrationen über eine 
Nationalitätenpolitik in der späten Tito-Ära kamen hinzu, welche mit ihrer 
radikalen Föderalisierung und vor allem mit der Aufwertung der Provinzen 
Kosovo und Vojvodina aus serbischer Sicht als Status- und Renommeever¬ 
lust Serbiens empfunden worden war. Die Alltagssituation der Serben, vor 
allem im Kosovo, wo die interethnischen Beziehungen zwischen der serbi¬ 
schen Minderheit und der albanischen Mehrheitsbevölkerung seit den frühen 
1980er Jahren immer zerrütteter wurden, bot schließlich ebenfalls manches, 
was derartigen Deutungen Nahrung zu geben schien. Öffentlichkeit und In¬ 
tellektuelle präsentierten so eine Vergangenheitsdeutung, Gegenwartsdia¬ 
gnose und auch Zukunftsprojektion, welche die staatliche Desintegration Ju¬ 
goslawiens zur elementaren kollektiven Bedrohung der eigenen Nation 
stilisierte, die nur den gewaltsamen „Widerstand“ als Gegenwehr möglich 
machte. 

Einher, und gerade hierin lag die Gewalt begünstigende Latenz derartiger 
intellektueller Diskurse, ging dies mit einer Fremddeutung des „Anderen“, 
die sich immer weniger an einer einvernehmlichen Lösung bestehender An¬ 
tagonismen interessiert zeigte. In der sich schon die gesamten 1980er Jahre 
hindurch aufbauenden Gewalteskalation im Kosovo ging eine solche Stra¬ 
tegie der diskursiven Verfeindung ein erstes Mal der Gewalt, zunächst der 
staatlichen Gewalt, dann der im Krieg endenden „Widerstandsgewalt“ von 
Seiten der Albaner, voran. Berichte über eine gezielte Vertreibung der Ser¬ 
ben durch die Albaner oder über gezielte Vergewaltigungen serbischer 
Frauen, welche die serbische Presse der 1980er Jahre beherrschten, hielten 
die ohnehin vorhandenen antialbanischen Ressentiments in der serbischen 
Gesellschaft wach und sollten helfen, die Notwendigkeit verstärkter serbi¬ 
scher Repression im Kosovo zu begründen. In der Darstellung der Albaner 
als ein Volk, das gezielt seine Geburtenrate einsetze, um das eigene ethni¬ 
sche Übergewicht noch weiter zu stärken und so den „demographischen 
Genozid“ über die Serben des Kosovo zu vollenden, wurden diese in einer 
beinahe rassistischen Weise dehumanisiert, und eine solche Dehumanisie- 
rung bereitete zugleich der Akzeptanz staatlicher Gewaltanwendung gegen 
die albanische Bevölkerung den Boden. Manches an diesen Berichten war 
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gewiss nicht ohne jeden Hintergrund, vieles jedoch dekontextualisiert, oft¬ 
mals aber war es offenkundig auch schlicht und einfach nur erfunden: Oh¬ 
ne Zweifel gab es eine beträchtliche Abwanderung der Serben aus dem Ko¬ 
sovo, und es ist auch nicht zu leugnen, dass ein Teil davon Ergebnis einer 
verdeckten bis offenen Ausgrenzung und Diskriminierung der zahlenmäßig 
hoffnungslos unterlegenen Serben durch die albanische Bevölkerungsmehr¬ 
heit entsprang. Die Gründe der Abwanderung waren freilich ungleich viel¬ 
schichtiger, als dass sie sich auf eine gezielt und planmäßig betriebene Ver¬ 
treibung reduzieren ließen. 87 Die Berichte über Vergewaltigungen 
entpuppten sich nach einer Untersuchung kritischer serbischer Intellektu¬ 
eller als eine empirisch kaum zu haltende Stimmungsmache 88 , und die hohe 
Geburtenrate der Albaner hätte auch ein nicht in Soziologie geschulter Be¬ 
obachter leicht aus den besonderen sozialen Lebensumständen der nach wie 
vor stark traditionalen agrarischen albanischen Bevölkerung erklären kön¬ 
nen. Die amerikanische Juristin Julie Mertus hat anhand konkreter Beispie¬ 
le jene durchaus auf beiden Seiten angewandte Strategie diskursiver Ver¬ 
feindung und die gezielte Politisierung und Instrumentalisierung selbst 
skurrilster Ereignisse aufgezeigt, welche der Legitimierung von Gewalt, sei 
es als maßlose Staatsgewalt gegen die albanische Bevölkerung, sei es als ei¬ 
nes letztendlich auch in der gewaltsamen Aktion endenden Widerstands 
von albanischer Seite, diente. 89 


17 Zum Problem der Abwanderung und der demographischen Entwicklung siche die sich um ei¬ 
ne sachliche Erörterung bemühenden Beitrage von Srdan Bogoslavljcvic: Statisticka slika srps- 
ko-albaniskih odnosa (Statistisches Bild der serbisch-albanischen Beziehungen), ln: Sukob ili 
dijalog. Srpsko-albanski odnosi i integracija Baikana (Konflikt oder Dialog. Die serbisch-alba¬ 
nischen Beziehungen und die Integration auf dem Balkan); Subotica 1994, S. 17-28, sowie die 
Entgegnung aus albanischer Sicht von Hivzi Islami: Demografska stvarnost Kosova (Die dc- 
mographischc Wirklichkeit Kosovos), ln: ebd., S. 29-51; Manja Blagojevic: Islejavanje Srba sa 
Kosova:trauma i/ili katarza (Die Abwanderung der Serben vom Kosovo: Trauma und/oder 
Katharsis). In: Srpska strana rata, hrsg. v. N. Popov, S. 232-264. 

** Eine unabhängige Menschenrechtsgruppc zog aufgrund von Polizeistatistiken die These von 
der .ethnischen Vergewaltigung" im Kosovo nachhaltig in Zweifel. Danach lag die Zahl der 
Vergewaltigungen im Kosovo nicht nur unter dem gesamtjugoslawischen Durchschnitt, son¬ 
dern vor allem war auch die Zahl der inter-ethnischen Vergewaltigungen nur marginal. Gleich¬ 
wohl verabschiedete das serbische Parlament 1989 ein Gesetz, welches die sogenannte .ethni¬ 
sche Vergewaltigung“ höher bestrafte als die .normale“ Vergewaltigung, ein zynischer Akt 
angesichts der Tatsache, dass wenige Jahre später im Krieg in Kroatien und Bosnien gerade 
auch von serbischer Seite massenweise Vergewaltigungen von Angehörigen anderer ethni¬ 
scher Gruppen begangen werden sollten: Silva Meznaric: Gender as an Ethno-marker: Rapc, 
War, and Ethnie Identity Politics in the Former Yugoslavia. In: Identity Politics and Women, 
hrsg. v. V. Moghadam. Boulder 1994, S. 76-97; dies.: The Rapists' Progress: Ethnicity and Vio- 
lence. In: Revija za sociologiju 24, 1993, 3-4, S. 119-129; Julie Mertus: Gender in Service of 
Nation: Female Citizenship in Kosovar Society. In: Social Politics. International Studies in 
Gender, State and Society, 1996, 2-3, S. 261-277. 

89 Dies.: Kosovo: How Myths and Truths started a War, Berkeley 1999, bes. S. 95-214; Schlüsse¬ 
lereignisse dieser Verfeindungsstrategie waren zum einen der sogenannte .Martinovic-Fall“ 
vom Frühjahr 1988, als ein alter serbischer Bauer mit schweren Verletzungen im After-Bereich 
aufgefunden wurde, die seiner Aussage nach von einem sexuellen Missbrauch seitens mehrer 
Albaner summen sollten. Obwohl die Angelegenheit aufgrund widersprüchlicher Aussagen 
des Opfers wie auch aufgrund von offenbar nicht korrekt geführten Untersuchungen der da- 
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In der kroatisch-serbischen Auseinandersetzung wiederholte sich dieses 
Verfahren. Die diskursive Vorbereitung der Gewalt geschah hier vor allem 
über einen emotionalisierten und angeheizten Erinnerungsdiskurs zum 
Zweiten Weltkrieg, der die „heiße“ Phase des serbisch-kroatischen Konflik¬ 
tes in der Zerfallskrise Jugoslawiens 1988 bis 1990 begleitete. Die Gräuel der 
Ustasa an Serben in den Jahren 1941 bis 1945 wurden dabei in Gedenkfeiern 
und auf politischen Versammlungen sowie in nicht enden wollenden Berich¬ 
ten, Büchern und Artikeln, die sich in einer Inflationierung der Opferzahlen 
und der Einzelheiten des Grauens überboten, wachgerufen, und die Gefahr 
einer Wiederholung des „Genozids“ an den Serben wurde für den Fall einer 
Abspaltung Kroatiens von Jugoslawien heraufbeschworen. 90 Auf der sprach¬ 
lichen Ebene zielte die nach dem Sieg der bürgerlich-nationalistischen HDZ 
unter Franjo Tudjman 1990 üblich werdende Titulierung der kroatischen Re¬ 
gierung und Bevölkerung als neue „Ustasa“ auf eine solche Analogiebildung 
hin. Auch in symbolischen Formen, beispielsweise durch die demonstrative 
Exhumierung von Ustasa-Opfern und deren Neubestattung wurde diese Er¬ 
innerung emotional verstärkt, um in diesem Akt des „symbolic revival of ge- 
nocide“ 91 das Gefühl einer erneuten Vernichtungsgefahr zu verstärken. Ver¬ 
gangene Gewalterfahrung wurde so in einer Weise, die durchaus nichts 
spezifisch „balkanisches“ aufweist, zur Mobilisierung für neue Gewalt ein¬ 
gesetzt. 92 Das Wachrufen der Greuel des Zweiten Weltkriegs oder das Be¬ 
schwören einer neuerlichen „Genozid-Gefahr“ für die serbische Bevölke- 


mals noch mehrheitlich albanischen Polizei nie wirklich geklärt wurde, bauschte die Presse 
dies über Monate als neuerlichen Akt gezielten und organisierten albanischen Terrors gegen 
die serbische Bevölkerung auf. In ähnlicher Weise wurde das Massaker ausgeschlachtet, wel¬ 
ches ein albanischer Rekrut 1987 offenbar nach langen Schikanen und Diskriminierungen in 
der Armee unter Kameraden anrichtete. Obwohl sich unter den vier getöteten Soldaten nur 
ein Serbe befand, wurde der Fall ebenfalls zu einem Akt antiserbischen politischen Terrors ge¬ 
macht und war Anlass eines rechtsstaatlich zumindest zweifelhaften Verfahrens gegen eine 
.Verschwörergruppe*; von umgekehrter Seite diente die mysteriöse, bis heute nicht aufgeklär¬ 
te „Massenvergiftung“ tausender von albanischen Schulkindern 1990, deren Untersuchung 
auch durch ausländische Experten widersprüchliche Ergebnisse erbrachte, dazu, den Albanern 
das Gefühl der Unmöglichkeit eines Lebens unter jugoslawischer bzw. serbischer Staatlichkeit 
zu verdeutlichen. 

90 Vgl. zu diesen, in einem zynischen „body-counting“ endenden Diskussionen um die Frage der 
Opfer des Zweiten Weltkriegs, die in den Jahren 1988-1991 ein gewichtiger Teil der Mobilisie¬ 
rungsprozesse auf beiden Seiten waren, Roben Hayden: Counting the Dead: The Rediscovery 
of Wartime Massacrees in Late- and Post-Communist Yugoslavia. In; Memory, History and 
Opposition under State Socialism, hrsg. v. Ruby Watson. Santa Fe 1993, S. I68ff.; dazu die 
Auseinandersetzung des Autors mit dem kroatischen Historiker Ljubo Boban: Jasenovac and 
the Manipulation of History. In: ebd. 4, 1990, 3, S. 580-592 und ebd. 7, 1993, 3, S. 185-190. Zu 
diesem Erinnerungsdiskurs als .kognitiver Kriegsvorbereitung* in der Krajna auch: Hannes 
Grandits u. Carolin Leutloff: Diskurse, Akteure, Gewalt - Betrachtungen zur Organisation 
von Kriegseskalation am Beispiel der Krajina in Kroatien 1990/91. In: Ethnische und politi¬ 
sche Gewalt in Südosteuropa und Lateinamerika, hrsg. v. Höpken u. Rickenberg (im Druck). 

91 Bette Denitch: Dismembering Yugoslavia: Nationalist Ideologics and the Symbolic Revival of 
Genocide. In: The American Anthropologist 21, 1994, 2, S. 367-390. 

92 Vgl. zu diesem Zusammenhang von Gewalterinnem und Gewaltmobilisierung grundsätzlich 
auch T. v. Trotha: Zur Soziologie der Gewalt, S. 26. 
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rung konnte dabei sicherlich an unverarbeitete Gewalt-Traumata der Kriegs¬ 
zeit anknüpfen, welche durch den hochgradig ideologisierten und selektiven 
Erinnerungsdiskurs der Tito-Ära tabuisiert oder einseitig dargestellt worden 
waren. 93 Ebenso gab es sicherlich manches in der Politik der neuen kroati¬ 
schen Regierung unter Franjo Tudjman, was sich in den Dienst einer solchen 
Mobilisierungsrhetorik stellen ließ. Der Zerfall Jugoslawiens und das Entste¬ 
hen eines unabhängigen kroatischen Staates hatte die ethnischen Spannungen 
zwischen Kroaten und Serben ohnehin gefördert. Zukunftsunsicherheit an¬ 
gesichts der staatlichen Umstrukturierungsprozesse, der Verlust der ge¬ 
wohnten institutionellen Bindungen an Staat und Partei verunsicherten die 
Serben in Kroatien und schufen ein Klima, in dem nationalistische Parolen 
auf fruchtbaren Boden fielen. Die kroatische Regierung tat zudem manches, 
was von serbischer Seite nicht nur subjektiv als Gefahr ethnischer Diskrimi¬ 
nierung empfunden werden konnte. So hielt sie sich in der Sanktionierung 
von Übergriffen gegen Serben zurück, und sie unternahm nur wenig, um ei¬ 
ner Befriedung der aufgeheizten Atmosphäre durch Konzessionen und sym¬ 
bolische Gesten entgegenzuwirken. Mochte all dies auch weit von einer 
wirklichen Bedrohung oder gar physischen Gefährdung der serbischen Be¬ 
völkerung in Kroatien entfernt sein, so ließ sich jeder dieser Anlässe von den 
umtriebigen „ethnic entrepeneurs“ der serbischen Minderheit doch als Beleg 
der Vernichtungsgefahr ausdeuten. 94 „Auf diese Art und Weise“, so eine 


,J Vgl. zur Erinnerung an den Zweiten Weltkrieg und deren Folgen für die Desintegration Ju¬ 
goslawiens Wolfgang Höpken: Kriegserinnerung und nationale Identitat(en). Vergangenheits¬ 
politik in Jugoslawien und in den Nachfolgestaaten. In: Transit 15, 1998, S. 83-99. 

Die Bewertung des Ausmaßes tatsächlicher Diskriminierung der serbischen Bevölkerung im 
Gefolge der staatlichen Verselbständigung Kroatiens laufen in der Literatur stark auseinander 
Manche, auch westliche Autoren, sehen mit der Regierungsübernahme durch Franjo Tudjman 
eine Politik am Werke, welche die rechtliche Situation der serbischen Bevölkerung durch ihre 
verfassungsrechtliche Zurückstufung vom früheren „zweiten Staatsvolk“ auf den Status einer 
Minderheit, gravierend verschlechtert habe, welche durch willkürliche Entlassungen vor allem 
im sensiblen Bereich der Polizei und der staatlichen Verwaltung, in der Serben traditionell 
übcrproportional vertreten waren, das Gefühl sozialer Deklassierung und Diskriminierung ge¬ 
schürt habe, welche durch einen leichtfertigen Umgang mit Symbolen der Vergangenheit das 
Trauma der Ustasa-Zeit heraufbeschworen und auch zunehmende Übergriffe auf die serbische 
Bevölkerung geduldet habe. Andere Autoren, vor allem natürlich kroatische, verweisen dem¬ 
gegenüber darauf, dass die Verfassungskorrekturen die rechtliche Gleichberechtigung der ser¬ 
bischen Bevölkerung in keiner Weise tangiert habe, dass kulturelle Minderheitenrechte von 
Anfang an sichergestellt worden seien und administrative Maßnahmen lediglich als Reflex auf 
den gewaltsamen und außergesetzlichen Herauslösungsprozess der Serben aus der Souverä¬ 
nität Kroatiens ergriffen worden seien. Auch von Autoren, welche die Schreckensmeldungen 
über die Situation der serbischen Minderheit in der serbischen Presse als manipulatives Mobi¬ 
lisierungsinstrument erkennen, wird jedoch darauf hingewiesen, dass die wenig konzessions¬ 
bereite, oftmals durch staatliche Arroganz getragene Politik der neuen kroatischen Regierung 
die Situation zumindest hat eskalieren lassen und nicht alle Chancen zur Deeskalation vor dem 
Ausbrechen des Krieges genutzt habe. Vgl. stärker der ersten Position zuneigend u. a. Glenny: 
The Fall of Yugoslavia, S. 1-31; aus kroatischer, regterungsnaher Position u. a. Slaven Letica: 
The Genesis of the Current Balkan War. In: Genocide after Emotion. The postemotional Bal¬ 
kan War, hrsg. v. Stjepan G. Mestrovic. New York 1996, S. 91-112; für beide Positionen finden 
sich vielfältige Hinweise u. a. bei Cohen: Broken Bonds, S. 126-135, und in der Dokumentati¬ 
on von Silber u. Little: The Death of Yugoslavia, S. 87-97. 



Das Dickicht der Kriege: Jugoslawien 1991-1995 


351 


Schilderung der Situation in der Krajna in den Wochen vor dem Ausbrechen 
des offenen Krieges, „wurde eine Psychose des Antagonismus und des Wi¬ 
derstands geschaffen und verbreitet“. 95 Die in den Medien und in der politi¬ 
schen Öffentlichkeit herbeigeredete Analogie der Situation des Jahres 1991 
mit der des Jahres 1941 diente so in einer für ethnische Mobilisierungspro¬ 
zesse typischen Weise der Dekontextualisierung aktueller Problemlagen und 
der Konstruktion eines Gefährdungssyndroms, welches den Schritt zur eige¬ 
nen Gewalt als vermeintliche Selbstverteidigung zum einzigen Ausweg 
machte. 96 Derartige Bedrohungsdiskurse verfolgten zugleich aber auch noch 
andere strategische Ziele: So zielten sie darauf ab, die zunächst in ihren poli¬ 
tischen Optionen durchaus noch uneinheitliche Gruppe der Serben politisch 
zu homogenisieren und hinter einer einzigen Option, nämlich der des be¬ 
waffneten Kampfes, zu vereinen. In einer Situation, die als Entscheidungssi¬ 
tuation über Leben und Tod dargestellt wurde, konnte es eben keine Zwi¬ 
schentöne mehr geben, sondern nur noch das sich Einreihen in das ethnische 
Kollektiv. Vermittlungsversuche, die es bis zum Ausbruch des bewaffneten 
Konfliktes noch gab, wurden mittels einer solchen diskursiven Verfeindung 
chancenlos gemacht. 97 

Wenngleich die mentale Vorbereitung auf den gewaltsamen Zusammen¬ 
stoß sicherlich von den Serben ausging und auf dieser Seite mit Systematik 
betrieben wurde, so gab es freilich auch auf kroatischer Seite vergleichbare 
Strategien der diskursiven Verfeindung. In der Beschreibung der widerspen¬ 
stigen serbischen Bevölkerung in der Krajna als Cetnici oder auch als „Haj- 
ducken“ betrieb man auch auf dieser Seite eine sprachliche Denunziation des 
Anderen, mit welcher dieser zivilisatorisch abgewertet und der Konflikt mit 
ihm zugleich als Auseinandersetzung zwischen „mitteleuropäischer (kroati¬ 
scher) Zivilisation“ und „balkanischer (serbischer) Barbarei“ konturiert wer¬ 
den sollte. 98 Und auch auf dieser Seite bediente man sich der plakativen Er¬ 
innerung erlittener Gewalt zum Zwecke der legitimierenden Abstützung der 
eigenen Position. Wie auf serbischer Seite das inszenierte Erinnern an die 
Opfer kroatischer Ustasa-Gewalt in den Dienst der politischen Mobilisie¬ 
rung gestellt wurde, so wurde von kroatischer Seite in gleicher Weise und mit 


95 Vgl. die illustrative Schilderung der Gewalteskalation in der stark serbisch besiedelten Region 
Kordun in Kroatien 1990/91 bei Livada: Kordunski rckvijem (Requiem auf den Kordun), 
S. 17 ff. 

96 Hierzu Jakob Rösel: Vom ethnischen Antagonismus zum Bürgerkrieg. Antagonismus, Erin¬ 
nerung und Gewalt in ethnischen Konflikten, ln: KZfSS, Sonderheft 37/1997: Soziologie der 
Gewalt; S. 166f; Gcnschel u. Schlichte: Wenn Kriege chronisch werden, S. 503 f. 

97 Vgl. etwa das Bemühen nicht-nationalistischer serbischer Intellektueller in Kroatien um Ver¬ 
fassungsvorschläge und Gesetzeswege, welche der serbischen Minderheit einen allseits akzep¬ 
tablen Minderheitenschutz sichern sollten, die in der aufheizten Atmosphäre des Konfliktes 
chancenlos blieben und mit Ausbruch des Krieges hinfällig wurden. Vgl. als einen der Betei¬ 
ligten Drago Roksandic: Protiv rata (Gegen den Krieg), Zagreb 1998. 

98 Silber u. Little: The Death of Yugosiavia, S. 155; vgl. exemplarisch zu dieser sprachlichen Di¬ 
mension diskursiver Verfeindung Ivo Zanic: Po hajducia, po losu zanatu. In: Erasmus, 1995, 
12, S. 44-55; Ranko Bugajski: Jezik ot rata do mira (Die Sprache vom Krieg zum Frieden), 
Beograd 1994. 



Wolfgang Höpken 


352 


ähnlichen Mitteln an die kroatischen Opfer serbischer Gewalt im Kriege er¬ 
innert, um aus diesem Erinnern Nutzen für die Konfrontation der Gegen¬ 
wart zu ziehen. Auch im Bosnien-Konflikt fand diese diskursive Vorberei¬ 
tung des gewaltsamen Konflikts im übrigen seine Fortsetzung, so 
beispielsweise im von serbischer wie von kroatischer Seite erhobenen „Fun¬ 
damentalismus“-Vorwurf gegenüber den Muslimen, welche auch hier der ak¬ 
tuellen Auseinandersetzung einen „kulturellen“ Anstrich verleihen und die 
aufgebrochenen politischen Gegensätze damit zugleich zu nicht verhandel¬ 
baren Antagonismen machen sollte. 

Dies alles diente in Kroatien, Bosnien wie im Kosovo vor allem einem: 
Der Konstruktion des Anderen als Bedrohung und damit als eines im Carl 
Schmittschen Sinne „absoluten Feindes“, „als etwas seinsmäßig Anderes und 
Fremdes“ und als die „äußerste Steigerung des Anderssein“, mit dem es nur 
die gewaltsame Auseinandersetzung geben könne. 99 In den Schriften, Reden 
und Stellungnahmen der Intellektuellen und der Kirche wie auch in der Be¬ 
richterstattung der Medien entstand so den späten 80er Jahren ein mentales 
Reservoir, das die Unerbittlichkeit der Auseinandersetzung möglich machte. 
Hier wurde das emotionale Pathos geschaffen, welches den bevorstehenden 
Staatszerfall zur Schicksalsfrage machte, die den Kompromiss ausschloss und 
den Kampf unausweichlich. Auf diese Weise wurde eine Grundlage dafür ge¬ 
legt, dass aus der „Feindschaft als Dimension Feindschaft als Verhalten“ 100 
werden konnte. 

Die Wirkungsmacht derartiger Diskurse sollte nicht unterschätzt werden. 
Gewiss wird man grundsätzlich der warnenden Relativierung zustimmen 
können, wonach die Emotionen zwar nutzbar, aber nicht selbst „strukturbil¬ 
dend“ sind und die Gewalt durch sie nicht ausgelöst wird. 101 Auf der ande¬ 
ren Seite sind Weltbilder, religiöse Überzeugungen, Deutungssysteme aber 
doch wohl ebenso zentral für das Entstehen und die Ausprägung von Gewalt 
wie Interessen oder das Maß an staatlicher Gewaltkontrolle, wie institutio¬ 
neile Rahmenbedingungen und die individuellen Kontexte, in denen Gewalt 
entsteht und ausgeübt wird. Gewaltbereitschaft ist sozial sublimierbar oder 
auch durch manipulierte Enthemmung anheizbar. Kulturelle und symboli¬ 
sche Praktiken einer Gesellschaft spielen eben dafür eine wichtige Rolle. Mit 
ihnen wird Gewalt auf vielfältige Weise kommunikativ vorbereitet oder aber 
möglicherweise auch verhindert; sie regulieren Tabuschwellen, sie entschei¬ 
den mit über die „Banalisierung von Gewalt“ (Peter Waldmann) — ihre Stig¬ 
matisierung oder gar die „Gewöhnung“ einer Gesellschaft an Gewalt. Sie 
sind - kurz und knapp - ein Teil dessen, was mit Norbert Elias als die ge- 


” Friedrich Balke: Freund-Feind-Denker wider besseres Wissen: Carl Schmitt, Ms. Essen 1999; 
Herfried Münkler: Gewalt und Ordnung. Das Bild des Krieges im politischen Denken, 
Frankfurt/M. 1992, S. 54ff. 

100 Diesen Transformationsprozess versuchte ein workshop des Kulturwissenschaftlichen Insti¬ 
tuts Essen unter dem Titel .Vom Sinn der Feindschaft“ nachzugehen. Die Formulierung wur¬ 
de aus den das Symposion vorbereitenden Bemerkungen der Organisatoren Jörn Rüsen, An¬ 
ne von der Heiden, Burkhard Liebsch und Christian Geulen übernommen. 

101 Eiwert: Gewaltmärkte, S. 88. 
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lungene oder auch misslungene „mentale Kasernierung von Gewalt“ be¬ 
zeichnet werden kann. Die in öffentlichen Diskursen vermittelten Iden¬ 
titätsvorstellungen, Geschichtsbilder und Gewaltdiskurse sind so immer 
auch „realitätsbildend“ 102 , und in diesem Sinne haben sie wohl in Serbien 
(und auch anderswo) ihren Beitrag zur Kriegsmobilisierung geleistet. 

Mochten die Deutungseliten auch das emotionale Fundament für den 
Krieg gelegt haben, so konnte die von ihnen betriebene diskursive Verfein¬ 
dung politisch nur wirkungsmächtig werden, weil sie in den politischen Eli¬ 
ten einen Verbündeten fanden, welche ihre Vorstellungen in Politik verwan¬ 
delten. Letztendlich waren sie es, die den Krieg als Mittel der Politik und der 
eigenen Machtsicherung bewusst und willentlich eingesetzt oder ihn auch 
dort als Preis für die angestrebte Nationalstaatswerdung hingenommen ha¬ 
ben, wo sie ihn nicht unmittelbar ausgelöst und zu verantworten hatten. Am 
vorbehaltlosesten vorangetrieben hat sicherlich die Führung Serbiens um 
Slobodan Milosevic die kriegerische Option. Die strategischen Zielsetzungen 
seiner Politik wechselten im Laufe der Zeit; die Hinnahme militärischer Ge¬ 
walt aber war schon früh das Mittel zu ihrer Realisierung. In der Agonie¬ 
phase Jugoslawiens 1989/90 zielten seine Absichten dabei wohl auf den Er¬ 
halt Jugoslawiens in einer stärker ^zentralisierten Form und auf eine 
Verhinderung der Abspaltung einzelner Republiken. Schon dabei war der 
Einsatz der (freilich damals von ihm noch nicht kontrollierten) Armee eine 
durchaus in Erwägung gezogene Option. In der Durchsetzung des Ausnah¬ 
mezustands im Kosovo hatte er dies bereits exemplifiziert. In dem Maße, in 
dem sich die Abspaltung Sloweniens aber als nicht mehr aufzuhalten erwies, 
veränderten sich jedoch seine Zielvorstellungen. Die Verhinderung der staat¬ 
lichen Verselbständigung Sloweniens war nun kein Ziel mehr, um dessen 
Willen er die Armee einzusetzen gedachte; der Krieg mit Slowenien im Ju¬ 
ni/Juli 1991 war denn auch weniger sein Krieg als ein Krieg der Armee¬ 
führung. Wohl aber galt es die Armee für ein neues Jugoslawien einzusetzen, 
das in seinen Grenzen als Mindestoption alle kompakt serbisch besiedelten 
Gebiete umfassen sollte. Republiken wie Mazedonien ohne nennenswerte 
serbische Bevölkerung sollte dabei der Weg in die Eigenständigkeit nicht ver¬ 
baut werden; für Kroatien war dies aus serbischer Perspektive aber nur um 
den Preis des Verzichts auf die serbisch besiedelten Gebiete der Krajna und 
Slawoniens denkbar, ein Ausscheren Bosniens aus dem jugoslawischen 
Staatsverband war in diesem Kalkül nicht oder allenfalls um den Preis einer 
Teilung hinzunehmen. 103 Die politische, finanzielle und militärische Unter¬ 
stützung der militanten Aufstands- und Separationsbestrebungen der Serben 


102 Bedrich Loewenstein: Über Gewalt und Gewaltvermeidung. In: Gewaltfreiheit. Pazifistische 
Konzepte im 19. und 20. Jahrhundert, hrsg. v. A. Gestrich, G. Niedhart u. B. Ulrich. Münster 
1996, S. 29 (= Jahrbuch für Historische Friedensforschung 5/1996); Helmut Bausinger: Sym¬ 
bolfragen in der Volkskunde. In: Kulturen - Identitäten - Diskurse, hrsg. v. Wolfgang Ka- 
schuba. Berlin 1995. 

101 Dieser Wandel der serbischen Optionen lässt sich deutlich ablesen u. a. in den Tagebuchauf¬ 
zeichnungen des damaligen Milosevic-Vertrauten und vorletzten jugoslawischen Staatspräsi¬ 
denten Borislav Jovic: Posledni dani SFRJ, S. 364f. 
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Kroatiens und Bosniens gehörten ebenso zum Arsenal dieser Politik wie die 
Verpflichtung der nach dem Zerfall Jugoslawiens immer mehr zur serbischen 
Armee mutierenden Jugoslawischen Volksarmee. Im Laufe des so ausgelö¬ 
sten Krieges haben sich, was im vorhegenden Zusammenhang unberücksich¬ 
tigt bleiben kann, die Ziele der Milosevicschen Politik neuerlich verschoben. 
In dem Maße, in dem sich Serbien wegen des Krieges internationaler Sank¬ 
tionen und auch der Gefahr eines internationalen militärischen Eingreifens 
in Bosnien ausgesetzt sah, zog sich Milosevic seit dem Spätsommer 1993 von 
der Zielvorstellung der staatlichen Vereinigung der Serben zurück. Die nur 
nach hartem Widerstand der Führung der bosnischen Serben durchgesetzte 
Friedensregelung von Dayton sowie die Hinnahme des Verlustes der Krajna 
und Ost-Slawoniens für die Serben waren Ausdruck dieses Rückzugs von zu 
Beginn des Krieges vertretenen Positionen, um deren willen der militärische 
Konflikt von ihm ausgelöst worden war. 

In weiten Strecken waren diese den Krieg von vornherein akzeptierenden 
Zielvorstellungen Milosevics mit denen der Armeeführung deckungsgleich 
oder kompatibel, und dies machte beide von Anfang an zu Verbündeten. Al¬ 
lerdings gab es jenseits sehr weitgehender Schnittmengen zwischen den In¬ 
tentionen beider Akteure auch Differenzen, die erst im Laufe der Zerfalls¬ 
krise Jugoslawiens und nach Ausbruch des Krieges abgeschliffen wurden. 
Das elementare politische wie materielle Interesse der JNA an einem Erhalt 
Jugoslawiens wie auch des Sozialismus ließ diese im Streit der Republiken 
1989/90 von Anfang eng an die Seite des serbischen Parteichefs rücken. Das 
Instrument des militärischen Eingreifens in Slowenien wie auch in Kroatien 
zum Zwecke des gewaltsamen Erhalts von Staat und System wurde dabei 
mehrfach von der Armee erwogen. 104 Allerdings baute die Armeeführung 
dabei auf ein Mandat der ihr verfassungsrechtlich vorgeordneten jugoslawi¬ 
schen Regierung und des kollektiven jugoslawischen Staatspräsidiums. Da 
ein solches Votum aber in dem politisch bereits handlungsunfähigen, jedoch 
formal immer noch im Amt befindlichen Staatspräsidium nicht herzustellen 
gewesen war, blieben derartige Pläne bis zum Juni 1991 trotz mehrfacher 
Drohungen unrealisiert. Auch als die Armeeführer sich am 26./27.Juni 1991 
in Reaktion auf den slowenischen Unabhängigkeitsbeschluss zum militäri¬ 
schen Eingreifen in Slowenien entschloss, ließ sie sich dieses Eingreifen als 
Maßnahme zur Grenzsicherung von der mittlerweile politisch freilich völlig 
einflusslos gewordenen Bundesregierung absegnen. 105 Trotz der sehr weitge¬ 
henden Deckungsgleichheit der Zielvorstellungen agierte die Armee somit 
zunächst noch weitgehend in einem „jugoslawischen“ Rahmen. Erst mit dem 
erzwungenen Rückzug aus Slowenien schwenkte sie - nicht ohne innere 


104 Erhellend in diesem Zusammenhang die Erinnerungen des damaligen Vorsitzenden des jugo¬ 
slawischen Staatspräsidiums, des Serben Borislav Jovic. Ebd., S. 265 ff., 306 ff. 

105 Über die Reichweite dieser Ermächtigung der Regierung bestehen allerdings widersprüchli¬ 
che Aussagen, vgl. zum Hintergrund die Erinnerungen des damaligen Pressesprechers des Re¬ 
gierungschefs Ante Markovics Tasic: Kako sam branio Antu Markovica (Wie ich Ante Mar- 
kovic verteidigte), S. 103-121, der ein derartiges massives Eingreifen der Armee durch den 
Beschluss der Regierung nicht hinreichend gedeckt sieht. 
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Spannungen in ihrer Führung - auf die ihr von Milosevic zugewiesene neue 
Aufgabenstellung des Einsatzes „für ein neues Jugoslawien“ unter Einschluss 
der Serben in und außerhalb Serbiens ein. 106 Seit Sommer 1991 stellte sich die 
Armee, die auch schon vorher die serbischen Positionen unterstützt hatte, 
offen auf die Seite der Serben Kroatiens; ein gutes Jahr später in Bosnien soll¬ 
te sich dies wiederholen. 

Es waren aber nicht nur die „großen“ Eliten in Politik und Armee, welche 
den Krieg willentlich zum Zwecke ihrer politischen Zielvorstellungen und 
Machtinteressen auslösten. Sie fanden ihre Partner in regionalen Eliten , wel¬ 
che größtenteils als Ergebnis der Auflösungsprozesse der staatlichen Ord¬ 
nung des alten Jugoslawien entstanden und welche in der multiplen Krise 
von Staat und Gesellschaft zu Machtpositionen gelangten, die ihnen unter 
normalen Verhältnissen kaum zugewachsen wären. Diese lokalen Führungs¬ 
kräfte nutzten das mit dem Staatszerfall entstandene institutionelle Vakuum, 
um eigene Machtressourcen zu sichern oder zu erobern. Von ihrem Profil 
her waren es sowohl alte Machtträger, die sich durch den Zerfall Jugoslawi¬ 
ens und der sozialistischen Ordnung bedroht sahen und für welche die na¬ 
tionalistische Mobilisierung eine Chance der Machtwahrung darstellte, es 
waren aber auch neue und im sozialistischen System marginalisierte Kräfte, 
die jetzt in der Konfliktsituation die Rolle von „ethnic entrepreneurs“ im lo¬ 
kalen Raum übernahmen: ehemalige lokale Parteifunktionäre der jetzt be¬ 
deutungslos gewordenen Kommunistischen Partei, Polizeichefs der Gemein¬ 
den, lokale „Intellektuelle“ bildeten ihren Kern. Der zum „Innenminister“ 
der von den Serben der Krajna geschaffenen eigenen Republik aufgestiegene 
ehemalige Polizeichef der Gemeinde Knin Milan Martic, von dem selbst eher 
serbischen Positionen zugewandte Beobachter der Meinung waren, es han¬ 
dele sich um einen „einfach strukturierten“ Menschen 107 , Figuren wie der 
zeitweilige „Präsident“ dieser „Republik“, der Dentist und ehemalige lokale 
KP-Funktionär Milan Babic oder wie Radovan Karadzic in Bosnien, der 
nicht zuletzt aufgrund seiner Herkunft aus einer Cetnik-Familie im soziali¬ 
stischen Ancien regime weder eine politische noch eine intellektuelle Rolle 
hatten spielen können und dem sich eine solche Chance erst mit dem Zerfall 
Jugoslawiens bot, stehen für diese lokalen Akteure, für die der Krieg zu¬ 
gleich Instrument für einen Status- und Machtgewinn war, der ihnen anson¬ 
sten verwehrt geblieben wäre. In ihrer „volkstümlichen Art“ entsprachen sie 
zugleich dem noch weithin traditionalistischen Milieu, in welchem in der 

106 Illustrativ die Beschreibung dieses Rollenwechsels aus der Armee-Perspektive bei Djordje 
Stanic: Istine i zablude o ulozi Armije u jugoslovenskom gradjanskom ratu (Wahrheit und 
Irrtümcr zur Rolle der Armee im jugoslawischen Bürgerkrieg). In: Vojno delo, 1992, 6, S. 6- 
24; Zu den Differenzen innerhalb der Armeeführung und gegenüber der serbischen Führung 
die Memoiren des damaligen Verteidigungsministers Veljko Kadijevic: Moje videnje raspada 
(Meine Sicht des Zerfalls), bes. S. 120 ff., General Nikola Gurba: Vojska i rasbijanje Jugosla- 
vije (Die Armee und die Zerschlagung Jugoslawiens), Beograd 1997, S. 139-148; zur Rolle der 
Armee ferner. Miroslav Hadzic: Armijska upotreba trauma (Der Gebrauch eines Trauma 
durch die Armee). In: Srpska strana rata, hrsg. v. N. Popov, S. 558-581, James Gow: Strategie 
und Kriegeszicle. In: Der Jugoslawien-Krieg, hrsg. v. Meläc, S. 364-380. 

107 Sto nam |e dogodilo (Was uns geschah). In: NIN Nr. 2554 vom 13.1.2000, S. 57. 
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Krajna und in Bosnien die Gewalt entstand. Jovan Opacic, einer der frühen, 
wenn auch keiner der radikalsten Aktivisten der Mobilisierung der Serben in 
der Krajna in der Anfangsphase des dortigen Krieges, hat dies mit unge¬ 
schminkter Offenheit eingestanden: „Hier in der Provinz“; so Opacic, 
„herrscht ein niedriges Bildungs- und Kulturniveau, daher war es leicht, das 
Volk zu manipulieren, im politischen und im psychologischen Sinne - Die 
Leute leben hier unter einer Art politischer Narkose und haben keine kriti¬ 
sche Beziehung zu dem, was geschieht“. 108 

Wenngleich diese lokalen Akteure auch über weite Strecken von den 
„großen“ Führern dirigiert wurden 109 , so waren sie doch nicht in jeder Pha¬ 
se kontrollierbar. Insbesondere zwischen den bosnischen Führern und Mi¬ 
losevic kam es zwischen 1993 und 1995 mehrfach zu erheblichen Konflikten, 
als der Belgrader Herrscher sich aus eigenem Machterhaltungsinteresse her¬ 
aus auf eine Vertragslösung mit den internationalen Mächten orientierte. Die 
Ablehnung des Vance-Owen-Plans und die nur nach erheblichem Belgrader 
Druck von bosnisch-serbischer Seite akzeptierten Dayton-Vereinbarungen 
zeigen 110 , wie sehr die Kriegsdynamik auch von diesen lokalen Teileliten 
mitbestimmt wurde. So sehr sie ausführende Instanzen waren, so sehr ging 
gerade die Eskalation und Gewaltdynamik auch von ihnen aus. 

IV. Gewaltauslösung und Kriegsdynamik 

Die strukturellen Dispositionen des sozialistischen Jugoslawien und die si¬ 
tuativen Umstände des Staatszerfalls bildeten das Milieu, aus welchem her¬ 
aus der kriegerische Konflikt entstehen konnte; die jeweiligen Eliten vor al¬ 
lem auf serbischer Seite jedoch waren es, welche aus der Latenz der Gewalt 
den offenen Krieg werden ließen. Der eigentliche Gewaltausbruch und das 
Hinüberwachsen in den offenen Krieg verlief dabei an den einzelnen Krisen¬ 
herden unterschiedlich. Der erste Krieg in Slowenien im Juni 1991 war dabei 
einem konventionellen Krieg noch am ähnlichsten. Die JNA, die immer wie¬ 
der mit einem militärischen Eingreifen gedroht hatte für den Fall des Zerfal¬ 
les Jugoslawiens, zugleich aber vor einem solchen Eingreifen vor dem Voll¬ 
zug der Abspaltung Sloweniens zurückgeschreckt hatte, reagierte am 26./27. 
Juni auf die Umsetzung der slowenischen Unabhängigkeit mit dem Versuch 
der Besetzung der slowenischen Grenzen und anderer strategischer Punkte. 
Formell berief sie sich dabei auf ihren Verfassungsauftrag der Sicherung der 
territorialen Integrität Jugoslawiens und auf das Mandat zur Grenzsicherung 
von Seiten der noch bestehenden jugoslawischen Bundesregierung. In diesen 
nur kurzen und verglichen mit den folgenden Kriegen geradezu lächerlichen 


108 Dada Vujasinovic: Svedocenja. Üanci o ratu u Jugosiaviji i pisma 1990-1994 (Zeugnisse. Ar¬ 
tikel über den Krieg in Jugoslawien und Briefe 1990-1994), Toronto 1995, S. 73. 

IOT Vor allem gilt dies für die serbische Führung in der Kra|na, die mehrfach je nach taktischen 
Prioritäten Milosevics ausgewechselt wurde; vgl. hierzu Jovic: Poslednji dam SFRJ, S. 430 ff.; 
Srdan Radulovic: Sudbina Krajne (Das Schickst der Krajna), Beograd 1996, S. 28 ff. 

110 Vgl. hierzu auch die Hinweise bei Richard Holbrookc: Meine Mission. Vom Krieg zum Frie¬ 
den in Bosnien, München, Zürich 1998. 
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Kampfhandlungen standen sich in einer Art Staatenkrieg mit der Jugoslawi¬ 
schen Volksarmee auf der einen und der armeeartig organisierten sloweni¬ 
schen Territorialverteidigung zwei klar definierte Waffenträger gegenüber. 
Weder griffen paramilitärische Einheiten in die Auseinandersetzungen ein, 
noch kam es zu jener für die späteren Kriege typische Auflösung der Gren¬ 
zen von Kombattanten und Zivilisten. Schlecht vorbereitet, in dem Glauben 
eines schnellen und leichten Erfolges und wohl auch in Unterschätzung der 
slowenischen Verteidigungsanstrengungen, erlebte die JNA jedoch ein 
schnelles Debakel und musste sich auf internationale Vermittlung hin Anfang 
Juli 1991 aus Slowenien zurückziehen. 111 Das Scheitern der Volksarmee dürf¬ 
te aber nicht zuletzt auch daran gelegen haben, dass ihre Aktion schon zum 
Zeitpunkt ihres Beginns nicht einmal mehr auf Seiten der serbischen Regie¬ 
rung, die längst andere Optionen verfolgte, die uneingeschränkte politische 
Unterstützung besaß, hatte für Milosevic doch nicht mehr der Zusammen¬ 
halt ganz Jugoslawiens Priorität, sondern die Sicherung eines alle Serben um¬ 
fassenden Staatsverbandes. 

Ganz anders verlief die Gewalteskalation in Kroatien und Bosnien. Sie war 
hier nicht nur von anderen Zielen getragen, nämlich der Herauslösung ser¬ 
bisch besiedelter bzw. kontrollierter Gebiete aus dem kroatischen bzw. bos¬ 
nischen Staatsverband; anders und komplexer war hier auch die Akteurs¬ 
struktur der Kriege, und auch die Verlaufsformen der Gewalt nahmen hier 
neue Formen und Qualität an. Beide militärischen Konflikte bewegten sich 
hier ungleich mehr im diffusen Bereich eines „organisierten“ Krieges von 
Armeen, aber auch des Bürgerkrieges und des Bandenkrieges, in dem insbe¬ 
sondere in Bosnien die Trennlinien zwischen Zivilbevölkerung und Kombat¬ 
tanten völlig einbrachen. Gewaltinitiierung und Auslösung des Krieges wie¬ 
sen dabei in Kroatien und in Bosnien eine ganze Reihe auffälliger Parallelen 
auf. Überall begann der Prozess der Gewalteskalation dabei zunächst mit der 
politischen Mobilisierung der lokalen Bevölkerung durch Meetings und De¬ 
monstrationen, die lange vor der eigentlichen Phase des Staatszerfalls ihren 
Anfang nahmen. Früh schon wurde dabei auch die Option des bewaffneten 
Konfliktes popularisiert. Beispielhaft lässt sich dies an der Krajna verfolgen, 
wo die Anfänge dieser Mobilisierung bereits auf die Jahre 1988/89 zurück¬ 
gehen, als die dortigen Serben in deutlicher zeitlicher Koinzidenz und in¬ 
haltlicher Übereinstimmung mit der Politik von Slobodan Milosevic gegen 
ihre vermeintliche Benachteiligung und Bedrohung zu protestieren began¬ 
nen. In dem Maße, in dem sich sowohl eine Überwindung des sozialistischen 
Systems wie auch vor allem ein Auseinanderfallen Jugoslawiens als reale 
Möglichkeit abzuzeichnen begann, wurde dabei von den lokalen Wortfüh¬ 
rern auch der bewaffnete Widerstand gegen eine Verselbständigung Kroati- 

111 Vgl. aus slowenischer Perspektive die Erinnerungen des damaligen Verteidigungsministers Ja- 
nez Jansa: Premiki. Nastajanje in odbramba slovenske drzave (Verschiebungen: Entstehen und 
Verteidigung des slowenischen Staates), Ljubljana 1992; aus serbischer Sicht und mit Kritik 
am inkonsequenten und zu zögerlichen Vorgehen der Armee bei ihrem Einsatz in Slowenien 
die Memoiren des damaligen Generals der JNA Miroslav Sekulic: Jugoslaviju niko nije branio 
(Jugoslawien hat keiner verteidigt), Beograd 1997. 
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ens angekündigt. In einem weiteren Schritt in Richtung auf den gewaltsamen 
Konflikt folgte sodann die schrittweise Herauslösung der serbisch besiedel¬ 
ten Gebiete aus der Souveränität der kroatischen Zentralregierung. Zunächst 
geschah dies durch die eigenmächtige administrative Vereinigung der mehr¬ 
heitlich serbisch besiedelten Gemeinden, nach dem Wahlsieg der bürgerlich¬ 
nationalen HDZ in den ersten freien Wahlen in Kroatien im Frühjahr 1990 
und der Ankündigung der kroatischen Abspaltung von Jugoslawien sodann 
mittels der Schaffung eigener, sich der Unterstellung unter die Zagreber Zen¬ 
tralregierung verweigernden Institutionen. Auf allen Ebenen, von den Ver- 
waltungs- und Mitwirkungsinstanzen bis hin zur Polizei wurden Parallelin- 
stitutionen geschaffen bzw. die bestehenden Institutionen okkupiert. In 
anderen serbisch besiedelten Gebieten Kroatiens, so in Ostslawonien, wie¬ 
derholte sich dieses Muster, das nach Ausbruch des Krieges im November 
1991 in der Schaffung der sogenannten „Republik Serbische Krajna“ (RSK) 
ihren Abschluss fand. 112 In Bosnien folgte die Konfliktstrategie dem gleichen 
Schema. Auch hier begannen die Auseinandersetzung mit dem Auszug der 
Serben aus den bestehenden gesamtbosnischen Institutionen und der Ver¬ 
selbständigung der von ihnen bewohnten Gebiete, die hier schon vor dem 
Ausbruch der offenen Feindseligkeiten zeitweilig zu fünf „autonomen serbi¬ 
schen Gebieten“ führte und die hier genauso wie in Kroatien in der Schaf¬ 
fung einer staatliche Qualität beanspruchenden „Republika Srpska“ (RS) 
gipfelte. 113 Letztlich verlief auch die Auseinandersetzung im Kosovo ähnlich, 
wenn auch gewissermaßen in umgekehrter Richtung, waren es hier doch die 
Albaner, die in Reaktion auf ihre zunehmende staatliche Unterdrückung und 
Ausgrenzung sich mit einem „Parallelstaat“ der serbischen Souveränität 
entzogen. Die Herauslösung aus dem jeweiligen Staatsverband machte die 
aufgebrochenen Auseinandersetzungen damit zugleich zu Souveränitätskon¬ 
flikten, die praktisch nicht mehr verhandelbar waren. Versuche 
der jeweiligen Zentralregierungen, diese Souveränitätsverweigerungen rück¬ 
gängig zu machen, trugen denn auch ganz maßgeblich zur Eskalation der 
Gewaltspirale bei. In Kroatien kam es beispielsweise über das Bemühen der 
Zagreber Regierung, die Polizeigewalt in der Krajna zurückzugewinnen, zu 
den ersten massiven bewaffneten Zusammenstößen. Vor allem auf serbischer 
Seite waren derartige Herauslösungsbestrebungen aber von Anfang an auch 
von einer gezielten Vorbereitung der militärischen Auseinandersetzung be¬ 
gleitet. Die Aneignung der bestehenden Waffen aus Beständen der Polizei 
und der Territorialen Volksverteidigung sowie die Aus- und Aufrüstung der 
gebildeten Milizen von Seiten der JNA und Serbiens zielten so schon in der 
Anfangsphase der Konflikte auf eine favorisierte gewaltsame Umsetzung der 
eigenen Pläne. 


112 Vgl. die zwar einseitig für die serbische Seite Partei nehmende, jedoch illustrative Beschrei¬ 
bung des in der Zeit vor und während des Krieges in der Krajna tätigen serbischen Journali¬ 
sten Srdan Radulovic: Sudbina Krajne, S. 11 ff. 

,,J Vgl. die Chronologie der Ereignisse bei Silber u. Little: The Death of Yugoslavia, S. 233 ff., 
Calic: Der Krieg in Bosnien-Hercegovina, S. 82 ff. 
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In dem Klima mobilisierter Emotionen, des kaum mehr konsenswilligen 
Antagonismus der jeweiligen Führungsgruppen und der Bereitschaft zur ge¬ 
waltsamen Austragung der Gegensätze bedurfte es dann zumeist nur mehr 
noch des herbeigeführten Anlasses, oftmals nur des Gerüchtes oder der Pro¬ 
vokation, um den Kreislauf der Gewalt in Gang zu setzen. Wer den Aus¬ 
bruch der Gewalttätigkeiten vor Ort rekonstruiert, der wird bisweilen ver¬ 
wunden feststellen, aus welch nichtigen Anlässen die Gewalt letztendlich 
tatsächlich ausbrach. Auch hier mag der Ausbruch der Kampfhandlungen in 
Kroatien als Illustration dienen. Das Absingen nationalistischer Lieder, das 
demonstrative Tragen von Waffen, nur der Provokation und der Verunsiche¬ 
rung dienendes Herum-Schiessen führte die Situation in der Krajna und in 
Slawonien im Laufe des Sommers 1991 systematisch an die Schwelle des of¬ 
fenen Zusammenstoßes heran. 1 M Gerüchte dienten dazu, noch ruhige Dör¬ 
fer und kontrollierbare Situationen in den Sog des Konfliktes geraten zu las¬ 
sen. Die Nachricht, es gebe in der Zagreber Regierung „Listen“ mit Namen 
zur Liquidierung von Serben, diente beispielsweise in der Krajna als Anlass 
zur Verteilung von Waffen aus Beständen der Territorialverteidigung und der 
Jugoslawischen Volksarmee an die Bevölkerung. 115 Ereignisse ohne erkenn¬ 
baren politischen Hintergrund wurden gezielt politisiert. Ebenfalls in der 
Krajna etwa wurde der Überfall auf einen örtlichen Vertreter der Serben (wie 
sich später herausstellte, ohne jeglichen nationalitätenpolitischen Hinter¬ 
grund) im Mai 1990, schon bevor die Ursachen überhaupt bekannt waren, 
von den Belgrader und den lokalen Medien zum „Angriff auf das ganze ser¬ 
bische Volks“ deklariert und zum Anlass genommen, um mit der Einrich¬ 
tung bewaffneter nächtlicher Streifen in serbisch bewohnten Dörfern zu be¬ 
ginnen. 116 Oftmals waren es dabei „symbolische Anlässe“, welche den 
Ausbruch der Gewalt auslösten. Die Einführung neuer Uniformen für die 
kroatische Polizei wurde beispielsweise zum Vorwand der serbischen Polizi¬ 
sten genutzt, sich dem Kommando der kroatischen Regierung zu entziehen, 
da diese angeblich die alten, aus der Ustasa-Zeit bekannten schwarzen Uni¬ 
formen wiedereinführen wolle (woran in der Praxis nie gedacht war). Im sla- 
wonischen Dorf Borovo Selo bot unter anderem der Streit um das Aufzie¬ 
hen einer jugoslawischen oder einer kroatischen Fahne einen Anlass, die hier 
seit Wochen schwelende Auseinandersetzung ein erstes Mal gewaltsam auf¬ 
brechen zu lassen. Provokation und Vergeltung ließen den Konflikt dann 
binnen weniger Tage zum Krieg eskalieren. Oftmals waren es dabei gerade 
Kräfte von außen, beispielsweise paramilitärische Freiwilligengruppen aus 
Serbien, die diesen Prozess der Radikalisierung dort vorantrieben, wo die Si¬ 
tuation noch relativ ruhig war und noch Raum für einvernehmliche Lösun- 


114 Vgl. die Flüchtlingserzählungen aus Bosnien bei Stevan M. Wine: Whcn History bccomes a 
Nightmare, S. 41f. 

115 Vgl. den Bericht aus einer gemischtethnisch besiedelten Gemeinde in Ostslawonien bei Dob- 
rila Gajic-Glisic: Srpska vojska. Iz kabineta Ministra Vojnog (Die serbische Armee. Aus dem 
Kabinen des Verteidigungsministers), Beograd 1992, S. 242. 

116 Predrag Tasic: Kako je ubijena druga Jugoslavija (Wie das Zweite Jugoslawien zerschlagen 
wurde), Skopje 1994, S. 190 ff. 
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gen bestand." 7 Auch die staatliche Gegengewalt, etwa von Seiten der kroati¬ 
schen Regierung, wirkte dabei nicht selten bewusst konfliktverschärfend. Im 
Frühjahr 1991 glitt die Situation in Orten wie Plitvice, Pakrac oder Borovo 
Selo auf diese Art und Weise schrittweise aber systematisch in die offene, 
kriegerische Gewalt über. 118 

In Bosnien war das Muster kein anderes: Auch hier waren es Provokatio¬ 
nen wie der von einem muslimischen Einzeltäter ausgeführte Anschlag auf 
eine serbische Hochzeitsfeier, die unter Schwenken serbischer Fahnen durch 
die Stadt gefahren war, oder das serbische Heckenschützenattentat am Holi- 
day Inn Hotel auf eine friedliche Demonstration, welche auf der einen wie 
auf der anderen Seite als Anlass diente, die eigene militärische Gewalt auf¬ 
zurüsten. 1,9 Sicherlich folgten derartige Provokationen keinem Selbstzweck. 
Zumindest auf serbischer Seite dienten sie in der Anfangsphase der Kriege 
dazu, ein offenes Eingreifen der Armee auf Seiten der Serben zu legitimieren. 
Besonders in der Krajna boten derartige Anlässe denn auch den Vorwand für 
die JNA, sich auf serbischer Seite offen in die Kämpfe einzuschalten. Jenseits 
allen politischen Kalküls, welches hinter solchen Aktionen steckte, ent¬ 
wickelten sich auf diese Art und Weise aber auch „Gewaltkreisläufe“, in der 
die verbale Gewaltvorbereitung, die Provokation und die Eskalation des Zu- 
sammenstosses sich gleichsam als „self-fullfilling prophecy“ erfüllten. 120 

Allerdings waren derartige lokale Gewalteskalationen nur das Vorspiel 
zum Krieg. Sie blieben regional begrenzte Konflikte relativ niedriger Inten¬ 
sität. Zur wirklichen kriegerischen Auseinandersetzung wurden sie zweifels¬ 
ohne erst durch das Eingreifen der Jugoslawischen Volksarmee bzw. der aus 
ihr hervorgegangenen Einheiten in den Konflikt. Zunächst unter dem Vor¬ 
wand, die streitenden Parteien zu trennen, dann schon früh in unverschleier- 
ter Parteinahme für die serbische Seite, griff die Armee in Kroatien seit Früh¬ 
sommer 1991 in die Auseinandersetzungen ein. Sie gab damit zugleich die 
Reste ihrer „jugoslawistischen“ Orientierung zunehmend auf und wandelte 
sich zu einem Ausführungsorgan serbischer Politik, ganz im Sinne der Mi- 
losevicschen Option einen Zerfall Jugoslawiens mit der militärischen Siche¬ 
rung der staatlichen Einheit aller Serben zu beantworten. 121 Bei dem ein 


117 Gajic-Glisic: Srpska vojska, S. 242; Vujasinovic: Svcdocenja, S. 28; Livada: Kordunski rekvi- 
jem (Requiem auf den Kordun), S. 22. 

1,8 Vgl. die Schilderungen solcher sich aus eher nichtigen Anlässen entwickelnden Gewalteskala- 
tion in journalistischen Beschreibungen: Branislav Gulan: S obc strane pakla (Auf der beiden 
Seiten der Hölle), Novi Sad 1996, S. 11 f., 14, 27 ff., 35 ff.; Vujasinovic: Svedocenja, S. 18 f., 29, 
62 f., Sta nam je dogodio (Was uns geschah). In: NIN Nr. 2552 vom 25.11.1999, S. 52 ff., 
Glenny: The Third Balkan War, S. 75 ff., 105f., Silber u. Littlc: The Death of Yugoslavia, 
S. 146 ff., 153 ff. 

,w Vgl. die dokumentarische Ruckschau auf den Krieg in: Sta nam je dogodio, NIN Nr. 2553 
vom 2.12.1999, S. 56 ff., Melcic (Hrsg.): Jugoslawien-Krieg, S. 355, 369. 

120 Zu diesen typischen Mechanismen eskalierender ethnischer Gewalt Rösel: Vom ethnischen 
Antagonismus zum Bürgerkrieg, S. 169 f. 

121 Vgl. hierzu die zwar durch und durch unkritische und von offener Sympathie durchzogene, 
jedoch informative Biographie von Jovan Janjic: Srpski General Mladic (Der serbische Gene¬ 
ral Ratko Mladic), Novi Sad 1996, S. 21 f., S. Raduiovic: Sudbina Krajne, S. 36-39. 
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gutes Jahr später ausbrechenden Konflikt in Bosnien bedurfte es dieser 
schleichenden Parteinahme der Armee dann ohnehin nicht mehr. Hier agier¬ 
ten die auf bosnischem Territorium stehenden Einheiten der Jugoslawischen 
Armee von Anfang an als militärischer Akteur der Serben und der serbischen 
Regierung in Belgrad. Daran änderte auch der Umstand nichts, dass Slobo¬ 
dan Milosevic die auf bosnischem Territorium stationierten JNA-Truppen 
zur formal eigenständigen Armee der bosnischen Serben umdefinierte, um 
der Gefahr als kriegführende Macht betrachtet zu werden zu entgehen. Auf 
beiden Kriegsschauplätzen, in Kroatien wie in Bosnien, begann der Krieg so¬ 
mit durch die schleichende Gewaltprovokation von Seiten „nicht-professio¬ 
neller“ bewaffneter Gruppen, in beiden Fällen aber war es die Armee, welche 
daraus den offenen Krieg werden ließ. 

Der Kriegsverlauf war dabei in Kroatien wie in Bosnien zunächst durch 
schnelle militärische Erfolge der serbischen Seite geprägt. Diese waren frei¬ 
lich vor allem der Schwäche ihrer Gegner geschuldet, weniger ihrer prinzi¬ 
piellen Überlegenheit. Auch die JNA hatte durch ihren Zerfall in nicht 
unerheblichem Masse an Effizienz eingebüsst. Insbesondere in den Trup¬ 
penteilen, in denen hochwertigere Technik gefordert war, machte sich der 
Wegfall nicht-serbischer Offiziere empfindlich bemerkbar. Unter den einfa¬ 
chen Soldaten schlug das Ausscheiden der nicht-serbischen, vor allem der 
großen Zahl an albanischen Rekruten zu Buche, aber auch die erhebliche 
Zahl an Desertierungen schwächte die Effizienz der Streitkräfte. 122 Sowohl 
die kroatische Seite als auch vor allem die bosnischen Regierungstruppen 
waren demgegenüber ungleich schlechter gerüstet in den Krieg gegangen, 
konnten sie doch kaum auf Waffen der JNA zurückgreifen und waren ih¬ 
nen auch der größte Teil der Waffen der Territorialverteidigung rechtzeitig 
durch die JNA entzogen worden. Ihre Einheiten bestanden daher zunächst 
überwiegend aus den Milizen des Innenministerium, Polizeikräften und 
Freiwilligenverbänden. 123 Die serbischen Eroberungen, die im Falle Kroa¬ 
tiens etwa ein Drittel des kroatischen Staatsgebietes, im Falle Bosniens zeit¬ 
weilig bis zu 70% des Territoriums ausmachten, spiegeln dieses Ungleich¬ 
gewicht wider. Allerdings zeigten sich im Laufe des Krieges, dessen 
ereignisgeschichtlicher Verlauf hier nicht nachgezeichnet werden kann, auf 
beiden Seiten der Fronten zwei gegenläufige Entwicklungstendenzen: 
Während die serbische Seite zunächst ihr größeres Maß an militärischer 
Professionalität und Rüstung gegenüber den eher unprofessionellen und 
milizartig organisierten Gegenkräften der Kroaten und Bosnier geltend ma¬ 
chen konnten, büßten die serbischen Kräfte mit Fortschreiten des Krieges 
zunehmend an Effizienz und wohl auch an Professionalität ein. Umgekehrt 
vollzog sich auf kroatischer, mit zeitlicher Verzögerung auch auf bosnischer 


122 Vgl. hierzu Wolfram Wette: Verweigerung und Desertion im jugoslawischen Bürgerkrieg, ln: 
Gewalt im Krieg, hrsg. v. Andreas Gestrich. Münster 1995, S. 159-173 (=Jahrbuch für histo¬ 
rische Friedensforschung 4. Jg,). 

121 Vgl. hierzu Ozren 2unec, Tarik Kulenovic: Die Jugoslawische Volksarmee und ihre Erben. 
In: Der Jugoslawien-Krieg, hrsg. v. Melc'ic, S. 380 ff. 
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Seite ein deutlicher Professionalisierungs- und Aufrüstungsschub. Vor allem 
die kroatische Armee war gleich nach den anfänglichen Niederlagen seit 
dem Sommer 1991 durch systematische Aufrüstung zu einer schlagkräfti¬ 
gen Armee ausgebaut worden, mit dem schon seit Sommer 1993 nicht mehr 
verschwiegenen Ziel, die von Serben kontrollierten Gebiete notfalls auch 
militärisch zurückzugewinnen. 124 Seit Frühjahr 1994 wurde dies mit Dul¬ 
dung der internationalen Mächte zunächst in West-Slawonien und dann im 
Sommer 1995 in der Krajna realisiert und damit ein erstes mal die militäri¬ 
sche Bilanz entscheidend zugunsten nicht-serbischer Kräfte verändert. Ins¬ 
besondere hier erwiesen sich die serbischen Kräfte dabei als hoffnungslos 
unterlegen. Gegen einen damals schwächeren Gegner hatte sie 1991 zwar 
mit der Rückendeckung der JNA ihre Territorien sichern können. Genauso 
wie die von ihnen reklamierte „Republik“ aber ein Operettenstaat geblie¬ 
ben war, war auch ihre Armee nie über eine schlecht organisierte und be¬ 
zahlte „Halbtags“-Miliz hinausgekommen. 125 Die Armee der bosnischen 
„Republika Srpska“ hatte aufgrund der massiven Überantwortung von Per¬ 
sonal und Waffen aus den Einheiten der Jugoslawischen Volksarmee und 
der nie ganz aufhörenden Unterstützung aus Belgrad zwar von Anfang an 
ein höheres Maß an Schlagkraft und Organisiertheit entwickelt als in der 
Krajna. Aber auch sie litt mit der Zeit an Auszehrung. Entscheidende Ver¬ 
besserungen ihrer Position gelangen ihr daher seit 1993 kaum mehr. Zur 
gleichen Zeit hatte sich die rüstungsmäßige Unterlegenheit der bosnischen 
Seite infolge der von westlicher Seite stillschweigend hingenommenen Auf¬ 
rüstung der Muslime zunehmend vermindert. Die Erfolge, welche die bos¬ 
nische Armee nach dem Washingtoner Abkommen im Februar 1994, mit 
dem auf amerikanischen Druck hin die bosnisch-kroatischen Feindseligkei¬ 
ten beendet wurden, im Verein mit den bosnischen Kroaten und der kroati¬ 
schen Armee seit Sommer 1994 erzielten, spiegelten diese mittlerweile ein¬ 
getretene Verschiebung im Kräfteverhältnis wider. Es war letztendlich 
gerade diese Veränderung des militärischen Gleichgewichts (neben dem 
zeitgleich einsetzenden militärischen Engagement des Westens in Form der 
Luftangriffe zugunsten der antiserbischen Koalition), welche die Serben 
denn auch letztendlich in die Zustimmung zur Dayton-Lösung zwangen. 126 

V. „Molekularer Bürgerkrieg“ oder „herkömmlicher“ Krieg: Zum Charak¬ 
ter der militärischen Konflikte im früheren Jugoslawien 

Die Auffassung, die Kriege im früheren Jugoslawien „zeichne(ten) sich 
durch besondere Grausamkeit der Akteure aus“, hat die Literatur bis heute 
immer wieder geprägt, ebenso wie die Auffassung, es handele sich hierbei um 
eine Kriegsgewalt, die sich „einer Erklärung mit herkömmlichen Begriffen 


1,4 Vgl. u. a. den kroatischen Außenminister Mate Granic im Gespräch mit dem amerikanischen 
Sonderbeauftragten Richard Holbrooke: Meine Mission, München 1998, S. 74. 

125 Radulovic: Sudbina Krajne, S. 98 f. 

126 Zur Rolle der bosnischen Offensive als Druckmittel zur Erzwingung der serbischen Zustim¬ 
mung zu den internationalen Friedensplänen 1995 siche Holbrooke: Meine Mission, S. 250-263. 
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entzieh(e)“. 127 Weder die These von der besonderen Gewalthaftigkeit noch 
gar jene vom atavistischen, auf unverstandenen Leidenschaften gründenden 
„Stammeskrieg“ trifft die Ereignisse freilich. Nichts von alledem, was wir im 
vergangenen Jahrzehnt auf dem Balkan erlebt haben, sollte als spezifisch bal- 
kanisch missgedeutet werden. All die perfiden Gewaltpraktiken, die uns aus 
dem Bosnien-Krieg geläufig sind, so hat Peter Waldmann zu Recht formu¬ 
liert, hätten selbst schon im amerikanischen oder spanischen Bürgerkrieg 
Anwendung gefunden Die Kriege waren durchaus kein Ausdruck von „tri- 
bal powers and native massacree traditions“, dem Prinzip gehorchend „to 
destroy is victory“. 128 Im Gegenteil: Alle Gewalt in diesem Krieg, egal auf 
welchem Schauplatz, war durch und durch zweckrational und kalkuliert. 
Wie in jedem Krieg ging es dabei auch in den Kriegen von Kroatien bis Ko¬ 
sovo um territoriale Akquisition und um das Neu-Ziehen von Grenzen. Zu¬ 
gleich aber war die Kriegsgewalt darauf ausgerichtet, die eroberten und kon¬ 
trollierten Territorien als ethnisch homogene der eigenen Herrschaft zu 
unterwerfen. Der Siegreiche gab sich in diesen Kriegen nicht damit zufrie¬ 
den, den Unterworfenen seiner Herrschaft zu unterstellen; es ging ihm nicht 
um die Erzwingung seiner Loyalität, ja nicht einmal um die Assimilation des 
Andersethnischen, sondern um dessen Eliminierung, sei es durch Vertrei¬ 
bung oder Ermordung. Vor der Wucht der „ethnischen Säuberung“ schützte 
kein Loyalitätsbekenntnis gegenüber den neuen Machthabern, ein solches 
wurde nicht einmal abgewartet oder erbeten, bevor man die Mitglieder der 
anderen ethischen Gruppe tötete oder vertrieb. Ihre Angehörigen hatten das 
Territorium zu räumen und den Traum des ethnisch reinen Nationalstaates 
nicht zu stören. Auf praktisch allen Seiten folgte die militärische Gewalt 
derartigen Prämissen: Dies war so, als die Serben im Frühjahr 1991 ihre 
Herrschaft über die Krajna errichteten und als die Kroaten diese 1995 
zurückeroberten; es bestimmte die Kriegsführung in Bosnien, es lag den 
Massenvertreibungen der Albaner im Kosovo zugrunde und keiner anderen 
Maxime scheint auch die U(^K heute zu folgen, da sie trotz gegenteiliger Be¬ 
kundungen ungeschminkt einem Kosovo ohne Serben zuarbeitet. Es ist da¬ 
her zu Recht immer wieder darauf verwiesen worden, dass die mit großer 
Planmäßigkeit ins Werk gesetzten „ethnischen Säuberungen“ nicht Folge 
oder Mittel der Kriegsführung waren, sondern das Ziel des Krieges. 129 Dem 
nämlichen Ziel der ethnischen Homogenisierung dienten nicht nur die Ver¬ 
treibungen, sondern auch alle anderen Formen der Gewalt. Auch den Verge¬ 
waltigungen ist wohl nicht zu Unrecht eine solche Zweckrationalität als In- 


127 Katschnig-Fasch: Zur Genese der Gewalt der Helden, S. 97; Keegan: Die Kultur des Krieges, 
S. 97, 101, 555. 

128 Thompson: Paper House, S. 294 ff. 

129 Stevan M. Wine: When History becomes a Nightmare, S. 50. Illustrativ in diesem Zusam¬ 
menhang auch die Rekonstruktion der .ethnischen Säuberung“ in der bosnischen Stadt Zvor- 
nik anhand von Flüchtlingsberichten bei: Stephan Müller Zvornik. Das Modell einer ethni¬ 
schen Säuberung. In: Südosteuropa 44, 1995, 5, S. 290-309; nützlich in der Systematisierung 
.ethnischer Säuberungsformen“, aber wenig ergiebig für Bosnien und Kosovo hingegen And¬ 
rew Bcli-Fialkoff: Ethnie Cleansing, London 1999, S. 123-136, 157-164. 
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strument ethnischer Homogenisierung unterstellt worden. Auch sie, so ist 
argumentiert worden, zielten nicht nur auf die physische und psychische Be¬ 
schädigung der Frauen, sondern auf die Verletzung der Frauen als Teil und 
als Symbol des anderen Ethnikums . 130 Gerade in diesem Charakter als In¬ 
strument der Strategie ethnischer Gewalt unterscheiden sich die Massenver¬ 
gewaltigungen wohl auch von ähnlichen Erscheinungen wie sie in anderen 
Kriegen vorgekommen sind, etwa im Kontext des Vordringens der Roten 
Armee zum Ende des Zweiten Weltkrieges. Unabhängig davon waren sie, 
wie vereinzelte Aussagen von Tätern andeuten, aber vor allem wohl auch ein 
unmittelbares Mittel der Durchführung der Politik der ethnischen Säube¬ 
rung. Sie sollten, so haben Täter zu Protokoll gegeben, einen derartigen 
Schrecken verbreiten, dass den Verbliebenen nur noch die Flucht als Ausweg 
erscheinen musste und eine eventuelle Rückkehr nicht mehr in Betracht 
kam . 131 Auf das Ziel ethnisch homogener Territorien schließlich zielte auch 
die in großem Maße auf allem Seiten zerstörten kulturellen Symbole des An¬ 
deren. Ob die von Serben zerstörte Moschee von Banja Luka oder die von 
Kroaten in die Luft gesprengte Brücke von Mostar, ob die von Muslimen 
zerstörten orthodoxen Kirchen in Bosnien oder die von Albanern in symbo¬ 
lischer Rache für Vertreibung und Repression umgestürzten Zeugnisse ser¬ 
bischer Präsenz und serbischer Kultur im Kosovo - all diese Gewaltakte wa¬ 
ren Ausdruck einer Austragung ethnischer Konflikte, deren strategisches 
Ziel stets nicht nur in der Vertreibung oder Vernichtung des anderen Ethni¬ 
kums lag, sondern die mit ihm zugleich auch alle kulturellen Zeugen, die an 
seine Präsenz erinnerten, zu beseitigen suchte. 

Wenn die Kriege im früheren Jugoslawien von ihrer Gewaltintensität und 
Gewalthaftigkeit her nicht als spezifisch „balkanisch“ zu betrachten sind, so 
bleibt abschließend nach ihrem Charakter im Rahmen einer vergleichenden 
Typologie heutiger Kriege zu fragen. Gegenwärtige Kriege, so ist argumen¬ 
tiert worden, würden sich durch einen Rückzug des Staates als Akteur, durch 
neue und unterhalb des Staates angesiedelte Gewaltträger und damit auch 
durch das Ende jeglicher Form der „Einhegung“ des Krieges auszeichnen . 132 
In letzter Instanz seien heutige Kriege, so hat Hans Magnus Enzensberger 
diese These auf die Spitze getrieben, Ausdruck jenes grenzenlosen und sich 
jeglicher Begründung verweigernden „molekularen Bürgerkriegs “. 133 In 
mancher Hinsicht mögen sich die Kriege im früheren Jugoslawien auf den 


1,0 Zur Rolle der Vergewaltigungen als symbolischer Aggression gegen die andere Nation vgl. 
Ruth Seifert: Der weibliche Körper als Symbol und Zeichen. Geschlcchtsspezifische Gewalt 
und die kulturelle Konstruktion des Krieges, ln: Gewalt im Krieg, hrsg. v. Andreas Gestrich. 
Münster 1996, S. 13-33, sowie jüngst auch Ronit Lentin: (En)Gcndering Genocide. Die Femi¬ 
nisierung der Katastrophe, ln: Zeitschrift für Genozidforschung 1, 1999, 1, S. 71-89. 

131 Wine: When History becomes a Nightmare, S. 48. 

133 Creveld: Der Krieg der Zukunft, S. 84 ff. 

133 Hans-Magnus Enzensberger: Aussichten auf den Bürgerkrieg, Frankfurt/M. 1993; mit dem 
Begriff der „neuen Anarchie“ ähnlich Roben D. Kaplan: The Coming Anarchy. In: Atlantic 
Monthly 273, 1994, 2, S. 44-76; kritisch dazu Herfried Münkler: Der Krieg der Zukunft und 
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ersten Blick in dieses Bild einfügen. Zumindest in Kroatien und Bosnien ha¬ 
ben in der Tat paramilitärische Gruppen und nicht-professionelle bewaffne¬ 
te Bevölkerungsteile eine gewichtige Rolle im Kriegsgeschehen gespielt. Sie 
haben zu jenem vermeintlich unübersichtlichen Bild des Krieges beigetragen 
und manchen dazu veranlasst, von einem anomischen, ungeordneten Krieg 
zu sprechen, in den man schon aus diesem Grunde besser von außen nicht 
interveniere. Die Rolle dieser Verbände ist sicherlich nicht zu unterschätzen. 
Sie waren allerdings offenbar nicht jene autonomen und unkontrollierten 
Gewaltakteure, als welche sie bisweilen gedeutet wurden und als welche sie 
sich auch selbst gerne ausgaben. Auch wenn von den verantwortlichen Ak¬ 
teuren zum Zwecke der Externalisierung eigener Verantwortlichkeit gele¬ 
gentlich auf die angebliche Unkontrollierbarkeit dieser paramilitärischen 
Gruppen hingewiesen worden ist 134 , so lassen sie sich weder in Kroatien 
noch in Bosnien mit jenen im institutionenfreien Raum agierenden „war- 
lords“ vergleichen, wie sie etwa für die afrikanischen Kriegschauplätze so ty¬ 
pisch zu sein scheinen . 135 Die Freischärler-Gruppen eines Arkan oder Seselj 
agierten nicht in einem Vakuum an zerfallenen oder einflusslos gewordenen 
staatlichen Instanzen, sondern vielmehr durchweg in enger, „arbeitsteiliger“ 
Absprache mit den jeweiligen Armeen oder den Zivilinstanzen. Nicht weni¬ 
ge ihrer Anführer, und zwar gerade die einflussreichsten wie Arkan, hatten 
schon lange vor dem Krieg engen Kontakt zu jugoslawischen staatlichen Or¬ 
ganen, vor allem zum Geheimdienst, gehabt oder waren gar für diesen tätig 
gewesen. Die Gründung der Freischärler-Verbände bei Ausbruch des Krie¬ 
ges geschah denn auch fast durchweg mit Billigung oder gar in Absprache 
mit den politischen und militärischen Instanzen, und jene Gruppen, die sich 
an diesen vorbei bildeten, wie etwa die zur „Oppositionspartei“ des Vuk 
Draskovic gehörenden Verbände, wurden denn auch zunehmend vom Staat 
in ihrem Wirkungskreis eingeengt . 136 Während des Krieges in Kroatien und 
Bosnien arbeiteten die Freischärlergruppen fast durchweg eng mit den dorti¬ 
gen „staatlichen“ Institutionen der abgespaltenen „Republiken“ der Krajna 
Serben und der „Republika Srpska“ zusammen. Nicht selten waren sie direkt 
in deren Territorial-Verbände integriert. Bewaffnung und logistische Hilfe 
wurden zumeist von regulären Armee-Einheiten vorgenommen . 137 Auch 
strategisch agierten sie fast durchweg in enger Arbeitsteilung mit den re¬ 
gulären Verbänden. Zum einen entlasteten sie die von Mobilisierungsproble- 

133 Vgl. etwa die vielfältigen Versuche der kriegführenden Parteien, die Freischärler-Gruppen ge¬ 
genüber den internationalen Organisationen in diesem Lichte dazustellen, in: The ’Yugo- 
slav’Crisis in International Law, Teil I: General Issues, Cambridge 1998 (= Cambridge Inter¬ 
national Documents Series, Bd. 5), S. 523. 

1,5 Zum Typus des „warlords" Waldmann: Bürgerkrieg, S. 480-500, Bernd Ludermann: Grauzo¬ 
nen der Staatlichkeit, ln: Der Überblick, 1995, 2, S. 5-9. 

136 Vgl. entsprechende Stellungnahmen des serbischen Militärs in: Gajic-Glisic: Srpka vojska, 
S. 54 ff, 86, 98 ff.; zu den früheren Geheimdienstverbindungcn Thomas: Serbia under 
Milosevic, S. 93-106. 

137 Vgl. exemplarisch den Bericht des UN-Generalsekretärs zur Sicherheisratsresolution 
S/24353 vom 27. Juli 1992. In: The .Yugoslav' Crisis in International Law, Teil I: General Is¬ 
sues, S. 541 f. 
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men und Desertierungen geplagte Armee. Zum zweiten oblagen ihnen in den 
kriegerischen Auseinandersetzungen bestimmte Aufgaben: In der Anfangs¬ 
phase des Krieges trugen sie zur Radikalisierung der Gewaltkreisläufe bei. 
Von ihnen gingen viele der Übergriffe und Provokationen aus, die sowohl in 
Kroatien als auch in Bosnien gezielt dem Anheizen der Gewalt dienten. 
Nach dem offenen Ausbruch des Krieges waren sie verantwortlich und 
scheinbar auch zuständig für die Durchführung von Gewaltaktionen gegen 
die Zivilbevölkerung, wie etwa den Massenrepressionen um die Bevölkerung 
zur Flucht zu treiben oder auch für die direkte Organisation der Vertreibun¬ 
gen. 138 Zweifelsohne gab es gerade unter ihnen warlord-ähnliche Vernetzun¬ 
gen mit wirtschaftskriminellen und mafiosen Aktivitäten. So ist ihnen im 
Hinblick auf Plünderungen wohl weithin freie Hand gelassen worden, ge¬ 
wissermaßen als Beitrag zur Subsistenzsicherung und als „Entlohnung“ für 
ihren Beitrag zum Krieg. 139 Die Aussicht auf Gewinne war dabei bisweilen 
auch stärker als alle Ideologien und der angeblich so alte und unversöhnliche 
Hass aufeinander. Serben und Kroaten etwa trieben zeitweilig in Teilen Bos¬ 
niens einen einträglichen Handel miteinander, während sie sich an anderer 
Stelle bekämpften; in Nord-West-Bosnien florierte die Wirtschaft zwischen 
den abtrünnigen Muslimen des Fikret Abdic mit den gleichen Serben, die zur 
gleichen Zeit muslimische Städte und Dörfer füsilierten. Muslime kauften für 
D-Mark von Serben Raketen und ließen diese sogar, um die Sache einfacher 
zu machen, gegen einen „Aufpreis“ gleich von den Serben auf die Kroaten, 
für die sie gedacht waren, abfeuern. „Trade in all directions across the con- 
frontation lines continued throughout the war (...)“, so bilanziert der zeit¬ 
weilige Bosnien-Vermittler Lord Owen. 140 Auch übernahmen gerade die 
Freischärlergruppen die Organisation bestimmter Wirtschaftsbereiche, aus 
denen sich der Staat angesichts der internationalen Wirtschaftssanktionen 
zurückziehen musste. 141 Gleichwohl scheinen auch die ökonomischen Akti¬ 
vitäten der Freischärler-Verbände nicht jene Dimension organisierter Wirt¬ 
schaftstätigkeit angenommen oder gar zur Schaffung kontrollierter „Gewalt¬ 
märkte“ geführt zu haben, wie es etwa für die um Drogen- oder Ölgeschäfte 
gruppierten warlord-Strukturen in Kolumbien oder in Teilen Afrikas typisch 
ist. Die Freischärlergruppen blieben eher raubökonomische Hilfstruppen der 
staatlichen bzw. quasi-staatlichen Kriegsakteure, die keine eigenen Struktu¬ 
ren schufen, sondern in die bestehenden Strukturen eingeordnet blieben. 
Auch darin scheinen sie im übrigen durchaus in der Tradition ihrer Vorgän¬ 
ger aus früheren Zeiten zu stehen. Schon für den Balkan-Krieg 1912/13 hat- 


u» Vgl. die Rekonstruktion der „ethnischen Säuberung“ in Zvomik anhand von Flüchtlingsbe¬ 
reichten, in: Müller: Zvomik. Das Modell einer ethnischen Säuberung, S. 290-309. 

119 Vgl. Hinweise auf solche Plündcrungsaktivitätcn der Freiwilligenverbände für Slawonien in 
den Erinnerungen des serbischen Journalisten Gulan: S obe strane pakla, S. 174, 381, 384 f. 

140 David Owen: Balkan Odyssey, New York 1995, S. 350, hierzu auch mit weiteren Beispielen 
Bougarel: Zur Ökonomie des Bosnien-Konfliktes; zu den innermuslimischen Kriegshandlun¬ 
gen Brendan O’Shea: Crisis at Bihac: Bosnia's Blody Battleficld, Glouccstershire 1998. 

141 Hierzu allgemein: Utz Jaeggle auf dem 29. Volkskundekongress; Stietencorn: Töten im 
Krieg. 
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te der damals als Kriegsberichterstatter beschäftigte Leo Trotzki in einem sei¬ 
ner scharfsinnigen Artikel über das Kriegsgeschehen über die enge Verzah¬ 
nung von Freischärlern und regulären militärischen Verbänden berichtet. 142 
Jeder Versuch, die Kriege in Jugoslawien mit Verweis auf derartige Gewalt¬ 
akteure in den Bereich anomischer und irrationaler Unübersichtlichkeit zu 
verweisen, scheint daher nur auf schwachen empirischen Füssen zu stehen. 
Die Kriege im früheren Jugoslawien sind somit von all ihren Strukturele¬ 
menten her weder ein archaisches Relikt vormoderner Gewalt gewesen, noch 
scheinen sie als Beispiel jenes neuen Typus eines globalen „molekularen 
Weltbürgerkriegs“ zu taugen, wie ihn Hans-Magnus Enzensberger für das 
Ende des 20.Jahrhundert ausgemacht haben will. In Zielsetzung und Struk¬ 
turen fügen sie sich vielmehr in jenen Typus Krieg ein, wie er als ein „inne¬ 
rer Krieg“ für die Zeit nach 1945 zunehmend typisch geworden ist. 143 


141 Leo Trotzki: Die Balkankriege 1912/13, Essen 1995 (Ins Deutsche übersetzter Nachdruck der 
russ. Ausgabe von 1926), S. 264 f. 

143 Vgl. zur Typologie der Kriegskonflikte nach dem Zweiten Weltkrieg Klaus Jürgen Gantzel: 
War in the Post-World-War II World, S. 123 ff. 
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